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(a) W e r bu n g sv e r su c h  b e i  M a n dy  S .  

Dies betraf in erster Linie die damals in Chemnitz wohnhafte Mandy S. Wie der Zeuge 

Dr. Vahrenhold angab, sei gegen sie mit der Absicht einer „weiteren Erkenntnisgewinnung“ 

noch im November 2000 ein Werbungsvorgang eingeleitet worden. Bei der Einleitung dieses 

Operativvorgangs sei festgehalten worden, „dass das LKA Thüringen mit Mandy S. im Rah-

men der Fahndung nach den Flüchtigen ein Gespräch führte, wobei sich Mandy S. kooperativ 

zeigte und angab, diese Person zu kennen.“1621 Zum weiteren Ablauf gab der Zeuge an, dass 

es am 29. Januar 2001 ein Gespräch mit S. gegeben habe: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Im Rahmen der operativen Bearbeitung wurde 

dann Mandy S. am 29. Januar 2001 an ihrem Wohnort angetroffen und mit ihr ein In-

formationsgespräch geführt. In diesem Gespräch versuchte sie mitzuteilen, dass sie 

lediglich als Freundin ihres Lebensgefährten in der Vergangenheit in der Szene akzep-

tiert wurde. Ihre Lebensziele haben sich angeblich mittlerweile geändert und einen 

bürgerlichen Charakter angenommen. Sie wolle sich – nach ihren Angaben – nicht 

weiter in der Szene integrieren. Es kam aber zu keiner Zusammenarbeit mit Struck. 

Weitere Kontakte durch das LfV lehnte sie damals ab, da sie nicht gewillt sei, jeman-

den zu verraten.“1622 

In der Folge habe es seitens des LfV Sachsen keinen weiteren Kontakt zu Mandy S. 

und auch keine gegen sie gerichteten Maßnahmen mehr gegeben.1623 Wie der Zeuge Lange 

angab, waren die Maßnahmen des LfV Sachsen, „was die Fahndung nach den drei Geflüchte-

ten angeht“, damit beendet. Das Amt habe sich „dann auch anderen wichtigen Aufgaben- 

feldern wieder zugewandt.“1624 

 

(b) S e l b s t a nb i e t e r  K a i  S .  

Der frühere Lebensgefährte der Mandy S., Kai S., wandte sich am 19. April 2001 an die „Aus-

steigerhotline“ des LfV Sachsen.1625 Daraufhin fand am 24. April 2001 mit ihm ein „Informa-

tionsgespräch“ in Chemnitz statt. Wie der Zeuge Dr. Vahrenhold angab, habe es sich um ei-

                                                        
1621 Ebd., S. 15. 
1622 Ebd. 
1623 Ebd., S. 72. 
1624 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 7. 
1625 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 15. 
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nen „Möchtegernaussteigerfall“ gehandelt.1626 Bei dem Gespräch habe S. geäußert, „sich mitt-

lerweile aus allem herauszuhalten und angeblich die Kontakte zu Szeneangehörigen abgebro-

chen zu haben.“1627 Später fanden noch zwei Folgegespräche auf Initiative des S. statt: 

„Sowohl am 16. Mai 2001 als auch am 22. Oktober 2001 nahm er dann nochmals tele-

fonisch mit dem LfV Sachsen Kontakt auf – von sich aus – bezüglich seines Strafver-

fahrens in Leipzig. Trotz wiederholter Versuche gelang dann eine konkrete Kontakt-

aufnahme zu einem Gespräch erst am 6. Dezember 2001. S. […] gab damals an, dass 

er jetzt eine Arbeitsstelle in München habe. Ebenso gab er an, dass er die Berufung in 

seinem Verfahren zurückgezogen habe. Ihm sei es mittlerweile egal, und er zahlt seine 

Haftstrafe ab. Das war der Kontakt des LfV Sachsen, der zu Kai S. […] stattfand.“1628 

Bei den Gesprächen mit dem LfV Sachsen machte Kai S. weder Angaben zu den 

Flüchtigen, noch wurde er danach gefragt.1629 Auf Befragen, warum S. nicht danach gefragt 

wurde, gab der Zeuge Dr. Vahrenhold an, dies nicht zu wissen. Auch aus den Unterlagen des 

LfV ergebe sich dazu nichts Näheres.1630 

 

(c) W e r bu n g sv e r su c h  b e i  T h om a s  S .  

Das LfV Sachsen bahnte außerdem einen „operativen Kontakt“ zu Thomas S. an, der „seiner-

zeit nachweislich zu den führenden Köpfen der rechtsextremistischen Skinheadszene“ gehört 

habe.1631 Auf Befragen, ob damit der Anwerbungsversuch gemeint sei, in dessen Zuge 

Thomas S. am 10. Juli 2001 durch das LfV Sachsen angesprochen wurde, gab der Zeuge 

Dr. Vahrenhold ergänzend an, S. habe zwischenzeitlich im Zusammenhang mit dem „Land-

ser“-Verfahren umfangreiche Angaben gegenüber der Polizei gemacht, sodass man die offen-

bar vorhandene „Gesprächsbereitschaft“ zum Anlass genommen habe, ihn anzusprechen.1632 

Als das LfV Sachsen erfolglos versuchte, Thomas S. anzuwerben, war dieser bereits 

als Vertrauensperson des LKA Berlin angeworben worden.1633 In dieser Rolle machte 

                                                        
1626 Ebd., S. 52. 
1627 Ebd., S. 15. 
1628 Ebd. 
1629 Ebd. 
1630 Ebd., S. 39. 
1631 Ebd., S. 16. 
1632 Ebd. 
1633 AbwBer 3. UA, Kap. II.6.1, S. 144–158. 
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Thomas S. von 2001 bis 2005 wiederholt Angaben zu den Flüchtigen,1634 die aber, soweit dies 

nachvollzogen werden kann, sächsischen Behörden nicht bekannt wurden. 

 

(d) W e i t e r e  W er bu n g sv or g ä ng e  

Generell, so der Zeuge Dr. Vahrenhold, habe das LfV Sachsen beginnend im Jahr 2000 sich 

verstärkt auf die Quellenwerbung im Bereich „Blood & Honour“ konzentriert. Beispielsweise 

sei Jan W. als eine maßgebliche Führungsperson in diesem Bereich „vorwiegend durch Quel-

len“ aufgeklärt worden.1635 Soweit Werbungsversuche bei Personen stattfanden, von denen 

angenommen wurde, dass sie mit dem „Trio“ in Kontakt stehen könnten, sei man allerdings 

insgesamt nicht erfolgreich gewesen: 

„Auch eine Reihe von weiteren Operativvorgängen wurde durch das LfV Sachsen in 

diesem Zusammenhang angestrengt. Es ist jedoch an dieser Stelle wichtig zu betonen, 

dass aus den Personen, die Sie aus der sogenannten Hunderterliste kennen, es keine 

Person gab, mit denen das LfV Sachsen als Quelle zusammengearbeitet hat. Es gab 

zwar Ansprachen. Es gab auch – das ist offen zu sagen – Versuche, mit solchen 

Personen möglicherweise zusammenzuarbeiten, aber es hat in keinem Fall eine 

Zusammenarbeit gegeben.“1636 

Das LfV Sachsen habe etwa zehn Personen, die nach Enttarnung des NSU auf der so-

genannten Hunderterliste erfasst wurden, als Quellen anzuwerben versucht.1637 Beispielhaft 

erwähnte der Zeuge Mitarbeiter 3 einen Beschaffungsfall zu Silvio S.1638, bei dem ein „Ter-

zett“-Bezug aktenkundig gewesen sei.1639 Insgesamt, so der Zeuge Boos, habe es „in dem 

Sachzusammenhang“ – dies meint die Befassung des LfV Sachsen mit „Blood & Honour“-

Strukturen – sogar mehr als 50 „Ansprachen“ gegeben, die allesamt deswegen nicht erfolg-

reich gewesen seien, weil die betreffenden Personen eine Zusammenarbeit angelehnt hät-

ten.1640 Für den 1. UA war es nicht möglich, diese Angaben gesamthaft nachzuprüfen. Fest 

stehe aber, so der Zeuge Dr. Vahrenhold, dass das LfV Sachsen, da Werbungsversuche schei-

                                                        
1634 Ebd., S. 155 f. 
1635 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 14 f. 
1636 Ebd., S. 16. 
1637 Ebd., S. 52. 
1638 Silvio S. wurde unabhängig davon bei Ermittlungen zur Raubserie aktenkundig (→ KAP. II.3.2.6.E). 
1639 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 3 v. 23.04.2018, S. 15. 
1640 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 35. 
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terten, niemals Geld an V-Leute gezahlt habe, „um Informationen zum NSU zu erhalten.“1641 

Man habe, da man niemanden zur Zusammenarbeit zwingen könne, mit Informationsdefiziten 

leben müssen: 

„[W]enn es in bestimmten Bereichen keine Möglichkeiten gibt, solche Leute zu finden, 

dann gibt es eben aus solchen Bereichen auch keine Informationen.“1642 

 

II.1.7.2 E r n e u t e  A n sp r a ch e  d e s  T h om a s  S .  

Nachdem Thomas S. im Zuge der Fahndung nach dem Trio bereits im Frühjahr 1999 ange-

sprochen worden war, geschah dies am 23. Januar 2001 erneut. An diesem Tag begaben sich 

der thüringische Zielfahnder Wunderlich und der Beamte der Soko „Rex“ des LKA Sachsen 

Traut gemeinsam zur Wohnanschrift des S. in Dresden. Dabei gab der Befragte an, die Flüch-

tigen zu kennen, aber zuletzt Ende 1997 Kontakt gehabt zu haben. Über eine „Kripo live“-

Ausstrahlung1643 habe er erfahren, dass die drei Personen untergetaucht sind. Er habe aber 

weder Kontakt zu ihnen, noch habe er eine Kenntnis über ihren aktuellen Verbleib. Thomas S. 

wies überdies darauf hin, dass möglicherweise Torsten S. weitere Angaben machen könnte, da 

dieser noch im Januar 1998 durch die späteren Flüchtigen in der JVA Waldheim, in der er 

damals eine Haftstrafe wegen gefährlicher Körperverletzung, Haus- und Landfriedensbruch 

verbüßte, besucht worden war.1644 

Bei seiner früheren Befragung im Jahr 1999 hatte Thomas S. noch angegeben, dass 

zumindest Zschäpe und Mundlos im Januar 1998 bei ihm zuhause gewesen seien. Darüber 

hinaus waren damals die Angaben eines früheren Nachbarn in Chemnitz bekannt, wonach der 

flüchtige Mundlos im Jahr 1998 des Öfteren bei Thomas S. gesehen worden sei 

(→ KAP. II.1.5.2). Es ist nicht ersichtlich, dass S. mit diesen Widersprüchen konfrontiert 

worden wäre. Zudem ist nicht ersichtlich, ob geklärt wurde, woher er wissen konnte, dass das 

„Trio“ noch Anfang 1998 den Gesinnungsgenossen Torsten S. in der JVA Waldheim besucht 

hat. 

  

                                                        
1641 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 28. 
1642 Ebd., S. 76. 
1643 Es ist nicht zu unterscheiden, ob Thomas S. die Ausstrahlung im Jahr 1998 oder im Jahr 2000 meinte. 
1644 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 6, 12 f. 
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(a) W a h r n e hm u ng e n  d e s  B e am t en  T r au t  

Der Zeuge Traut, der den thüringischen Zielfahnder Wunderlich begleitete, als Thomas S. 

angesprochen wurde, gab zum Ablauf an: 

„Zeuge Jürgen Traut: […] Ich vermute, in der ersten Hälfte des Jahres 2001 gibt es da 

noch eine Marginalie. Herr Wunderlich, Zielfahnder des Landeskriminalamtes Thü-

ringen, wollte mit der Lebensgefährtin von S. […] sprechen. Um Wunderlich S. […] 

vorzustellen, bekam ich von meinem Dezernatsleiter, Herrn Jehle, den Auftrag, Wun-

derlich mit S. […] bekanntzumachen. Ich meine, das war im Jahr 2001, in einem der 

ersten Monate. S. […] kannte ich durch eine Asservatenübergabe im Ermittlungsver-

fahren ‚Landser‘, stattgefunden im Dezember 2000. Im mit Navi ausgerüsteten 

Dienstwagen des Zivilfahnders – das war damals, im Jahr 2000, etwas Neues – fuhren 

wir auf die Saalhausener Straße in Dresden, wo er S. […] nach seiner Lebensgefähr-

tin fragte, die sich auf Arbeit in einer Apotheke oder Drogerie befand. Dem ganzen 

Gespräch wohnte ich nicht bei, weil Wunderlich – so mein Eindruck – kurz mit ihm al-

lein sprechen wollte. Wunderlich brachte mich dann zurück zum LKA Sachsen.“1645 

Dazu ist anzumerken, dass thüringische ZielfahnderInnen dem Thomas S. allerdings 

bereits im Jahr 1999 begegnet waren, sodass nicht ersichtlich ist, warum der Beamte Wunder-

lich erst durch einen Beamten des LKA Sachsen mit ihm „bekanntgemacht“ werden musste. 

Auf weiteres Befragen, worum es dem Beamten Wunderlich ging, gab der Zeuge Traut an, er 

habe dies „nicht detailliert dargelegt“ bekommen. Gemerkt habe er sich nur, dass es dem thü-

ringischen Kollegen vorrangig darum gegangen sei, mit der Lebensgefährtin des Thomas S. zu 

sprechen, die aber nicht angetroffen worden sei.1646 Im Übrigen habe er den Inhalt des 

Gesprächs, das der Beamte Wunderlich mit dem Thomas S. führte, dann auch nur zum Teil 

mitbekommen: 

„Ich habe sicherlich Teile mitbekommen; an die kann ich mich aber nicht mehr wirk-

lich erinnern. Er hat dann auch kurz mit ihm selbst gesprochen, sodass ich da einigen 

Abstand hatte. Aber das war sozusagen ein ganz normales Gespräch; es gab da keine 

Probleme oder irgendwelche Auffälligkeiten. Es waren auch keine anderen Personen 

                                                        
1645 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 4. 
1646 Ebd., S. 9. 
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in der Wohnung. Jedenfalls bemerkten wir niemanden. Wir haben da schon reinge-

schaut, ob da noch jemand ist.“1647 

Insbesondere, so der Zeuge Traut, wisse er nicht mehr, was genau Thomas S. auf die 

Frage nach dem Verbleib der Flüchtigen antwortete.1648 Den damaligen Vorgang habe er den-

noch als „herausragend“ in Erinnerung behalten in dem Sinne, „dass hier irgendetwas dahin-

tersteckt. Es tauchen keine Personen ab, die dann keiner mehr findet, aus unerfindlichem 

Grund. Also, das war von daher – für mich zumindest – besonders.“1649 

 

(b) M ö g l i c h er  H in t e r g r un d  

Ein möglicher Hintergrund für die erneute Ansprache bei Thomas S. könnte das Auffinden 

von Unterlagen bei ihm im November 2000 gewesen sei, insbesondere eines Notizbuchs und 

eines elektronischen Organizers, in denen u.a. die Geburtstage von Zschäpe und Mundlos 

vermerkt waren.1650 Im Untersuchungsausschuss des Thüringischen Landtages gab der Zeuge 

Merbitz an, diese Informationen seien noch im Jahr 2000 zur Polizei in Thüringen gelangt, 

dessen habe er sich selbst versichert.1651 Der Zeuge Jehle führte aus, er wisse gleichfalls aus 

seinem Kollegium, dass „die Thüringer Beamten dann darüber informiert“ worden seien: 

„Zeuge Wolfgang Jehle: […] Aber ich weiß aus Gesprächen mit Kollegen, dass im 

Zuge einer im November 2000 durchgeführten Wohnungsdurchsuchung bei einem Be-

schuldigten, gegen den damals von uns wegen des Handels mit inkriminierten CDs 

ermittelt wurde, unter anderem bei Durchsicht seiner Sachen ein Notizblock festge-

stellt wurde und die Kollegen über die Namen gestolpert sind, um es einmal salopp 

auszudrücken, weil Ende 2000 schon bekannt war durch diese Fahndungsmaßnahmen 

– Sie erinnern sich, im Mai –, dass nach diesen Personen gefahndet wird. Und auf-

grund dessen haben die durchsuchenden Kollegen diesen Notizblock oder diese Seite 

kopiert und haben die Thüringer Beamten dann darüber informiert, über das Auffin-

den, eben weil man ja vermuten konnte, musste, dass der, bei dem durchsucht worden 

                                                        
1647 Ebd. 
1648 Ebd., S. 23. 
1649 Ebd., S. 35. 
1650 AbwBer 3. UA, Kap. II.6.2, 163–166. 
1651 Ebd., S. 166. 
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war, in irgendeinem Kontakt – zumindest zu diesen beiden Personen – steht, deren 

Geburtstage er notiert hatte.“1652 

Der thüringische Zielfahnder Wunderlich bestritt als Zeuge des früheren 3. UA 

gleichwohl, von diesen Funden bei Thomas S. eine Kenntnis erlangt zu haben: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Im November 2000 wurden bei S. […] ein Notizbuch 

und ein Organizer sichergestellt. In denen waren auch die drei Gesuchten verzeichnet. 

Es existieren sozusagen diverse Unterlagen, dass dieses Notizbuch und der Organizer 

von S. […] nach Thüringen geschickt worden sind. Es findet ja aktuell dieser Streit 

statt, ob es nun in Thüringen angekommen ist oder nicht und wer es nun hat. 

Zeuge Sven Wunderlich: September 2000, haben Sie gesagt? 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: November 2000. 

Zeuge Sven Wunderlich: Ich weiß nichts von einem Organizer. Und was wer an wen 

geschickt hat, kann ich Ihnen auch nicht sagen. Vielleicht gibt es ein Übergabe- 

protokoll, dass man das nachvollziehen kann.“1653 

Ein urkundlicher Beleg, dass das LKA Thüringen Ende 2000 oder Anfang 2001 über 

die Funde bei Thomas S. informiert worden wäre, wurde dem 1. UA tatsächlich nicht bekannt. 

Nach Aktenlage ist nachweisbar, dass der Umstand, wonach Thomas S. die Geburtstage von 

Zschäpe und Mundlos notiert hatte, beim LKA Thüringen im Jahr 2002 der Sache nach 

bekannt war.1654 Zu diesem Zeitpunkt war das Zielfahndungskommando aber nicht mehr an 

Fahndungsmaßnahmen beteiligt. 

 

II.1.7.3 R ü c k z ug  d e s  t hü r i ng i s c he n  Z i e l f ah n dun g s k om m an d o s  

Nachdem im Oktober 2000 letztmals größer angelegte Maßnahmen im Bereich Chemnitz 

erfolgt waren, die dem Auffinden des „Trios“ dienen sollten, verebbten die Maßnahmen des 

thüringischen Zielfahndungskommandos, bis im August 2001 mit der Übergabe der Fahn-

dungsunterlagen die Zuständigkeit auch offiziell endete. Damit wurde – knapp zwei Jahre vor 

                                                        
1652 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 13. 
1653 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 80 f. 
1654 AbwBer 3. UA, S. 165. 
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dem Eintritt der Verfolgungsverjährung – die Phase der vergleichsweise intensiven Suche 

nach den Flüchtigen vorzeitig abgeschlossen. 

 

(a) S i c h t  d e r  S ac h b ea r b e i t u ng  

Aus Sicht der Sachbearbeitung führte der Beamte Dressler aus, es seien im Jahr 2001 für das 

Zielfahndungskommando des LKA Thüringen „keine Anknüpfungspunkte […] mehr ersicht-

lich“ gewesen, die Nachfolgemaßnahmen insbesondere im Bereich Sachsen noch hätten aus-

lösen oder rechtfertigen können.1655 Unabhängig davon habe man zwar auch später bei sächsi-

schen Behörden „das eine oder andere noch mal hier angefragt“.1656 Aber die erlangten Hin-

weise hätten insgesamt nicht ausgereicht, um die Annahme zu erhärten, wonach sich die 

Flüchtigen in Chemnitz aufhalten könnten: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Bestand denn in der Zeit 2001 bis 2003 aus Ihrer Sicht 

immer noch die Annahme, dass sich das Trio in Chemnitz aufhält? 

Zeuge Jürgen Dressler: Nein. Also, es gab sicher den einen oder anderen Hinweis, 

den, soweit es möglich war – – dieser abgeprüft wurde. Aber hätten wir einfach nur 

konkret gewusst, dass die sich hier – – oder dass nur handfest gewesen wäre, dass die 

sich in Chemnitz aufhalten, dann hätten wir sicher dort mehr investiert. Aber dafür hat 

es leider Gottes nicht gereicht.“1657 

 

(b) S i c h t  d e s  l e i t e n d en  Z i e l f ah n d er s  W und e r l i ch  

Der Beamte Wunderlich, der damals Leiter des Zielfahndungskommandos geworden war, gab 

an, dass es für eine mögliche Fortführung konkreter Maßnahmen an der erforderlichen Zu-

stimmung durch die Staatsanwaltschaft gemangelt habe. Man habe gesagt bekommen:  

„Irgendwann ist mal Schluss. Wenn es nichts Neues gibt, gehen wir in den Dingen auch nicht 

mit.“1658 Insbesondere sei nach den beiden „Kripo live“-Ausstrahlungen 1998 und 2000 einer 

weiteren Öffentlichkeitsfahndung nicht mehr zugestimmt worden. Auch die Zustimmung zu 

                                                        
1655 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 4. 
1656 Ebd., S. 26. 
1657 Ebd., S. 8 f. 
1658 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 85. 
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TKÜ-Maßnahmen sei nicht mehr oder nur noch für sehr kurze Zeiträume zu erlangen und aus 

polizeilicher Sicht „einfach nicht mehr begründbar“ gewesen.1659 Der staatsanwaltschaftlichen 

Festlegung, von der Sache abzulassen, habe man sich „ganz einfach beugen“ müssen.1660 Da-

neben habe man ausdrücklich angeregt, Strukturermittlungen einzuleiten, die man selbst – als 

eine auf Staatsschutzfälle nicht spezialisierte Fahndungseinheit – nicht habe leisten können: 

„Zeuge Sven Wunderlich: Die Fahndungsansätze oder die Möglichkeiten waren zu 

dem Zeitpunkt ausgeschöpft. Wir haben – wie gesagt, nachvollziehbar, das ist ja auch 

in den Akten, geht ja hervor – immer wieder um eine gewisse Strukturermittlung gebe-

ten, um Unterstützung durch Kräfte, weil wir, wie gesagt, personell an der Belas-

tungsgrenze angenommen haben, und somit blieb der Sachverhalt liegen, bis wieder 

Fahndungsansätze möglich gewesen wären.“1661 

Insoweit sei das Ende der Tätigkeit des Zielfahndungskommandos in diesem Fall 

„kein Aufgeben“ gewesen, „sondern Bitte um Hilfe und Unterstützung“, die man gleichwohl 

nicht erhalten habe.1662 Danach sei man „definitiv raus“ gewesen aus dem Fall, obwohl man 

später anfallende Hinweise freilich der sachbearbeitenden Dienststelle noch mitgeteilt ha-

be.1663 Wie der Zeuge Wießner angab, sei gegen den Beamten Wunderlich später durch einen 

zuständigen Abteilungsleiter sogar ein Verweis ausgesprochen worden, „weil Herr Wunder-

lich ohne Auftrag weiter im Umfeld der Mutter Böhnhardts ermittelt hat.“1664 

 

(c) S i c h t  w e i t e r e r  Z i e l f ah n d er I n ne n  

Der Zeuge Kämmerer bestätigte die Angaben des Beamten Wunderlich. Demnach sei es be-

reits im Zusammenhang mit den Observationen im Oktober 2000 zu Gesprächen gekommen, 

die Anschlussmaßnahmen jedenfalls erschwert hätten: 

„Zeuge Jan-Erik Kämmerer: […] Zum weiteren Verlauf muss man sagen: Es gab dann 

die Information, dass es […] ein Gespräch zwischen dem zuständigen Richter und dem 

Staatsanwalt [gab], wo im Prinzip der Sachverhalt noch mal neu bewertet wurde und 

                                                        
1659 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 18. 
1660 Ebd., S. 8. 
1661 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 85. 
1662 Ebd., S. 86. 
1663 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 31. 
1664 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 20. 
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wo wir dann die Information bekommen haben, TKÜ-Maßnahmen, weiterführende 

Maßnahmen würde der Richter nur noch anordnen, wenn es definitiv konkrete An-

haltspunkte für – – die eine weitere TKÜ rechtfertigen. Zusätzlich muss wohl auch 

dann der Staatsanwalt geäußert haben, dass es relativ schwierig ist oder auch der 

Ausgang des Verfahrens offen sein würde.“1665 

Gemeinsam mit dem Beamten Wunderlich habe er damals „noch mal komplett den 

Sachverhalt bewertet“, wobei man zu dem Ergebnis gelangt sei, dass „keine aktuellen Fahn-

dungsansätze vorlagen bzw. keine begründbaren Sachen, die einen Antrag oder eine Geneh-

migung weiterer TKÜ-Maßnahmen gerechtfertigt hätten.“ Zu diesem Zeitpunkt hätte sich 

vielmehr eine Strukturermittlung erforderlich gemacht, die man selbst nicht habe leisten 

können: 

„Wir sind auch zu dem Schluss gekommen, dass wir in der weiteren Folge, wenn wir 

diesen Sachverhalt weiterbearbeiten, noch mal komplett die Strukturen aufrödeln 

müssten, also noch mal komplett die Strukturen der rechten Szene aufarbeiten müss-

ten, um letztendlich neue Fahndungsansätze, neue Kontaktpersonen, die bisher nicht 

ins Visier gekommen sind durch uns, zu ermitteln. Wir haben dann auch letztendlich 

mit dem – damaligen – Dezernatsleiter festgestellt, dass wir für diese Arbeit personell 

nicht in der Lage sind, und daraufhin einen entsprechenden Vermerk an die Behörden-

leitung gefertigt – ich glaube, das hat Herr Wunderlich dann gemacht –, wo dieser 

Sachstand mitgeteilt wurde. 

Unsere Ambition damals war eigentlich, eine personelle Verstärkung zu bekom-

men.“1666 

Zu den Umständen, die zum Ende einer Beteiligung des thüringischen Zielfahndungs-

kommandos führten, gab dagegen die damals dort tätige Beamtin Oswald an, die Gründe da-

für nicht zu kennen: 

„Zeugin Grit Oswald: […] Ich kann nur sagen, dass unsere Chefs damals gesagt 

haben: Wir hören jetzt hiermit sofort auf! – Sie haben dazu keine weitere Auskunft 

gegeben.“1667 

                                                        
1665 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 6. 
1666 Ebd., S. 5 f. 
1667 1. UA, Protokoll Grit Oswald v. 29.01.2018, S. 12. 
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Der Zeuge Schirrmacher gab gleichfalls an, die Gründe nicht erfahren zu haben, son-

dern nur, dass man ab sofort „unsere Finger von der Sache“ lasse: 

„Zeuge Georg Schirrmacher: […] Es kam dann auch der Zeitpunkt, wo wir diese 

Fahndung nach diesen dreien eingestellt haben bzw. wir nicht mehr an der Sache be-

teiligt waren. Warum und weshalb kann ich jetzt nicht sagen, es wurde uns nur mitge-

teilt: ‚Wir haben jetzt nichts mehr damit zu tun, das machen andere.‘ Wir stellen unse-

re Fahndung ein – in unserem Sinne –, und wir machen andere Tätigkeiten […]. 

Soviel ich weiß ist mein damaliger Chef zu uns gekommen und hat lediglich gesagt: 

‚Wir nehmen jetzt unsere Finger von der Sache, andere Leute kümmern sich drum.‘ 

Somit war das für uns erledigt gewesen. Ich kann jetzt nicht genau sagen, warum und 

weshalb – kann ich nicht sagen.“1668 

Es sei ganz konkret gesagt worden: „Schluss!“, wobei es ein abschließendes Gespräch 

nicht gegeben habe.1669 Auf weiteres Befragen nach den Umständen gab der Zeuge  

Schirrmacher an, er könne Weiteres nicht ausführen, da dies von seiner Aussagegenehmigung 

nicht gedeckt sei.1670 

 

(d) H y p o t h e s e  üb er  d i e  R o l l e  v o n  Ve r f a s su n g s s c hu t zb e h ör de n  

Mehrere ZeugInnen machten außerdem Angaben darüber, wonach seitens des Zielfahndungs-

kommandos die Auffassung bestanden habe, dass zumindest das Landesamt für Verfassungs-

schutz Thüringen die Suche nach dem Trio nicht hinreichend unterstützt, sondern im End- 

effekt sogar erschwert habe. Der Zeuge Wunderlich gab dazu an, diese damals auch von ihm 

vertretene Annahme über eine „Zurückhaltung von wichtigen Fahndungsansätzen“ durch den 

Dienst habe sich aus seiner Sicht sogar bestätigt.1671 Beispielhaft ging der Zeuge ein auf das 

im Mai 2000 entstandene „Böhnhardt-Foto“, das man erst verspätet erhalten habe. Dies zeige, 

dass „unsere ermittelten Daten zum Aufenthalt der drei Gesuchten […] sich immer als inaktu-

ell“ erwiesen hätten. Nach der Sichtung habe man zwar mit eigenen Maßnahmen nachgesetzt, 
                                                        
1668 1. UA, Protokoll Georg Schirrmacher v. 29.01.2018, S. 3. 
1669 Ebd., S. 18. 
1670 Ebd., S. 4. Von der Aussagegenehmigung des Zeugen waren drei Sachverhalte ausgenommen: Angaben zu 
Identitäten von InformantInnen und Vertrauenspersonen, Angaben zu verdeckten ErmittlerInnen und sog. nicht 
offen ermittelnden Polizeibeamten sowie Angelegenheiten außerhalb des Untersuchungsgegenstandes des 
1. UA; vgl. ADS 571. 
1671 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 15. 
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hinterher – nachdem man nicht rechtzeitig informiert worden sei – aber „keine Feststellungen 

mehr“ treffen können.1672 Die Zeugin Zinserling bestätigte, dass es entsprechende Vermutun-

gen gegeben habe, wonach das „Trio“ gar geschützt werde: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: Gab es irgendwann die Vermutung, dass die Verfassungs-

schutzbehörden möglicherweise das Trio schützen würden? 

Zeugin Kathrin Zinserling: Die Vermutung gab es. 

Lutz Richter, DIE LINKE: Können Sie das weiter ausführen? 

Zeugin Kathrin Zinserling: Nein.“1673 

Auf Nachfrage gab die Zeugin an, dass innerhalb des Zielfahndungskommandos über 

das Thema gesprochen worden sei. Unter anderem Herr Wunderlich sei der Meinung gewe-

sen, „dass der Verfassungsschutz wüsste, wo die drei sich aufhalten.“ Konkreter sei dies aber 

nicht dargestellt worden.1674 Der Zeuge Kämmerer führte aus, dass die Vermutung einer Ein-

wirkung durch Verfassungsschutzbehörden „immer wieder mal“ thematisiert worden sei. 

Hierzu gab der Zeuge an: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Ist es richtig, dass damals die Annahme bestand, eine 

Verfassungsschutzbehörde würde das Trio schützen, sodass es durch die Zielfahndung 

nicht aufgefunden werden kann? 

Zeuge Jan-Erik Kämmerer: Diese Äußerung ist über den gesamten Fahndungszeit-

raum immer wieder mal ins Gespräch gekommen. Ausfluss dessen: Die Kontaktauf-

nahmen zu unserem Verfassungsschutz hatte ja der Herr Ihling. Er hatte auch regel-

mäßig die Gespräche geführt. Er kam nach den Gesprächen meistens relativ frustriert 

immer wieder zurück und sagte, dass er wieder keine Erkenntnisse habe, es gebe 

nichts Neues. Das waren eigentlich die Tendenzen, die da aufgetreten sind, bis dahin – 

das ist allerdings von unserer Seite nur vom Hören und Sagen; der Herr Wunderlich 

hatte dazu konkretere Aussagen gemacht –, wo er sich wohl mit dem einen oder 

anderen unterhalten hat und ihm gesagt wurde: ‚Ihr hättet sie gar nicht finden 

                                                        
1672 Ebd., S. 16. 
1673 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 16. 
1674 Ebd., S. 20. Die Zeugin gab im Übrigen an, ab dem Jahr 2003, nachdem sie das Zielfahndungskommando 
verlassen hatte, selbst für das LfV Thüringen gearbeitet zu haben; vgl. ebd., S. 21. 
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können!‘ Das ist aber nie bewiesen worden, und es gibt dazu auch keine fundierten 

Erkenntnisse.“1675 

Aus der jetzigen, nachträglichen Betrachtung des Falles ergebe sich, dass tatsächlich 

eine „Vielzahl von Hinweisen […] vom Verfassungsschutz“ dem Zielfahndungskommando 

nicht mitgeteilt worden seien.1676 

 

(e) M ö g l i c h e  Fa l l a b g ab e  n a ch  S a ch s e n ?  

Verschiedene ZeugInnen des 1. UA und des früheren 3. UA wurden auch danach befragt, ob 

anlässlich des Endes der Zielfahndungsmaßnahmen und der Tatsache, dass sich die zurücklie-

genden Fahndungsmaßnahmen überwiegend auf Chemnitz bezogen hatten, die polizeiliche 

Überlegung bestanden haben könnte, die Verantwortung nach Sachsen abzugeben. Für die 

Sachbearbeitung beim LKA Thüringen sagte der Zeuge Dressler, dass diese Überlegung nicht 

bestanden habe.1677 Zur Begründung gab dieser Zeuge an, dass in Bezug auf einen möglichen 

Verbleib der Flüchtigen im Freistaat Sachsen nur einzelne Spuren vorgelegen hätten: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Es sind ja die meisten Maßnahmen dann auch im Raum 

Sachsen durchgeführt worden. Gab es da eigentlich mal Überlegungen, den Fall nach 

Sachsen abzugeben? 

Zeuge Jürgen Dressler: Aus meiner Erinnerung gab es das nicht. Weil: Es waren im-

mer einzelne Spuren oder Kontakte, die sich da ergaben, die meist nicht von langer 

Dauer waren, die überprüft wurden und sich meistens so darstellten, dass wir leider 

Gottes immer ein bisschen spät da waren.“1678 

Für das Zielfahndungskommando des LKA Thüringen gab der Zeuge Kämmerer 

gleichfalls an, dass eine solche Überlegung nicht bestanden habe und seines Wissens auch nie 

diskutiert worden sei. Stattdessen sei aber „dann so zum Ende hin, nach 2000“ überlegt wor-

den, den Fall an das BKA abzugeben mit dem Ziel, von dorther eine Strukturermittlung 

durchzuführen, „wo noch mal komplett alles aufgedröselt werden sollte.“1679 In der Gesamt-

                                                        
1675 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 18.05.2018, S. 12 f. 
1676 Ebd., S. 13. 
1677 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 8. 
1678 Ebd.. 
1679 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 18.05.2018, S. 12. 
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schau aller heute vorliegenden Informationen hätte sich außerdem eine gemeinsame Bearbei-

tung im Rahmen einer Sonderkommission angeboten. Dies sei aber damals nicht angestrengt 

worden, da entscheidende Informationen jedenfalls nicht bis zum Zielfahndungskommando 

durchgedrungen seien: 

„Zeuge Jan-Erik Kämmerer: […] Wenn ich heute, im Nachgang, diesen gesamten 

Sachverhalt betrachte und die Auswertung, die Erkenntnisse, die teilweise dazu ge-

kommen sind […], dann hätte man eigentlich zum damaligen Zeitpunkt sagen müssen: 

Dieser Sachverhalt geht an eine Soko, eine Sonderkommission mit verstärkten Kräf-

ten, und die Fahndung übernimmt einen Teilabschnitt dazu, als Unterabschnitt. Das 

wäre sinnvoll gewesen. Allerdings: Das ist nicht passiert. 

Und Informationen, die definitiv vorhanden waren, die wir aber nicht erhalten haben, 

hätten ganz – – zu einer anderen Einschätzung des Sachverhaltes auch geführt, auch 

was die Gefährlichkeit der Personen angeht. […] Wenn man sieht, dass Informationen 

zur Waffenbeschaffung überhaupt nicht an uns gegangen sind, wo man die Gefähr-

lichkeit der Personen noch weitaus anders eingeschätzt hätte, dann hätte man, hätten 

wir wahrscheinlich nach zehn Jahren Zielfahndung – – hätte ich – – Zum damaligen 

Zeitpunkt hätten wir entschieden: Das ist ein Sachverhalt, den müssen wir an das BKA 

abgeben. Den können wir überhaupt nicht handeln alleine, aufgrund der Gefährlich-

keit. – Nur, diese Einschätzung war mit den damaligen Fakten für uns nicht machbar 

oder nicht möglich.“1680 

Der Zeuge Wunderlich bestätigte, dass überlegt worden sei, den Fall dem BKA anzu-

tragen. Das BKA sei auch konkret gebeten worden, „doch vielleicht fahndungsmäßig dort zu 

unterstützen.“ Das sei aber abgelehnt worden, „weil es keine Beauftragung der zuständigen 

Staatsanwaltschaft in Thüringen gab.“1681 Im Übrigen bestätigte der Zeuge Wunderlich auch, 

dass das Ende der Beteiligung des thüringischen Zielfahndungskommandos gegenüber Be-

hörden in Sachsen nicht bekannt gemacht worden sei. Dies sei – aus seiner Sicht – „auch 

nicht notwendig“ gewesen, da die EG „Tex“ mit dem Sachbearbeiter Dressler weiterhin als 

Ansprechpartner für sächsische Behörden zur Verfügung gestanden habe.1682  

                                                        
1680 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 15. 
1681 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 8. 
1682 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 86. 



 359 

(f) A b g a be  d e r  Z i e l f a hn d un g s a k t e n  

Die Tätigkeit des thüringischen Zielfahndungskommandos fand einen offiziellen Abschluss 

darin, die dort geführten Fahndungsunterlagen an den Sachbereich Staatsschutz des LKA 

Thüringen abzugeben. Hierzu sei man, wie der Zeuge Wunderlich ausführte, am 22. August 

2001 aufgefordert worden.1683 Dies sei damit begründet worden, dass seitens der Sachbearbei-

tung der bisher angefallene Aktenbestand nochmals durchgesehen werden sollte.1684 Dem 

habe eine Weisung des damaligen Präsidenten des LKA Thüringen zugrunde gelegen. Der 

abschließende Auftrag an das Zielfahndungskommando habe umfasst, die Akten „aufzuberei-

ten und übergabefertig zu übergeben“. Man habe rund zwei Wochen Zeit gehabt, „im Prinzip 

die Akten noch einmal insofern aufzubereiten, dass sie auch für einen anderen, nicht unbe-

dingt einen Fahndungsbeamten lesbar und nachvollziehbar sind.“1685 Es habe bei der Abgabe 

der Akten keinerlei Beanstandungen gegeben, vielmehr seien damit alle „sehr zufrieden“ ge-

wesen.1686 Allerdings treffe es zu, dass die Akten zu diesem Zeitpunkt nicht paginiert gewe-

sen seien.1687 

Der Zeuge Kämmerer bestätigte diese Angaben im Grundsatz. Die Unterlagen des 

Zielfahndungskommandos, die zum vorliegenden Fall geführt wurden, seien unterteilt gewe-

sen in allgemeine und Fahndungsinformationen, Fernschreiben, operative Maßnahmen und 

TKÜ-Vorgänge. Im letzten Schritt, der Aktenaufbereitung, sei es unter anderem darum ge-

gangen, stringent zu sortieren, doppelt vorhandene Dokumente zu vermeiden1688 und die Ord-

ner so zusammenzustellen, „dass sie im Prinzip archiviert werden können“.1689 Auf Befragen, 

ob insbesondere die Unterlagen zu durchgeführten TKÜ-Maßnahmen zum damaligen Zeit-

punkt vollständig waren, gab der Zeuge Kämmerer an, dass diese „grundsätzlich vollständig“ 

gewesen seien.1690 Damals wäre es auch noch möglich gewesen, einzelne aufgezeichnete 

Telefonate auf Speichermedien aufzufinden und nachzuhören.1691 Den Modus der Übergabe 

der Akten schilderte der Zeuge Kämmerer wie folgt: 

                                                        
1683 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 7 f. 
1684 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 19. 
1685 Ebd., S. 18. 
1686 Ebd., S. 81. 
1687 Ebd., S. 72. 
1688 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 6, 12. 
1689 Ebd., S. 11. 
1690 Ebd, S. 10. 
1691 Ebd., S. 5. 
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„Zeuge Jan-Erik Kämmerer: […] Und die Akten – ich dächte, es wären sieben Bände 

gewesen –, die wir ordnungsgemäß aufbereitet haben und in der weiteren Folge an die 

EG ‚Tex‘, an die Frau L. […], übergeben haben – – Wir hatten auch – – Das war da-

mals aus unserer Sicht schon ein bissel komisch: Wir hatten vorbereitet, hatten auch 

Kaffee gemacht, damit man darüber reden kann, welche Akten übergeben werden, was 

der Sachstand ist. Frau L. […] kam damals im Mantel, hatte noch einen Kollegen da-

bei und sagte: Nee, nee, ich nehme das alles mit. Brauchen wir nicht darüber reden! 

Ist okay! Ich mache da sowieso jetzt im Moment nichts dran. Ich gebe die Sachen wei-

ter an die Kollegen, die sie bearbeiten. – Also, wir brauchten jetzt keine Einweisung 

dazu zu machen. 

Da dachten wir: Okay, im Nachgang kommt eventuell noch ein Kollege, der das dann 

übernimmt, bearbeitet, auf uns zu. Aber, wie gesagt, es ist nicht eine Anfrage dann, im 

Nachgang, an uns gekommen zu den Akten, Fragen, was gelaufen ist, oder so was. 

Nichts! Damit war für uns eigentlich die Fahndungsarbeit zum damaligen Zeitpunkt 

beendet.“1692 

Die beiden Zeugen Wunderlich und Kämmerer führten übereinstimmend aus, dass die 

(ehemaligen) Zielfahndungsakten, die sie nach Enttarnung des NSU u.a. im Zuge ihrer Vorbe-

reitung auf Aussagen in parlamentarischen Untersuchungsausschüssen wieder einsehen konn-

ten, nicht mehr dem seinerzeit abgegebenen Originalzustand entsprochen hätten,1693 sondern 

zwischenzeitlich „neu strukturiert“ worden seien, „durch wen auch immer“.1694 Der Zeuge 

Wunderlich sprach von einer „erhebliche[n] Unordnung, die den Eindruck erweckte – ich will 

das jetzt nur mal plastisch schildern –, als wenn die Akten alle mal heruntergefallen wären 

und man hätte sie so, wie man sie entnommen hat, wieder eingeheftet.“1695 Auch die schiere 

Zahl der Aktenbände habe sich verändert und es seien redundante Kopien eingeheftet wor-

den,1696 während bei TKÜ-Maßnahmen einige Teile fehlen würden.1697 Soweit dies für den 

1. UA zu erkennen war, gilt dies auch für TKÜ-Maßnahmen, die gegen Personen im Freistaat

Sachsen geführt wurden.

1692 Ebd., S. 6. 
1693 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 11, 17. 
1694 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 13. 
1695 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 64. 
1696 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 21.06.2013, S. 11, 17. 
1697 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 72. 
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Der Zeuge Wunderlich bezichtigte im Übrigen ganz konkret den Beamten Kleimann, 

der im Jahr 2002 neuerliche Fahndungsansätze prüfte (siehe unten), er sei derjenige gewesen, 

der „die Akten da noch mal neu sortiert hat“.1698 

 

II.1.7.4 E r k e nn t n i s a n f r a g e  de s  B ea m te n  W i eß ne r  

Dem 1. UA lag ein Schreiben vor, das ein Beamter des LKA Sachsen am 11. Dezember 2001 

– also nach dem Ende der Zuständigkeit des Zielfahndungskommandos – an das LKA Thü-

ringen zu Händen eines „Herr Wiessner“ sandte. Das Schreiben weist keine Betreffzeile auf, 

einleitend heißt es: „Bezüglich Deiner Anfrage habe ich heute mit meinem Dezernatsleiter, 

EKHK Jehle […], gesprochen und übersende in der Anlage die gewünschten Unterlagen.“1699 

Im weiteren Verlauf wurden aus Sicht des LKA Sachsen unvermittelt Angaben gemacht zu 

fünf Security-Unternehmen im Bereich Chemnitz, Zwickau, Meerane und Plauen, darunter 

die einschlägig bekannte „Haller Security“. Hierzu wurden auf dem Schreiben ergänzende 

handschriftliche Anmerkungen angebracht, u.a. „Beschaffer von Personalpapieren“ und 

„Quartiermacher“.1700 Zudem wurden Ausführungen zu Jan W. gemacht und u.a. darauf hin-

gewiesen, dass dieser sich aktuell in Haft befinde. Angemerkt wurde bezüglich W. außerdem: 

„Über den MARSCHNER bestehen Verbindungen in den Bereich der Zwickauer-Szene.“ 

Eingegangen wurde schließlich auch auf den Neonazi Mirko H.1701 

Sowohl Ralf M., als auch Mirko H. waren bis dahin im Zuge der Fahndungsmaßnah-

men nicht aktenkundig geworden. Dem Schreiben wurden seitens des LKA Sachsen mehrere 

Anlagen beigegeben. Es handelt sich dabei um Vermerke der Soko „Rex“, die aus den Ermitt-

lungen zum Tötungsverbrechen zum Nachteil von Patrick Thürmer im Oktober 1999 resul-

tierten, sowie um einen am 11. Dezember 2001 eingeholten PASS-Auszug zu Ralf M.1702 Der 

1. UA befasste sich mit diesem Schreiben, da es – ganz abgesehen von der Thematisierung 

eines Tötungsverbrechens – eine mögliche Verbindung des Fahndungsfalles nach Zwickau 

insinuierte, wohin das Trio zwischenzeitlich tatsächlich verzogen war. 

 

                                                        
1698 Ebd., S. 67. 
1699 ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 30. 
1700 Ebd. 
1701 Ebd., Bl. 31. 
1702 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 25 f., 27. 
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(a) S i c h t  d e s  E mp f än g er s  

Bei dem Empfänger des Schreibens handelte es sich um Norbert Wießner, der vormals als 

Beschaffer im LfV Thüringen tätig und inzwischen zum LKA Thüringen gewechselt war. 

Dort war er zu dieser Zeit im Referat 34 unter anderem mit der Dienstaufsicht über das 

soeben erst vom Fall abgezogene Zielfahndungskommando betraut. Der Zeuge Wießner iden-

tifizierte auf Vorhalt des Schreibens seine eigene Handschrift und gab an, dass er dieses 

Schreiben empfangen und offenbar zuständigkeitshalber an den Sachbearbeiter Dressler wei-

tergereicht habe.1703 Auf Befragen nach den Inhalten des Schreibens gab der Zeuge Wießner 

zu erkennen, sich an Näheres generell nicht zu erinnern: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Zum Inhalt dieses Schreibens würde ich Ihnen Fragen 

stellen wollen. – In dem Schreiben geht es um Mirko Hesse. Was hat Mirko Hesse mit 

dem Trio – – 

Zeuge Norbert Wießner: Weiß ich nicht. Ich kann es Ihnen heute nicht beantworten. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Also alle dargestellten Sachverhalte? 

Zeuge Norbert Wießner: Nein.“1704 

 

(b) S i c h t  d e s  Ab s e n d er s  

Bei dem Absender des Schreibens handelt es sich um den Beamten Steiner, der damals bei der 

Soko „Rex“ des LKA Sachsen tätig war.1705 Der Zeuge Steiner gab auf Befragen an, dass er 

das Schreiben fertigte und absandte. Gleichwohl habe er nicht gewusst, dass inhaltlich ein 

Bezug zur Suche nach dem „Trio“ besteht. Diesen Bezug habe das LKA Thüringen erst nach-

träglich hergestellt: 

„Zeuge René Steiner: […] Das Schreiben trägt neben dem Eingangsstempel des LKA 

Thüringen vom 17. Januar 2002 – das macht die Sache interessant für Ihr Thema – 

handschriftliche Bearbeitungsvermerke von Mitarbeitern des LKA Thüringen. Betreff: 

Fahndung nach Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe – hier: mögliche Unterstützer in 

Sachsen. 
                                                        
1703 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 20. 
1704 Ebd. 
1705 1. UA, Protokoll René Steiner v. 12.03.2018, S. 4. 
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Von dieser Zuordnung meines Schreibens zu dem Komplex Böhnhardt, Mundlos, 

Zschäpe habe ich damals nichts gewusst; nichts, als ich es erstellte, nichts, als ich es 

abschickte und auch anschließend nichts.“1706 

Auf Nachfrage bekräftigte der Zeuge, er habe nicht gewusst, worum es eigentlich 

geht.1707 Soweit er dies heute noch sagen könne, sei dem Schreiben vorausgegangen, dass er 

Ende 2001 durch einen – ihm ansonsten nicht bekannten – Herrn Wießner vom LKA Thürin-

gen angerufen oder dessen Anruf zu ihm weitervermittelt wurde:1708 

„Ihm war bekannt geworden, dass ich im Fall eines Tötungsdelikts im Raum Zwickau 

ermittelt hatte. In den Ermittlungen spielten zahlreiche Mitarbeiter von Security-

Firmen eine Rolle. Der Anrufer interessierte sich für die Firmen und deren Mitarbei-

ter, die vielleicht in der rechten Szene eine Rolle spielen könnten – also soweit meine 

Erinnerung. Nach Absprache mit dem Dezernatsleiter, Herrn Jehle, erteilte ich die 

Auskunft.“1709 

Die Rücksprache mit dem Dezernatsleiter habe er gehalten, weil ihm der thüringische 

Beamte Wießner nicht bekannt war und solche Erkenntnisanfragen üblicherweise nicht direkt 

an einzelne BeamtInnen gerichtet, sondern „im allgemeinen Schriftverkehr abgearbeitet wer-

den.“1710 Hernach habe er vermutlich bei örtlichen Dienststellen in Sachsen zu Einzelsachver-

halten nachgefragt,1711 vor allem „diese Security-Geschichte“ zusammengefasst und dann die 

thüringische Anfrage schriftlich beantwortet. Vermutlich habe der thüringische Anrufer die 

Namen, über die dann im Schreiben weitere Ausführungen gemacht wurden, bereits im Zuge 

des Telefonates erwähnt gehabt.1712 Auf Befragen, inwieweit er vormals mit Ralf M. befasst 

gewesen war, gab der Zeuge Steiner an: 

 „Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Inwiefern waren Sie denn mit Ralf M. […] beschäftigt? 

Zeuge René Steiner: Soweit ich mich heute noch daran erinnern kann, war dieser 

Marschner im Zuge dieses Tötungsdeliktes in Hohenstein-Ernstthal ebenfalls mit im 

                                                        
1706 Ebd. 
1707 Ebd. 
1708 Ebd., S. 6. 
1709 Ebd., S. 4. 
1710 Ebd. 
1711 Ebd., S. 6 f. 
1712 Ebd., S. 6. 
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Rahmen einer Zeugenvernehmung oder -befragung – – hatte ich mit dem praktisch 

dort zu tun. 

Letztendlich: Wenn Sie bei einem Staatsschutzverantwortlichen in den örtlichen 

Dienststellen, also Kriminalpolizei, dann nachfragen bzw. sich mit dem unterhalten zu 

bestimmten Sachverhalten – irgendwelche Landfriedensbrüche, Körperverletzungen, 

so was, in die Richtung –, erfragen Sie natürlich auch, sage ich jetzt mal, zu der örtli-

chen Szene, inwieweit dort schon Informationen oder Erkenntnisse vorliegen, an wen 

man sich dort vielleicht halten könnte im Rahmen eines informatorischen Gesprächs. 

Aus dieser, sage ich jetzt mal, Arbeit damals ist mir auch heute noch bekannt, dass 

auch dieser Marschner für den Bereich Zwickau genannt wurde.“1713 

In dem Schreiben des Beamten Steiner hieß es, insbesondere zu Ralf M. sei der Leiter 

des Zwickauer Staatsschutzes Lindauer ein möglicher „Ansprechpartner.“1714 Der 1. UA be-

fragte daher auch den Beamten Lindauer. Dieser gab an, er habe grundsätzlich nicht in Ver-

bindung mit dem LKA Sachsen und deren Soko „Rex“ gestanden; Absprachen mit solchen 

„höheren Dienststellen“ seien vielmehr über den Leiter der Kriminalpolizei geführt wor-

den.1715 Auf Befragen nach der Person Ralf M. gab der Zeuge Lindauer an: „Der Name sagt 

mir was“, er wisse aber nicht mehr, in welchem Zusammenhang.1716 

 

(c) H i n t e r g r u n d :  T ö tu n g  vo n  Pa t r i ck  T h ür m e r  

Schließlich machte der Zeuge Steiner weitere Ausführungen über das Tötungsverbrechen zum 

Nachteil des Patrick Thürmer, das in seinem Schreiben an das LKA Thüringen – womöglich 

auf eine thüringische Anfrage hin – thematisiert wurde: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: […] Die Beteiligung von Ralf M. […] auf die eine oder 

andere Art und Weise bei dem Tötungsdelikt gegenüber Patrick Thürmer: Welche An-

satzpunkte gab es damals, in die Richtung zu ermitteln, dass es sich hierbei um eine 

rechtsmotivierte Tat gehandelt haben könnte? 

                                                        
1713 Ebd., S. 7. 
1714 ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 31. 
1715 1. UA, Protokoll Dieter Lindauer v. 18.05.2018, S. 7. 
1716 Ebd. 
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Zeuge René Steiner: Die Tatzeit dieses Tötungsdeliktes war am 2. Oktober 1999. Ich 

meine, gegen 03:30 Uhr etwa ist dieser Patrick Thürmer getötet worden. Zum Tatort 

kann man noch sagen: Es ist in Oberlungwitz bei Hohenstein-Ernstthal gewesen. Es 

war ein unbefestigter Parkplatz in der Nähe einer Hauptstraße. Dort ist er dann früh-

morgens gegen 07:30 Uhr von Passanten gefunden worden. Die haben entsprechend 

die Polizei verständigt und den Notarzt gerufen. 

Es hat sich dann herausgestellt im Zuge der, ich sage jetzt mal, allgemeinen polizeili-

chen Tageslage, dass es zuvor in der Nacht ein Punkkonzert gegeben hatte in Hohen-

stein-Ernstthal; so ist es mir zumindest in Erinnerung. Demzufolge war auch entspre-

chendes Publikum verstärkt oder gehäuft in Hohenstein-Ernstthal. 

Schräg gegenüber von diesem – ich meine, ‚Off is‘ hieß dieser Jugendclub oder diese 

Jugendeinrichtung – war die Diskothek ‚La Belle‘. Dort war ebenfalls eine Diskothek. 

Es kam schon vor diesem Punkkonzert immer wieder zu kleinen – oder auch zu größe-

ren – Körperverletzungen zwischen Linken-Klientel und Rechten-Klientel. Ich glaube, 

gegen 23 Uhr gab es dann eine schwere Körperverletzung, wo also die dem linken 

Spektrum zuzuordnenden Personen doch etwas stärker verletzt waren. 

In der Folge hat sich in dieser Diskothek wohl herumgesprochen, dass die Täter, die 

rechten Täter, in der Diskothek schräg gegenüber sind. Dann hat eine Anzahl von 

Punkern, so ist es wohl gesagt worden von den entsprechenden Befragten, versucht, in 

die Diskothek ‚La Belle‘ zu gelangen. Am Einlass stand entsprechende Security, die 

natürlich entsprechend ihrem Auftrag dort das nicht zugelassen hat. […] 

Es ist dann so gekommen, dass diese Security-Mitarbeiter sich Verstärkung gerufen 

haben per Telefon. Aus verschiedensten Örtlichkeiten sind dann also Mitarbeiter dort 

hingefahren, unter anderem auch aus Zwickau. Als diese Verstärkung, wenn man es so 

bezeichnen möchte, eingetroffen ist an dieser Diskothek, hatte die Polizei die Situation 

dort schon unter Kontrolle, also praktisch die Situation vor Ort beruhigt. 

Letztendlich ist es dann so gewesen: Dieser Thürmer ist mit seinem Freund, dem Ale-

xander P. […], nach Hause gelaufen und musste dazu über den späteren Tatort lau-

fen. Die Security-Mitarbeiter, die aus dem Bereich Zwickau angereist waren, sind 

dann wieder zurückgefahren von Hohenstein-Ernstthal, haben den gleichen Weg ge-

nutzt mit ihrem Auto und haben dann gegen 03:00 Uhr, 03:30 Uhr dort diese beiden 
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Personen laufen sehen. Der Patrick Thürmer war eindeutig, trotz der Dunkelheit, als 

Punker erkennbar. Dann haben sie praktisch entschieden, diesem Punker – oder: die-

sem Linken – eine Lektion zu erteilen. Sie haben das Auto abgestellt und sind dann 

praktisch zu dritt zu den Personen gelaufen und haben auf die eingeschlagen. […] 

Ich muss noch dazusagen: Der Patrick Thürmer war, wie gesagt, ein Punker. Von der 

Gestalt her ist er mir in Erinnerung als eher schlanke, schmächtige Person. Diese 

Security-Mitarbeiter muss man sich vorstellen anabolikagestählt und fitnessstudioge-

stählt. Das ist mir noch so in Erinnerung.“1717 

 

II.1.8 M a ß n a hm e n  z u r  Su c h e  n a c h  de m „T r i o“  im  J a h r  2 00 2  

II.1.8.1 P r ü f u n g  ne u er  F ah n du n g s an s ä t z e  

Beim LKA Thüringen wurden im Verlaufe des Jahres 2002 mögliche bisher nicht berücksich-

tigte oder nicht ausgereizte Ermittlungsansätze für die Suche nach dem „Trio“ überprüft. In 

der Folge kam es dabei auch zu einer Kontaktaufnahme mit dem LKA Sachsen sowie zu ein-

zelnen Maßnahmen im Bereich Chemnitz. 

Wie der zuständige Sachbearbeiter Dressler angab, sei damals ein einzelner Beamter 

beauftragt worden, „nochmals den kompletten Vorgang durchzusuchen und zu gucken, ob es 

noch Ermittlungsansätze gibt oder zwischenzeitlich sich neue ergeben haben.“ Dies sei ein 

relativ ungewöhnliches Vorgehen gewesen und habe sich verstanden vor dem Hintergrund 

des drohenden Eintritts der Verjährung im Folgejahr.1718 Das Ziel habe – unverändert – in der 

Ergreifung der Flüchtigen bestanden. Damit, den „kompletten Vorgang noch mal durchzuar-

beiten“, sei der Beamte Kleimann beauftragt worden, der bislang mit dem Fall nicht befasst 

gewesen war.1719 Es sei mit seiner damaligen Dezernatsleiterin L. besprochen worden, dass 

Kleimann mit dieser Aufgabe betraut wird und er auch diejenigen Unterlagen erhält, die im 

August 2001 durch das Zielfahndungskommando abgegeben worden waren.1720 

 

                                                        
1717 1. UA, Protokoll René Steiner v. 12.03.2018, S. 12 f. 
1718 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 4 f. 
1719 Ebd., S. 26. 
1720 Ebd. 
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(a) A u f t r a g s l ag e  

Der Beamte Kleimann gab als Zeuge des 1. UA an, er sei ab 1997 beim LKA Thüringen tätig 

gewesen, zunächst in der Wirtschaftsabteilung und dann im Bereich „Interne Ermittlungen“, 

bis er Ende Januar 2002 zum Polizeilichen Staatsschutz versetzt wurde.1721 Bis dahin sei er 

mit Staatsschutzfällen gar nicht befasst gewesen. Im Bereich der Internen Ermittlungen habe 

er lediglich „ganz kurioserweise Ralf Wohlleben kennengelernt“ und als Zeugen vernommen, 

da dieser und weitere Szeneanhänger Strafanzeigen gegen PolizeibeamtInnen erstattet hät-

ten.1722 Nach seiner Versetzung zum Bereich Staatsschutz sei er auch nicht mit Fällen im Be-

reich „Rechtsextremismus“ befasst gewesen, vielmehr sei er – infolge des 11. September 

2001 – im Bereich des „Ausländerextremismus“ und Islamismus eingesetzt worden.1723 

Zu dem Auftrag, der er im Jahr 2002 erhielt, gab der Zeuge Kleimann an, es sei darum 

gegangen, ausgehend vor allem von den Informationen in den Zielfahndungsakten den Auf-

enthaltsort von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe festzustellen.1724 Seine Dezernatsleiterin L. 

habe ihn sinngemäß gebeten: „Guck doch bitte mal […] ob du in den Zielfahndungsakten 

Aufenthalte der drei feststellen kannst.“1725 Er habe dabei rasch ersehen können: „Also, alles 

konzentrierte sich auf Chemnitz.“1726 Er habe „ziemlich freie Hand“ gehabt, wenn es darum 

ging, aus den vorliegenden Unterlagen neue Maßnahmen abzuleiten, die etwa seine wieder-

holte Anreise nach Sachsen erforderten.1727 Abgesehen davon, dass er die Dezernatsleiterin L. 

und den eigentlichen Sachbearbeiter Dressler informiert habe, „wenn etwas Besonderes war“, 

habe er an dem Fall ganz allein gearbeitet, ohne dass ihm besondere Informationspflichten 

oblegen hätten.1728 Zudem habe er mit BeamtInnen des Zielfahndungskommandos, die vor-

mals mit dem Fall betraut gewesen waren, keinen Kontakt gehabt. Mit dem Beamten Wunder-

lich habe es nur einmal eine zufällige „Begegnung auf dem Flur“ gegeben, wo dieser sinnge-

mäß gesagt habe: „Die kriegst du sowieso nicht!“ Er habe dies als Ausdruck von Arroganz 

verstanden, da sich Herr Wunderlich gerühmt habe, besonders viele Fahndungsfälle – bis auf 

diesen einen – geklärt zu haben.1729 Daneben habe im Sachzusammenhang sein einziger Kon-

takt zu dem in seinem Dezernat eingesetzten Beamten Dressler geführt. Die Gespräche mit 
                                                        
1721 1. UA, Protokoll Friedhelm Kleimann v. 13.11.2017, S. 3, 17. 
1722 Ebd., S. 35. 
1723 Ebd., S. 3. 
1724 Ebd. 
1725 Ebd., S. 15. 
1726 Ebd., S. 5. 
1727 Ebd., S. 26. 
1728 Ebd., S. 38 f. 
1729 Ebd., S. 30. 
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ihm seien aber eher privater Art gewesen – er habe nicht einmal gewusst, welche Aufgaben 

Herr Dressler ansonsten hatte.1730 

 

(b) A k t e n s i c h t u ng  

Der Beamte Kleimann wertete zunächst die Akten des Zielfahndungskommandos und der 

Sachbearbeitung der EG „Tex“ aus. Diese hätten rund ein halbes Jahr und „anscheinend un-

benutzt“ an einem ihm nicht bekannten Ort gestanden.1731 Der Beamte Dressler habe sie ihm, 

verpackt in mehreren Umzugskartons, an den Schreibtisch gebracht.1732 Sein anfänglicher 

Eindruck sei gewesen: 

„Zeuge Friedhelm Kleimann: […] Ich wusste überhaupt nicht, um was es geht bei der 

Geschichte. Ich musste mich also sachlich einlesen, damit ich einen Hintergrund hat-

te: Um was geht es denn eigentlich? Warum soll ich denn den Aufenthalt der drei Ge-

suchten feststellen? – Die Zielfahndung war von Anfang an beauftragt, Suchmaßnah-

men durchzuführen bzw. Telefone abzuhören von Personenkreisen, die denen angeb-

lich zur Flucht verholfen haben bzw. auch in Chemnitz untergebracht waren. Das wa-

ren circa 30, 35 Telefonüberwachungen, die bei der zuständigen Staatsanwaltschaft in 

Gera beantragt wurden und auch die Genehmigung nach Erfurt kam. Und dann haben 

die die Telefone abgehört.“1733 

Die Unterlagen seien aber, wie er auch habe ersehen können, inhaltlich ungeordnet 

und „durcheinander“ gewesen.1734 Da die Akten auch nicht paginiert waren, sei von vornhe-

rein unklar gewesen, ob sie vollständig sind.1735 Mithin habe er nicht erkennen können, „wa-

rum jetzt diese Telefonnummer überwacht wird“, entsprechende „Aufklärungshinweise“ hät-

ten gefehlt.1736 Für ihn sei außerdem offensichtlich gewesen, dass die Zielfahndungsakten 

noch nie zur Staatsanwaltschaft gelangt waren.1737 Er habe sich angesichts dessen bei seiner 

Dezernatsleiterin L. darüber beschwert, in welchem Zustand insbesondere die Dokumente zu 

                                                        
1730 Ebd., S. 14. 
1731 Ebd., S. 6. 
1732 Ebd., S. 18. 
1733 Ebd., S. 4. 
1734 Ebd., S. 13, 21. 
1735 Ebd., S. 22. 
1736 Ebd., S. 22 f.. 
1737 Ebd., S. 25. 
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den TKÜ-Maßnahmen waren.1738 Auf die Frage, ob er die durch ihn gesichteten Akten in ir-

gendeiner Weise verändert hat, sagte der Zeuge: „Nein, niemals.“1739 Auf Vorhalt anderweiti-

ger Angaben des Zeugen Wunderlich, es habe eine „große Kopieraktion“ stattgefunden, sagte 

der Zeuge Kleimann, dies sei aus seiner Sicht „eine Falschaussage von Herrn Wunderlich“ 

gewesen („Den würde ich deshalb anzeigen“).1740 

Innerhalb der Akten, so der Zeuge Kleimann weiter, sei er außerdem auf mehrere Vor-

gänge gestoßen, die sich ihm nicht erschlossen: Er habe etwa anhand des „Böhnhardt-Fotos“ 

aus dem Mai 2000 gehadert, „diesen Sachstand so hinzunehmen“. Aus seiner Sicht sei damals 

ein Verdächtiger gesehen und erkannt worden, den man unbedingt hätte kontrollieren müssen. 

Genau dies geschah aber nicht.1741 Darüber hinaus sei er in den Unterlagen auf Fernschreiben 

zu mehreren Banküberfällen in Sachsen gestoßen, ohne dass klar gewesen wäre, worin deren 

Relevanz bestand und ohne dass Vermerke gefertigt worden wären, die den Zusammenhang 

erhellen würden:1742 

„In einer dieser Akten waren zwei Fernschreiben von Banküberfällen in Sachsen aus 

dem Jahre – es könnte sein – 1998; es könnte auch 1999 sein. Da war kein Vermerk 

dazu, warum dieses Fernschreiben in diese [TKÜ-] Akten reingeheftet war. Es waren 

zwei sächsische Banken. Die Banküberfälle waren, wie gesagt, bei meiner Sichtung 

dieser Akten schon einige Jahre her, sodass ich es überhaupt nicht eingesehen habe, 

jetzt die Dienststellen anzurufen und zu sagen: ‚Passt auf! Ich habe eure Erstmeldung. 

Da ist eine Personenbeschreibung; die würde auf meine beiden gesuchten Männer 

passen.‘ Die Dienststellen machen das in der Regel untereinander bzw. das LKA in 

dem Moment, das dann die Dienststellen darauf hinweist: Moment mal! Wir haben ei-

nen Überfall dort und dort. […] Das wurde nicht gemacht.“1743 

Er habe dieses Versäumnis nur noch zur Kenntnis nehmen und nicht mehr abhelfen 

können. Aus seiner Sicht wäre es jedenfalls „Blödsinn gewesen“, nun noch mehrere Jahre 

später auf die alten Fernschreiben zu reagieren.1744 Als weiteres Beispiel, das ihm bei der Ak-

tensichtung aufgefallen sei, ging der Zeuge ein auf die frühere Überwachung des Ronald A. in 

                                                        
1738 Ebd., S. 32. 
1739 Ebd., S. 24. 
1740 Ebd., S. 25. 
1741 Ebd., S. 16. 
1742 Ebd., S. 28 f. 
1743 Ebd., S. 7. 
1744 Ebd. 
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Chemnitz, der für den Onkel der Zschäpe gehalten wurde (→ KAP. II.1.6.2). Wie der Zeuge 

dazu ausführte, habe er einwandfrei ermitteln können, dass das unterstellte Verwandtschafts-

verhältnis gar nicht existiert: 

„Dazu muss ich dieses eine Beispiel mit diesem, ja, Onkel der Beate Zschäpe sagen. 

Ich habe also gelesen, dass der geheiratet hat oder ein Verhältnis hatte mit einer 

Polin. Die war an der Staatsoper oder Operette irgendwo in Chemnitz beschäftigt. 

Und die hatten festgestellt, dass der heiratet, und dann sind sie davon ausgegangen, 

dass das der Onkel der Beate Zschäpe ist und dass sie unbedingt dort Fahndung ma-

chen müssen, sprich also: Telefonanschlüsse überwachen müssen, weil die drei ja 

dann nach Polen fahren – die Hochzeit war in Polen, so stand es drin – und dann viel-

leicht an der Hochzeit teilnehmen. Und das lief dann total leer aus. Der hat geheiratet. 

Ich habe dann irgendwann gefragt, ihn gefragt, also ihn aufgesucht. 

Es stellte sich dann heraus: Er heißt nicht Apel – die Beate Zschäpe heißt ja Apel mit 

Geburtsnamen –, sondern A. […]. Das Kuriose war, dass er auch Ende der 90er-

Jahre von Jena nach Chemnitz gezogen ist. Er hat tatsächlich dann diese Polin gehei-

ratet und inzwischen auch ein Kind gehabt und eine Eigentumswohnung, glaube ich, 

bezogen. Ich habe mit ihm gesprochen. Da hat sich herausgestellt: Er hat mit der 

Beate Zschäpe/Apel überhaupt gar nichts zu tun. Er kannte die nicht. 

Somit war die Spur total erledigt. Und ich frage mich, warum man so eine Spur über-

haupt anlegt, wenn der Name sich anders schreibt bzw. das kein Onkel dieser Beate 

Zschäpe ist. Es hat mich schwer gewundert, dass die Zielfahndung dann so ein 

Verfahren eröffnete.“1745 

Mit Datum vom 7. März 2002 fertigte der Beamte Kleimann eine umfangreiche 

schriftliche „Auswertung der Fahndungsunterlagen.“1746 Darin wurde anhand der ausgewerte-

ten Akten der Schluss gezogen, „dass die drei Gesuchten im Bereich Chemnitz untergetaucht 

sind und sich noch dort aufhalten. Anhaltspunkte für eine Flucht ins Ausland ergeben sich 

nicht.“1747 

 

                                                        
1745 Ebd., S. 15. 
1746 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 55–64. 
1747 Ebd., Bl. 64. 
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(c) B e s p r e ch u ng  m i t  d em  L KA S a ch s e n  am  2 5 .  F eb r u ar  2 0 02  

Der Zeuge Kleimann gab an, er habe bereits kurz nachdem er mit dem Fall betraut worden 

war aufgrund der aktenkundigen Hinweise auf einen möglichen Verbleib der Flüchtigen in 

Chemnitz Kontakt mit dem LKA Sachsen aufgenommen.1748 Am 25. Februar 2002 fand da-

raufhin eine mutmaßlich erste Besprechung in Dresden statt, an der sich für das LKA Thürin-

gen neben dem Beamten Kleimann der Sachbearbeiter Dressler und die Dezernatsleiterin L. 

beteiligten sowie seitens des LKA Sachsen und deren Soko „Rex“ die Beamten Jehle und 

Traut.1749 Wie der Zeuge Kleimann angab, habe sich im Zuge dieses Gesprächs herausgestellt, 

„dass die Außenstelle in Chemnitz für uns zuständig war, weil da drei, vier, fünf Beamte tätig 

sind“ für den Regionalen Ermittlungsabschnitt (REA) der Soko „Rex“, der für alle weiteren 

Abstimmungen der Ansprechpartner gewesen sei.1750 Der Zeuge Wagner, der seit Anfang des 

Jahres 2000 den REA Chemnitz der Soko „Rex“ leitete, gab an, infolge der Besprechung, an 

der er selbst nicht beteiligt war, sei sein REA „mit der Ermittlungsunterstützung betraut und 

ich als Ansprechpartner benannt“ worden – „So kamen wir in Chemnitz ins Spiel.“1751 

Der Zeuge Kleimann gab an, er sei in der weiteren Folge wiederholt – „drei, vier Mal, 

fünf Mal“ – in Chemnitz gewesen, um sich direkt mit den dortigen KollegInnen zu bespre-

chen.1752 Auf Befragen, wie er die Zusammenarbeit mit den BeamtInnen in Chemnitz generell 

einschätzte, sagte der Zeuge: 

„Vors. Lars Rohwer: Was können Sie uns denn berichten, wie intensiv die sächsischen 

Beamten Sie unterstützt haben bei der Suche nach dem Trio? Hatten Sie den Eindruck, 

dass die alles in ihrer Macht Stehende taten, um Sie bei der Suche nach den dreien zu 

unterstützen? 

Zeuge Friedhelm Kleimann: Die Tatsache, dass ich selbst vier, fünf Mal in Chemnitz 

war, beinhaltet ja, dass ich die Kollegen in Chemnitz nicht alleine beauftragen wollte 

– oder: habe. 

Ich habe auch mal nachgefragt, weil ich ein Ergebnis wohl suchte. Und die haben mir 

auch signalisiert, dass sie sehr oft im Erzgebirge zu tun haben. Ich wollte denen das 

                                                        
1748 1. UA, Protokoll Friedhelm Kleimann v. 13.11.2017, S. 18. 
1749 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 64. 
1750 1. UA, Protokoll Friedhelm Kleimann v. 13.11.2017, S. 3. 
1751 3. UA, Protokoll Frank Wagner v. 20.01.2014, S. 3. 
1752 1. UA, Protokoll Friedhelm Kleimann v. 13.11.2017, S. 4 f. 
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nicht nur als Ersuchen hinterlassen und überhaupt nicht nach Chemnitz fahren, son-

dern eben, weil ich auch Schwerpunkte gesehen habe. 

Mehr kann ich dazu nicht sagen. Also, wenn ich eine Anfrage stellte, wurde die bear-

beitet. Als ich mal alleine dort war und eine Überprüfung gemacht habe […], waren 

die im Erzgebirge, konnten mir nicht helfen. So geschah das.“1753 

 

(c) E r k e nn t n i s a n f r a g e  an  d a s  L K A S a ch s en  v o m 12 .  Mä r z  2 0 02  

Im Nachgang der Besprechung vom 25. Februar 2002 übermittelte der thüringische Beamte 

Kleimann dem Beamten des LKA Sachsen Jehle „in Anlehnung an die Besprechung vom 

25.02.2002 […] eine Aufstellung der seinerzeit überwachten Telefonanschlüsse“ mit der Bit-

te, die Nummern mit den „seit dem Jahre 1998 in der rechten Szene erhobenen Daten abzu-

gleichen.“1754 Der Zeuge Jehle gab dazu an, es sei bereits bei der vorangegangenen Bespre-

chung durch die thüringischen KollegInnen dargelegt worden, „was sie gern von uns an 

Ermittlungshandlungen hätten.“1755 Dies habe sich nunmehr durch ein formelles Ersuchen 

konkretisiert: 

„Zeuge Wolfgang Jehle: […] Es wurde um Übermittlung von eventuell zu diesen Per-

sonen vorliegenden Erkenntnissen gebeten. Dieses Ersuchen diente offensichtlich da-

zu, gegebenenfalls neue Ansatzpunkte für weiterführende Fahndungsmaßnahmen 

zu erlangen. Dem Wunsch des LKA Thüringen wurde etwa zwei Wochen später 

entsprochen. 

Das von meinem Stellvertreter bearbeitete und von mir unterzeichnete Schreiben be-

inhaltet Erkenntnisse zu den 14 angefragten Personen – so viele waren es insgesamt –, 

soweit solche vorgelegen haben. Das Trio – also Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe – 

waren nicht Gegenstand dieser Anfrage. Bemerkenswert ist, dass in diesem Schreiben 

nochmals explizit darauf eingegangen wird, dass anlässlich einer Durchsuchung bei 

einem Tatverdächtigen, die von uns durchgeführt wurde, und zwar am 13.11.2000 in 

Chemnitz, ein Notizblock gefunden worden war, in dem die Geburtstage von Mundlos 

und Zschäpe notiert waren. Da dies den Verdacht damals nahelegte, dass der Tat- 

                                                        
1753 Ebd., S. 5. 
1754 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 5. 
1755 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 7. 
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verdächtige über engere Beziehungen – zumindest zu diesen beiden Personen des 

Trios – verfügte, war seinerzeit das LKA Thüringen unaufgefordert hierüber von uns 

informiert worden. Das taucht eben in dem besagten Vermerk noch einmal auf.“1756 

Die Anfrage des LKA Thüringen wurde mit Schreiben vom 8. April 2002 ausführlich 

beantwortet,1757 wobei zu einigen Personen im Bereich Chemnitz, die vormals von TKÜ-

Maßnahmen betroffen waren – namentlich: Martina F., Siegfried S., Ronald A., Katarzyna R. 

und Willy B. – erklärt wurde, dass zu ihnen keine polizeilichen Erkenntnisse vorlägen. Zu 

weiteren im Fallkomplex namhaften Personen – u.a. Jan W., Hendrik L. und Antje P. – wur-

den u.a. Hinweise auf anhängige Ermittlungsverfahren mitgeteilt. In Bezug auf Mandy S. 

wurde ausgeführt: 

„Verfügt vermutlich über Kontakte nach Thüringen, da sie 1997 dort kontrolliert wur-

de und 2001 bei einem Skinkonzert in Altenburg angetroffen wurde. Vermutlich poli-

tisch aktiv, da sie am 14.07.2001 bei Flugblattverteilung in Nürnberg angetroffen 

(Deutschlandtreffen der Schlesier) und am 17.08.2001 im Rahmen der Maßnahmen 

anlässlich des 14. Todestages von Rudolf Hess in Chemnitz kontrolliert wurde.“1758 

In einem abschließenden Absatz wurde ausgeführt, dass in die Darstellung des LKA 

Sachsen auch „Erkenntnisse des LfV Sachsen“ eingeflossen seien.1759 Der Zeuge Käfferlein 

gab dazu an, dass er das Antwortschreiben erstellt und tatsächlich auf Erkenntnisse des LfV 

Sachsen zurückgegriffen habe:1760 

„Klaus Bartl, DIE LINKE: Dann heißt es hier weiter: ‚Die Erkenntnisse des LfV Sach-

sen sind in das Ergebnis teilweise mit eingeflossen.‘ 

Zeuge Klaus Käfferlein: Ja. 

Klaus Bartl, DIE LINKE: Das heißt, das war Erkenntnisaustausch? 

Zeuge Klaus Käfferlein: Erkenntnisaustausch zwischen mir und dem LfV Sachsen, und 

die Erkenntnisse, die ich hier vorne aufgelistet habe, stammen teilweise aus den Sys-

temen der Polizei bzw. Erkenntnissen des LfV Sachsen. […] 

                                                        
1756 Ebd., S. 6. 
1757 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 33 ff. 
1758 Ebd., Bl. 35. 
1759 Ebd., Bl. 36. 
1760 3. UA, Protokoll Klaus Käfferlein v. 23.10.2013, S. 7. 
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Klaus Bartl, DIE LINKE: Also im Grunde genommen sowohl die dem Verfassungs-

schutz zugänglichen bzw. vom Verfassungsschutz Ihnen zur Verfügung gestellte Unter-

lagen? 

Zeuge Klaus Käfferlein: Unsere Systeme und natürlich die Systeme, die das LfV be-

dient. Ich muss darauf hinweisen: Ich kann natürlich zum heutigen Zeitpunkt nicht sa-

gen, ob das LfV uns alle Erkenntnisse, die sie hatten, mitgeteilt hat. Ich habe dort eine 

Besprechung durchgeführt. Ich habe die Erkenntnisse, die mir mitgeteilt wurden, auf-

geschrieben, und habe das dann Thüringen mitgeteilt.“1761 

Diese Angaben widersprechen der Behauptung des Zeugen Boos, wonach im Zuge der 

Suche nach dem „Trio“ beim LfV Sachsen nach dem Jahr 2000 „von keiner Seite mehr 

Unterstützungen angefordert“ worden seien.1762 

 

(d) B e s p r e ch u ng  m i t  d em  L KA S a ch s e n  am  2 3 .  A pr i l  2 00 2  

Am 23. April 2002 fand abermals und nunmehr in Chemnitz eine Besprechung des thüringi-

schen Beamten Kleimann mit Beamten des Regionalen Ermittlungsabschnittes Chemnitz der 

Soko „Rex“ des LKA Sachsen statt. Laut einem vorliegenden Protokoll handelte es sich bei 

den hiesigen Beteiligten um die Beamten Wagner und Hickmann.1763 Der Zeuge Wagner gab 

dazu an, Herr Kleimann habe bei dieser Besprechung berichtet „von den geplanten Ermitt-

lungsschritten bei der Suche nach dem Trio – sieben an der Zahl.“1764 Der Zeuge Hickmann 

gab an, sich an die eigene Teilnahme an dieser Besprechung nicht zu erinnern.1765 

 

(e) E r m i t t l u ng s e r su c h en  a n  d a s  L K A S a c hs e n  v o m 29 .  A pr i l  2 0 02  

Im Nachgang dieser Besprechung sandte der Beamte Kleimann am 29. April 2002 eine Auf-

listung von „Ermittlungsschritten“ an die BeamtInnen in Chemnitz, deren Erledigung „weite-

re Fahndungsmaßnahmen“ vorbereiten helfen sollte. Inhaltlich ging es unter anderem um die 

Abklärung der Person Torsten S., um eine mögliche erneute Befragung von Mandy S. und 

                                                        
1761 Ebd., S. 21. 
1762 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 15. 
1763 ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 10. 
1764 3. UA, Protokoll Frank Wagner v. 20.01.2014, S. 3. 
1765 3. UA, Protokoll Klaus Hickmann v. 20.01.2014, S. 6. 
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Kai S., um die nochmalige Prüfung der Identität des vermeintlichen „Umzugshelfers“ 

Daniel H. sowie ein geplantes Gespräch mit Jan W.1766 Einige der vorgesehenen Überprüfun-

gen sollten von Chemnitz aus durchgeführt werden. 

Der Zeuge Jehle gab dazu an, es sei vereinbart gewesen, dass sich der Beamte 

Kleimann mit seinen Anliegen direkt an die KollegInnen in Chemnitz wenden könne, „um 

einen weiteren Umweg der Dienstpost über Dresden wiederum nach Chemnitz zu vermeiden 

und so Zeit zu sparen.“1767 Im vorliegenden Falle bat der Beamte Kleimann konkret darum, 

u.a. beim Verband Deutscher Rentenversicherungsträger in Würzburg und bei der Bundesver-

sicherungsanstalt für Angestellte nachzufragen, inwieweit dort Datensätze zu Böhnhardt, 

Mundlos und Zschäpe existieren, aus denen sich Anhaltspunkte für ihren aktuellen Verbleib 

ergeben könnten.1768 Dazu erklärte der Beamte Wagner, dass er die erbetene Anfrage beim 

Verband Deutscher Rentenversicherungsträger bereits am Tag nach der zugrundeliegenden 

Besprechung gestellt hatte mit dem Ziel, „durch Mitteilung von Versicherungs- oder Beschäf-

tigungsverhältnissen Ermittlungsansätze über den Verbleib der Gesuchten zu generieren.“1769 

Der Beamte Hickmann stellte die erbetene Nachfrage bei der Bundesversicherungsanstalt für 

Angestellte am 30. April 2002.1770 

Auf Befragen, warum diese Recherchen von Chemnitz aus geführt werden sollten, gab 

der Zeuge Wagner an, dies hätte ebenso gut durch das LKA Thüringen von Erfurt aus erledigt 

werden können: 

„Klaus Bartl, DIE LINKE: […]Wieso ist denn die Anfrage an den Verband Deutscher 

Rentenversicherungsträger durch das sächsische LKA, respektive durch Sie erfolgt? 

Zeuge Frank Wagner: Das ist eine gute Frage, denn das kann man genauso gut aus 

Erfurt machen. 

Klaus Bartl, DIE LINKE: Das wäre ja naheliegend. 

Zeuge Frank Wagner: Das muss man nicht aus Chemnitz machen.“1771 

                                                        
1766 ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 11. 
1767 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 7. 
1768 3. UA, Protokoll Frank Wagner v. 20.01.2014, S. 3. 
1769 Ebd., S. 4; vgl. 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 6; ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 47. 
1770 3. UA, Protokoll Klaus Hickmann v. 20.01.2014, S. 4; vgl. 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, 
S. 7; ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 39. 
1771 3. UA, Protokoll Frank Wagner v. 20.01.2014, S. 13 f. 
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Der in Chemnitz zuständige Sachbearbeiter1772 Hickmann fertigte über den erfolglosen 

Rücklauf am 2. Mai 2002 einen kurzen Vermerk.1773 Daraus ergibt sich auch, dass zwischen-

zeitlich der Sicherheitsbeauftragte der JVA Waldheim kontaktiert und gebeten worden war, 

den früher dort inhaftierte Torsten S. zu charakterisieren. Als Ergebnis wurde vermerkt, es 

handle sich um einen „Einzelgänger“, der „unter bestimmten Umständen angesprochen wer-

den kann.“1774 Nachdem zuletzt auch das Arbeitsamt Chemnitz mitgeteilt hatte, dass die 

Flüchtigen dort nicht namentlich bekannt seien,1775 entstand ein zusammenfassendes Antwort-

schreiben über die erzielten „Negativergebnisse“,1776 wonach bei allen kontaktierten Stellen 

keine Erkenntnisse zum Verbleib der Gesuchten vorlägen. Der Beamte Hickmann übersandte 

dieses Schreiben am 19. Juni 2002 nach Thüringen.1777 Danach habe es – zunächst – keine 

Rückmeldungen oder Nachfragen mehr aus Thüringen zu dieser Sache gegeben.1778 

 

(f) A n s p r a c h e  be i  J a n  W.  

Am 7. Mai 2002 sprach der Beamte Kleimann in Chemnitz Jan W. an. Dieser habe auf ent-

sprechendes Befragen nach den Flüchtigen „total die Zusammenarbeit oder Kenntnis bestrit-

ten“.1779 Er selbst habe damals ausdrücklich angenommen, dass W. sehr wohl „Verbindung 

hatte zu denen“,1780 wovon aus heutiger Sicher erst recht auszugehen sei: 

„Zeuge Friedhelm Kleimann: […] Der hat ja nun total gelogen, wie ich hinterher fest-

gestellt habe. Er hatte überhaupt nichts gesagt. Es ist mir klar, dass die Hauptverbin-

dungsleute zu denen einen Kriminalbeamten belügen bei einer Anhörung, eben die 

Unwahrheit sagen und verschweigen wollen, dass die möglicherweise – eine Möglich-

keit – dort noch gewohnt haben.“1781 

 

  

                                                        
1772 Ebd., S. 4. 
1773 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 7. 
1774 ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 41. 
1775 Ebd., Bl. 47. 
1776 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 7. 
1777 3. UA, Protokoll Klaus Hickmann v. 20.01.2014, S. 4. 
1778 Ebd., S. 6. 
1779 1. UA, Protokoll Friedhelm Kleimann v. 13.11.2017, S. 22. 
1780 Ebd., S. 40. 
1781 Ebd., S. 24. 



 377 

(g) B e f r a g un g  d e s  F a n - B e a uf t r ag t en  d e s  Ch e m ni t z e r  F C  

Der Zeuge Wagner gab an, dass der thüringische Beamte Kleimann, soviel er wisse, „auch in 

Eigenregie“ einige Abprüfungen in Chemnitz vorgenommen habe. Dazu habe eine Anfrage an 

den Fan-Beauftragten des Chemnitzer FC gehört.1782 Der Zeuge Kleimann gab dazu auf Nach-

frage an, dass es zu diesem beabsichtigten Kontakt zu einem nicht näher nachvollziehbaren 

Zeitpunkt auch gekommen sei: 

„Ich habe irgendwo festgestellt, gelesen, dass Chemnitz einen Fan-Beauftragten hat, 

der auch Polizeibeamter ist. Wir sind dann hingefahren […], wir haben mit ihm ge-

sprochen, haben festgestellt, dass er auch zu Auswärtsspielen mitfährt, also rechtsra-

dikale Fans, ja, observiert oder beaufsichtigt und haben ihm das Ziel gegeben, dass 

er, wenn er mal Kontakt hat, mit Hinweisen auf die drei Gesuchten eventuell – viel-

leicht hat er auch einen Vertrauensmann in den Fans – fragen kann, ob da Dinge be-

kannt sind über die. Das war eigentlich unser Ziel oder mein Ziel. Den habe ich auf-

gesucht in der Dienststelle damals.“1783 

Einen Rückfluss von Informationen habe es hernach jedoch, soviel er wisse, nicht 

gegeben.1784 

 

(h) B e o b a c h t un g  in  d e r  „ S a ch s e n - A l l e e “  

Am 23. Juli 2002 hielt sich der thüringische Beamte Kleimann abermals in Chemnitz auf und 

sichtete dort in einem Einkaufszentrum zwei Personen, die er für Böhnhardt und Zschäpe 

hielt. Hierzu berichtete der Zeuge zusammenhängend: 

„Ja. Das war ziemlich einschneidend für mich persönlich. […] Ich hatte damals ein 

privates Handy, also kein dienstliches Handy. Die Batterie war ziemlich schwach. Ich 

hatte gehört, dass es für dieses Handy damals stärkere Batterien gab, und bin dann in 

die […] ‚Sachsen-Allee‘. – Es war ein Kaufhaus, also mit mehreren Etagen, mit Roll-

treppen. Ich war dort, um das Geschäft ‚Saturn‘ dort drin zu finden oder aufzusuchen 

und eine andere Batterie zu erwerben. Ich stelle mein Auto auf den Parkplatz, also 

außerhalb, ab, Rückseite, fahre die Rolltreppe hoch und stoße oben, linksseitig, auf ein 
                                                        
1782 3. UA, Protokoll Frank Wagner v. 20.01.2014, S. 16. 
1783 1. UA, Protokoll Friedhelm Kleimann v. 13.11.2017, S. 27. 
1784 Ebd., S. 34. 
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Café, also mit Außensitzgruppen, und sehe ein Pärchen dort. Ich kriege einen totalen 

Schrecken, weil ich eine Verbindung zu Böhnhardt und Zschäpe herstelle, vom Ausse-

hen her. Der Mann saß so am Kaffeetisch, als wenn er sein Gesicht verdecken wollte. 

(Zeuge Friedhelm Kleimann verdeckt mit einer Hand einen Teil seines Ge-

sichts.) 

Ich bin dann, ohne aufzufallen, rechts abgebogen und habe noch mal aus der Entfer-

nung geschaut. Ja, was mache ich? Allein überprüfen? Zu schwer für mich. Ich bin 

wieder heruntergefahren. Ich bin dann noch mal hoch; sie saßen da immer noch. Es 

sah so aus, als wenn sie ihre Utensilien bezahlen wollten. Ich habe gesagt: Ich muss 

hier eine Überprüfung einleiten; sonst geht das nicht anders. – Ich habe dann die 

Dienststelle angerufen, die Kripo-Kollegen. Die waren außerhalb, die waren nicht da. 

Dann habe ich die Zentrale der PD Chemnitz angerufen und habe um einen Einsatz-

wagen gebeten. Die kamen dann, uniformiert, mit zwei Kollegen und einer Kollegin in 

einem VW-Bus oder so einem ähnlichen Auto. 

Es hat ein bisschen gedauert. Ich hatte schon gedacht, die Felle schwimmen mir weg. 

Die sind in die Tiefgarage nicht hineingekommen mit ihrem Polizeifahrzeug und ka-

men dann irgendwann hinten angelaufen. Ich habe ihnen das erklärt, habe mich aus-

gewiesen, habe ihnen erklärt, wer ich bin. 

Wir sind dann die Treppe hochgefahren und sind schnurstracks – die saßen Gott sei 

Dank noch, die zwei – auf die zu. Ich habe gesagt: ‚Guten Tag, Frau Zschäpe! Guten 

Tag, Herr Böhnhardt!‘ Die haben ganz erstaunt geguckt. Ich habe sie um ihre Auswei-

se gebeten. Ich habe sie zur Mitfahrt zur Dienststelle – – ihnen sagen können. Sie ha-

ben keinen Kommentar abgegeben, haben mir die Hand gegeben, aber keinen Kom-

mentar abgegeben. Die Ausweise haben sie gezückt. Die Ausweise waren Ende der 

90er ausgestellt, Personalausweise, Personalkarten. Die sind dann mitgefahren. Sie 

hatten wohl, glaube ich, noch ein Auto unten auf dem Parkplatz stehen, das wir kurz 

durchsucht haben. Es war nichts Auffälliges drin. 

Gesagt haben sie – einer hatte wohl Geburtstag; ob sie oder er, weiß ich nicht mehr –, 

dass sie deshalb ihre Eltern in Chemnitz besuchen und ihr Kind, ihr Kleinkind, dort 

abgegeben hätten. Deshalb seien sie in die Stadt gefahren, zum Kaffeetrinken. Okay. 

Um genau zu überprüfen, wer das ist, haben wir beim Erkennungsdienst in Chemnitz 
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auf der Dienststelle die Fingerabdrücke genommen, um beim BKA zu erfahren, wer 

das ist. Stunden später kam das Ergebnis: […] kein Zusammenhang mit Zschäpe oder 

Böhnhardt oder Mundlos! 

Dann haben wir die entlassen, und die sind dann nach Hause.“1785 

Die beiden Personen unterzogen sich der Kontrolle freiwillig, es handelte sich nicht 

um eine Festnahme.1786 Auf Befragen, wie er das Ergebnis, wonach es sich nicht um die Ge-

suchten handelte, damals einordnete, gab der Zeuge an: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Aus Ihrer kriminalistischen Sicht: Ist es denn für Sie de-

finitiv ausgeschlossen, dass die beiden Personen, die Sie da gesehen haben, Zschäpe 

und Böhnhardt waren? 

Zeuge Friedhelm Kleimann: Ja, muss ja sein. Ich musste das Ergebnis akzeptieren, es 

sei denn – – Man verändert ja seine Person total. Da müsste ja das BKA auch drin-

hängen, indem sie die Fingerabdrücke auf eine andere Person schreiben. Anders geht 

es ja gar nicht. Also, Fingerabdrücke sind ja schon – – DNA-Spuren waren damals 

uninteressant, gab es ja keine. 

Ich musste die Antwort vom BKA akzeptieren, dass die zwei Personen die sind, die in 

Chemnitz ihre Eltern besuchen bzw. Oma besuchen.“1787 

Er habe für sich selbst, trotz anderslautender Personaldokumente, die Vermutung nicht 

ausschließen können, dass die Gesuchten mit einer „neuen Identität“ ausgestattet worden sein 

könnten.1788 Gleichwohl habe er die Mitteilung des BKA nicht anzweifeln können, wonach es 

sich nicht um die Gesuchten handelt.1789 Im Nachgang habe der Beamte Dressler ihm gesagt, 

dass der Präsident des LKA Thüringen zu dem Vorgang einen schriftlichen Bericht haben 

wolle.1790 

 

  

                                                        
1785 Ebd., S. 9 f. 
1786 Ebd., S. 20. 
1787 Ebd., S. 10. 
1788 Ebd., S. 11. 
1789 Ebd., S. 32. 
1790 Ebd., S. 39. 
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II.1.8.2 N e u er  Re f e r a t s l e i t e r  im  Lf V Sa c h s e n  

Zum 1. Juli 2002 wurde der bisherige Leiter des für „Rechtsextremismus“ zuständigen Refe-

rates 21 des LfV Sachsen, Volker Lange, zurück zur Polizei versetzt.1791 In seiner Zuständig-

keit hatte das LfV Sachsen den Fall „Terzett“ konzipiert und betrieben, um zum Auffinden 

des „Trios“ beizutragen. Nachfolger wurde ab Juli 2002 der Mitarbeiter 66, der bis Juli 2004 

Referatsleiter blieb.1792 Als Zeuge des 1. UA gab Mitarbeiter 66 an, er habe sich auf die aus-

geschriebene Referatsleiterstelle „ganz normal beworben“:1793 

„Zeuge MA 66: Ich fand es vom Thema her sehr spannend, sehr interessant. Ich hatte 

auch den Eindruck – es war auch sicher so –, es war beruflich eine sehr große Her-

ausforderung. Es ist ein sehr schwieriges Referat mit sehr hohen Anforderungen. Das 

bot mir auch die Möglichkeit – das hatte ich auch erwartet –, einfach auch zeigen, 

dass ich was kann und vielleicht mich qualifizieren kann für weitere Aufgaben, später 

mal.“1794 

Er habe das LfV Sachsen später wieder verlassen, nachdem er gemerkt hatte: „Das 

liegt mir nicht. Das ist nicht mein Ding.“ Diese Ansicht habe sich auch eingestellt, da er er-

kannt habe, „dass ich beruflich auch nicht so richtig sah, dass ich da gut vorwärtskomme. 

Deswegen habe ich dann gedacht: Es wäre vielleicht besser, wenn ich etwas anderes machen 

würde.“1795 

 

(a) A u f g a b en  u n d  Ar be i t s a u f f a s su n g  de s  R e f e r a t s l e i t e r s  

Verschiedene ZeugInnen, die im LfV Sachsen tätig waren oder sind, gaben an, dass einer Re-

feratsleiterIn eine entscheidende Rolle bei der „Lenkung und Steuerung des Referates“ zu-

kommt, „mit allem, was dazugehört.“1796 Beispielsweise gab der Zeuge Mitarbeiter 32 an: 

„Zeuge MA 32: Der Referatsleiter war zuständig für die Koordination im Referat. Er 

hat federführend Aufträge erteilt an Auswertung und Beschaffung, Schwerpunkte ge-

                                                        
1791 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 8. 
1792 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 66 v. 16.10.2017, S. 5.  
1793 Ebd. 
1794 Ebd., S. 11. 
1795 Ebd., S. 8. 
1796 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 50 v. 27.04.2018, S. 11. 
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setzt und die Mitarbeiter auch so eingewiesen und eingeteilt, dass strukturelle Aufga-

ben wahrgenommen werden konnten.“1797 

Der Zeuge Mitarbeiter 70 schrieb der Referatsleitung eine „Bündelungsfunktion“ zu. 

Dies bedeute, die – damals ansonsten gegenseitig abgegrenzten – Bereiche der Auswertung 

und Beschaffung anzuleiten: Für den Fachbereich „Rechtsextremismus“ habe der Referatslei-

tung „die größte Übersicht über alles“ oblegen, weil dort „die Auswertungslinie und die Be-

schaffungslinie im Blick“ waren.1798 Mithin übten einzelne ZeugInnen auf näheres Befragen 

auch Kritik daran, inwieweit diese Rolle ausgefüllt wurde. Beispielsweise gab der Zeuge 

Mitarbeiter 33 gab an, er habe in seiner Laufbahn im Amt mindestens drei verschiedene Refe-

ratsleiter „mit wechselnder Kompetenz“ erlebt.1799 Der damals neue Referatsleiter 

Mitarbeiter 66 führte zu seinem eigenen beruflichen Hintergrund aus, er sei vorher im Sächsi-

schen Staatsministerium des Innern mit Fragen des Kommunalwesens befasst gewesen und 

habe über keinerlei spezifische Vorerfahrungen und Kenntnisse zum Themenfeld „Rechts- 

extremismus“ verfügt.1800 Er habe anfangs, nachdem er zum LfV Sachsen gewechselt war, 

einen zweiwöchigen Lehrgang besucht, „wo man wenigstens ein paar Grundzüge“ der nach-

richtendienstlichen Arbeit kennenlerne.1801 

Im LfV habe er dann eine „reine Schreibtischtätigkeit“ geleistet.1802 Zu den üblichen 

Arbeitsroutinen, die er erlebt habe, gab der Zeuge an: 

„Zeuge MA 66: Ich denke, die Aufgaben eines Referatsleiters im LfV unterscheiden 

sich nicht sehr von den Aufgaben eines Referatsleiters in einer anderen Behörde. 

Man ist in eine Hierarchie eingebunden. Man hat einen Abteilungsleiter über sich, 

darüber einen Präsidenten. Man hat unter sich Mitarbeiter – damals waren es sehr 

viele Mitarbeiter […], hat dann also auch Personalverantwortung für sehr viele 

Personen. 

Man muss sich das so vorstellen: Man hat ein enormes Tagesgeschäft bei dieser An-

zahl von Mitarbeitern. Ich schätze mal, es sind am Tag zwischen 50 und 100 Vor- 

gänge, Mappen auf meinem Tisch gelandet, und zwar aller möglichen Arten. 

                                                        
1797 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 32 v. 23.04.2018, S. 7. 
1798 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 70 v. 27.04.2018, S. 13. 
1799 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 33 v. 27.04.2018, S. 7. 
1800 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 66 v. 16.10.2017, S. 4 f. 
1801 Ebd., S. 12. 
1802 Ebd., S. 8. 
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Es sind Berichte, die man bekommt, die man auswerten muss, wo man steuern muss, 

wo man überlegen muss: Ist da was zu veranlassen? Muss man dafür sorgen, dass 

bestimmte Informationen möglichst noch kommen? Was mache ich mit den Informati-

onen, die ich habe? Wie müssen die verarbeitet werden? Wer muss informiert werden? 

– Das ist ein großer Teil dieses Geschäftes.“1803 

 

(b) N i c h t  e r f o l g t e  Ü b er g ab e  

Wie der Zeuge bekundete, habe eine Übergabe an ihn seitens seines Vorgängers Lange nicht 

stattgefunden. Es habe eine Überschneidung von ein oder zwei Tagen gegeben, bei dem man 

ihm „sicher einiges erzählt“ und von dem er sich manches gemerkt habe und „manches sicher 

auch nicht; es geht ja manches dann genauso schnell wieder raus.“1804 Er habe in der An-

fangszeit versucht, die MitarbeiterInnen in seinem Referat „kennenzulernen“, er habe sich 

jedoch nicht offene und bedeutsame Vorgänge, mit denen sein Referat bis dahin befasst ge-

wesen war, vorlegen lassen: 

„Valentin Lippmann, GRÜNE: […] Haben Sie da sich hingesetzt und sich, ich sage es 

jetzt mal so, relevante Altfälle kommen lassen oder sich dazu vortragen lassen nach 

dem Motto: ‚Ich hätte jetzt gern von meinen Sachgebietsleitern alles, was momentan 

aus deren Sicht wichtig ist und was ich als Referatsleiter wissen sollte‘? Oder haben 

Sie sich das selber angeguckt, das heißt, haben Sie sich offene Verfahren, wichtige 

Verfahren selbst durchgeguckt? 

Zeuge MA 66: Ich habe im Zusammenhang mit meinem Dienstantritt in den ersten 

Tagen mich jedem Mitarbeiter zusammengesetzt. Ich habe versucht, sie kennenzuler-

nen: Wer ist das? Was hat er selbst für eine Vorbildung? Was tut er? Was macht er? 

Was treibt ihn gerade um? 

Valentin Lippmann, GRÜNE: Aber dass Sie sich gezielt alles, was an wichtigen Sa-

chen offen war, gezogen hätten? Das haben Sie nicht getan? 

Zeuge MA 66: Nein. Dafür wäre auch keine Zeit gewesen.“1805 

                                                        
1803 Ebd., S. 5. 
1804 Ebd., S. 6. 
1805 Ebd., S. 11. 
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(c) K e i n e  T h em a t i s i e r un g  d e s  „T r io s “  

Der Zeuge Mitarbeiter 66 bestritt, jemals mit Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe dienstlich 

befasst gewesen zu sein. Das „Trio“ sei in Beratungen und im internen Berichtswesen, das er 

zu steuern hatte und demnach auch inhaltlich kannte, niemals ein Thema gewesen.1806 Er habe 

„auch zu keinem Zeitpunkt irgendwie einen Hinweis darauf“ gehabt, „dass es hier eine Grup-

pierung gibt, die gefährlich ist, die sozusagen im Verborgen ist und die man finden muss.“1807 

Er habe auch den Fall „Terzett“ nicht gekannt. Womöglich sei dieses Thema „gesprächswei-

se“ mal erwähnt worden, aber auch daran habe er keine Erinnerung.1808 Es habe sich für ihn 

jedenfalls nicht um eine offene Aufgabe gehandelt, „wo man jetzt aktiv noch dranbleiben soll-

te“.1809 Auch die Enttarnung des NSU habe keine Erinnerungen geweckt: „Für mich hat es die 

im Prinzip nicht gegeben. Also, dass da irgendwo eine Gruppe ihr Unwesen treibt, ist mir – – 

Daran habe ich überhaupt keine Erinnerung.“1810 

Entgegen der Erinnerung des Zeugen Mitarbeiter 66 war er allerdings selbst sehr wohl 

an einem Vorgang beteiligt, der die reguläre Mitteilungsprüfung zur G10-Maßnahme „Ter-

zett“ aus dem Jahr 2000 betrifft (siehe unten). In dem Zusammenhang sandte das LfV Sach-

sen Anfang 2004 ein Schreiben an das LKA Thüringen, das der Mitarbeiter 66 sogar mit sei-

nem Klarnamen unterzeichnete.1811 Auf Vorhalt dieses Dokuments gab der Zeuge an: 

„Also, ich kann mich an diesen Vorgang nicht erinnern. […] Die Namen haben mir si-

cher nichts gesagt. Die hatten mir vorher nichts gesagt. Die haben mir auch in dem 

Zeitpunkt sicher nichts gesagt, dass es irgendwelche gefährlichen oder wichtigen Per-

sonen sind.“1812 

Er habe dem Vorgang damals keine Brisanz beigemessen und würde darauf „wahr-

scheinlich auch heute“ nicht kommen.1813 Ohnehin habe er das Schreiben vermutlich nicht 

selbst gefertigt – sondern den dann durch ihn unterzeichneten Entwurf in einer der vielen 

Mappen vorgefunden, die täglich auf seinem Schreibtisch lagen.1814 Insoweit steht die Be-

hauptung des Zeugen Dr. Vahrenhold infrage, das LfV Sachsen habe die Suche nach dem 
                                                        
1806 Ebd., S. 10 f. 
1807 Ebd., S. 13. 
1808 Ebd., S. 7. 
1809 Ebd., S. 6. 
1810 Ebd., S. 5. 
1811 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 54. 
1812 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 66 v. 16.10.2017, S. 13. 
1813 Ebd. 
1814 Ebd., S. 14. 
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„Trio“ auch nach dem Ende des Falles „Terzett“ keineswegs als „erledigt“ betrachtet, sondern 

„in Erinnerung“ behalten.1815 

 

II.1.9 M a ß n a hm e n  z u r  Su c h e  n a c h  de m „T r i o“  a b  d e m J a h r  20 0 3  

II.1.9.1 A b s c h lu s s  d e r  T ä t i gk e i t  d e s  t h ü r i ng i s ch e n  B e a mt e n  Kl e im a nn  

Bereits im Herbst 2002 war der Beamte Kleimann, der neue Fahndungsansätze zum Auffin-

den des „Trios“ identifizieren sollte, von dem Fall wieder abgezogen worden. Aus seiner ei-

genen Sicht sei die Tätigkeit damals „soweit ausgereizt“ gewesen.1816 Eine Übergabe an einen 

Nachfolger sei nicht erfolgt, da es keinen gab.1817 Er habe die durch ihn geprüften Akten wie-

der an den Beamten Dressler gegeben, ohne erfahren zu haben, was mit den Unterlagen wei-

ter geschah.1818 Mit Datum vom 10. Januar 2003 fertigte der Beamte Kleimann einen ausführ-

lichen, zusammenhängenden Vermerk über die zwischenzeitlich ergriffenen „Überprüfungs-

maßnahmen“ bei der Fahndung nach den Flüchtigen.1819 Diese Maßnahmen hätten sich u.a. 

darauf konzentriert, einige mutmaßliche Kontaktpersonen nochmals zu befragen, was „auf 

Grund der zum Teil unklaren Formulierungen in den Vermerken der Zielfahndung des TLKA 

erforderlich“ gewesen sei.1820 Erkennbar ist, dass es wenig später, im April und Mai 2003, 

noch- und letztmals den Versuch gab, in Sachsen neue Informationen zum Verbleib der 

Flüchtigen zu erlangen. 

 

(a) V e r ne h mu n g sv e r su c h  mi t  T or s t en  S .  

Am 23. April 2003 ersuchte das LKA Thüringen über den Regionalen Ermittlungsabschnitt 

Chemnitz der Soko „Rex“ um eine zeugenschaftliche Vernehmung des Torsten S., der wäh-

rend der zurückliegenden Fahndung wiederholt als mögliche Kontaktperson benannt, aber 

bislang nicht kontaktiert worden war.1821 Einem Vermerk des Beamten P. der Soko „Rex“ 

vom 24. April 2003 zufolge wurde daraufhin zunächst über das Einwohnermeldeamt in 

                                                        
1815 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 41. 
1816 1. UA, Protokoll Friedhelm Kleimann v. 13.11.2017, S. 18. 
1817 Ebd., S. 19. 
1818 Ebd., S. 25. 
1819 ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 65–75. 
1820 Ebd., Bl. 65. 
1821 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 7. 
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Chemnitz erfragt, wo Torsten S. wohnt. An der mitgeteilten Meldeanschrift wurden ein zuge-

höriges Klingelschild sowie ein Briefkasten festgestellt.1822 Mit Schreiben vom 28. April 2003 

wurde S. zu einer Vernehmung vorgeladen, die am 8. Mai 2003 stattfinden sollte. Der Vorge-

ladene erschien aber nicht.1823 Eine Erkundigung im Wohnumfeld hatte bereits ergeben, dass 

S. „oft tagelang nicht zu Hause ist“, weshalb auch „keine Chance bestand, ihn zu Hause 

anzutreffen und zu vernehmen.“1824 

Am 30. Mai 2003 wurde der thüringische Beamte Kleimann über den insoweit erfolg-

losen Versuch, S. anzutreffen und zu befragen, schriftlich informiert.1825 Wie der Zeuge Jehle 

angab, habe es sich um den letzten Kontakt im vorliegenden Fall mit dem LKA Thüringen 

gehandelt: „Uns haben keine weiteren Aufträge in diesem Zusammenhang erreicht.“1826 

 

(b) V e r ne h mu n g sv e r su c h  mi t  M a nd y  S .  

Mit Schreiben vom 13. Mai 2003 ersuchte der Beamte Kleimann beim Staatsschutz der Poli-

zeidirektion Aue schriftlich um die Durchführung einer zeugenschaftlichen Vernehmung mit 

Mandy S., die zwischenzeitlich von Chemnitz nach Bayern und anschließend nach Johannge-

orgenstadt verzogen war.1827 Dem Ersuchen war ein umfangreicher Katalog mit Fragen beige-

fügt, die im Wesentlichen darauf gerichtet waren, zu erfragen, ob sie die Gesuchten kenne, 

etwas von ihrem Aufenthalt wisse und ob es sein könne, dass diese sich zurückliegend in ihrer 

Wohnung aufhielten.1828 Die Vorgeladene erschien am 21. Mai 2003 im Polizeiposten Jo-

hanngeorgenstadt zur Vernehmung. Am Folgetag informierte die PD Aue das LKA Thüringen 

über das Ergebnis der Vernehmung, wonach Mandy S. zwar der Vorladung gefolgt sei, aber 

auch nach eingehender Belehrung nicht bereits gewesen sei, Angaben zum Sachverhalt 

zu machen.1829 

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft Gera wurde S. daraufhin zum Amtsgericht Aue 

vorgeladen und dort am 19. Juni 2003 und nach Belehrung gemäß § 55 StPO richterlich ver-

                                                        
1822 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 49. 
1823 3. UA, Protokoll Klaus Hickmann v. 20.01.2014, S. 4. 
1824 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 7 f. 
1825 3. UA, Protokoll Klaus Hickmann v. 20.01.2014, S. 4; ADS 43, Ordner 40, Teil 3, Bl. 48. 
1826 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 8. 
1827 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 14. 
1828 Ebd., Bl. 15. 
1829 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 51–53. 
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nommen, wobei sie angab, die Flüchtigen nicht zu kennen.1830 Diese Äußerung widerspricht 

den Angaben, die Mandy S. am 23. Oktober 2000 gegenüber dem thüringischen Zielfahnder 

Wunderlich getätigt haben soll und wonach sie Zschäpe durchaus kenne (→ KAP. II.1.6.10.H). 

 

II.1.9.2 E in t r i t t  d e r  V er f o lg u ng s v er j äh r u n g  

Mit Ablauf des 23. Juni 2003 verjährten die Taten, wegen denen Böhnhardt, Mundlos und 

Zschäpe gesucht wurden. Am Folgetag wurde mit dem Eintritt der Verfolgungsverjährung die 

Fahndungsausschreibung in INPOL gelöscht. Verjährungsunterbrechende oder -hemmende 

Maßnahmen waren bis dahin, abgesehen von der Neufassung der Haftbefehle am 23. Juni 

1998, nicht ergriffen worden. Mit Verfügung vom 15. September 2003 stellte die Staatsan-

waltschaft Gera das zugrundeliegende Ermittlungsverfahren gegen die Flüchtigen nach § 170 

Absatz 2 StPO sowie mit Verfügung vom 28. November 2003 auch gegen die übrigen 

Beschuldigten, darunter Ralf Wohlleben, wegen Verjährung ein.1831 

Im Zusammenhang mit seiner rechtskräftigen Verurteilung zu einer – dann aber nicht 

angetretenen – Haftstrafe im „Puppentorso“-Verfahren im Jahr 1997 trat gegen Böhnhardt am 

10. Dezember 2007 außerdem die Vollstreckungsverjährung ein. Bis zu diesem Zeitpunkt 

hätte die Möglichkeit bestanden, ihn bei einem Antreffen festzunehmen und die ausgeurteilte 

Strafe zu vollstrecken.1832 Soweit dies dem 1. UA bekannt wurde, schlossen sich bis dahin 

aber keinerlei Fahndungsmaßnahmen im Freistaat Sachsen mehr an. Über den Eintritt der 

Verfolgungs- und der Vollstreckungsverjährung wurden sächsische Behörden – auch diejeni-

gen, die sich an zurückliegenden Fahndungsmaßnahmen beteiligt hatten – nicht unterrichtet. 

 

II.1.9.3 A n h a l t e nd e  G 10 - M i t t e i l u ng s p r ü f u ng  de s  L f V  S a ch s e n  

Für das LfV Sachsen gab der Zeuge Dr. Vahrenhold an, vom Eintritt der Verjährung habe 

sein Amt nicht „durch irgendeine Behörde“, sondern aus einer antifaschistischen Zeitschrift 

(„Blick nach Rechts“) erfahren.1833 Man habe diesen Bericht zum Anlass genommen, die ob-

ligatorische Mitteilung – d.h. die gesetzlich vorgesehene Bekanntgabe an die Betroffenen – 

                                                        
1830 Ebd. 
1831 Schäfer-Bericht, Rdnr. 62, S. 54; AbschlBer UA-BT I, S. 480 ff. 
1832 Ebd., S. 482 f. 
1833 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 21.01.2013, S. 42. 
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zur G10-Maßnahme „Terzett“ aus dem Jahr 2000 zu prüfen.1834 Zumindest in diesem Sinne 

sei der Fall „durchaus noch im Blick“ des LfV Sachsen gewesen.1835 

 

(a) P r ü f u n g  b i s  i n s  J a h r  20 1 0  

Es habe sich dabei nicht etwa um eine Fortsetzung der früheren Maßnahme, sondern vielmehr 

um eine – sehr lang anhaltende – „rechtliche Befassung“ gehandelt, die der Frage der „Unter-

richtung oder Nichtunterrichtung" der Betroffenen gegolten habe.1836 Zu den dabei angestell-

ten Erwägungen des Amtes gab der Zeuge weiter an: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Das LfV ist gesetzlich verpflichtet, zum einen re-

gelmäßig zu prüfen, inwieweit Unterlagen vernichtet werden dürfen und müssen. Das 

ergibt sich aus dem § 4 des G10. Und zum anderen ist das LfV verpflichtet, kontinuier-

lich zu prüfen, ob eine G10-Maßnahme an die Betroffenen mitgeteilt werden kann. 

Das ergibt sich aus dem § 12 des G10. Die Mitteilung ist eine gesetzlich festgelegt 

Pflicht, die allerdings nur dann gilt, wenn nicht das Risiko besteht – ich zitiere das 

jetzt nur sinngemäß aus dem Gesetz –, dass die Maßnahme oder der Zweck der Maß-

nahme gefährdet ist. Also hier der Zweck der Maßnahme ganz klar: das Auffinden der 

drei gesuchten Personen. Und die Maßnahme ist über Jahre hinweg den Betroffenen – 

dann insbesondere natürlich den mutmaßlichen Unterstützern – nicht mitgeteilt wor-

den, weil natürlich immer noch die Hoffnung bestand, dass es Informationen dazu ge-

ben wird, ob man einen Aufenthaltsort dieser flüchtigen Personen feststellt.“1837 

Nachdem die Verjährung eingetreten war, sei der Zweck der Maßnahme jedenfalls auf 

Basis der damals bekannten strafrechtlichen Vorwürfe gegen die Gesuchten nicht mehr ge-

fährdet gewesen. Die Mitteilung an die Betroffenen, darunter Mandy S., sei letztlich im Jahr 

2010 vorgenommen worden.1838 Dabei habe es sich, wie der Zeuge Boos angab, um einen 

Brief gehandelt: 

„Zeuge Reinhard Boos: […] Das ist ein Brief, ein Einschreiben eigenhändig an die 

Betroffenen einer Maßnahme, in der ihnen mitgeteilt wird, wann eine Maßnahme ge-

                                                        
1834 Ebd. 
1835 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 54. 
1836 Ebd., S. 51 f. 
1837 Ebd., S. 51. 
1838 Ebd. 
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gen sie durchgeführt worden ist. Also: Gegen Sie wurde in der Zeit vom ... eine Maß-

nahme nach dem Gesetz zu Art. 10 Grundgesetz durchgeführt.“1839 

 

(b) K o r r e s po n d en z  mi t  d em L K A T h ür in g en  

Zu den Gründen, warum die Mitteilungsprüfung so lange dauerte, dass die Betroffenen – aus-

genommen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe – erst im Jahr 2010 informiert wurden und da-

mit die G10-Maßnahme „Terzett“ rechtlich auch erst ein Jahrzehnt nach ihrer Durchführung 

abgeschlossen werden konnte, gab der Zeuge Dr. Vahrenhold an, die Gesuchten seien „ganz 

gefährliche Leute“ gewesen, sodass man zum einen sehr genau darauf habe achten müssen, 

„solche Leute auch nicht zu früh zu sensibilisieren hinsichtlich eventuell noch laufender 

Fahndungsmaßnahmen“,1840 die es allerdings nicht mehr gab. Zum anderen habe sich in dem 

Zusammenhang die Korrespondenz mit anderen Behörden erforderlich gemacht, was sich 

stark in die Länge gezogen habe.1841 

Beispielsweise gab der Zeuge Mitarbeiter 50 an, er habe etwa Mitte der 2000er Jahre 

beim LKA Thüringen angerufen und dort nach Postanschriften von Böhnhardt, Mundlos und 

Zschäpe gefragt: 

„Zeuge MA 50: […] Da ging es um den Aufenthaltsort noch mal, um das aufzugreifen, 

von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe, also um die Ermittlung des Aufenthaltsortes, 

des möglichen […]. Denn wenn man hätte mitteilen wollen, dann hätte man ja eine 

Anschrift haben müssen. Wir hatten sie nicht in Sachsen. Thüringen war damals wohl 

die federführende Stelle. Die stammten ja auch aus Thüringen, als die damals unterge-

taucht sind. Da war es natürlich auch naheliegend, dass wir uns an Thüringen ge-

wandt haben.“1842 

Sein Ansprechpartner beim LKA Thüringen sei im Übrigen der vormals beim LfV 

Thüringen tätige und dort selbst mit der Suche nach dem „Trio“ befasste Beamte Wießner 

gewesen.1843 

                                                        
1839 3. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 04.03.2013, S. 26. 
1840 3. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 17.12.2012, S. 52. 
1841 Ebd., S. 51. 
1842 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 50 v. 27.04.2018, S. 9. 
1843 Ebd. 
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(c) S u c h e  n a c h  e i n em  F o t o  

Überdies stellte sich im Zuge der Mitteilungsprüfung heraus, dass die Unterlagen des LfV 

Sachsen zur G10-Maßnahme „Terzett“ nicht vollständig waren. Die Maßnahme hatte sich auf 

ein Foto gestützt, das im Januar 1998 – kurz vor dem Untertauchen – bei einem Neonaziauf-

marsch Dresden aufgenommen worden war und das u.a. Zschäpe gemeinsam mit Mandy S. 

zeigte. Der Zeuge Dr. Vahrenhold bestätigte, dass dieses Foto jedoch bei der Beantragung der 

G10-Maßnahme – „warum auch immer, kann ich heute nicht mehr sagen“ – nicht zu den Ak-

ten genommen worden sei. Man habe daher später versucht, dieses Foto (erneut) zu beschaf-

fen.1844 In dem Zusammenhang wandte sich der damalige Leiter des Referates 21 des LfV 

Sachsen, Mitarbeiter 66, am 3. Februar 2004 schriftlich an das Zielfahndungskommando des 

LKA Thüringen. In dem Schreiben wurde ausgeführt: 

„Das LfV Sachsen hat […] die hier vorliegenden Unterlagen zu dem Sachverhalts-

komplex nochmals geprüft. Dabei wurde festgestellt, dass berichtet worden war, dass 

auf einem Foto die flüchtige ZSCHÄPE neben einer Angehörigen der rechtsextremisti-

schen Skinheadszene Chemnitz -ein Plakat tragend- anlässlich der Wehrmachtsaus-

stellung im Januar 1998 in Dresden identifiziert wurde und der flüchtige BÖHN-

HARDT als Besucher des damaligen Angehörigen der Chemnitzer Szene, Thomas S. 

[…], in einer JVA in einer Vernehmung des STARKE benannt worden war. 

Zu beiden Vorgängen liegen dem LfV Sachsen keine Unterlagen vor. Die Zielfahndung 

des Thüringischen LKA, die im Rahmen von gemeinsamen Besprechungen im zweiten 

Quartal 2000 über die Sachverhalte berichtete, wird gebeten, dem LfV Sachsen die 

entsprechenden Unterlagen in Kopie zur Verfügung zu stellen.“1845 

Zum Zeitpunkt dieses Schreibens war das adressierte Zielfahndungskommando bereits 

seit rund zweieinhalb Jahren nicht mehr mit dem Fall befasst und insoweit unzuständig. Das 

Schreiben gelangte vielmehr an den Beamten Kleimann, der seinerseits ebenfalls nicht mehr 

mit dem Fall befasst war. Dieser fertigte am 27. Februar 2004 einen Vermerk, wonach an die-

sem Tag „vereinbarungsgemäß“ zwei namentlich benannte BeamtInnen des LfV Sachsen in 

Diensträumen des LKA Thüringen erschienen seien, „um die hiesigen Unterlagen einzuse-

hen.“ Dabei sei es um Fotos „anlässlich einer Wehrmachtsausstellung in Dresden im Jahre 

1998“ gegangen, die u.a. Zschäpe zeigen sollen. Im Ergebnis der Sichtung sei jedoch bemerkt 

                                                        
1844 1. UA, Protokoll Dr. Olaf Vahrenhold v. 28.08.2017, S. 16. 
1845 ADS 43, Ordner 40, Teil 2, Bl. 54. 
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worden, dass das gesuchte Foto und zugehörige Unterlagen auch beim LKA Thüringen nicht 

in den Akten aufzufinden seien. Den beiden BeamtInnen des LfV Sachsen habe nur die Kopie 

eines Vermerks ausgehändigt werden können, der zu einer Befragung des Thomas S. gefertigt 

worden war.1846 Dies bezog sich offenbar auf die Angaben, die ein früherer Nachbar des 

Thomas S. 1999 gemacht hatte, wonach er im Vorjahr des Öfteren den Mundlos bei Thomas S. 

gesehen habe (→ KAP. II.1.5.2). 

Der Zeuge und damalige Referatsleiter Mitarbeiter 66, der sich in dem Zusammen-

hang schriftlich an das LKA Thüringen gewandt hatte, gab an, sich an den Vorgang nicht zu 

erinnern.1847 Der Zeuge und Beschaffer Mitarbeiter 59 gab an, ein Interesse des LfV Sachsen, 

(wieder) an das Foto zu gelangen, habe sich auch aus der Überlegung ergeben, darauf mög-

licherweise weitere Kontaktpersonen der Flüchtigen identifizieren zu können.1848 Die Zeugin 

und frühere „Terzett“-Sachbearbeiterin Mitarbeiter 14 gab an, sie habe das Foto im Jahr 2000 

„vor mir gehabt. Das habe ich gesehen.“ Sie sei später an der turnusmäßigen Mitteilungs- 

prüfung zu der G10-Maßnahme „Terzett“ beteiligt gewesen.1849 Dem Foto sei insoweit eine 

Bedeutung zugekommen, als sich der Einbezug der Mandy S. in die G10-Maßnahme auf diese 

Abbildung gestützt hatte: 

„Zeuge MA 14: Es gab ein Foto von dieser besagten Wehrmachtsausstellung in Dres-

den im Januar 1998, was im Prinzip ganz kurz, bevor die drei untergetaucht sind, ent-

standen sein soll oder entstanden ist. Auf diesem Foto sieht man, wie Beate Zschäpe 

und die Person, die dann als Mandy S. […] identifiziert wurde, gemeinschaftlich ein 

Transparent tragen. Das war der Anhaltspunkt, weshalb man die Mandy S. […] in 

diese Maßnahmen einbezogen hat, weil ich sage, wenn die nebeneinander auf einer 

Demo ein Transparent tragen und nebeneinander laufen, dann müssen die sich ken-

nen. Das ist vollkommen außerhalb jeder Wahrscheinlichkeit, dass die sich nicht ken-

nen. Das war der Anhaltspunkt, die S. […] einzubinden. Deswegen hat man so großes 

Interesse an diesem Foto gehabt. Das [es] aber zu dem Zeitpunkt, als wir dort gewe-

sen sind, in unseren Unterlagen nicht gab […].“1850 

                                                        
1846 Ebd., Bl. 16. 
1847 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 66 v. 16.10.2017, S. 13. 
1848 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 30. 
1849 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 14 v. 18.10.2017, S. 24 f. 
1850 Ebd., S. 24. 
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Das Foto wurde im Jahr 2012 in Räumen des LfV Sachsen innerhalb eines Konvoluts 

unregistrierter Unterlagen, die sich auf das „Trio“ bezogen, unter nicht abschließend geklärten 

Umständen wiederaufgefunden (→ KAP. II.7.2.4). 

 

II.1.10 A s p e k te  d e s  „ U nt e r t a uc h e n s “  i n  C h emn i t z  u n d  Z wi c k a u  

II.1.10.1   F l u ch t  n a ch  C h em n i t z  

Infolge des Geschehens am 26. Januar 1998 fuhren Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe vermut-

lich direkt oder jedenfalls sehr zeitnah nach Chemnitz. Sie begaben sich zunächst zu 

Thomas S. in der H e i n r i ch - S c hü t z -S t r a ß e  1 8 , der daraufhin, wie er selbst einräumt, 

Szeneangehörige ansprach, um das „Trio“ übernachten zu lassen.1851 Zunächst hielten sich die 

Flüchtigen für einige Tage oder wenige Wochen in der Wohnung des Thomas Ro. in der 

F r i e d r i ch - V i e r t e l - S t r aß e  8 5  auf und im Anschluss bis Sommer 1998 in der Li m ba -

c h e r  S t r a ß e  9 6  bei Max-Florian B., dem damaligen Lebenspartner der Mandy S. Von 

September 1998 bis April 1999 stand den Flüchtigen eine eigene, mithilfe von Carsten R. 

angemietete Wohnung in der Al t ch e mn i t z e r  S t r a ß e  1 2  sowie von April 1999 bis Au-

gust 2000 eine mithilfe von André Eminger angemietete Wohnung in der Wo lg o gr a de r  

A l l e e  76  zur Verfügung.1852 Es liegen darüber hinaus Hinweise vor, dass das „Trio“ ab 

Februar 1999 eine weitere Wohnung in der C r ana c h s t r a ß e  8  nutzte, die mithilfe der Per-

sonalien des Ralph H. angemietet und insbesondere dafür verwendet wurde, Warensendungen 

zu empfangen.1853 

Wie die sachverständige Zeugin von der Behrens ausführte, ergäben sich nach den ihr 

bekannten Unterlagen und Aussagen von ZeugInnen im NSU-Prozess Anhaltspunkte, dass 

Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe bereits vor dem 26. Januar 1998 erwogen haben könnten, 

unterzutauchen. Es habe aber offenbar nicht festgestanden, ob und wann dies geschehen wird: 

„Sv. Zeugin Antonia von der Behrens: […] Wir entnehmen das, dass es geplant war, 

aus zwei Umständen. Der eine war: Böhnhardt war im November 1997 rechtskräftig 

zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden, zu einer Jugendstrafe von, glaube ich, zwei 

Jahren und drei Monaten. Er hat in seinem Umfeld immer wieder deutlich gemacht, 

                                                        
1851 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 44 f., 52 f. 
1852 ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 487.1, Bl. 128. 
1853 ADS 736, Ordner 15, entspr. SAO 87, Bl. 43. 
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dass er nicht gedenke, noch einmal ins Gefängnis zu gehen. Er war schon mal inhaf-

tiert gewesen und hatte da tatsächlich ziemlich unschöne Erfahrungen gemacht, zu-

mindest was Zeugen uns berichtet haben. Das war ganz klar; das hat er immer wieder 

gesagt. Seine Mutter sagte bei uns im Verfahren: Er saß Weihnachten 1997/1998 zu 

Hause und hat darauf gewartet, dass die Ladung zum Strafantritt kommt. Diese Um-

stände sprechen dafür: Er hatte nie den Plan, sich zu stellen. Es war auch klar: Das 

Urteil war rechtskräftig. Da war nichts mehr zu machen. Das Einzige, was möglich 

war, war tatsächlich abzutauchen. 

Das andere: Es gibt einen Jugendfreund von Mundlos, der nicht zur Szene gehört, der 

damals einfach ein normaler Jugendfreund von Mundlos gewesen ist. Er sagt, dass 

Mundlos ihm irgendwann im Herbst 1997 berichtet habe, dass er vielleicht mal ab-

hauen müsse, dass irgendetwas wegen eines Terrorismus-Paragrafen sei und er damit 

rechne, im Dezember/Januar vielleicht nicht mehr da zu sein. Gleichzeitig sehen wir, 

dass er kurz vor dem Abtauchen – er war zur damaligen Zeit im Ilmenau-Kolleg in 

Thüringen, um seine Hochschulreife nachzuholen –, mehrere Tage vor dem Abtauchen 

das Kolleg schon nicht mehr besucht hatte – aus unbekanntem Grund. Die Lehrer ha-

ben gesagt: Er fehlte. Er hat keine Entschuldigung geschickt, nichts. 

Daraus schließe ich zumindest: Die beiden haben geplant, abzutauchen. Wann Zsch-

äpe sich dazu entschlossen hat, ist unklar.“1854 

Es sei auch zu bemerken, dass die tatsächliche Flucht, das heißt die Abfahrt in Rich-

tung Chemnitz, dann „relativ reibungslos“ verlaufen sei.1855 Dass die Wahl des Fluchtziels auf 

Chemnitz fiel, sei insoweit nicht verwunderlich, als schon vorher etliche Bezüge dorthin be-

standen hätten: 

„Wir haben eine große Anzahl von Zeugen gehört aus dem Umfeld der drei, und zwar 

sowohl vor dem Untertauchen als auch nach dem Untertauchen. Da wurde sehr deut-

lich, dass es seit Anfang der 90er-Jahre – ich würde sagen, wahrscheinlich 1993, 

1994 – insbesondere von Uwe Mundlos sehr enge Kontakte nach Sachsen gegeben 

hat, insbesondere nach Chemnitz. 

                                                        
1854 1. UA, Protokoll Antonia von der Behrens v. 05.11.2018, S. 8 f. 
1855 Ebd., S. 9. 
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Nachdem er mit Beate Zschäpe eine Liaison eingegangen war, ist er oft mit ihr zu-

sammen zu Konzerten nach Chemnitz gefahren. Er war sehr umtriebig. Ihm war Thü-

ringen, Jena zu klein. Er hat sich sehr oft in Chemnitz aufgehalten und da auch Kon-

takte geknüpft. Er war wohl – das sagte zumindest ein Zeuge – auch in Zwickau. Also, 

auch dahin gab es Kontakte; die waren aber lange nicht so intensiv wie die nach 

Chemnitz. 

Wir wissen von einer ganzen Reihe thüringischer Zeugen wie auch Chemnitzer Zeugen 

aus der Neonaziszene, dass dort diese – – Also, man war vielleicht ein Kreis von, weiß 

ich nicht, 20, 30 Leuten – ungefähr; das ist grob geschätzt –, die sich in regelmäßigen 

Abständen für Konzerte und Ähnliches getroffen haben. […] 

Die Verbindung gestärkt wurde bestimmt auch durch die Liaison zwischen Zschäpe 

und Thomas S. […] in der Zeit 1996/1997, nachdem er aus der Haft entlassen worden 

war. Insofern denke ich – das kann ich jetzt nur daraus ableiten –, diese engen persön-

lichen Verbindungen haben dann die Entscheidung begründet, tatsächlich Chemnitz 

als ersten Zufluchtsort auszuwählen.“1856 

 

II.1.10.2   D ie  r e ch t e  S z e n e  i n  C h em ni t z  

Das „Trio“ traf nach dem Untertauchen in Chemnitz auf eine ausdifferenzierte Szene, aus der 

heraus auch Unterstützung geleistet wurde. Im früheren 3. UA beschrieb der damals beim 

polizeilichen Staatsschutz tätige Beamte Kliem ausführlich die Entwicklung der hiesigen Sze-

ne. Demnach habe sich Anfang der 1990er Jahre, noch zur Wendezeit, im Neubau-

Wohngebiet „Fritz Heckert“ in Chemnitz im Umfeld eines dortigen Jugendclubs eine als 

„Bunker-SS“ bekannte Gruppierung herausgebildet, die durch eine Vielzahl von Straftaten 

aufgefallen sei. Man habe darauf reagiert durch die Bildung einer Soko „Bunker“, die in dem 

Zusammenhang binnen drei Jahren mehr als 200 Einzeltaten zu bearbeiten hatte. Aus polizei-

licher Sicht sei der Versuch, voranzukommen, ernüchternd gewesen: Die Entwicklung 

„nimmt kein Ende“ und die später erzielten juristischen Folgen seien „sehr banal“ 

gewesen.1857 Zur damaligen Entwicklung habe gehört, dass immer häufiger Gewalt angewen-

det worden sei gegen „anders aussehende, anders denkende Leute“. Eine vorläufige Entspan-

                                                        
1856 Ebd., S. 8. 
1857 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.10.2013, S. 4 f. 
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nung sei erst eingetreten, als einige Führungspersonen wegen Gewaltstraftaten in Haft 

gegangen sind.1858 

Zwischenzeitlich hätten sich aber weitere, ähnliche Schwerpunkte herausgebildet ge-

habt, darunter im Bereich des Stadtteils Markersdorf eine Gruppierung, auf die Propaganda-

delikte zurückgeführt werden konnten. Anhand einer dort verteilten Szene-Zeitschrift sei man 

erstmals auf Jan W. gestoßen, der sich als eine Art Produzent für neonazistische Musik und 

entsprechende Tonträger betätigt habe. Im Verbund mit W. sei außerdem Hendrik L. aufgefal-

len, die beide ein „festes Team“ gewesen seien und ein überregionales, bald sogar europawei-

tes Kontaktnetzwerk aufgebaut hätten. Als im Raum Chemnitz und dem Umland entspre-

chende Szenekonzerte mit teils von weither herangezogenen Bands und jeweils mehreren 

hundert Beteiligten aufkamen und sich häuften, sei man vor Ort immer wieder auf Jan W. und 

Hendrik L. gestoßen, die als Veranstalter aufgetreten seien.1859 

Man habe dagegen kaum im Vorfeld effektiv vorgehen können, denn es standen zahl-

reiche Objekte ehemaliger Großbetriebe oder auch Gartenanlagen leer, deren Verwaltungen 

es egal gewesen sei, „wer da sonnabendabends drin ist.“ Die „Hauptmatadoren“ wie Jan W. 

und Hendrik L. hätten sich zum Zwecke der legendierten Anmeldung anderer Personen be-

dienen können.1860 Mithin sei auch in andere Städte ausgewichen worden, etwa nach Zwick-

au, wo ein Mann mit dem Spitznamen „Manole“ – es handelt sich um Ralf M. – als Veranstal-

ter aufgefallen sei, aber mithin auch nach Thüringen.1861 Das Veranstaltungsaufkommen habe 

sich stark gehäuft, typisch seien in dieser Zeit die sogenannten „Freitagsfaxe vom LfV Sach-

sen“ gewesen, „die uns freitags um 2 offerierten, dass an dem Abend oder am Folgetag im 

Raum Sachsen oder im Großraum Chemnitz mit einem derartigen Konzert zu rechnen sei. 

Das war nicht sonderlich hilfreich.“1862 

Währenddessen habe sich die Szene augenscheinlich stärker organisiert: Beispielswei-

se seien „zuhauf“ T-Shirts mit der Aufschrift „Skinheads 88“ getragen worden, die Hendrik L. 

vertrieben habe, dessen Szenegeschäft ein fester Treffpunkt und eine Art „Kommunikations-

zentrum“ geworden sei. Dort seien auch Leute aus dem Hooliganbereich, darunter „HooNa-

Ra“, aufgetaucht.1863 Diese Verbindung habe die Entwicklung hin zu „Körperlichkeiten“ stark 
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befördert, die sich zunehmend im Stadtzentrum abspielten. Zum Kern der „Skinheads 88“ 

habe u.a. Thomas S. gehört. Die Gruppe habe etwa durch einen gewalttätigen „Landfriedens-

bruch auf das AJZ“ von sich reden gemacht.1864 Ein Problem der Polizei habe darin bestan-

den, dass von außen kaum zu erkennen gewesen sei, ob es sich um eine fest gefügte Gruppie-

rung oder um eine eher lose Struktur handelte.1865 Aus dem Umfeld der „Skinheads 88“ seien 

dann in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre Strukturen von „Blood & Honour“ hervorgegan-

gen, die bei Veranstaltungen beispielsweise mit der „Haller Security“ zusammengearbeitet 

habe.1866 In diesen Bereichen der Szene habe man nur wenige Einblicke erhalten können, 

sondern habe die Zugehörigkeit von Personen an Äußerlichkeiten, etwa Kleidungsaufdrucken, 

festmachen müssen. Erst langsam habe sich herausgestellt, dass bei B & H sogar eine interna-

tionale Struktur vorliegt.1867 

Daneben seien aber auch von Anfang an feste Strukturen aus Chemnitz heraus ent-

standen, dies sei wiederum ab etwa 1992 die „Kameradschaft Chemnitz“ und später „Kame-

radschaft Grün-Weiß“ gewesen, die in der Folge mehrere feste Treffpunkte erschließen konn-

te und aus der schließlich der Verein „Heimatschutz Chemnitz“ hervorgegangen sei.1868 Spä-

ter seien daraus die „Freien Kräfte“ entstanden, die sich zeitweise der NPD stark angenähert 

hätten.1869 Die Angaben des Zeugen Kliem finden ihre Bestätigung in einer umfangreichen 

Sammlung von Unterlagen des Staatsschutzes Chemnitz, die anhand der polizeilichen Be-

obachtung der örtlichen rechten Szene entstanden und die eine Konsolidierung und schritt-

weise organisatorische Festigung der Szene vor allem ab Ende der 1990er Jahre dokumentie-

ren. Demnach existierte im Zeitraum 1999/2000 kurzzeitig eine Kameradschaft „Ahnenerbe“, 

die im Jahr 2000 in die Kameradschaft „Grün-Weiß“ und schließlich in den 2001 gegründeten 

Verein „Heimatschutz Chemnitz“ überging, der bis November 2004 existierte. Unter Beteili-

gung vormaliger Vereinsmitglieder wurden die Aktivitäten unter der Bezeichnung „Freie 

Kräfte Chemnitz“ und später „Nationale Sozialisten Chemnitz“ (NSC) bis in die Gegenwart 

hinein fortgeführt.1870 

 

                                                        
1864 Ebd., S. 12. 
1865 Ebd., S. 13. 
1866 Ebd., S. 38 f. 
1867 Ebd., S, 39. 
1868 Ebd., S. 13 f. 
1869 Ebd., S. 16. 
1870 ADS 441, Ordner 1, Anl. 1, DVD „Heimatschutz Chemnitz“, Datei „Unterlagen…“, Bl. 9. 
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II.1.10.3 B e i s p i e l  f ü r  o r ga n i s i e r t e  G e wa l t :  Ü b er f a l l  au f  da s  Al t e r na t i v e  

J u g e n dz e n t r um C h em n i t z  

Am Abend des 30. März 1997 griffen zahlreiche Neonazis, darunter AnhängerInnen der 

„Skinheads Chemnitz“ („88er“), das Alternative Jugendzentrum (AJZ) „Talschock“ in Chem-

nitz an. Es handelte sich um eines der hervorstechendsten Beispiele organisierter rechter Ge-

walt in jener Phase.1871 Zur Tatzeit fand im AJZ ein Punkkonzert mit rund 200 BesucherInnen 

statt. Kurz nach Beginn der Veranstaltung hielt nach übereinstimmenden Angaben von Zeug- 

Innen vor dem Veranstaltungsort ein Linienbus, dem bis zu 80 als „Glatzen“ beschriebene 

Personen entstiegen, gefolgt von weiteren Personen, die mit Privatfahrzeugen hinzukamen. 

Sie griffen in der Folge gemeinsam laut grölend das Gebäude und die Gäste des AJZ unter 

anderem mithilfe von Flaschen und Knüppeln an.1872 Mindestens drei Gäste wurden dabei 

verletzt, sie erlitten teils Frakturen.1873 Am Objekt entstand ein Sachschaden von rund 

50.000 DM, darüber hinaus wurden Pkw beschädigt, die am Objekt geparkt waren.1874 Ein-

zelne Geschädigte wurden außerdem beraubt.1875 

 

(a) E r m i t t l u ng e n  

Durch eingesetzte Kräfte der Schutzpolizei, die wegen einer „größere[n] Auseinandersetzung 

zwischen der rechten und linken Szene“ alarmiert worden waren,1876 wurden vor Ort und in 

unmittelbarer Tatortnähe 17 Personen vorläufig festgenommen und teils bei Gegenüberstel-

lungen durch ZeugInnen und Geschädigte wiedererkannt.1877 Im Zuge der weiteren Ermitt-

lungen, die zunächst durch das Dezernat Staatsschutz der KPI Chemnitz und dann durch den 

Regionalen Ermittlungsabschnitt Chemnitz der Soko „Rex“ des LKA Sachsen geführt wur-

den, sind 41 Personen als Tatverdächtige bekannt gemacht worden. Gegen ein Dutzend als 

Hauptbeschuldigte angesehene Personen wurden jeweils einzelne Ermittlungsverfahren we-

gen des Verdachts eines besonders schweren Falls des Landfriedensbruchs nach § 125a StGB 

                                                        
1871 AbschlBer BT-UA II, Anl. 93, S. 84. 
1872 ADS 37, Ordner 164, Bl. 93 f. 
1873 Nach Angaben des Sachverständigen Eumann gegenüber dem zweiten Bundestags-UA habe es sich Presse-
berichten zufolge um sechs Verletzte gehandelt, wobei teils eine stationäre Behandlung erforderlich wurde; vgl. 
AbschlBer BT-UA II, Anl. 93, S. 84. 
1874 ADS 37, Ordner 164, Bl. 135. 
1875 Ebd., Bl. 149. 
1876 Ebd., Bl. 143. 
1877 Ebd., Bl. 138. 
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eingeleitet. Eine Reihe weiterer Personen, die möglicherweise ebenfalls beteiligt waren, wur-

den in diesen Verfahren lediglich als ZeugInnen behandelt.1878 

Unter den Beschuldigten befanden sich auch mehrere Personen, die nicht bloß als An-

hänger der „88er“, sondern auch im Fallkomplex NSU bekannt sind – teils durch ein Kenn-

verhältnis zum Trio, teils durch mutmaßliche Unterstützungsleistungen nach deren Untertau-

chen. Dies betrifft unter anderem Thomas S., Achim Armin F., Gunter Frank F., Markus F., 

Thomas H., Jörg R., Kay R. sowie das B & H-Mitglied Michael L. Unter den als ZeugInnen 

geführten Personen, die gleichfalls als Tatbeteiligte infrage kamen, befanden sich unter ande-

rem Jan W. und Thomas E. 

Im Ergebnis der damals durchgeführten Vernehmungen – nur ein einziger Beschuldig-

ter war insoweit geständig – ergab sich, dass sich die der rechten Szene entstammenden An-

greiferInnen zunächst an der Zentralhaltestelle im Chemnitzer Zentrum verabredet hatten, 

sich dann gemeinsam zum AJZ begaben und dieses dann, wie vorher und offenbar bereits 

länger im Voraus geplant, attackierten.1879 Hinsichtlich eines möglichen organisatorischen 

Zusammenhangs wurde der Polizei im Zuge der Ermittlungen bekannt, dass etliche mutmaß-

liche Beteiligte „einer Gruppe mit dem Namen ‚Skinheads Chemnitz 88‘“ zuzuordnen seien. 

Diese Gruppe habe bereits früher und teils unter Beteiligung derselben Personen eine Rolle 

gespielt „bei einer tätlichen Auseinandersetzung am 03.10.1996 in der Kulturhalle Olbern-

hau“.1880 Gleichwohl könne, wie damals festgehalten wurde, „zur Personenanzahl bzw. politi-

schen Zielrichtung dieser Gruppe keine Aussage getroffen werden.“1881 

Wie der damals leitende Beamte des Dezernates Staatsschutz der KPI Chemnitz Kliem 

im früheren 3. UA als Zeuge angab, sei das AJZ schon früher ein Ziel organisierter Angriffe 

durch Neonazis geworden. Bereits dabei seien als mutmaßliche Beteiligte solche Personen 

festgestellt worden, die unter anderem den „Skinheads 88“ und der Hooligan-Klientel von 

„HooNaRa“ zuzuordnen gewesen seien.1882 Die weiteren Ermittlungen zum Überfall am 

30. März 1997 befassten sich jedoch, soweit nachvollziehbar, mit möglichen organisatori-

schen Hintergründen nicht weiter. Der erhebliche Vernetzungsgrad der regionalen Szene, ihr 

innerer organisatorischer Zusammenhalt und die ausgeprägte Gewaltbereitschaft traten hier 

                                                        
1878 Ebd., Bl. 138 f. 
1879 Ebd., Bl. 136. 
1880 Ebd. Zu diesem Vorfall lagen dem 1. UA keine Unterlagen vor. 
1881 Ebd., Bl. 138. 
1882 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.10.2013, S. 13. 
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aber offen zutage.1883 Im Schlussvermerk der Soko „Rex“ vom 25. September 1997 wurde 

gegenüber der zuständigen Staatsanwaltschaft gleichwohl die Einstellung der meisten Ermitt-

lungsverfahren angeregt.1884 Offenbar erfolgten sodann etliche Einstellungen nach § 170 Ab-

satz 2 StPO.1885 

Anhand der Unterlagen, die dem 1. UA vorliegen, wird ersichtlich, dass am Amtsge-

richt Chemnitz im Mai 1998 wegen des Vorwurfs des Landfriedensbruchs gemäß § 125 StGB 

u.a. gegen den Angeschuldigten Thomas S. verhandelt worden ist, der in dieser Sache freige-

sprochen wurde. Er hatte sich in der Hauptverhandlung dahingehend eingelassen, sich zwar 

am Tatabend zum AJZ begeben zu haben, dann aber – was nicht widerlegt werden konnte – 

wieder gegangen zu sein, ohne etwas Strafbares getan zu haben.1886 Innerhalb der rechten 

Szene in Chemnitz stieß der Vorfall auf positiven Anklang. Dafür sprechen Angaben des 

mutmaßlichen NSU-Unterstützers Max-Florian B. im November 2011 gegenüber dem BKA: 

Er habe sich seinerzeit fälschlich1887 gebrüstet, an dem Angriff beteiligt gewesen zu sein, um 

in der Szene anerkannt zu werden.1888 

 

(b) V o r ab  b e ka n n t e  H in w e i s e  au f  e i n en  g ep l a n t e n  An gr i f f  

Der damalige Beschuldigte Ingo S., Angehöriger der Bundeswehr, gab in einer Vernehmung 

an, er wisse vom Hörensagen, dass bereits mehrere Wochen vor der Tat Absprachen darüber 

getroffen worden seien, das AJZ an einem festgelegten Datum anzugreifen.1889 Der Ge-

schäftsführer des AJZ Chemnitz hatte zudem das Dezernat Staatsschutz der KPI Chemnitz 

über eine Sozialarbeiterin bereits Anfang März 1997 unterrichtet, dass Gerüchte kursieren, 

wonach ein Angriff geplant sei; als Grund werde angenommen, dass bei einer zurückliegen-

den Veranstaltung mehrere rechtsorientierte Jugendliche von der Teilnahme ausgeschlossen 

worden seien, weshalb nunmehr eine „Racheaktion“ anstehe. Mögliche Schlüsselfigur dabei 

sei ein Attila V. In einem daraufhin gefertigten Vermerk des Dezernates Staatsschutz der KPI 

                                                        
1883 AbschlBer UA-BT II, Anl. 93, S. 14. 
1884 ADS 37, Ordner 164, Bl., Bl. 97. 
1885 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 43.6, Bl. 154. 
1886 ADS 65, Ordner 1, Bl. 231–233. 
1887 Anhaltspunkte für seine mögliche Beteiligung ergeben sich aus den vorliegenden Unterlagen nicht. 
1888 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 37, Bl. 59. 
1889 ADS 37, Ordner 164, Bl. 151. 
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Chemnitz vom 5. März 1997 wurde dazu notiert: „Die Ausgangsinformation zum Überfall 

kann momentan weder negativ noch positiv beurteilt werden.“1890 

Gleichwohl konnte die Ausgangsinformation dahingehend verifiziert werden, dass 

weitere Personen gegenüber der Polizei ausdrücklich bestätigten, Attila V. habe gesprächswei-

se u.a. damit gedroht, er wolle „zusammen mit anderen Personen eine Racheaktion gegen das 

AJZ starten“, woran sich „bis zu hundert Jugendliche“ beteiligen würden.1891 In dem Zusam-

menhang sprach ein Beamter schließlich Herrn V. an und belehrte ihn „über mögliche Folgen 

einer solchen Aktion“, woraufhin dieser erklärt habe, von der geplanten Aktion Abstand zu 

nehmen.1892 Offenbar handelte es sich lediglich um ein formloses Gespräch, nicht aber um 

eine förmliche Gefährderansprache; es hatte auch nicht zur Folge, den Angriffsplan zu verei-

teln. Vielmehr wandte sich am 27. März 1997, mithin drei Tage vor dem Überfall, der dama-

lige Geschäftsführer des AJZ Chemnitz erneut an die Polizei und teilte mit, er habe erfahren, 

Personen hätten sich darüber unterhalten, „dass zum Konzert am 30.03.97 das AJZ abge-

brannt werden soll.“ Diese Äußerung konnte zurückgeführt werden auf einen namentlich be-

kannten Zeugen. Dieser gab gegenüber der Polizei an, er habe kürzlich in einer Gaststätte 

mehrere Personen bemerkt, „die er als Hooligans beschrieb. Diese trugen teilweise Aufnäher. 

Darauf stand ‚Skin 88‘.“ Die Personen hätten geäußert, wenn es ihnen nicht erlaubt sei, das 

Objekt mitsamt ihrer szenetypischen Bekleidung zu betreten, „wird das AJZ angebrannt.“1893 

In einem Vermerk des Dezernates Staatsschutz vom selben Tag wurde dazu einge-

schätzt, es bestünden „Zweifel an der Ernsthaftigkeit der angedrohten Handlung“, die ge-

schilderte „Spontanäußerung“ lasse jedenfalls nicht vermuten, „dass die Einrichtung gezielt 

angegriffen werden soll.“ Es werde im Zusammenhang mit dem geplanten Konzert jedoch um 

„Beachtung in der allgemeinen Dienstdurchführung […] gebeten“.1894 Tatsächliche Schutz-

maßnahmen wurden, soweit erkennbar, nicht veranlasst, obwohl nun bereits mehrfach Hin-

weise auf geplante Straftaten eingegangen waren. Der an der Tatplanung womöglich beteilig-

te und dadurch polizeibekannt gewordene Attila V. wurde im Übrigen kurz nach dem Angriff 

am 30. März 1997 in der Nähe des Tatortes festgestellt und sodann auch als Beschuldigter 

geführt.1895 

                                                        
1890 Ebd., Bl. 160 f. 
1891 Ebd., Bl. 162 f., 164. 
1892 Ebd. 
1893 Ebd., Bl. 166. 
1894 Ebd., Bl. 167. 
1895 Ebd., Bl. 146. 
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(c) M ö g l i c h e  B e zü g e  z u  e i n e r  A u s e i n an d er s e t zu n g  i n  J e n a  

Im Zuge der weiteren Ermittlungen ging die Polizei davon aus, dass die Beteiligten des An-

griffs auf das AJZ „mit Sicherheit“ Unterstützung erhielten durch „Hooligans, die vom Fuß-

ballspiel Zwickau gegen Jena kamen“.1896 Geprüft wurde in dem Zusammenhang ein mögli-

cher Bezug des Vorfalls in Chemnitz zu einer körperlichen Auseinandersetzung in der Disko-

thek „B 88“ in Jena, zu der es am späteren Abend des 30. März 1997 gekommen war. Dort 

habe es nach Angaben der Polizeidirektion Jena zunächst eine „Rauferei“ gegeben, woraufhin 

Beteiligte aus dem Objekt gebracht wurden. Danach sei polizeilich bekannt geworden, „dass 

noch ein Bus mit Jugendlichen aus dem Raum Chemnitz nach Jena unterwegs ist, um Prob-

leme zu machen“ und Auseinandersetzungen fortzuführen, zu denen es bereits am Rande des 

vorangegangenen Fußballspiels in Zwickau gekommen war.1897 

An der Diskothek in Jena war an jenem Abend Sicherheitspersonal im Einsatz, das für 

dieselbe in Plauen ansässige Firma C.O.P.S. („Concert-, Objekt-, Personenschutz“) tätig war, 

die zur Tatzeit auch den Einlassdienst am AJZ Chemnitz regelte.1898 Diese Firma erklärte ge-

genüber der ermittlungsführenden Staatsanwaltschaft Chemnitz, dass tatsächlich im Laufe des 

Abends durch das in Jena eingesetzte Ordnungspersonal „Verstärkung“ angefordert wurde, 

„da auch hier Ausschreitungen durch Hooligans befürchtet wurden.“1899 Am AJZ waren u.a. 

die aus Zwickau stammenden Mitarbeiter Andreas W. und Andreas G. eingesetzt. Beide Per-

sonen wurden später auch bei den Ermittlungen zum Tötungsdelikt zum Nachteil von Patrick 

Thürmer namentlich bekannt, wobei der in dem Zusammenhang als Zeuge vernommene An-

dreas G. mit dem Zwickauer Neonazi Ralf M. bekannt war.1900 Erklärtermaßen konnte im 

weiteren Ermittlungsverlauf zum AJZ-Angriff jedoch nicht herausgestellt werden, „[w]elche 

Rolle die […] Ordnungsgruppe“ am Tatabend spielte.1901 

 

II.1.10.4  A k z e p t i e r e nd e  J u g en d s o z i a l a r b e i t  m i t  N e o n a z i s  

Anhand des durch die Stadt Chemnitz getragenen Jugendclubs „Piccolo“, der sich in der 

Johannes-Dick-Straße 3 im Wohngebiet „Fritz Heckert“ befand, befasste sich der 1. UA 

                                                        
1896 Ebd., Bl. 136. 
1897 Ebd., Bl. 177. 
1898 Ebd., Bl. 171 f. 
1899 Ebd., Bl. 172. 
1900 ADS 228, Ordner 5, Bl. 1260, u. Ordner 6, Bl. 1296. 
1901 Ebd., Bl. 136. 
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exemplarische mit der örtlichen Jugendsozialarbeit. Der Zeuge Kliem hatte das „Piccolo“ aus-

drücklich als einen „Szenetreffpunkt“ bezeichnet.1902 Eine zum „Piccolo“ führende Telefon-

nummer befand sich auf Mundlos’ sogenannter Garagenliste (→ KAP. II.1.3.2). Zudem befand 

sich der Jugendclub nur fünf Gehminuten entfernt und damit in unmittelbarer Nähe der zeit-

weise durch das „Trio“ genutzten Wohnung in der Wolgograder Allee 76. Der 1. UA befragte 

dazu den Diplom-Sozialpädagogen Bindrich, der das „Piccolo“ von 1993 bis 2001 leitete, 

sowie die dort von 1994 bis 1999 beschäftigte Sozialarbeiterin G. Beide gaben an, dem „Trio“ 

nicht begegnet zu sein und die Flüchtigen auch nicht als mögliche BesucherInnen des Jugend-

clubs bemerkt zu haben. Frau G. gab überdies an, zeitweise – als sich dort auch die NSU-

Unterkunft befand – in der Wolgograder Allee 76 gewohnt zu haben. Auf Befragen nach 

ihren dort gemachten Wahrnehmungen gab sie an: 

„Zeugin Frau G.: […] Ich weiß, dass es um die Erdgeschosswohnung unten rechts 

ging. Zu diesem Zeitpunkt habe ich nicht wahrgenommen – – Also, ich habe wahrge-

nommen, dass dort ein Wechsel stattgefunden hat, dass wahrscheinlich vorher ein 

Mann mit einem Kleinkind dort gewohnt hat, der ausgezogen ist und dann ab und an 

junge Leute in die Wohnung huschten und diese Wohnung auch wieder verließen. Wer 

das war, kann ich – hatte ich keine Wahrnehmung dazu.“1903 

 

(a) J u g e n dc l ub  a l s  „ H ei m st a t t “  v on  N e o naz i s  

Der Zeuge Bindrich charakterisierte den von ihm geleiteten Jugendclub „Piccolo“ wörtlich als 

einen „Treffpunkt von der rechtsextremistischen und rechtsradikalen Szene in Chemnitz“. 

Dadurch hätten zumindest zeitweise „richtig politisch organisierte Neonazis“, die den Ju-

gendclub als ihre „Heimstatt“ angesehen hätten, zur Hauptklientel gehört.1904 Das sei schon 

der Fall gewesen, als er 1993 die Leitung der Einrichtung übernahm.1905 Die Zeugin G. 

ergänzte, die Jugendclubs in Chemnitz seien damals faktisch zwischen verschiedenen 

Jugendsubkulturen aufgeteilt gewesen: 

„Es gab also in jedem Jugendklub eine sogenannte Jugendszene. Der Jugendklub 

‚Piccolo‘ war der, wo Jugendliche verkehrten mit rechter Gesinnung […]. Es sind Ju-

                                                        
1902 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.11.2013, S. 4. 
1903 1. UA, Protokoll Frau G. v. 03.09.2018, S. 4 f. 
1904 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 6. 
1905 Ebd., S. 8. 
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gendliche in die Einrichtung gekommen, die einfach die Einrichtung zur Freizeitge-

staltung genutzt haben, wofür sie auch gedacht war, und es war aber auch ein Treff 

für Jugendliche und junge Erwachsene, die der rechten Szene zugetan waren; wobei 

man die unterteilen musste in die sogenannten Mitläufer, die eigentlich gar nicht 

wussten, warum sie jetzt rechts sein wollten, und in die, wo wir wussten, dass die auch 

anderweitig organisiert sind.“1906 

Man habe gleichwohl, wie der Zeuge Bindrich betonte, versucht, erlebnispädagogische 

Angebote zu unterbreiten, die zumindest teilweise auch durch die problematische Klientel 

genutzt worden sei: 

„Zeuge Peter Bindrich: Eindeutig muss ich das bejahen: Wir waren ein rechter Sze-

neklub. Es hat sich die rechte Clique von Chemnitz dort, in diesem Klub, aufgehalten, 

getroffen, die Angebote zum Teil genutzt. Das heißt, es ging wirklich auch so weit, 

dass wir Fußballturniere mit anderen ausgerichtet haben. 

Wir haben erlebnispädagogische Angebote gemacht, die auch die Hooligans mit ihren 

Mädels genutzt haben: Ausfahrt an den Balaton, Skifahren im Riesengebirge, Zelten 

auf Barbe. Das ist von denen alles wahrgenommen worden. […] Das Erlebnis stand 

im Vordergrund. Die Hooligans waren auch die, die eigentlich über ihre Taten berich-

tet haben, wo wir manchmal gesagt haben: ‚Die haben wirklich einen an der Waffel!‘, 

das heißt also, nach irgendwelchen Schlägereien mit anderen Hooligans.“1907 

Die Dominanz der rechten Szene habe aber dazu geführt, dass es nicht möglich gewe-

sen sei, eine andere Klientel an den Jugendclub heranzuführen. Das habe – abgesehen vom 

Kinderbereich – nicht funktioniert, da andere Jugendliche sich dort nicht hin getraut oder die 

Eltern einen Besuch verboten hätten.1908 Wie der Zeuge Bindrich weiter schilderte, habe sich 

im Laufe der Zeit zwar die Personalsituation – anfangs hatte man den Jugendclub mit ledig-

lich zwei Angestellten täglich zu öffnen – verbessert. Auf Nachfrage gab er aber an, es sei 

eine ABM-Kraft als Mitarbeiter eingesetzt worden, der „schon mit dieser Szene sympathisier-

te“ und bei der er nicht ausschließen oder sich sogar vorstellen könne, dass er Personen auch 

außerhalb der Öffnungszeiten einen Zugang zum Objekt gewährt haben könnte.1909 Die Ge-

                                                        
1906 1. UA, Protokoll Frau G. v. 03.09.2018, S. 3. 
1907 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 7. 
1908 1. UA, Protokoll Frau G. v. 03.09.2018, S. 12 f. 
1909 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 13 f. An den Namen dieses Mitarbeiters erinnerte sich der 
Zeuge auf Befragen nicht. 
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samtlage habe sich erst ab Ende der 1990er Jahre geändert und entspannt: Rechtsorientierte 

Jugendliche hätten das „Piccolo“ aufgrund ihres Alters weniger stark frequentiert und seien 

auf Gaststätten und Kneipen ausgewichen; fortan sei der Jugendclub verstärkt durch Spätaus-

siedler genutzt worden.1910 

 

(b) V o r f ä l l e  

Unter den rechtsorientierten Jugendlichen, die das „Piccolo“ regelmäßig nutzten, gehörte nach 

Einschätzung der Zeugin G. ein „harter Kern“, den sie auf 20 bis 25 Personen bezifferte, zu-

züglich weiterer Personen, „die sich haben benutzen lassen“.1911 Der Zeuge Bindrich führte 

aus, einzelne Personen habe man konkreten Gruppierungen wie den „88ern“, den „HooNaRa“ 

oder dem Umfeld der „Haller-Security“ zuordnen können. Zeitweise seien 30 bis 40 Hoolig-

ans im Jugendclub gewesen.1912 Es sei zwar nicht so gewesen, dass sich AnhängerInnen der 

rechten Szene dort trafen, um sich vordergründig mit politischen Themen zu befassen. Trotz-

dem nehme er an, dass Jugendliche sich vor Ort „vielleicht doch an manchen Tagen in man-

chen Ecken zu politischen Inhalten ausgerichtet, organisiert“ haben.1913 Außerdem führte die 

Zeugin G. aus, dass auch Straftaten im und rund um den Jugendclub zu bemerken gewesen 

seien, darunter Körperverletzungen.1914 Es sei eine Bedrohungslage entstanden, die sich auch 

gegen die Angestellten richtete: 

„Zeugin Frau G.: Ja, es gab schon Bedrohungen in der Einrichtung von den Jugendli-

chen. Wir haben ja gerade am Anfang auch allein arbeiten müssen in der Einrichtung, 

weil wir nur zu zweit waren. Und wenn die Jugendlichen sich eben nicht an die Regeln 

halten wollten, also wenn die Einrichtung eben geschlossen hat und die wollten nicht 

gehen und man hat darauf bestanden, gab es schon auch sowohl verbale als auch 

manchmal tätliche Angriffe auf meine Person. Und es gab ganz speziell auch eine 

Straftat in der Form, dass in der Zeit, als ich mit Jugendlichen auf einer Freizeitfahrt 

gewesen bin, einer oder mehrere Jugendliche mein Auto gestohlen haben und es zu 

Schrott gefahren haben […].“1915 

                                                        
1910 Ebd., S. 4 f. 
1911 1. UA, Protokoll Frau G. v. 03.09.2018, S. 7. 
1912 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 6. 
1913 Ebd., S. 19. 
1914 1. UA, Protokoll Frau G. v. 03.09.2018, S. 9. 
1915 Ebd., S. 16. 
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Der Zeuge Bindrich führte aus, er habe mitbekommen, wie mehrfach größere Gruppen 

von außerhalb am Jugendclub aufgetaucht seien, um mit den Jugendlichen dort „loszuzie-

hen.“1916 Beispielhaft schilderte er einen Vorfall, der sich 1996 oder 1997 ereignet habe: 

„Zeuge Peter Bindrich: […] Die Security Haller spielte immer eine wichtige Rolle 

in der Rekrutierung von den Hooligans, wenn es irgendwie nicht nur politische, son-

dern ordnungsrechtliche – in ihrem Verständnis – Vorfälle gab, also als ‚Reinigungs-

gruppe‘. 

Ich kann mich entsinnen an einen Männertag; das wird 1996, 1997 gewesen sein. Da 

haben wir vor der Einrichtung halt verschiedene Tische aufgebaut und Musik gespielt. 

Haller kam mit zwei Dienstfahrzeugen an und hat die gesamte Gruppe – das waren 

ungefähr 30, 40 – mobilisiert. Die sind alle in die Wagen gesprungen und abgebraust. 

Dann haben wir im Nachhinein gehört: Die sind alle nach Stollberg. Dort gab es ir-

gendwie einen Rummel, und dort gab es Störungen von sogenannten linken Gruppen. 

Die haben die dort halt gemeinsam aufgeräumt. 

Also, das war ganz maßgeblich die Struktur, die die Hooligans immer genannt haben. 

Und: ‚HooNaRa‘, die Hooligans, Nationalsozialisten und Rassisten; das haben die 

auch eindeutig immer wieder genannt, sich zum Teil als dazugehörig gefühlt oder sich 

auch wirklich als Mitglieder zu erkennen gegeben.“1917 

Daneben seien auch andere Jugendclubs angegangen worden, in denen sich eher eine 

linke Klientel aufhielt. Einmal sei vor einem anderen Jugendclub durch Rechte ein Bauwagen 

abgebrannt worden, von dem man annahm oder wusste, dass Linke darin übernachten. Aus 

heutiger Sicht würde er diesen Vorgang „sogar als versuchten Mord auslegen.“1918 

Wahrnehmungen, die auf das „Trio“ bzw. den NSU hinwiesen, machten die ZeugIn-

nen gleichwohl nicht. Jedoch führte der Zeuge Bindrich aus, es habe eine ganze Reihe von 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit einschlägiger Orientierung und entsprechenden 

Verhaltensweisen im Jugendclub gegeben, bei denen er sich vorstellen könne, „dass die Ver-

bindung zum NSU – vor allen Dingen dann auch ab der Zeit des Aufenthaltes, des illegalen, 

ja, des Untertauchens dieser Gruppe in Chemnitz – durchaus vollzogen haben könnten.“1919 

                                                        
1916 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 14. 
1917 Ebd., S. 9. 
1918 Ebd., S. 16 f. 
1919 Ebd., S. 3. 
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Im Zuge der Medienberichterstattung über den NSU sei er auf die Namen von ungefähr zehn 

Personen gestoßen, die er als Gast des „Piccolo“ gekannt habe.1920 Von der sogenannten Ga-

ragenliste seien ihm Christoph F., Katrin D. (genannt „Mappe“) und Hendrik L. bekannt ge-

wesen.1921 Die Zeugin G. bestätigte ihrerseits, sich an Hendrik L. zu erinnern sowie ferner an 

zwei Brüder mit den Spitznamen „Kicke“ und „Kacke“,1922 bei denen es sich um Kay und 

Jörg R. handelte. 

 

(c) Z i e l ,  „ im  W o hn g e b i e t  Ru h e  z u  s ch a f f en “  

Wie der Zeuge Bindrich resümierte, hätten sich die Neonazis und Hooligans, die das „Picco-

lo“ frequentierten, „jeder pädagogischen und sozialen Zusammenarbeit entzogen“.1923 Man 

habe ihm in Gesprächen klar zu erkennen gegeben, dass man von „Sozialfuzzis“ in Ruhe ge-

lassen werden wolle.1924 Die Bemühungen, einen sozialarbeiterischen Zugang zu finden, seien 

ins Leere gegangen: Rückblickend gesehen seien unter den „hundert Kids, die ich im Laufe 

meiner ‚Piccolo‘-Karriere dort kennen gelernt habe, […] mindestens zehn, die nicht in eine 

Sozialarbeit gehören. Die gehören entweder therapeutisch behandelt oder in die Klapsmühle 

oder hinter Gitter.“1925 Der Ansatz der akzeptierenden Jugendarbeit, der darauf ausging, dieser 

Klientel gleichwohl einen Raum zur Verfügung zu stellen, habe sich als kontraproduktiv 

herausgestellt: 

„Jetzt, im Nachhinein, denke ich, dass man, wenn man diese akzeptierende Arbeit 

nicht zielgenau auf die Klientel, auf die einzelne Person angewandt hat, dass die eher 

rechtsgerichtete Strukturen gestärkt hat.“1926 

Ein Einschreiten dahingehend, die problematische Klientel des Klubs zu verweisen, 

sei aber nicht möglich gewesen, da diese sich so „clever“ angestellt habe, die Hausordnung zu 

achten.1927 Mithin sei die Hausordnung eben so ausgelegt worden, dass sie nicht zu einem 

Ausschluss führt: 

                                                        
1920 Ebd., S. 4. 
1921 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 4. 
1922 1. UA, Protokoll Frau G. v. 03.09.2018, S. 13. 
1923 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 5, 8. 
1924 Ebd., S. 12. 
1925 Ebd., S. 15. 
1926 Ebd., S. 18. 
1927 Ebd., S. 12, 15. 
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„Ich kann mich zum Beispiel erinnern […], dass es um den Alkoholkonsum im Ju-

gendklub ‚Piccolo‘ ging. In der ersten Woche bin ich dort hinein. Da saßen drei an ei-

nem Tisch, die eine Flasche Cognac, eine Flasche Wodka und eine Flasche Tequila 

auf dem Tisch hatten. Da habe ich gefragt: ‚Was ist denn hier los?‘ Da haben die ge-

sagt: ‚Was willst denn du von uns? Wer bist denn du eigentlich? Das machen wir seit 

drei Jahren so!‘ Dann habe ich gesagt: ‚Aber ab heute nicht mehr!‘ Also, wir haben 

dort eine relativ strikte Regelung, was Alkoholkonsum im Jugendklub betraf, 

eingeführt. 

Was haben die gemacht? Die sind auf die Treppe hinausgegangen – der Jugendklub 

hatte eine Eingangstreppe – und haben draußen gesoffen. Die haben dort gesoffen. 

Die haben die Leute angepöbelt. Die haben den ABV1928 als ‚ABV – dumme Sau!‘ be-

zeichnet. Die haben die Flaschen in die Luft fliegen lassen. Die platzten vor der Straße 

vor dem ‚Piccolo‘. Das war ein Zugang zu einer Einkaufshalle, zu Geschäften. 

Das habe ich gemeldet. Ich habe gefragt: ‚Was sollen wir denn hier machen? Soll ich 

die raushauen? Soll ich denen ein Verbot erteilen?‘ Da hat unser Abteilungsleiter ge-

sagt: ‚Das könnt ihr nicht machen! Wir haben schon zehn Beschwerden innerhalb von 

einer Woche bekommen. Holt die wieder herein! Trefft mit denen eine Regelung, dass 

es noch halbwegs vernünftig ist!‘ Das haben wir dann auch gemacht. Die durften 

drinnen keinen Schnaps mehr trinken; aber Bier wurde legitimiert und auch von der 

Anzahl her festgelegt.“1929 

Auch die Zeugin G. schilderte, dass Versuche, mittels Hausordnung einzuwirken, ins 

Leere gegangen seien. So habe eine damalige Abteilungsleiterin ausdrücklich angewiesen, 

„die Leute reinzuholen, egal was die tun“: 

„Zeugin Frau G.: […] Wir haben auch versucht, eine Hausordnung dort durchzusetzen 

mit ganz banalen, einfachen Regeln. Wir haben auch Hausverbote hier und da erteilt 

für Jugendliche, die sich überhaupt nicht an ganz einfache Regeln halten wollten. Das 

hat aber eben dazu geführt, dass sich die Jugendlichen dann im Umfeld der Einrich-

tung getroffen haben, was wieder zu Bürgerbeschwerden geführt hat, was dazu geführt 

                                                        
1928 Abschnittsbevollmächtigter der Volkspolizei der DDR. Der Zeuge gab auf Nachfrage an, er meine damit 
einen Bürgerpolizisten. 
1929 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 17 f. 



 407 

hat, dass die damalige Abteilungsleiterin uns die Anweisung gegeben hat, die Leute 

reinzuholen, egal was die tun. 

Also, für uns war es eigentlich auch oft so, dass jeder pädagogische Ansatz einer Ar-

beit auch ausgehebelt wurde von den Vorgesetzten, einfach um im Wohngebiet Ruhe 

zu schaffen.“1930 

Es sei die ausdrückliche Vorgabe der Stadt Chemnitz gewesen, den Jugendclub täglich 

zu öffnen, „um die Jugendlichen von der Straße zu holen“. Angesichts von Bürgerbeschwer-

den über gewaltbereite Jugendliche im Wohnviertel sei es darum gegangen, diese Personen 

„in die Einrichtung zu holen, damit sie eben, ja, dort nicht störten.“1931 

 

(d) A u s g e b l i eb e n e  Un t e r s tü t zu n g  du r c h  Vo r ge s e t z t e  

Wie der Zeuge Bindrich weiter ausführte, habe man sich Unterstützung durch vorgesetzte 

Stellen erhofft, diese aber nicht erhalten, da im Jugendamt „diese Thematik höchstwahr-

scheinlich nie groß zur Debatte stand.“1932 Ein effektiver Austausch zur Problemlage sei nicht 

zustande gekommen.1933 Aus heutiger Sicht wäre eine regelmäßige Supervision für die Be-

schäftigten erforderlich gewesen, die man nicht erhalten, allerdings auch nicht ausdrücklich 

eingefordert habe.1934 Mitte der 1990er Jahre habe sich zwar wiederholt die Polizei an ihn 

gewandt, es habe auch ein Gespräch mit dem Staatsschutz stattgefunden. Dabei sei es in der 

Regel aber bloß um Hooligans und die Frage gegangen, ob er Personen identifizieren 

könne.1935 

Auch die Zeugin G. gab an, von vorgesetzten Ebenen trotz ausdrücklicher Bitten keine 

hinreiche Unterstützung erhalten zu haben: 

„Eine weitere Anleitung zum Umgang mit den Jugendlichen gab es nicht; weder mein 

Kollege noch ich hatten eine Ausbildung dafür. Es gab kaum Fortbildungen – oder: es 

                                                        
1930 1. UA, Protokoll Frau G. v. 03.09.2018, S. 13. 
1931 Ebd., S. 3. 
1932 1. UA, Protokoll Peter Bindrich v. 03.09.2018, S. 16. 
1933 Ebd., S. 17. 
1934 Ebd., S. 18. 
1935 Ebd., S. 13. 
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gab keine Fortbildungen für uns –, sondern es war lediglich unsere Aufgabe, die Ju-

gendlichen von der Straße zu holen und entsprechend zu betreuen.“1936 

Ihr Eindruck sei gewesen, dass man zufrieden war, „wenn es um die Einrichtung her-

um ruhig blieb.“1937 Rückmeldungen an das Jugendamt – „auch über die Brisanz und auch 

über die Gefahr, die von den Leuten ausgeht“ – sei auf wenig Gehör gestoßen.1938 Ihrer 

Wahrnehmung nach habe man „das Problem nicht sehen wollen.“ Dadurch habe man sich aus 

Sicht der Angestellten sehr alleingelassen gefühlt.1939 

 

II.1.10.5  U m z ug  d e s  „ T r i o s “  n a ch  Z w i ck a u  

Mitte des Jahres 2000 zogen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe von Chemnitz nach Zwickau 

um. Ab Mitte Juli 2000 stand dort eine Wohnung in der H e i s e n be r g s t r a ß e  6  zur Verfü-

gung, die auf den Namen Max-Florian B. angemietet wurde. Ab Mai 2001 wohnte das „Trio“ 

in der P o l e n z s t r aß e  2  sowie ab März 2008 in der F r ü h l i ng s s t r a ß e  26 . Die letzten 

beiden Wohnungen wurden jeweils durch Matthias D. angemietet, wobei zeitweise Unter-

mietverhältnisse auf den Namen des Max-Florian B. bestanden.1940 Die sachverständige Zeu-

gin von der Behrens gab zu den möglichen Gründen des Umzugs nach Zwickau an, es läge 

eine Aussage vor, wonach das „Trio“ befürchtet habe, es würden sie in Chemnitz „zu viele 

Leute kennen“: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Es gab ja dann den Ortswechsel von Chemnitz nach 

Zwickau. Hat es im Prozess irgendwelche Ansatzpunkte gegeben, warum dieser Orts-

wechsel durch das Trio erfolgte? 

Sv. Zeugin Antonia von der Behrens: Es gibt eine Aussage von Max-Florian B. […]. 

Das war ja der zweite Wohnungsgeber von den dreien in Chemnitz […]. Aber die ha-

ben dann – vor dem Umzug nach Zwickau, im Juni/Juli 2000, in der Zeit irgendwann – 

zu ihm gesagt, sie müssten aus Chemnitz weg; da würden sie zu viele Leute kennen. 

Irgendwie so etwas, sinngemäß. Das ist aber tatsächlich jetzt nur Vermutung. Es 

spricht einiges dafür, dass Chemnitz ihnen zu eng geworden ist. Auf der anderen Seite: 

                                                        
1936 1. UA, Protokoll Frau G. v. 03.09.2018, S. 3. 
1937 Ebd., S. 10. 
1938 Ebd., S. 8. 
1939 Ebd., S. 14. 
1940 ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 487.1, Bl. 128. 
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Richtig Sorge können sie nicht gehabt haben. Sonst wären sie ganz woandershin ge-

gangen, in eine andere Region. 

Die Neonaziszene von Chemnitz und Zwickau war ja sehr eng verknüpft. Das heißt, 

der Umstand – das haben wir im Verfahren von Zeugen gehört –, dass die sich relativ 

frei in Chemnitz bewegt haben, dort auch vielen Szeneangehörigen bekannt waren – – 

Durch einen Umzug nach Zwickau sind sie davor nicht wirklich geschützt worden. 

Aber natürlich war es nicht mehr so, dass man sich jeden Tag über den Weg gelaufen 

ist. Aber das ist jetzt Spekulation. Insofern höre ich damit auf.“1941 

Der Zeuge Tüshaus insinuierte, dass möglicherweise die im Jahr 2000 initiierten Maß-

nahmen des LfV Sachsen zum Auffinden des „Trios“ dazu geführt oder beigetragen haben 

könnten, „sie aus Chemnitz zu vertreiben.“1942 Zur Bestätigung dieser Annahme liegen dem 

1. UA keinerlei Belege vor. 

 

II.1.10.6  D i e  r ec h t e  S z en e  i n  Z wi c k au  

Auch in Zwickau existierte eine ausdifferenzierte, im Vergleich zu Chemnitz allerdings klei-

nere Neonaziszene. Der 1. UA befragte dazu den Zeugen Schmiedel, der zunächst in den 

Jahren 2001 bis 2004 Sachbearbeiter beim Staatsschutz in Chemnitz und anschließend 

2005/06 stellvertretender Leiter des Dezernates Staatsschutz in Zwickau war.1943 Dieser gab 

grundsätzlich an, er habe damals von der Fahndung nach dem „Trio“ nichts gewusst, weder in 

seiner Zeit in Chemnitz noch in Zwickau.1944 Befragt nach der rechten Szene in Zwickau 

machte dieser Zeuge nur rudimentäre Angaben: 

„Zeuge Heiko Schmiedel: Aus meinen Wahrnehmungen heraus – das ist natürlich 

lange her –: Es war eine Personenzahl, mit der wir uns dort häufiger beschäftigt ha-

ben, die sich deutlich unterhalb der 50 bewegt hat. Da rede ich von dem ganzen Be-

reich Südwestsachsen. Zu uns haben gehört das Vogtland, ein Teil des Erzgebirges, 

der ehemalige Landkreis Aue-Schwarzenberg und die Stadt Zwickau mit dem Zwick-

auer Land als Landkreis. Gemessen an den Ereignissen in Sachsen insgesamt waren 

                                                        
1941 1. UA, Protokoll Antonia von der Behrens v. 05.11.2018, S. 12. 
1942 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 12. 
1943 1. UA, Protokoll Heiko Schmiedel v. 28.05.2018, S. 3. Der Zeuge war zur Landtagswahl 2014 Direktkandi-
dat der AfD im Wahlkreis 14/Erzgebirge II. 
1944 Ebd., S. 6. 
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unser Fallaufkommen und unser Anteil am Gesamtaufkommen in diesem Phänomen-

bereich keine signifikante Größe für Sachsen. Es gab damals durchaus Dienststellen 

mit größeren Fallzahlen und mit mehr Gewaltkriminalität und mehr Kriminalität im 

politisch motivierten Bereich als bei uns in Zwickau. Zumindest war das das, was uns 

halt bekannt war. 

‚Highlights‘ waren immer die entsprechenden Szeneläden, im Vogtland das ‚Rag-

narök‘ unter David Köckert. In Zwickau hatten wir den ‚Last Resort Shop‘ unter dem 

‚Manole‘ und in Aue den ‚Sonnentanz‘-Laden unter Familie Probst. Im Übrigen ha-

ben wir uns dort noch um diverse Konzertveranstaltungen der einschlägigen Bands 

gekümmert, die dort immer wieder von sich reden machten. ‚White Resistance‘ war 

ein Name damals, ‚Blitzkrieg‘ – mit den einschlägigen Akteuren. 

Das Demonstrationsgeschehen bzw. Versammlungsgeschehen, wenn es ins Unfriedli-

che abzugleiten drohte, war auch immer unser Thema, sprich: Veranstaltungen von 

JN bzw. NPD im Bereich Zwickau bzw. Vogtland, die ja dann teilweise mit Verbin-

dungen in andere Bereiche – – wiederum die einzelnen Akteure dort von sich reden 

machten.“1945 

Der 1. UA befragte dazu außerdem den Zeugen Lindauer, der seit Anfang der 1990er 

Jahre und bis 2004 bei der PD Zwickau das Kommissariat bzw. Dezernat Staatsschutz leitete 

und bis 2008 in diesem Bereich weiter als Sachbearbeiter tätig war.1946 Auch dieser Zeuge 

gab an, er habe die Namen Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos nicht gekannt – „muss wohl in 

Thüringen gewesen sein, weiß ich aber nicht.“1947 Zur rechten Szene in Zwickau konnte die-

ser Zeuge keine weiteren Angaben machen. Er bestätigte nur allgemein, dass die rechte Szene 

im Bereich Zwickau auch Verbindungen in angrenzende Städte gehabt habe, „und darunter 

könnte auch Chemnitz gewesen sein.“1948 Im Übrigen habe er bei der Vorbereitung seiner 

Einvernahme durch den 1. UA Akteneinsicht bei seiner alten Dienststelle genommen und dort 

festgestellt, dass Unterlagen zu Vorgängen vor dem Jahr 2011 dort gar nicht vorlägen.1949 Als 

der Ausschuss Unterlagen zu der Vereinigung „Nationale Sozialisten Zwickau“ beizog,1950 

erhielt er seitens der Polizei lediglich eine Auflistung von 15 strafrechtlich relevanten Fällen, 
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wobei es sich überwiegend um Taten handelte, in denen Unbekannte das Kürzel „NSZ“ im 

öffentlichen Raum schmierten. Die Fallaufstellung beginnt chronologisch tatsächlich erst im 

Jahr 2011.1951 

Ansonsten war dem 1. UA – in starkem Kontrast zur umfangreichen Aktenlage bezüg-

lich der Situation in Chemnitz – nur ein einziger polizeilicher Vorgang bekannt, aus dem sich 

gewisse Strukturangaben zur rechten Szene in Zwickau und der Gruppierung NSZ ergeben. 

Demnach ermittelte die KPI Südwestsachsen im Jahr 2008 gegen den damals in Zwickau 

wohnhaften Daniel P. wegen des Verdachts des Verstoßes gegen das Versammlungsgesetz 

und des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen gemäß § 86a 

StGB.1952 Dem lag zugrunde, dass anlässlich des Volkstrauertags am 18. November 2007 eine 

nicht angezeigte Versammlung auf dem Planitzer Friedhof stattfand.1953 Bei der Versamm-

lung hielten der damalige NPD-Landtagsabgeordnete Peter Klose sowie Daniel P. eine Re-

de.1954 Vorher war auf der durch die „Nationalen Sozialisten Zwickau“ genutzten Website 

„Freies Netz Zwickau“ ein Bericht erschienen, der zu entsprechenden Aktionen aufrief und 

mit der Parole „Ruhm und Ehre“ abschloss.1955 Hernach erschien ein Bericht über die durch-

geführte Versammlung, der in Anlehnung an den fast gleichlautenden SS-Wahlspruch die 

Parole „Unsere Ehre heißt Treue“ enthielt.1956 Daniel P. wurde im Impressum der Website 

mit einem im thüringischen Meuselwitz (Landkreis Altenburger Land) gelegenen Postfach als 

Verantwortlicher benannt. Domaininhaber war Maik Scheffler.1957 Der inkriminierte Beitrag 

mit der Losung „Unsere Ehre heißt Treue“ erschien außerdem auf der von Peter Klose ver-

antworteten Website des NPD-Kreisverbandes Zwickau.1958 

Daraufhin wurden am 18. Februar 2008 neben dem Wohnort und mehreren Büros des 

damaligen MdL Klose auch die Wohnräume des Beschuldigten Daniel P. durchsucht, der in 

Zwickau in einer Wohngemeinschaft gemeinsam mit Sören L., Michael F. und zeitweise auch 

Gunnar F. lebte. Dieser Personenkreis wurde polizeilich der örtlichen rechten Szene zugeord-
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net, die unter der Bezeichnung „Nationale Sozialisten Zwickau“ in Erscheinung trat.1959 Eine 

Spendenbüchse der NSZ wurde 2011 bei André Eminger sichergestellt (→ KAP. II.6.3.2). 

 

II.1.10.7  „ S a u be r e  K a m er a d s ch af t “  um A nd r é  E m i ng e r  

Am 2. November 2006 fand in den Diensträumen des Kommissariates Staatsschutz der dama-

ligen Polizeidirektion Südwestsachsen in Zwickau eine Besprechung mit drei MitarbeiterIn-

nen des LfV Sachsen statt. Polizeiseitig beteiligten sich daran der dortige Staatsschutz-Leiter 

Andrä und sein Stellvertreter Schmiedel. Zu diesem Treffen liegt lediglich ein am Folgetag 

gefertigtes Protokoll des LfV Sachsen vor, das mit den beteiligten Polizeibeamten offensicht-

lich nicht konsentiert wurde.1960 Der Darstellung des LfV Sachsen zufolge sei während der 

Besprechung durch die Polizei eingeschätzt worden, dass in der Region Zwickau die Brüder 

Maik E. und André Eminger eine „herausgehobene Position“ einnehmen würden. Namentlich 

André Eminger verfolge die Absicht, „eine ‚saubere‘ Kameradschaft zu führen“, die sich nach 

außen nicht erkennbar oder angreifbar machen solle. Diese bereits bestehende Gruppierung 

treffe sich freitags am Wohnort des Szeneangehörigen Tony Gerber in Zwickau, wobei au-

ßerdem Uwe Bl., Maik H. und Frank H. teilnehmen würden. Im weiteren Verlauf der Bespre-

chung wurde dem Protokoll zufolge eruiert, dass die Polizei zunächst keine „operativen“ 

Maßnahmen gegen André Eminger beabsichtige.1961 

Gut einen Monat nach der Besprechung, vom 5. bis 8. Dezember 2006, observierte das 

LfV Sachsen unter der Fallbezeichnung „Grubenlampe“ die Zielperson André Eminger in 

Zwickau mit der Zielstellung, seine relevanten Szenekontakte zu prüfen. Ein Ausgangspunkt 

der Maßnahme war die Information, Eminger wolle eine neue Kameradschafts-Gruppierung 

aufbauen. Allerdings gründete sich diese Annahme nicht auf polizeilichen Einschätzungen 

und auch nicht direkt auf die vorangegangene Besprechung, sondern auf anderweitige Infor-

mationen, die bereits im Juni 2006 über das BfV zum LfV Sachsen gelangt waren. Der letzte 

Observationstag im Fall „Grubenlampe“ war ein Freitag, an dem sich nach damaliger An-

nahme die „saubere Kameradschaft“ bei Tony Gerber trifft.1962 
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Im Observationszeitraum ereignete sich in der Polenzstraße 2, in dem das „Trio“ zu 

dieser Zeit wohnte, ein Einbruchdiebstahl in der darüber liegenden Wohnung, wobei die Was-

serhähne aufgedreht wurden und sich der dadurch ausgelöste Wasserschaden auf die NSU-

Unterkunft auswirkte. Im weiteren Verlauf, der Ermittlungen der Polizei nach sich zog, gab 

sich Zschäpe als „Susann Eminger“, d.h. die Ehefrau des André Eminger, aus und erschien 

mit ihm am 11. Januar 2007 zu einer Vernehmung. Dabei gab Eminger an, er sei am 7. No-

vember 2006 selbst in der Polenzstraße 2 gewesen, also zu einem Zeitpunkt, zu dem die Ob-

servation „Grubenlampe“ prinzipiell noch anhielt.1963 Bei der Observation wurde ein Aufent-

halt der Zielperson in der Polenzstraße 2 – wodurch die NSU-Unterkunft womöglich enttarnt 

worden wäre – jedoch nicht festgestellt. Vielmehr begann die Observation an diesem Tag erst 

zur Mittagszeit.1964 Dem 1. UA wurden die Gründe dafür nicht bekannt. 

 

(a) P o l i z e i l i c h e  S i c h t  a u f  d i e  B e sp r e c h ung  

Über die Besprechung vom 2. November 2006 informierte das LfV Sachsen nach der Enttar-

nung des NSU das Bundeskriminalamt. Dieses wandte sich daraufhin mit Schreiben vom 

1. Dezember 2011 an die damalige PD Südwestsachsen und erbat um Zusendung ergänzender 

Informationen zu den seinerzeit besprochenen Sachverhalten.1965 Die KPI Zwickau teilte da-

raufhin gegenüber dem BKA mit zwei Schreiben vom 8. und 12. Dezember 2011 mit, dass zu 

der Besprechung keine eigenen Unterlagen existieren würden. Daher könne nicht zuverlässig 

eingeschätzt werden, ob die teilnehmenden BeamtInnen des LfV Sachsen die Besprechungs-

inhalte „richtig verstanden oder interpretiert haben.“1966 Im Übrigen wurden im Protokoll dar-

gelegte Aussagen, die der Polizei zugeschrieben worden sind, bestritten: Zu den Brüdern 

Maik E. und André Eminger hätten der PD Südwestsachen zur damaligen Zeit gar keine eige-

nen Erkenntnisse vorgelegen und auch keine anderweitigen Anhaltspunkte für von ihnen 

ausgehende Szeneaktivitäten. Einschlägige polizeiliche Erkenntnisse zu Maik E. seien erst 

nach der Besprechung erlangt worden. Die im Protokoll dargelegte Behauptung, dass 

André Eminger eine herausgehobene Position in der Szene eingenommen hätte, könne aus 

heutiger Sicht keineswegs bestätigt werden. Der Begriff „saubere Kameradschaft“ sei im Be-

reich der Polizei nicht bekannt und es hätten seinerzeit auch keine Informationen vorgelegen, 
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wonach eine solche Gruppierung bestehen würde oder gegründet werden sollte.1967 Was den 

womöglich polizeibekannten organisatorischen Vorlauf von Maik E. und André Eminger in 

der „Weißen Bruderschaft Erzgebirge“ (WBE) Anfang der 2000er Jahre angehe, lägen dazu 

keine Unterlagen vor und es sei fraglich, ob es bei der früher zuständen Polizeidirektion Aue 

dazu jemals Unterlagen gegeben hat.1968 

Im früheren 3. UA gab der Zeuge Georgie an, die Inhalte im Protokoll des LfV Sach-

sen – er war, als das Protokoll Ende 2011 bekannt wurde, Präsident der Polizeidirektion Süd-

westsachsen – seien „einseitig fixiert“ und nicht abgestimmt gewesen. Er wisse, dass die bei-

den damals beteiligten Beamten Andrä und Schmiedel „eine etwas andere Erinnerung an die 

Inhalte des Gespräches und an die Gewichtung dieser entsprechenden Inhalte“ hätten. Inso-

weit gebe es „Wertungswidersprüche“.1969 Der frühere NSU-Untersuchungsausschuss des 

Deutschen Bundestages befragte dazu den Beamten Andrä. Dieser gab an, die Namen Maik E. 

und André Eminger seien ihm in Verbindung mit etwaigen Szeneaktivitäten im Bereich 

Zwickau nicht erinnerlich. Es ergebe sich nach Aktenlage nur, dass Maik E. im Jahr 2007 bei 

einer Demonstration festgestellt wurde; andere Aktivitäten kenne er nicht.1970 Aus dem poli-

zeilichen Informationsaustausch, der nicht Zwickau selbst betraf, habe sich ergeben, 

dass Maik E. eine Rolle in der Szene spiele. Dies gelte für die damalige Zeit aber nicht für 

André Eminger.1971 Er könne zwar nicht ausschließen, dass bei dem Treffen mit dem LfV 

Sachsen „möglicherweise über Eminger, über den Namen Eminger“ gesprochen wurde.1972 

Jedoch hätte er das Protokoll zu dem Treffen, das er damals nicht kannte, „so nie unterschrie-

ben, weil […] unsererseits für den Zeitraum 2005 bis 2008 die Gebrüder im Bereich der PD 

Südwestsachsen keine Rolle gespielt haben.“1973 Insoweit habe das LfV Sachsen aus seiner 

Sicht eine „falsche Interpretation“ niedergeschrieben: 

„Zeuge Michael Andrä: […] Um es einfach zu formulieren – ich bin zur Wahrheit er-

mahnt worden –: Ich habe dahin gehend Angaben gemacht, dass die Gebrüder Emin-

ger im Bereich der Polizeidirektion Südwestsachsen keine Rolle gespielt haben, bis 

auf die eine Feststellung, wo Maik Eminger im Rahmen einer Versammlung als Teil-

nehmer festgestellt worden ist, was wiederum aber nur aus Einsatzunterlagen später – 
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also sprich: danach – bekannt wurde, und dazu stehe ich auch, und das war auch so. 

Dass die Kollegen des Landesamtes für Verfassungsschutz möglicherweise eine fal-

sche Interpretation oder eine andere Interpretation dort schriftlich fixiert haben, was 

mir wiederum auch erst danach bekannt wurde, das muss offensichtlich so gewesen 

sein, aber dazu kann ich in der Form keine Stellung nehmen.“1974 

Der Beamte Schmiedel gab als Zeuge des 1. UA an, man habe damals seitens des 

Staatsschutzes in Zwickau verschiedentlich „ausgesuchte Sachverhalte“ mit dem LfV Sachen 

besprochen, was von der eigenen Behördenleitung auch so gewollt gewesen sei. Er wisse 

nicht mehr, von welcher Seite damals die Initiative für das in Rede stehende Treffen ausge-

gangen war.1975 Jedoch habe es einen Anlass gegeben: 

„Zeuge Heiko Schmiedel: […] Zu Maik Eminger gab es damals einen Bezug, weil in 

der Zeit vor der Bundestagswahl 2005 war an Straßenzügen, Bushaltestellen zwischen 

Johanngeorgenstadt und Zwickau eine Reihe von Schmierereien aufgetaucht, die unter 

anderem mit Sprühschablonen dort angebracht wurden. Es ging inhaltlich um Schmä-

hung gegen den vormaligen Nationalspieler Asamoah damals und die Ablehnung der 

Wahlen als Wahlboykott aufgerufen und mit Schriftzug ‚Schutzbund Deutschland‘. 

Dieser ‚Schutzbund Deutschland‘ war im Internet zu finden im öffentlichen Bereich 

unter dem Impressum: Maik Eminger, der dort mit Namen eingetragen war. Und zur 

Geschichte Maik Eminger ist ja bekannt, dass er aus Johanngeorgenstadt stammte 

und dessen Bruder André Eminger in Zwickau gemeldet war. Von daher ergab sich 

diese interessante Verbindung zwischen den Ortschaften vor dem Hintergrund dieser 

Schmierereien.“1976 

Dies sei der konkrete „Aufhänger“ gewesen, mit dem LfV Sachsen „über diese Emin-

gers“ zu reden.1977 Bei der Besprechung habe man die Lage aus polizeilicher Sicht dargestellt. 

Er sei indes erstaunt, dass das LfV Sachsen hierüber ein Protokoll gefertigt hat, was nicht 

vereinbart gewesen sei; solche Treffen habe man prinzipiell nicht protokolliert.1978 Auf die 

Frage, inwieweit das Protokoll den Gesprächsinhalt zutreffend wiedergibt, gab der Zeuge 

Schmiedel an, er habe nichts regelrecht Falsches entdeckt, aber einzelne Punkte seien „inter-

pretationsbedürftig“: 
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„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Wenn Sie jetzt sozusagen auf das Protokoll draufschau-

en – es liegt Ihnen ja vor –: Ist das die Wiedergabe dessen, was in dem Gespräch 

stattgefunden hat? 

Zeuge Heiko Schmiedel: Ich kann mich an einzelne Namen und an einzelne Sachver-

halte erinnern. Andere, die kann ich wiederum aus meinem Gedächtnis heraus nicht 

mehr nachvollziehen. Ich habe zumindest nichts Falsches entdeckt, etwas, wozu ich 

jetzt sagen würde, dass es völlig falsch dargestellt ist. Es sind einzelne Punkte, die in-

terpretationsbedürftig – – oder interpretiert wurden von dem Kollegen dort, die ich 

anders in Erinnerung habe. Aber vom Grundsätzlichen her passt das so.“1979 

Auf weiteres Befragen gab der Zeuge an, er kenne die Bezeichnung „saubere Kame-

radschaft“ nicht und er könne nicht erklären, wie der Begriff „dort reingekommen ist“.1980 Er 

wisse ebenfalls nicht mehr, woraus sich ergeben haben soll, dass Maik E. und André Eminger 

eine „herausgehobene Position“ zugeschrieben wurde. Lediglich zu Maik E. habe der 

Verdacht bestanden, „dass da jemand wirklich gezielt Propaganda gemacht hat.“1981 Der 

Schluss, dass die Eminger-Brüder beabsichtigen, eine Kameradschaft zu gründen oder zu füh-

ren, habe daraus jedoch nicht gezogen werden können. Für die Polizei erkennbare Strukturen 

wie die „Freien Kräfte“ seien erst später entstanden, unter anderem unter Beteiligung von 

André Eminger und Tony Gerber.1982 An die im LfV-Protokoll darüber hinaus erwähnten Per-

sonen Maik H. und Frank H. könne er sich dagegen gar nicht erinnern.1983 

 

(b) A n g a be n  v on  T o n y  Ge r b e r  

Der NSU-Untersuchungsausschuss des Thüringer Landtages vernahm Tony Gerber als 

Zeugen, über den die Annahme bestand, dass er an der „sauberen Kameradschaft“ des 

André Eminger mitwirkt. Herr Gerber gab allgemein an, er sei Mitte der 2000er Jahre ge-

meinsam mit Eminger, den er um 2004 kennengelernt habe, politisch aktiv geworden: 
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„Vors. Abg. Marx: Wer hat Sie denn in die Szene reingebracht? Sie haben gesagt, Sie 

kannten den André Eminger. War er es, der Sie quasi geworben hat, wenn man so 

will? 

Herr Gerber: ‚Geworben‘, das klingt irgendwie wie geworben, aber nein, das würde 

ich gar nicht so formulieren. Er war, glaube ich, schon so eine treibende Kraft. Er 

hatte ein Umfeld, wo irgendwo alle so ein bisschen rechts waren, aber da war jetzt 

nicht wirklich ein politischer Hintergrund oder irgendwie eine politische Aktivität. In 

dem Sinne kann man sagen, okay, geworben, dann war es vielleicht schon André, weil 

er irgendwann kam und sagte: ‚Wollt ihr eigentlich bloß hier rumsitzen und blöde 

quatschen oder wollt ihr auch mal was machen!‘ Und dann ging das so mit diesem 

Flugblätterverteilen los. Dann Stück für Stück mehr.“1984 

Die gemeinsamen Aktivitäten hätten damals in der Verteilung von Flugblättern für den 

„Schutzbund Deutschland“ sowie in der Teilnahme an internen Veranstaltungen bzw. „Schu-

lungen“ bestanden.1985 Damit habe man sich etwa ein Jahr lang gemeinsam befasst.1986 Hinter 

dem „Schutzbund“ habe, so viel er wisse, „wohl eher der Bruder von André mit drin- 

gesteckt“.1987 Auf Befragen bestätigte der Zeuge, es habe damals in Zwickau auch eine regel-

rechte Rassekunde-Schulung gegeben, die vermutlich durch den „Schutzbund“ oder aus des-

sen Umfeld heraus konspirativ organisierte worden sei und an der er selbst auch teilgenom-

men habe.1988 Auf die Frage, ob es stimme, dass das „Trio“ an dieser Veranstaltung teilnahm, 

sagte der Zeuge, er kenne entsprechende Behauptungen und er sei auch in einer Vernehmung 

durch das BKA danach gefragt worden, habe es aber „nicht auf dem Schirm.“1989 Er habe 

auch sonst, ausgehend von seinem freundschaftlichen Verhältnis mit André Eminger, das 

auch private Besuche zuhause einschloss, keine entsprechenden Wahrnehmungen gemacht. Er 

könne sich aber „nicht an jedes Detail erinnern“ und insoweit nicht völlig ausschließen, dass 

Eminger in seinem Beisein beispielsweise einmal über „Max“, „Liese“ und andere Personen, 

die womöglich unter falschen Namen bezeichnet wurden, sprach.1990 
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Zu dieser Zeit – um 2005 und 2006 – sei man in Zwickau ein kleiner Kreis von drei, 

vier politisch aktiven Leuten gewesen,1991 wobei André Eminger eine Führungsrolle zugefal-

len sei; er habe damals „den Hut aufgehabt“.1992 Auf weiteres Befragen bestätigte der Zeuge, 

es treffe zu, dass man sich damals bei ihm zuhause traf.1993 Es sei auch – wie im Protokoll des 

LfV Sachsen behauptet – richtig, dass daran neben Eminger und ihm selbst noch Uwe Bl., 

Maik H. und Frank H. beteiligt waren.1994 Darüber hinaus habe – im LfV-Protokoll nicht er-

wähnt – seine damalige Partnerin Michaela D. teilgenommen.1995 Den Begriff „saubere 

Kameradschaft“ habe man allerdings nicht verwendet.1996 Die Gruppe, die sich damals bei 

ihm traf, habe gar keinen festen Namen getragen. Faktisch habe es sich aber bereits um den 

„Dunstkreis“ der „Nationalen Sozialisten Zwickau“ gehandelt,1997 bei denen er später selbst 

eine „Kaderposition“ eingenommen habe.1998 

Im Übrigen bestätigte der Zeuge Gerber, er habe sich 2013 oder 2014 in Zwickau mit 

dem Bundesamt für Verfassungsschutz zu einem „Gespräch“ getroffen.1999 

 

(c) V o r l a u f  v on  M a i k  u n d  An dr é  E m in g er  i n  d e r  

„ W e i ß en  B r u d er s c h af t  E r z g eb i r g e “  

Maik E. und André Eminger waren dem LfV Sachsen im Jahr 2006, als beide Personen im 

Gespräch mit der Polizei thematisiert wurden, bereits mehrere Jahre lang bekannt, und zwar 

spätestens oder gar ursächlich durch die Beobachtung von Aktivitäten der „Weißen Bruder-

schaft Erzgebirge“ (WBE).2000 In der Folgezeit richteten sich wiederholt Observationen direkt 

gegen André Eminger.2001 Zur Beobachtung der WBE führte der Zeuge Dr. Vahrenhold aus: 

„Zeuge Dr. Olaf Vahrenhold: […] Die Kameradschaft „Weiße Bruderschaft Erzgebir-

ge“ bestand mindestens zwischen 2000 und 2001 und wurde in Lauter im Erzgebirge 

gegründet. Das LfV hat zu dieser Kameradschaft in den Jahresberichten 2000 und 
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2001 berichtet. Die Kameradschaft ‚Weiße Bruderschaft Erzgebirge‘ bezeichnete sich 

selbst als die Pro-Weisse Organisation im Erzgebirge. Seit ihrer Gründung im Jahr 

2000 veröffentlichte die Kameradschaft einen sogenannten Rundbrief. Von diesem 

unter dem Titel ‚The Aryan Law und Order‘ erstellten Heft erschienen zwei Ausgaben. 

Die Publikationen und auch ein Interview mit dem rechtsextremistischen Skinheadfan-

zine ‚Foier frei‘ Nr. 13 verdeutlichen die rassistische Grundeinstellung der Organisa-

tion an dieser Losung. Denken und Handeln orientierten sich an dieser Losung. 

‚White Pride heißt unsere Religion‘, heißt es dort. Dementsprechend werden Regeln 

aufgestellt, um das propagierte Ziel, die 14 Words, zu verwirklichen. Dazu heißt es: 

Die Reihe unserer Regeln ist auch schon etwas länger und richtet sich sehr nach den 

rassischen Maßstäben, die wir uns auch gesetzt haben. 

Beim LfV Sachsen sind in den Jahren 2000 und 2001 Erkenntnisse über diese im 

Raum Erzgebirge agierende Kameradschaft angefallen. Die ‚Weiße Bruderschaft Erz-

gebirge‘ hatte ihren Sitz in Lauter. Es wurden aber auch Aktivitäten in Johann- 

georgenstadt, aber auch in Lauter bekannt. Aktivisten der ‚WBE‘ – so die Abkürzung – 

nahmen darüber hinaus an Aktivitäten von Rechtsextremisten im Raum Güstrow und 

im Raum Lößnitz teil. 

Mitte des Jahres 2000 verfügte die WBE über 19 Mitglieder. Namentlich waren so-

wohl André E. als auch sein Bruder Maik E. als Mitglieder der Gruppierung bekannt. 

Darüber hinaus bestanden auch tatsächliche Anhaltspunkte für die Mitgliedschaft des 

Matthias D. Die Gruppierung soll sich im Jahr 2001 dann schließlich aufgelöst 

haben.“2002 

Der Zeuge Boos konkretisierte, das LfV Sachsen habe damals auch gewusst, dass 

Jan W. und André Eminger miteinander in Kontakt stehen.2003 Wie der Zeuge Mitarbeiter 3, 

der im Bereich der Beschaffung des LfV Sachsen tätig ist, angab, zeige die weit zurückge-

hende Befassung des Amtes mit Eminger, „dass wir auf dem richtigen Weg waren“: 

„Zeuge MA 3: Also, in dem Augenblick, wo das Trio aufgefallen war – im November 

und Dezember und fortfolgend in den Jahren darauf –, haben wir anhand dieser Lis-

ten zum Unterstützerumfeld die Akten durchgeschaut, um zu schauen: „Haben wir et-

was übersehen?“ bzw. auch unsere Arbeit zu bewerten. 
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Ich denke, ich habe die Namen genannt. Das waren schon die Namen, wo wir sagen: 

Wir waren da schon auf dem richtigen Weg; also gerade wenn ich die Brüder Eminger 

nenne. Das hat mich eigentlich persönlich bestätigt eher in der Arbeit, dass wir auf 

dem richtigen Weg waren.“2004 

Dagegen waren die polizeilichen Informationen über die „Weiße Bruderschaft Erzge-

birge“, die Brüder Maik E. und André Eminger eingeschlossen, jedenfalls nicht tiefgehend. 

Der Zeuge Kliem berichtete, die WBE sei „lageimmanent“ gewesen, d.h. es wurde im Zuge 

des polizeilichen Informationsaustauschs über Aktivitäten dieser Gruppe berichtet.2005 Wie 

der Zeuge Philipp angab, habe sich die Bedeutung der WBE dann erst nach der Enttarnung 

des NSU dahingehend herausgestellt „dass viele der ‚Weißen Bruderschaft Erzgebirge‘ dann 

auch mit dem Trio – – zumindest wussten, dass das Trio in Zwickau wohnt, und über 

bestimmte Sachen auch informiert waren.“2006 

Dem 1. UA lag eine Videoaufzeichnung auf einer VHS-Kassette vor, das einen Kondi-

tionsmarsch („Skinhead-Wanderung“) der WBE am 7. Juli 2001 dokumentiert. Anlässlich der 

Vorlage dieses Beweismittels vermerkte das LKA Sachsen, es sei im Zuge „nochmaliger in-

tensiver Prüfung der Aktenbestände“ das Videoband aufgefunden worden, wobei nicht mehr 

nachvollzogen werden könne, „welche Behörde das Bildmaterial aufzeichnete und an die da-

malige Polizeidirektion Aue übergab.“2007 Der Inhalt des Videobandes wurde offenbar poli-

zeilich nicht ausgewertet, auch nicht nach der Enttarnung des NSU. Die enthaltene Aufzeich-

nung hat eine Gesamtlaufzeit von 8:48 Minuten, wobei mit Unterbrechungen ein Geschehen 

von 13.00 Uhr bis 15.42 Uhr in 20 Einzelszenen dokumentiert wurde. Im Bild zu sehen ist 

eine Art Verpflegungspunkt, der aus einem Tapezier- oder Malertisch besteht und der in der 

Anfangseinstellung durch eine Person besetzt ist. Anfänglich ist dort auch ein Pkw zu erken-

nen, der anhand des Kennzeichens damals in einem anderen Zusammenhang André Eminger 

zugeordnet wurde.2008 Nach und nach treffen weitere, teils mit Rucksäcken ausgestattete Per-

sonen ein, denen unter anderem Wasserflaschen ausgegeben werden und die sich in Listen 

eintragen, bevor sie weitergehen. Der Aufnahmeort kann, da ein Bushaltepunkt zu erkennen 

ist, exakt bestimmt werden als der Ortsteil Carlsfeld in Eibenstock (Erzgebirgskreis). 
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Während der Aufnahme sind gelegentlich zwei Personen zu hören, die das Geschehen 

kommentieren und davon ausgehen, dass aufaddiert insgesamt rund 60 Personen in Bewegung 

sind. In einer Sequenz nimmt einer der Observanten ein Telefon ab und meldet sich mit dem 

Namen S. und einem Polizeidienstrang. Insoweit ist es wahrscheinlich, dass die Aufzeichnung 

sehr wohl polizeilichen Ursprungs ist und nicht erst der PD Aue übergeben werden musste. 

 

(d) A k t iv i t ä t en  d e s  „ Sc h u t z bu n d  D eu t s ch l a n d “  

Im Jahr 2006 war außerdem polizeilich bekannt, dass der inzwischen nach Brandenburg ver-

zogene Maik E. ein möglicher Urheber volksverhetzender Publikationen der Gruppierung 

„Schutzbund Deutschland“ ist.2009 Der Vermutung lag zugrunde, dass ab spätestens Frühjahr 

2006 Flugschriften des „Schutzbundes“ überregional verbreitet wurden, in denen Maik E. mit 

vollem Namen als presserechtlich Verantwortlicher genannt wurde.2010 Eine Sendung mit 

entsprechenden Propagandaschriften erreichte damals auch André Eminger in Zwickau.2011 In 

der weiteren Folge kam es unter anderem im Bereich Chemnitz zur öffentlichen Verteilung 

solcher Schriften, die inzwischen – der „Schutzbund Deutschland“ wurde am 4. Juli 2006 

verboten – eine „Bewegung Neues Deutschland“ als Urheber benannte.2012 Zumindest an der 

Verteilung in Chemnitz beteiligten sich weitere im Fallkomplex bekannte Personen, bei-

spielsweise Ralph H.2013 Anfang 2008 wurden erneut ähnliche Schriften – erkennbar ange-

lehnt an die früheren Publikationen, aber nunmehr unter gänzlichem Verzicht auf eine Orga-

nisationsbezeichnung – in Umlauf gebracht und u.a. in Chemnitz, Leipzig, Hoyerswerda, 

Zittau, Eilenburg und Geithain fest- und teils in großer Stückzahl sichergestellt.2014 

Wegen einer dieser Flugschriften mit dem Titel „Zukunft statt BRD! Dieses System 

bringt uns den Volkstod“ ermittelte die Staatsanwaltschaft Leipzig wegen des Verdachts der 

Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole gemäß § 90a StGB gegen Maik E., der wei-

terhin als presserechtlich Verantwortlicher bezeichnet wurde.2015 In dieser Sache erfolgte am 

6. August 2008 eine Durchsuchung an seinem Wohnort im Land Brandenburg.2016 Dabei 
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wurde umfangreiches neonazistisches Schriftgut aufgefunden, darunter auch handschriftlich 

gefertigte Unterlagen zur Planung und Vorbereitung von Sachbeschädigungen an öffentlichen 

Einrichtungen, zu denen es sachsenweit Ende 2007 u.a. durch gezieltes Verkleben von Tür-

schlössern tatsächlich gekommen war.2017 In dem Zusammenhang waren insgesamt 65 Ein-

zelstraftaten angezeigt worden.2018 

Das zugrundeliegende Ermittlungsverfahren gegen E. wurde zwar nach § 170 Absatz 2 

StPO eingestellt, da nicht feststand, wann genau das Flugblatt produziert wurde und dadurch 

nicht auszuschließen war, dass bereits Verfolgungsverjährung eingetreten ist.2019 Anhand der 

aufgefunden Unterlagen bestand aber der Verdacht, es handle sich um Planungen bzw. Aktio-

nen „eines namentlich noch nicht genau bekannten ‚Netzwerkes‘.“2020 In dem Zusammenhang 

leitete die Staatsanwaltschaft Dresden gegen Maik E. wegen des Verdachts der gemeinschäd-

lichen Sachbeschädigung nach § 304 StGB ein neues Ermittlungsverfahren ein.2021 Im gesam-

ten Ermittlungszusammenhang spielte André Eminger keine Rolle. Anhand des in dem Zu-

sammenhang geführten polizeilichen Informationsaustauschs zwischen Dienststellen in Sach-

sen und Brandenburg ist aber ersichtlich, dass Hinweise vorlagen, wonach Maik E. bereits seit 

1998 in der rechten Szene tätig sei und sich bis 2001 an der dann aufgelösten WBE beteiligt 

habe.2022 Diese Informationen stammten eindeutig von der damaligen Polizeidirektion Chem-

nitz-Erzgebirge. Der Zeuge Kliem gab danach befragt an, dass man im Jahr 2005 von Chem-

nitz aus den vorher bei der PD Zwickau angesiedelten Staatsschutz-Bereich übernahm und 

damit auch Erkenntnisse zur WBE an sich nehmen und aussteuern konnte. Dies ändere nichts 

daran, dass sich der Staatsschutz in Chemnitz nicht selbst mit der WBE befasst hatte.2023 

 

II.1.10.8   A u f f in d en  e i n e r  „ NS U - C D “ 

Bereits Mitte 2002 regte das Kommissariat Staatsschutz der KPI Chemnitz in einem ausführ-

lichen Vermerk das Verbot des Vereins „Heimatschutz Chemnitz“ an aufgrund von Anhalts-

punkten, dass es sich bei dem zentralen, durch den Verein verfolgten Zweck in Wirklichkeit 

                                                        
2017 ADS 37, Ordner 137, Bl. 226. 
2018 ADS 37, Ordner 138, Bl. 49. 
2019 Ebd., Bl. 55 f. 
2020 Ebd., Bl. 3. 
2021 Ebd., Bl. 89 f. 
2022 ADS 37, Ordner 136, Bl. 294; ADS 37, Ordner 138, Bl. 21. 
2023 1. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.11.2013, S. 14. 
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um das Programm der NSDAP handelt.2024 In dem Zusammenhang wurde auf den Umstand 

hingewiesen, dass sich die Gruppierung mit ihrem Namensbestandteil „Heimatschutz“ offen-

bar bewusst anlehnt an „ein rechtsextremistisches Netzwerk lokaler Gruppen“, wobei als Bei-

spiel auch der „Thüringer Heimatschutz“ (THS) benannt wird.2025 Hinweise darauf, dass sei-

tens des Sächsischen Staatsministeriums des Innern damals eine Verbotsprüfung vorgenom-

men oder erwogen worden wäre, liegen dem 1. UA nicht vor.2026 Erst sehr viel später, mit 

Verfügung vom 20. März 2014, wurde eine Nachfolgestruktur, die „Nationalen Sozialisten 

Chemnitz“ (NSC), durch das Sächsische Staatsministerium des Innern verboten. Mögliche 

Bezüge von Mitgliedern und AnhängerInnen dieser Gruppierung zum NSU spielten für die 

Vorbereitung und Umsetzung des Verbots keine Rolle. Wie der Zeuge Dr. Falk ausführte, 

habe sich die Annahme, „dass da irgendeine Art von Zusammenhang besteht“, erst infolge 

des Verbots ergeben anhand einer dabei aufgefundenen Daten-CD.2027 

Der entsprechende Datenträger wurde am 28. März 2014 bei Maik A. in Lugau sicher-

gestellt.2028 Es handelt sich dabei um eine selbstgebrannte CD-R, die rund 15.800 Bilddateien 

enthält, aufgeteilt in 182 Ordnern. Enthalten sind überwiegend Abbildungen mit Bezug zur 

Skinhead-Subkultur oder zu pseudo-mythologischen Stoffen, aber auch zu Vereinigungen wie 

den „Hammerskins“, „Blood & Honour“ und dem „Ku Klux Klan“, ferner zahlreiche Propa-

gandabilder des historischen Nationalsozialismus. Die einzelnen Dateien wurden in einem 

langen Zeitraum von 1996 bis 2003 abgespeichert, ganz überwiegend aber im Zeitraum 

2002/2003. In einem Ordner namens „ACAB“ befinden sich sieben Fotos zweier Neonazi-

aufmärsche in Leipzig am 8. Juni 2002 und in München am 12. Oktober 2002, die sich gegen 

die sogenannte Wehrmachtsausstellung richteten. Diese Bilder enthalten eine Herkunftsanga-

be und stammen demnach von der Website „Nationaler Demonstrationsbeobachter“, die 

durch Thomas R. (V-Mann „Corelli“) betrieben wurde.2029 Weitere 23 Dateien – zum Teil 

Abbildungen hier nicht bekannter Personen, zum Teil Aufnahmen eines Soldatenfriedhofes – 

enthalten Metadaten, die ein Aufnahmedatum und den jeweils verwendeten Kameratyp er-

kennen lassen. 

                                                        
2024 ADS 441, Ordner 1, Anl. 1, DVD „Heimatschutz Chemnitz“, Datei „Unterlagen…“, Bl. 209. 
2025 Ebd., Bl. 221. 
2026 Der Zeuge Meyer-Plath gab auf die Frage, ob aus Verfassungsschutz-Sicht eine übergeordnete „Heimat-
schutz“-Struktur existierte, an, dazu hätten keine Informationen vorgelegen. Ihm selbst sei auch nur der „Märki-
sche Heimatschutz“ näher bekannt. Vgl. 1. UA, Protokoll Gordian Meyer-Plath v. 11.12.2017, S. 33. 
2027 1. UA, Protokoll Dr. Matthias Falk v. 03.09.2018, S. 14. 
2028 Vgl. SLT, Drs. 6/33, 6/68 und 6/256. 
2029 AbschlBer UA-BT II, S. 496. 
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Direkte Hinweise auf die UrheberInnen des Datenträgers ergeben sich nicht. Die CD 

enthält einen Begleittext, in dem unter einem sogenannten Parteiadler mit Hakenkreuz ein 

„Nationalsozialistischer Untergrund der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei“ 

verantwortlich zeichnet. Darüber hinaus enthält die CD eine vorgefertigte Cover-Grafik mit 

der Aufschrift „NSU / NSDAP“. Das Cover ist hinterlegt mit der Abbildung zweier Hände – 

es handelt sich um einen Ausschnitt aus einem auf der CD nochmals vorhandenen Hitler-Foto 

– sowie einer Pistole. Insgesamt wurden bundesweit vier Exemplare der sogenannten „NSU-

CD“ bekannt.2030 

 

II.1.11 E xk u r s :  W af f en -  u n d  S pr e ng s t o f f b e züg e  i m  F a l l k om pl e x  

II.1.11.1 D a s  „ Ar s en a l “  de s  N S U 

Dem NSU stand ein umfangreiches Waffenarsenal zur Verfügung, bestehend aus mindestens 

20 Schusswaffen, die im Nachgang der Ereignisse am 4. November 2011 in Eisenach und in 

Zwickau aufgefunden wurden.2031 Sämtliche dieser Waffen waren offen und griffbereit gela-

gert.2032 Vermutlich standen darüber hinaus noch weitere Schusswaffen zur Verfügung, deren 

Verbleib nicht aufgeklärt werden konnte: So wurden bei dem Überfall auf den Edeka-Markt 

in Chemnitz am 18. Dezember 1998 Schüsse aus einer nicht aufgefundenen Pistole abgegeben 

(→ KAP. II.2). Mehrere ZeugInnen und Beschuldigte gaben im Zuge der NSU-Ermittlungen 

an, sie hätten bereits kurz nach dem Untertauchen im Jahr 1998 beim „Trio“ verschiedene 

Schusswaffen gesehen, darunter auch solche, deren Beschreibungen den letzthin aufgefunde-

nen Waffen nicht entsprechen. Und nur zu einem kleineren Teil konnte der Beschaffungsweg 

der bekannten Waffen, über die das „Trio“ nachweislich verfügte, geklärt werden.2033 So gab 

der BKA-Beamte Binz an, der Versuch, die Verkaufswege nachvollziehen, habe nur einen 

„sehr bescheidenen Erfolg“ gehabt: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Sind Sie in Ihrer Zeit der Frage nachgegangen, wo-

her diese anderen Waffen kommen könnten? Können Sie dazu etwas sagen? 

Zeuge Rainer Binz: Dazu kann ich allgemein sagen: Zu jeder Waffe wurden umfang-

reiche Ermittlungen gemacht. Das ist ganz klar, das ist normal, ein ganz normaler 
                                                        
2030 Ebd., S. 1135. 
2031 ADS 736, Ordner 15, entspr. SAO 94, Bl. 17–94. 
2032 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 558. 
2033 ADS 736, Ordner 20, entspr. SAO 265.1, Bl. 29–41. 
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Vorgang bei jedem Waffenfund. Aber bei der Česká-Pistole war das sehr intensiv. 

Diese Kette ist auch nahezu geschlossen worden, wie die aus der Schweiz nach  

Zwickau gekommen war. 

Aber bei allen anderen Waffen, ich meine, außer einer – – Da gab es noch eine 

Pumpgun. Da gab es auch irgendeinen Vorbesitzer, dann Verkauf, und irgendwann 

riss die Kette da ab. So war das eigentlich, soweit ich mich erinnere, in allen Fällen 

bzw. es waren Waffen, die aus dem Osten kamen, wo gar nichts ermittelt werden  

konnte. 

Also, es ist, das können Sie mir wirklich glauben, zu den Waffen alles gemacht wor-

den, was geht – mit einem sehr bescheidenen Erfolg, wenn ich das zusammenfassend 

so sagen darf.“2034 

Neben Schusswaffen wurde in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau auch Schwarzpulver 

aufgefunden. Das „Trio“ hatte bereits vor dem Untertauchen über bis zu zwei Kilogramm 

TNT verfügt, dessen Auffinden am 26. Januar 1998 den Anlass für das Untertauchen gab. Auf 

die Frage, ob damals geprüft wurde, woher dieser Sprengstoff stammte, gab der zuständige 

Sachbearbeiter Dressler des LKA Thüringen an: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Sie haben vorhin auch von den Sprengstofffunden ge-

sprochen, die es im Januar 1998 bzw. auch davor schon gegeben hat. Haben Sie ei-

gentlich Spuren verfolgt, woher der Sprengstoff war? 

Zeuge Jürgen Dressler: Ja. […] Wir haben […] versucht, auch an dem kompletten Be-

stand der in der Garage gefundenen USBVs eine Sprengstoffbestimmung durchführen 

zu lassen. Soweit ich mich erinnere, war das in Heimerzheim, Bundeswehr-Institut. 

Letzten Endes waren sie wohl nicht in der Lage, das eindeutig zuzuordnen. Es bleibt 

der im Raum stehende Verdacht, dass das Delaborate aus alten Sprengkörpern aus 

dem Ersten oder Zweiten Weltkrieg sind. […] Und wo die herkamen? Das kann von 

sonst wo sein. Es gab keine Spuren nach Sachsen – um es ganz auf den Punkt zu  

bringen.“2035 

Nach heutiger Annahme stammte der in Jena aufgefundene Sprengstoff aus Sachsen. 

Demnach hatte der seinerzeit in Chemnitz lebende Thomas S. – was er selbst einräumt – das 

                                                        
2034 1. UA, Protokoll Rainer Binz v. 24.09.2018, S. 15 f. 
2035 1. UA, Protokoll Jürgen Dressler v. 20.10.2017, S. 21. 



 426 

Material beschafft und an Mundlos übergeben.2036 Den Angaben des Thomas S. zufolge habe 

er das TNT zuvor von Jörg W. bezogen, der ihm den Sprengstoff gemeinsam mit Giso T. 

überbracht habe. Jörg W. räumte die eigene Beteiligung ein,2037 Giso T. bestreitet eine Invol-

vierung.2038 Alle drei Personen waren seinerzeit bei „Blood & Honour“ aktiv. Der im 1. UA 

als Zeuge befragte Beschaffter Mitarbeiter 59 des LfV Sachsen gab an, es sei damals jedoch 

weder bekannt gewesen noch angenommen worden, dass der in Jena aufgefundene Spreng-

stoff aus Sachsen stammt: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: War dem LfV Sachsen bekannt oder bestand die Vermu-

tung, dass Böhnhardt, Mundlos oder Zschäpe vor dem Untertauchen Sprengstoff aus 

Sachsen bzw. von sächsischen Neonazis bezogen haben könnten? 

Zeuge MA 59: Nein.“2039 

 

II.1.11.2  H in w e i s  au f  S i lv io  G .  i m  F a l l  „ T e r ze t t “  d e s  L f V S a c h s en  

Der 1. UA befasste sich mit der Frage, inwieweit beim LfV Sachsen – neben den Informatio-

nen der brandenburgischen Quelle „Piatto“ im Jahr 1998 (→ KAP. II.1.4.9) – im Zuge der 

Suche nach dem „Trio“ möglicherweise Informationen zu einem Waffenbesitz oder Waffen-

handel bekannt wurden. Hierzu bestätigte das LfV Sachsen, dass in Aktenbeständen zum Fall 

„Terzett“ auch Dokumente zu einem Silvio G. enthalten seien: Sie betreffen die „Weiterlei-

tung einer dienstlich bekannt gewordenen Information über Waffenbeschaffung/-besitz der 

Person an das LKA Sachsen.“2040 Es existiert kein Beleg, dass diese Information, die im Fall 

„Terzett“ im November 2000, also nach dem faktischen Ende der operativen Maßnahmen, 

aktenkundig geworden war, tatsächlich die Polizei erreicht hätte.2041 Befragt nach Silvio G. 

gab der Zeuge Boos an, ihm sage der Name nichts. Im Zuge des Falles „Terzett“ hätten sich, 

so viel er wisse, „keine Hinweise auf Waffen ergeben“.2042 Der Zeuge Tüshaus gab an, ihm 

                                                        
2036 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 55 f., 73. 
2037 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 43, Bl. 411. 
2038 Ebd., Bl. 410. 
2039 1. UA, Protokoll Mitarbeiter 59 v. 16.10.2017, S. 12. 
2040 ADS 227, S. 1. 
2041 ADS 228, S. 1; vgl. dazu auch APr 6/17-12. S. 4. 
2042 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 7. 
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sage der Name zumindest im Zusammenhang mit dem Fall „Terzett“ nichts.2043 Der Zeuge 

Lange gab an, er kenne den Namen „momentan“ nicht.2044 

 

(a) P o l i z e i l i c h e  E r k e n n t n i s s e  z u  S i lv i o  G .  

Anhand von Unterlagen, die der 1. UA zu Silvio G. beizog,2045 ergibt sich, dass er in der zwei-

ten Hälfte der 1990er Jahre Mitglied einer bandenmäßig agierenden Gruppierung war, die als 

„Zittauer Schleuserring“ öffentlich bekannt wurde.2046 Der Gruppierung waren Dienstinterna 

der Polizei bekannt, die über einen BGS-Beamten erlangt wurden, mit dem G. in Kontakt 

stand.2047 Von Oktober 1998 bis Juni 1999 führte er nachweislich 34 erfolgreiche Schleu-

sungsfahrten durch,2048 in einigen weiteren Fällen blieb es bei unvollendeten Versuchen.2049 

Seine Aufgabe bestand insbesondere darin, zumeist im Bereich Jonsdorf, Großschönau und 

Hainewalde fußläufig über die Grenze herangeführte Personen in eigenen oder eigens ange-

mieteten Fahrzeugen wahlweise nach Leipzig oder Chemnitz zu fahren, wofür er jeweils Geld 

erhielt.2050 Am 25. Juni 1999 wurde Silvio G. in Löbau zunächst vorläufig festgenommen, 

nachdem BGS-BeamtInnen ihn bei einer Schleusungsfahrt beobachten konnten. 2051 Infolge 

belastender Aussagen eines mutmaßlichen Auftraggebers erging am 30. November 1999 auf 

Anregung des LKA Sachsen ein gegen ihn gerichteter Haftbefehl wegen gemeinschaftlichen 

unerlaubten Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge,2052 der am 

7. Dezember 1999 vollzogen wurde.2053 Seither befand sich G. in Untersuchungshaft. Am 

28. Juni 2000 erhob die Staatsanwaltschaft Görlitz Anklage zum Landgericht Görlitz wegen 

des Vorwurfs des banden- und gewerbsmäßigen Einschleusens von Ausländern sowie Han-

delns mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge.2054 Infolge der Hauptverhandlung vor 

                                                        
2043 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 28. 
2044 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 16. 
2045 D.i. ADS 136. 
2046 ADS 204, Ordner 3, Bl. 877. 
2047 ADS 199, Ordner 2, Bl. 317; ADS 204, Ordner 2, Bl. 498. 
2048 ADS 199. Ordner 2, Bl. 273. 
2049 ADS 204, Ordner 2, Bl. 839. 
2050 Ebd., Bl. 510. 
2051 ADS 204, Ordner 1, Bl. 51. 
2052 Ebd., Bl. 247. 
2053 Ebd., Bl. 299. 
2054 ADS 204, Ordner 3, Bl. 1070 ff. 
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der 2. Großen Strafkammer des Landgerichts Görlitz am 28. August 2000 wurde G. rechts-

kräftig zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren und sechs Monaten verurteilt.2055  

Mithin war G. zu dem Zeitpunkt, als er im Fall „Terzett“ aktenkundig wurde, bereits 

fast ein Jahr lang ununterbrochen inhaftiert gewesen. Der ihn betreffende Hinweise kann da-

her, falls er überhaupt zutraf, nicht aktuell gewesen sein. 

Abgesehen davon liegen durchaus Anhaltspunkte für damalige Bezüge des Silvio G. 

zur Neonaziszene vor. Gefragt nach den Umständen, die ihn zur Mitwirkung an Schleusungen 

bewogen haben, gab er in einer Beschuldigtenvernehmung an, dafür habe er sich zunächst 

nicht interessiert, da er eine rechte politische Einstellung vertrete;2056 zur Mitwirkung bereit-

erklärt habe er sich nur widerwillig durch die Aussicht auf einfach zu verdienendes Geld.2057 

Bei der Durchsuchung seiner Wohnung Ende 1999 wurden u.a. Aufnäher der verbotenen 

„Wiking-Jugend“, ein sogenanntes Gau-Dreieck und weitere Aufnäher mit Abbildungen einer 

Odalrune und einer Triskele, ferner ausländerfeindliche Aufkleber der „Jungen Nationalde-

mokraten“2058 und weitere Aufkleber u.a. mit Abbildungen von Hakenkreuzen und „Blood & 

Honour“-Schriftzügen sichergestellt.2059 Bereits bei seiner Festnahme im Juni 1999 wurde bei 

G. ein handschriftlich geführtes Verzeichnis von Namen und Telefonnummern aufgefun-

den.2060 Auf dieser Liste waren u.a. der „Blood & Honour“-Anhänger Heiko C. aus Aue, der 

später im sogenannten „Landser“-Verfahren beschuldigte Sandro W. aus Bautzen2061 (siehe 

unten) sowie das mutmaßliche Mitglied der „Sächsischen Hammerskins“ Andreas E. aus 

Löbau verzeichnet.2062 

 

(b) B e z u g  d e s  S i lv io  G .  zu  W af f en  

Darüber hinaus war G. auch mehrfach unrechtmäßig in den Besitz von Schusswaffen gelangt. 

In dem Zusammenhang war er bereits am 23. September 1999 durch das Amtsgericht Löbau 

wegen unerlaubten Besitzes einer Waffe und unerlaubten Munitionserwerbs in drei Fällen zu 

                                                        
2055 Ebd., Bl. 1149 ff. und 1157 ff. 
2056 ADS 199, Ordner 2, Bl. 306. 
2057 Ebd., Bl. 307. 
2058 Ebd., Bl. 580. 
2059 ADS 204, Ordner 1, Bl. 422b. 
2060 Ebd., Bl. 62 f. 
2061 Vgl. ADS 37, Ordner 222. 
2062 Vgl. ADS 37, Ordner 231. 
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einer Geldauflage und der Erbringung von Arbeitsleistungen verurteilt worden.2063 Der  

Urteilsbegründung zufolge hatte G. in seiner elterlichen Wohnung seit Sommer 1996 neben 

anderen verbotenen Waffen bzw. waffenähnlichen Gegenständen eine Vorderschaftrepetier-

flinte vom Typ Winchester Mod. 25 aufbewahrt.2064 Zudem hatte er im März 1997 mindestens 

60 Schuss Manövermunition (Plastik), im Mai 1997 bis zu 40 Schuss Manövermunition 

(Messing) und Mitte Juli 1997 sieben Patronen Gefechtsmunition einbehalten. Diese Muniti-

on war ihm im Rahmen der Gefechtsausbildung während seines Grundwehrdienstes ausge-

händigt worden, die er im März 1997 in der Jägerkaserne Schneeberg aufgenommen hatte.2065 

Wegen dieser Vorfälle wurde er in Disziplinararrest genommen, degradiert und entlassen.2066 

Das Landgericht Görlitz bescheinigte G. später unter Verweis auf diese Verurteilung wegen 

Verstoßes gegen das Waffengesetz denn auch eine „gewisse Leidenschaft für Waffen“.2067 

Im Zuge seiner Mitwirkung an der Schleusergruppierung gelangte G. wiederum an 

Schusswaffen, darunter eine abgesägte Bockflinte,2068 eine abgesägte doppelläufige Schrot-

flinte2069 und eine Pistole Browning Kal. 9 mm nebst Munition.2070 Zumindest eine Waffe gab 

er weiter an einen Abnehmer, den er sich nach eigenen Angaben über den Rockerclub  

„Gremium MC“ habe vermitteln lassen.2071 G. selbst war im Besitz einer szeneüblichen  

Lederkutte mit „Gremium“-Aufdruck.2072 

 

II.1.11.3  D er  „ W af f en k of f e r “  d e r  Q u e l l e  M ar io  A .  

Am 27. September 2012 sendete der damalige Präsident der PD Südwestsachsen Georgie eine 

E-Mail an den damaligen Landespolizeipräsidenten Merbitz mit folgendem Wortlaut: 

„Sehr geehrter Herr Merbitz, 

die aktuelle Berichterstattung in den Medien zu Personen im rechten Spektrum, denen 

nachgesagt wird oder von denen mittlerweile bekannt oder offenbart wurde, dass sie 
                                                        
2063 ADS 204, Ordner 3, Bl. 1104. 
2064 Ebd., Bl. 1145 f. 
2065 Ebd., Bl. 1146 f. 
2066 Ebd., Bl. 1148. 
2067 Ebd., Bl. 1161. 
2068 ADS 199, Ordner 2, Bl. 353; ADS 199, Ordner 4, Bl. 1066. 
2069 ADS 199, Ordner 2, Bl. 164. 
2070 Ebd., Bl. 318; ADS 204, Ordner 2, S. 3 (unpaginiert). 
2071 Ebd., S. 4 (unpaginiert); vgl. ADS 204, Ordner 2, Bl. 839. 
2072 Ebd., Bl. 801. 
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als Vertrauensleute oder Gewährspersonen oder als Vertrauenspersonen und Infor-

manten mit Sicherheitsbehörden in Verbindung standen oder gestanden haben sollen, 

verpflichtet mich zu Ihrer Beratung. 

Ein alter Sachverhalt kam mir in Erinnerung. Ich erinnere dazu keine Tatsachen, die 

einen Bezug zum NSU begründen oder rechtfertigen. 

Um die Jahrtausendwende herum wurde vom LfV Sachsen dem LKA Sachsen mitge-

teilt, dass eine Quelle über den Auftrag hinaus tätig geworden sei. Es wurden Waffen 

beschafft. Gegen die Quelle wurde wegen des Verdachtes des Verstoßes gegen das 

Waffengesetz bei der Staatsanwaltschaft Görlitz ermittelt und später auch verhandelt. 

Eine mir nicht mehr erinnerliche gerichtliche Entscheidung erging. Die Übermittlung 

von Sachverhaltsinformationen erfolgte durch Herrn Tüshaus, damals LfV Sachsen, 

wohl zunächst gegenüber der Abteilung Staatsschutz des LKA Sachsen. Die Ermittlun-

gen wurden in einer anderen Abteilung geführt. […]“2073 

Daraufhin legte mit Schreiben vom 4. Oktober 2012 die Staatsanwaltschaft Görlitz der 

Generalstaatsanwaltschaft Dresden die Ermittlungsakten zu einem unter dem Aktenzeichen 

950 Js 10463/01 geführten Ermittlungsverfahren vor, das wegen des Verdachts des Verstoßes 

gegen das Waffengesetz gegen einen Mario A. geführt worden war. Das Anschreiben, mit 

dem die Akten versandt wurden, war mit dem Betreff „Terrorgruppe Nationalsozialistischer 

Untergrund“ versehen.2074 Vermutlich unabhängig von der damaligen Übersendung an die 

Generalstaatsanwaltschaft Dresden wandte sich im November 2012 das LKA Berlin, das seit 

spätestens Anfang der 2000er Jahre mehrere Vertrauenspersonen in Sachsen geführt hatte,2075 

an die Staatsanwaltschaft Görlitz und erkundigte sich, inwieweit dort Ermittlungen gegen 

Mario A. anhängig waren.2076 

 

(a) A u s f üh r u ng e n  d e s  Z e ug e n  L a ng e  

Zu Mario A. wurden dem seinerzeit tätigen 3. UA und zunächst auch dem 1. UA keine Unter-

lagen vorlegt. Jedoch machte der Zeuge Lange im früheren 3. UA anlässlich der Frage nach 

                                                        
2073 ADS 65, Ordner 3, Bl. 1076. 
2074 Ebd., Bl. 1087. 
2075 AbwBer 3. UA, Kap. II.6.1, insbes. S. 158–163. 
2076 ADS 65, Ordner 3, Bl. 1342. 
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der Bedeutung des Quellenschutzes beim LfV Sachsen von sich aus Ausführungen über einen 

Vorgang, in dem „eine unserer Quellen beiläufig einmal erzählte, dass er Waffen hat“: 

„Sabine Friedel, SPD: […] [I]ch habe auf der anderen Seite den Eindruck, dass der 

Quellenschutz dann auch immer viel daran hindert, diese Informationen weiterzuge-

ben, sodass man mit ihnen am Ende nichts anfangen kann. Aber da irre ich mich? 

Zeuge Volker Lange: Also da kann ich – – Ja. 

Sabine Friedel, SPD: Sie dürfen mir auch sagen, dass ich mich irre. 

Zeuge Volker Lange: Da irren Sie sich. Natürlich hängt es vom Menschen ab. Quel-

lenschutz ist ja kein abstraktes Gebot, sondern ich muss eine Abwägung treffen, eine 

Verhältnismäßigkeitsabwägung: Nenne ich die Quelle oder nenne ich sie nicht? Ich 

habe ein sehr schönes Beispiel dafür, als nämlich eine unserer Quellen beiläufig ein-

mal erzählte, dass er Waffen hat, und wir wussten, dass er keinen Waffenbesitzschein 

hat und ich dann diesen Quellenschutz hintenangestellt und die Waffen eingezogen 

habe. Ich habe mich dafür vom Landeskriminalamt sozusagen für zwei Stunden ver-

pflichten lassen, dass ich wieder Polizist spielen darf, habe die Waffen eingezogen, 

habe sie dem LKA übergeben und es wurde ein Strafverfahren gegen unsere Quelle 

eingeleitet und er wurde auch verurteilt. Insofern ist Quellenschutz nicht das Dogma, 

sondern er ist natürlich wichtig. Wenn es um Leben und Tod geht, dann fliegt im 

Grunde jede Quelle auf. Da müssen wir andere Mittel finden, um die Quelle zu schüt-

zen.“2077 

Auf späteres Befragen im 1. UA gab der erneut als Zeuge vernommene Beamte Lange 

an, dass sich seine Schilderung über eine Quelle, die in den Besitz von Waffen gekommen 

war, auf den Fall Mario A. bezieht.2078 Auf Vorhalt der E-Mail des Herrn Georgie, in dem ein 

entsprechender Fall geschildert wurde, in dem eine Quelle des LfV Sachsen Waffen beschafft 

haben soll, führte der Zeuge Lange weiter aus: 

„Mir wurde als Referatsleiter von einem Mitarbeiter bekannt, dass eine der rechtsext-

remen Szene angehörige Person aus Görlitz sich ihm gegenüber offenbart hatte, dass 

er Waffen besitzen würde. Bei der Person handelte sich um eine Quelle unseres Hau-

ses. In der Folge war für mich – vor kurzem noch Polizeibeamter, Kriminalbeamter im 

                                                        
2077 3. UA, Protokoll Volker Lange v. 19.04.2013, S. 48. 
2078 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 17. 
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LKA gewesen – klar, dass wir das auf gar keinen Fall so belassen können. Deswegen 

haben wir, um es kurz zu machen, diese Quelle auch geopfert. Ich habe die Waffen 

persönlich eingeholt, wurde dafür vom LKA auch mehr oder weniger freigestellt, dass 

ich an diesem Tag diese Waffen auch abholen konnte. Ich habe sie abgeholt und habe 

sie zum LKA gebracht. Es wurde eine Strafanzeige gegen den Mann gefertigt, und er 

wurde auch verurteilt. 

Nach meinen Erkenntnissen handelt es sich bei dieser Person explizit nicht um jeman-

den, der auch nur ansatzweise in der Nähe von extremistischen Terrororganisationen 

agierte. Görlitz, wie gesagt.“2079 

Auf weiteres Befragen äußerte der Zeuge Lange, er habe damals – obwohl im LfV 

Sachsen tätig – durch einen Staatsschutzbeamten des LKA Sachsen eine Art „Freigabe“ erhal-

ten, die es ihm gestattet habe, die Waffen einzuziehen, worüber ihm allerdings nichts Schrift-

liches vorliege.2080 Soweit er früher angab, er habe sich „für zwei Stunden verpflichten lassen, 

dass ich wieder Polizist spielen darf“, korrigierte er sich dahingehend, dass diese „Verpflich-

tung“ eher „symbolisch zu verstehen“ gewesen sei.2081 Der Zeuge Boos gab in dem Zusam-

menhang an, es könne nicht sein, dass Herr Lange, während er damals beim LfV Sachsen als 

Referatsleiter tätig war, „mal eben zu einem Polizisten gemacht“ wurde.2082 Dies sei auch 

nicht geschehen, der Beamte Lange habe die Schilderung wohl „nur als ‚Bild‘ benutzt“.2083 

Wie der Zeuge Lange bekräftigte, sei er damals – im Frühjahr 2000 – durch einen Mit-

arbeiter aus dem Bereich Beschaffung informiert worden, dass Mario A. „diese Waffen hat“, 

woraufhin in Absprache mit dem LKA Sachsen entschieden worden sein, sie einzuziehen.2084 

Dies habe für das LfV Sachsen eine „erhebliche Überwindung“ dargestellt, da damit „eine 

Quelle sozusagen der Justiz zu übergeben“ war.2085 Der Zeuge Boos gab auf Nachfrage an, 

der ganze Vorgang habe keinen NSU-Bezug.2086 Der Zeuge Tüshaus gab an, er beantworte 

Fragen über „nachrichtendienstliche Verbindungen“ nicht in öffentlicher Sitzung.2087 Auf die 

                                                        
2079 Ebd., S. 10. 
2080 Ebd., S. 17. 
2081 Ebd. 
2082 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 8. 
2083 Ebd., S. 20. 
2084 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 14. 
2085 Ebd., S. 13. 
2086 1. UA, Protokoll Reinhard Boos v. 19.06.2017, S. 20. 
2087 1. UA, Protokoll Joachim Tüshaus v. 28.08.2017, S. 29. 
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Frage, ob seinerzeit geprüft wurde, inwieweit der Vorgang in Bezug stehen könnte zu dem 

Fall „Terzett“ des LfV Sachsen, sagte der Zeuge Lange: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: […] Wir reden ja in dem Zusammenhang genau über 

denselben Zeitraum, wo auch die ganzen Maßnahmen ‚Terzett‘ liefen. Ist hier einmal 

eine Querverbindung geprüft worden? 

Zeuge Volker Lange: Nein, dazu gab es keine Veranlassung.“2088 

Allerdings befand sich in einem elektronischen Organizer, der im November 2000 bei 

dem früheren „Blood & Honour“-Führungsmitglied Thomas S. im Zuge des sogenannten 

„Landser“-Verfahrens sichergestellt worden war und der Eintragungen zu Zschäpe und Mund-

los enthielt (→ KAP. II.1.7.2.B), auch der Name Mario A. und dessen Mobilfunknummer.2089 

 

(b) S t r a f r e ch t l i ch e  E r m i t t l u n g en  g e ge n  Ma r io  A .  

Der 1. UA zog Unterlagen bei, die Mario A. betreffen.2090 Das LfV Sachsen teilte daraufhin 

mit, dass keinerlei Daten entsprechend des Beweisbeschlusses vorliegen würden.2091 Dagegen 

erhielt der Ausschuss umfangreiche Unterlagen des Staatsministeriums der Justiz. Sie betra-

fen eine Reihe von Ermittlungsverfahren, in denen Mario A. bis in die jüngste Zeit hinein 

Beschuldigter wegen Taten war, die sich vorwiegend im Bereich der Allgemeinkriminalität 

bewegen. Daneben wurde er am 9. Juni 1998 durch das Amtsgericht Weißwasser wegen 

Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen per Strafbefehl zu einer 

Geldstrafe in Höhe von 50 Tagessätzen verurteilt, weil er öffentlich ein sogenanntes Obergau-

Armdreieck mit der Aufschrift „Schlesien“ getragen hatte, das einem BDM-Abzeichen zum 

Verwechseln ähnlich sieht.2092 Zum dem Waffen-Vorgang ergibt sich folgendes: 

Am 11. Mai 2000 übergaben zwei Mitarbeiter des LfV Sachsen – darunter der Beamte 

Lange und eine weitere, zu keinem Zeitpunkt namhaft gemachte Person – einen mit Waffen 

und Munition gefüllten Koffer an den Beamten T. des Dezernates 425 („Ermittlungen, Son-

derfälle“) des LKA Sachsen. Der Beamte T. fertigte darüber einen Vermerk, der keine Tage-

                                                        
2088 1. UA, Protokoll Volker Lange v. 15.05.2017, S. 15 f. 
2089 ADS 37, Ordner 16, Bl. 343. 
2090 D.i. ADS 137. 
2091 ADS 201, S. 2. 
2092 ADS 199, Ordner 7, Bl. 31–33. 
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buchnummer enthält.2093 Der Vermerk wurde auf den 12. Mai 2000 datiert, verweist aller-

dings bereits auf ein erst wesentlich später gefertigtes Übergabeprotokoll vom 18. Juli 2000. 

Darin wurde offenbar nachträglich die Übergabe von sieben Asservaten durch das LfV Sach-

sen an das LKA Sachsen dokumentiert. Seitens des LfV wurde die protokollierte Übergabe 

nicht mit einer Unterschrift quittiert.2094 Auch eine nähere Beschreibung oder fotografische 

Dokumentation der Asservate erfolgte bei der Übergabe offenbar nicht. 

Am 19. Juni 2000 fertigte ein anderer LKA-Beamter eine Strafanzeige gegen Unbe-

kannt. Als Tatort wurde „Polizeigebäude“ und die Adresse Neuländer Straße 60 in Dresden 

angegeben, wobei es sich um den zugleich vom LfV Sachsen genutzten Gebäudekomplex 

handelt. Zum Sachverhalt wurde vermerkt: „Durch das LfV wurde dem LKA Sachsen, Dez. 

425 insgesamt vier Handfeuerwaffen und zwei Päckchen Munition übergeben. Zu den Vorbe-

sitzern wurden keine Angaben gemacht.“ Es handelte sich demnach um drei Pistolen – darun-

ter eine Česká 24 – und zwei Revolver.2095 Am selben Tag wurde der Vorgang an die Staats-

anwaltschaft Görlitz übersandt. Im Anschreiben wurde vermerkt: „Erkenntnisse zur ursprüng-

lichen Herkunft der Waffen sind bislang vom LfV Sachsen nicht übermittelt worden. Die 

Waffen verbleiben bis zur weiteren Entscheidung beim LKA Sachsen unter Verschluß.“2096 In 

der Folge leitete die StA Görlitz ein Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt unter dem 

Aktenzeichen 950 UJs 5389/00 ein.2097 Die zwischenzeitlich durchgeführte kriminaltechni-

sche Untersuchung ergab, dass es sich um scharfe Waffen handelte und dass ein Teil der Mu-

nition „für die Verfeuerung unter Benutzung eines Schalldämpfers laboriert“ worden war.2098 

Am 23. März 2001 entstand in dem nach wie vor gegen Unbekannt geführten Ermitt-

lungsverfahren ein Schlussbericht des LKA Sachsen, in dem ausgeführt wurde, dass derzeit 

keine Möglichkeit bestehe, den Tatverdächtigen zu identifizieren, da „durch Herrn Lange 

vom Landesamt für Verfassungsschutz“ keine Angaben zur Herkunft der Waffen gemacht 

worden seien.2099 Die Staatsanwaltschaft Görlitz lud daraufhin den Beamten Lange zur zeu-

genschaftlichen Vernehmung vor, die am 10. Mai 2001 stattfand. Auf die Frage, wie es zur 

Übergabe der Waffen an das LKA Sachsen gekommen sei, antwortete Herr Lange laut 

Vernehmungsprotokoll: 

                                                        
2093 ADS 199, Ordner 9, Bl. 3 
2094 Ebd., Bl. 4f. 
2095 Ebd., Bl. 1f. 
2096 Ebd., Bl. 5 
2097 Ebd., Bl. 6. 
2098 Ebd., Bl. 21–26. 
2099 Ebd., Bl. 30 f. 
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„Ich habe am […] 11.05.2000, gegen 13.30 Uhr Herrn Mario A. […] in Görlitz ge-

troffen. Dieses Treffen war zuvor telefonisch zwischen Herrn A. […] und dem LfV 

Sachsen vereinbart worden. Zu diesem Gespräch brachte Herr A. […] einen grauen 

Lederkoffer mit. Auf meine Frage erklärte er, dass sich in dem Koffer vier Schusswaf-

fen mit Munition befinden würden. Auf Nachfrage erklärte er, dass er freiwillig dazu 

bereit wäre, mir diese Gegenstände auszuhändigen, damit ich diese an die Polizei wei-

tergeben könne. Ich habe den Koffer noch am selben Tag in Dresden an das LKA 

Sachsen […] übergeben.“2100 

Auf die Frage, ob und inwieweit sich Herr A. gegenüber dem LfV Sachsen zu Her-

kunft, Erwerb und Dauer des Besitzes der Waffen geäußert habe, gab der Zeuge Lange an: 

„Herr A. […]  stand in dem Zeitraum vor der Übergabe mehrmals in Kontakt zum LfV 

Sachsen. Aus diesem Kontakt heraus war bekannt geworden, dass Herr A. […] Waffen 

in seinem Besitz hatte. Wie lange er die Waffen in seinem Besitz hatte, ist mir nicht be-

kannt. Herr A. […] handelte nicht im Auftrag des LfV Sachsen. Auf die weitere Frage-

stellung erstreckt sich meine Aussagegenehmigung nicht.“2101 

Das Ermittlungsverfahren wurde infolgedessen zum Aktenzeichen 950 Js 10463/01 

um- und Mario A. als Beschuldigter eingetragen.2102 Das LKA Sachsen regte am 12. Juni 

2001 – nach staatsanwaltschaftlicher Anmahnung der Dringlichkeit2103 – bei der Staatsanwalt-

schaft Görlitz die Beantragung eines Durchsuchungsbeschlusses für das Wohnobjekt des A. in 

Görlitz an.2104 Die Durchsuchung erfolgte schließlich am 28. Juni 2001 unter Hinzuziehung 

zweier Sprengstoffspürhunde2105, wobei keinerlei beweiserhebliche Gegenstände aufgefunden 

werden konnten.2106 Während einer anschließenden Beschuldigtenvernehmung machte A. 

keine Angaben zur Sache.2107 Am 8. November 2001 verfügte die Staatsanwaltschaft Görlitz, 

im vorliegenden Ermittlungsverfahren nach § 154a Absatz 1 StPO von der Verfolgung wegen 

Führens der halbautomatischen Selbstladewaffen und Führens des Revolvers abzusehen; ge-

                                                        
2100 Ebd., Bl. 37–39. Der „graue” Koffer wurde bei der waffenrechtlichen Untersuchung seines Inhalts aber als 
braun beschrieben; vgl. ebd, Bl. 91. 
2101 Ebd, Bl. 39. 
2102 Ebd., Bl. 40. 
2103 Ebd., Bl. 46. 
2104 Ebd., Bl. 44. 
2105 Ebd., Bl. 69 f. 
2106 Ebd., Bl. 56–59. 
2107 Ebd., Bl. 60-63. 
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genständlich war demnach noch der Erwerb.2108 Schon vordem war nicht ersichtlich, dass 

etwa Überlegungen angestellt worden wären, ob und inwieweit sich der Zeuge Lange des wi-

derrechtlichen Führens der Waffen schuldig gemacht haben könnte. Am selben Tag wurde die 

Anklageschrift gefertigt, in der dem Angeschuldigten A. zur Last gelegt wurde, er habe 

Waffen und Munition „an einem nicht exakt feststellbaren Datum […] von einem namentlich 

nicht bekannten Mittäter übernommen und seitdem die tatsächliche Gewalt darüber 

ausgeübt.“2109 

Am 8. März 2002 fand in dieser Sache die Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht 

Görlitz statt.2110 Während der Verhandlung erging auf Antrag des Verteidigers der Beschluss 

des Gerichts, die Öffentlichkeit für die Dauer der Vernehmung des Angeklagten und mehrerer 

ZeugInnen auszuschließen. Zur Begründung wurde die Äußerung des Angeklagten protokol-

liert, er habe „Kontakt zu bestimmten Personen [gehabt], was keinen angeht.“ Während der 

nichtöffentlichen Befragung machte A. gleichwohl keine Angaben darüber, wie er in den Be-

sitz der Waffen gekommen war.2111 Das Gericht folgte schließlich dem Antrag der Staatsan-

waltschaft und verurteilte A. zu einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten ohne weitere Aufla-

gen, ausgesetzt zur Bewährung für eine Zeit von zwei Jahren.2112 In der schriftlichen Urteils-

begründung wurde dem Verurteilten zugutegehalten, er habe dafür sorgen wollen, „dass die 

Waffen und die Munition nicht in falsche Hände geraten, sondern aus dem Verkehr gezogen 

werden“ und sie daher an Herrn Lange ausgehändigt. 2113 

 

(c) Z u s am m en h a ng  m i t  E r m i t t l u n ge n  g eg en  Uw e B ä .  

Noch während der laufenden Ermittlungen gegen Mario A. hatte die Staatsanwaltschaft Gör-

litz beim LKA Sachsen mit Schreiben vom 19. Oktober 2001 nach Verstreichen eines Wie-

dervorlagetermins eine Mitteilung zum Sachstand an. In dem Schreiben wurde hingewiesen, 

dass infolge der Nichtvorlage „auch das Verfahren gegen Uwe Bä. […] (950 Js 10095/00) 

nicht staatsanwaltschaftlich abgeschlossen werden.“2114 Unter dem genannten Aktenzeichen 

                                                        
2108 Ebd., Bl. 95 f.  
2109 Ebd., Bl. 97–100. 
2110 Ebd., Bl. 115–118. 
2111 Ebd. 
2112 Ebd., Bl. 120–125. 
2113 Ebd. 
2114 Ebd., Bl. 93. 
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ermittelte die Staatsanwaltschaft Görlitz gegen den Beschuldigten Uwe Bä. – ebenfalls wegen 

Verstoßes gegen das Waffengesetz.  

Es liegt dazu nur noch eine „Restakte“ vor,2115 die keine Ermittlungsunterlagen, son-

dern im Wesentlichen nur noch das später ergangene Urteil enthält: Demnach fand am 

14. März 2002 vor dem Amtsgericht Weißwasser die Hauptverhandlung gegen Bä. statt, der 

schließlich wegen tateinheitlichen unerlaubten Erwerbs von Schusswaffen und Ausübens der 

tatsächlichen Gewalt darüber zu einer Geldstrafe von 120 Tagessätzen verurteilt wurde.2116 

Aus der schriftlichen Urteilsbegründung ergibt sich, dass am 12. Mai 2000 – also einen Tag, 

nachdem das LfV Sachsen die Waffen an das LKA Sachsen übergeben hatte – auf Beschluss 

des Amtsgerichts Weißwasser eine Durchsuchung in den Wohn- und Gewerberäumen des 

Uwe Bä. in Horka und Niesky stattfand, wobei ein Kleinkalibergewehr – ohne Waffennum-

mer, mit Zieleinrichtung und Schalldämpfer – sowie eine doppelläufige Flinte, eine umfang-

reiche Sammlung an Munition unterschiedlicher Kaliber und eine größere Menge Bargeld 

aufgefunden wurden. Diese Waffen habe Bä. zu nicht mehr genau feststellbaren Daten von 

unbekannt gebliebenen Mittätern erworben.2117 Die Ermittlungen gegen ihn waren durch das 

gleiche Dezernat des LKA Sachsen geführt worden, das auch gegen Mario A. ermittelte. 

Bezüglich Bä. lag eine – an sich nicht mehr existente – Zeugenaussage vor, aus der sich 

ergab, dass Bä. noch vor der Durchsuchung einen Karabiner und zwei Schreckschusswaffen 

verkauft haben soll. Er selbst behauptete, er habe die Waffen erst an dem Tag, an dem sie bei 

ihm sichergestellt wurden, „gefunden“.2118 

Uwe Bä. wurde unabhängig davon wegen einer rechtsmotivierten Straftat bekannt: Er 

hatte im August 2000 auf einem Trödelmarkt in Görlitz NS-Devotionalien zum Verkauf an-

geboten, darunter ein Plakattafel mit der Aufschrift „Hier spricht die NSDAP“. Daraufhin 

wurde gegen ihn wegen des Verdachts des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidri-

ger Organisationen gemäß § 86a StGB ermittelt.2119 

 

  

                                                        
2115 ADS 671, S. 2. 
2116 ADS 670, Anl. 4, DVD, Datei 77_00_514025, Bl. 240–246. 
2117 ADS 671, Ordner 29, Bl. 213. 
2118 ADS 670, Anl. 4, DVD, Datei 303_11_512700, Bl. 15, 119. 
2119 ADS 670, Anl. 2, DVD, Datei 5382_00_235101, Bl. 5. Zu dieser Sache liegen die Ermittlungsunterlagen – 
anders als zu dem Waffensachverhalt – augenscheinlich noch vollständig vor. 
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(d) E r n e u t e  E r m i t t l u n ge n  g eg e n  U we  B ä .  im  J ah r  2 0 11  

Im Jahr 2011 wurde gegen Bä. abermals wegen des Verdachts des Verstoßes gegen das Waf-

fengesetz sowie das Kriegswaffenkontrollgesetz ermittelt. Dem lag ein anonymer Hinweis in 

einem Schreiben vom 22. August 2011 zugrunde, das beim BKA einging und wonach Bä. an 

seiner Geschäftsanschrift in Waldhufen unerlaubt u.a. ein Maschinengewehr, mehrere Kara-

biner, Pistolen, Revolver und entsprechende Munition aufbewahren würde.2120 Er war nach 

wie vor nicht im Besitz waffenrechtlicher Erlaubnisse. Auf Anregung des LKA Sachsen2121 

erging sodann am Amtsgericht Görlitz der Beschluss, die Wohn- und Geschäftsräume des Bä. 

und eines Bekannten zu durchsuchen.2122 Die Durchsuchung erfolgte am 13. Oktober 

2011.2123 Dabei wurden 33 Patronen unterschiedlicher Kaliber sowie eine Manöverkartusche 

aufgefunden, die den Beschränkungen des Waffengesetzes unterliegen.2124 Im Pkw des Bä. 

befand sich eine als Zufallsfund sichergestellte Rechtsrock-CD, namentlich das Album 

„Adolf Hitler lebt!“ der Band „Gigi und die braunen Stadtmusikanten“.2125 Dieses Album 

enthält auch den sog. „Dönerkiller-Song“, der – noch vor der Enttarnung des NSU – die 

Česká-Mordserie thematisierte. Die ursprünglich gesuchten Schusswaffen konnten nicht 

aufgefunden werden. 

 

II.1.11.4  D i e  „D r e sd n er  K of f e r b o mb e “  d e s  Ul r i c h  V .  

Infolge eines Akteneinsichtsgesuchs vom 27. September 20122126 übersandte die General-

staatsanwaltschaft Dresden Unterlagen an das LKA Berlin zu einem Ermittlungsverfahren, 

„in das möglicherweise Informationen der VP 562 eingeflossen sind“.2127 Bei dieser Vertrau-

ensperson handelte es sich um den mutmaßlichen NSU-Unterstützer Thomas S.2128 Das LKA 

Berlin begründete das Ersuchen mit einer „Eigenprüfung, ob VP-Führung und deren Doku-

mentation ordnungsgemäß erfolgt sind.“2129 Bei den anforderungsgemäß nach Berlin über-

sandten Unterlagen handelte es sich um Akten zu einem bei der Staatsanwaltschaft Dresden 

                                                        
2120 ADS 731, Ordner 8, Bl. 6. 
2121 Ebd., Bl. 122. 
2122 Ebd., Bl. 135. 
2123 Ebd., Bl. 154. 
2124 Ebd., Bl. 201 f., 209. 
2125 Ebd., Bl. 191. 
2126 ADS 199, Ordner 30, Bl. 2396. 
2127 ADS 65, Ordner 4, Bl. 1194. 
2128 AbwBer 3. UA, Kap. II.6.1, insbes. S. 149. 
2129 ADS 199, Ordner 30, Bl. 2400. 
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unter dem Aktenzeichen 424 Js 51341/03 gegen Ulrich V. geführten Verfahren wegen der 

sogenannten Dresdner Kofferbombe.2130 Bei den damaligen Ermittlungen war es durch die 

Staatsanwaltschaft Dresden zu einer Vertraulichkeitszusage „für eine namentlich nicht be-

kannte und genannte Person“ gekommen, die sodann einen entscheidenden Hinweis zur Iden-

tifizierung des Bombenlegers Ulrich V. gab.2131 

Die Staatsanwaltschaft Dresden bat mit einem Schreiben an die Generalstaatsanwalt-

schaft Dresden vom 24. September 2012 darum, den Vorgang lediglich dem Staatsministeri-

um der Justiz zur Kenntnis zu geben, „um eine Enttarnung der VP zu verhindern.“2132 Die 

Unterlagen – der Schriftverkehr dazu wurde unter den Betreffzeilen „Terrorgruppe National-

sozialistischer Untergrund“ und „NSU-Komplex, V-Person beim LKA Berlin“ geführt – wur-

den dem damals tätigen 3. UA und zunächst auch dem 1. UA nicht vorgelegt. Der 1. UA zog 

daher V. betreffende Unterlagen mit einem gesonderten Beweisbeschluss bei.2133 

 

(a) A b l e ge n  e in e s  S pr en g s a t z e s  a m 6 .  J u n i  2 0 03  

Am Nachmittag des 6. Juni 2003 wurde auf dem Bahnsteig 14 des Dresdner Hauptbahnhofes 

einen Koffer abgestellt. Dieser enthielt einen funktionstüchtigen Sprengsatz mit rund 680 

Gramm TNT sowie einer kleineren Menge Hexogen, Gläser mit einer brennbaren, Napalm-

artigen Flüssigkeit sowie sechs Kilogramm Granitgestein zur Erhöhung der Splitterwirkung. 

Der ansonsten voll funktionsfähige Sprengsatz, der mit einer Zeitschaltung in Form eines Rei-

seweckers verbunden war, zündete lediglich aufgrund eines technischen Defekts nicht. Der 

gegen 15.30 Uhr abgestellte ‚herrenlose Koffer‘ wurde durch den Sicherheitsdienst im Bahn-

hofsgebäude gegen 18.00 Uhr entdeckt und zunächst durch zwei MitarbeiterInnen in unmit-

telbarer Nähe bewacht, bis es gegen 19.40 Uhr zur Absperrung des Bahnsteiges und schließ-

lich einer schrittweisen Räumung des gesamten Gebäudes kam. Nachdem der Bundesgrenz-

schutz den Koffer gegen 20.45 Uhr – mithin bereits mehr als fünf Stunden nach dessen Depo-

nierung – röntgte und das Vorhandensein einer Unkonventionellen Spreng- und Brandvorrich-

tung (USBV) feststellte, gelang knapp eine Stunde später die Delaborierung durch Wasser- 

                                                        
2130 ADS 65, Ordner 4, Bl. 1203. 
2131 ADS 65, Ordner 3, Bl. 1052. 
2132 Ebd., Bl. 1053. 
2133 D.i. ADS 138. 
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beschuss. Der Sprengsatz hätte offenbar vorher zünden sollen, wobei sich der beabsichtigte 

Zeitpunkt nicht mehr genau feststellen ließ.2134 

Mit den Ermittlungen im zunächst gegen Unbekannt wegen Vorbereitens eines Explo-

sionsverbrechens geführten Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Dresden wurde die 

Soko „Bahnhof“ beim Dezernat 511 („Linksextremismus und Terrorismus“) des LKA Sach-

sen beauftragt. Aus einer Verfügung der zuständigen Staatsanwältin Dietze vom 16. Septem-

ber 2003 ergibt sich, dass die Ermittlungen bis dahin – es gab mehrere Verdächtige und auch 

Beschuldigte, die aber ausgeschlossen werden konnten – erfolglos gewesen und die Ermitt-

lungsansätze erschöpft waren. Einziger verbliebener Anhaltspunkt war das im Sprengsatz 

eingearbeitete Granitgestein, das mutmaßlich aus dem Großraum Nordbayern oder dem Vogt-

land stammte.2135 Zurückliegend hatte es bei den Ermittlungen den allerdings nicht zielfüh-

renden Hinweis eines namentlich nicht genannten Zeugen gegeben, dem durch die Staatsan-

waltschaft Leipzig im Zusammenhang mit anderweitigen Ermittlungen im Bereich der Betäu-

bungsmittelkriminalität die Vertraulichkeit zugesichert worden war. Dieser Zeuge bezichtigte 

einen J.M., er habe Waffen und Sprengstoffe zum Verkauf angeboten.2136 

 

(b) Hinw ei s  e ine s  a nonym g eb l i ebe nen  Z e ugen  am 1 8 .  Sep t ember  20 03  

Am 19. September 2003 fertigte der Beamte S. des LKA Sachsen einen Vermerk, wonach am 

Vortag eine nicht namhaft gemachte Person nach der Anlage D RiStBV – dort wird die Inan-

spruchnahme von Informanten, Vertrauenspersonen und Verdeckten Ermittlern im Rahmen 

der Strafverfolgung geregelt – als Zeuge angehört worden sei und erklärt habe, dass der 

Sprengsatz durch einen Ulrich V. aus der Nähe von Plauen deponiert worden sei. Er habe da-

mit die Deutsche Bank erpressen wollen und habe in dem Zusammenhang bereits früher einen 

Bombenanschlag in einem Karstadt-Warenhaus in Wiesbaden ausgeführt.2137 Ein förmliches 

Protokoll der eigentlichen ‚Anhörung‘ ist nicht bei den Akten aufzufinden. 

Die weiteren Ermittlungen bestätigten sodann den Tatverdacht gegen V. Am 22. Sep-

tember 2003 erfolgte bei ihm eine Hausdurchsuchung, bei der neben Explosivstoffen – neun 

Handgranaten militärischer Bauart, ein mit TNT befüllter Pioniersprengkörper und verschie-

                                                        
2134 Darstellung nach dem dazu ergangenen Urteil; vgl. ADS 199, Ordner 40, S. 1 ff. (unpaginiert).  
2135 ADS 199, Ordner 24, Bl. 1 f. 
2136 ADS 229, Ordner 1, Bl. 27 f. 
2137 ADS 199, Ordner 24, Bl. 4 f. 
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dene Zünder – auch drei Maschinenpistolen, fünf Selbstladepistolen, zwei Repetiergewehre 

und diverse Waffenteile, darunter Schalldämpfer, sichergestellt wurden. 2138 Alle Waffen wa-

ren funktionsfähig, die jeweiligen Beschaffungswege wurden im vorliegenden Ermittlungs-

verfahren nicht aufgehellt. Der Beschuldigte V., der über keinerlei waffen- oder sprengstoff-

rechtliche Erlaubnis verfügte, wurde festgenommen und aufgrund eines Haftbefehls des 

Amtsgerichts Dresden vom selben Tag in Untersuchungshaft genommen.2139 In der späteren 

Anklageschrift der Staatsanwaltschaft Dresden wurde als Motiv angenommen, dass V. als 

allein handelnder Täter die Deutsche Bank habe erpressen wollen. Für die weitere Beweisfüh-

rung im Zuge der Hauptverhandlung waren die Angaben des über die Anschrift des LKA 

Sachsen geladenen Zeugen Herbert M. mitentscheidend,2140 bei dem es sich um einen Be-

kannten des Angeklagten handelte – und zudem um einen Informanten des LKA Bayern.2141 

Ulrich V. wurde am 29. Juli 2005 am Landgericht Dresden u.a. wegen versuchten 

Mordes in Tateinheit mit versuchter schwerer räuberischer Erpressung und Verstößen gegen 

das Waffen-, Kriegswaffenkontroll- und Sprengstoffgesetz zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 

zwölf Jahren verurteilt.2142 

 

(c) V e r g l e i c h  mi t  d e r  J e n ae r  US B V - S er i e  

Ob in die Ermittlungen tatsächlich Angaben einer durch das LKA Berlin geführten Vertrau-

ensperson einflossen, ob es sich dabei um die VP 562 bzw. Thomas S. handelte und ob er es 

war, der gegenüber dem LKA Sachsen den Täter identifiziert hatte, ist anhand der Ermitt-

lungsunterlagen nicht ersichtlich. Als VP 562 des LKA Berlin hatte S. in den Jahren 2001 bis 

2005 wiederholt über das „Trio“ und mögliche Kontaktpersonen berichtet, wobei aber nicht 

feststeht, ob und inwieweit diese Informationen zur Polizei in Thüringen und Sachsen gelang-

ten.2143 Im Zuge anderweitiger Ermittlungen war beim LKA Sachsen bekannt, dass der aus 

Bautzen stammende Neonazi Sandro W. (siehe unten) nach dessen eigenen Angaben durch 

das LKA Berlin „angeregt“ worden war, „wegen der Bahnhofsache in Dresden“ im Juni oder 

Juli 2003, d.h. bereits kurz nach der Tat, Kontakt mit dem „Blood & Honour“-Anhänger 

                                                        
2138 ADS 99, Ordner 38, Bl. 24 f. 
2139 Ebd. 
2140 Ebd., Bl. 32. 
2141 ADS 199, Ordner 38, Bl. 53; ADS 199, Ordner 40, Bl. 12 
2142 Ebd., S. 1 ff. 
2143 AbwBer 3. UA; Kap. II.6.1.f, S. 155 f. 
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Jörg W. aufzunehmen.2144 Auch dieser war, wie Thomas S., im Fall „Terzett“ namhaft gewor-

den (→ KAP. II.1.6.5.B). Der am 26. Januar 1998 in Jena aufgefundene Sprengstoff stammte 

von Thomas S., der ihn von Jörg W. erhalten hatte. Dem 1. UA wurde nicht bekannt, welchen 

Verdacht das LKA Berlin damals in Bezug auf Jörg W. hegte. 

Beim LKA Thüringen entstand am 16. September 2003 – zeitlich unmittelbar vor der 

Identifizierung des Täters V. durch den unbekannt gebliebenen Zeugen – ein Vermerk, wo-

nach der Dresdner Fall abgeglichen worden sei mit der früheren USBV-Serie in Jena und dem 

Vorgehen von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe. Hierzu wurde vermerkt, dass „ein Zusam-

menhang mit der im Dresdner Hauptbahnhof aufgefundenen ‚Kofferbombe‘ ausgeschlossen 

werden“ konnte.2145 Der 1. UA befragte die damals im Fall der „Dresdner Kofferbombe“ zu-

ständige Staatsanwältin Dietze. Diese gab an: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: Ob sich eine Vertrauensperson des LKA Berlin an Sie 

gewandt hat und im Zuge der sogenannten Dresdner Kofferbombe 2003 Aussagen ge-

macht hat. Ob Sie dazu etwas sagen können. 

Zeuge Karin Dietze: Ich habe keine Aussagegenehmigung für den Kofferbombenfall – 

den ich mit ermittelt habe, ja. 

Lutz Richter, DIE LINKE: Das ist Teil unserer Untersuchungsakten. 

Zeuge Karin Dietze: Starke, Thomas? – Also, wissen Sie was, das sind – – Dort haben 

wir in sehr vielen – – Nein, da habe ich keine Aussagegenehmigung. Okay. Also, sagt 

mir jetzt nichts. Kann ich nicht sagen. Weiß ich nicht.“2146 

Auf weiteres Befragen und nach dem Hinweis, dass ihre Aussagegenehmigung vorlie-

gende Fragen keineswegs ausschließt, bekräftigte die Zeugin, dass sie genaueres zu dem Fall 

nicht mehr wisse. Auf die Frage, ob damals möglicherweise das LKA Berlin Kontakt zur 

Staatsanwaltschaft Dresden aufgenommen hatte, sagte sie lediglich allgemein, dass „unter 

anderem auch hinsichtlich von rechtsorientierten – möglicherweise – Tätern“ ermittelt worden 

sei.2147 

 

                                                        
2144 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei 368_03_515120 Bd. I, unpaginiert, S. 23. 
2145 Zit. n. AbschlBer UA-TH I, Rdnr. 1651, S. 1195. 
2146 1. UA, Protokoll Karin Dietze v. 13.03.2017, S. 23. 
2147 Ebd., S. 24. 
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II.1.11.5 D a s  „ We hr s p or t - V er f a h r e n “  g e g en  Re in h ar d  R.  

Mehrere ZeugInnen berichteten, dass sich im Zuge von Ermittlungen im Zusammenhang mit 

„Blood & Honour“-Strukturen in Sachsen die Schlüsselrolle des aus Kronach stammenden 

Adrian P. herausgestellt habe, der u.a. daran beteiligt gewesen sei, Tonträger mit neonazisti-

schen Inhalten im Ausland zu produzieren und in großen Auflagen in die Bundesrepublik 

einzuführen. Dies ergibt sich auch aus Beweismitteln des 1. UA.2148 Der Zeuge Traut gab an, 

in den Jahren 2001 und 2002 hätten sich die Ermittlungen des LKA Sachsen, die er als „her-

ausragend“ bezeichnete, auf P. und seine von der Slowakei aus betriebene „Agentur für 

Kommunikation“ konzentriert.2149 Dabei bestand der Verdacht, dass P. gemeinsam mit den 

damals in Brandenburg aktiven Szeneangehörigen Sven S. und Toni S.2150 an der Bildung ei-

ner kriminellen Vereinigung nach § 129 StGB beteiligt gewesen sein könnte.2151 Bereits im 

Jahr 1998 wurde bei TKÜ-Maßnahmen des thüringischen Zielfahndungskommandos gegen 

Jan W., die dem Auffinden des „Trios“ dienen sollten, ein Kontakt zu Adrian P. festge-

stellt.2152 Aus den Angaben des Zeugen Käfferlein ergibt sich, dass im Jahr 2002 im Zuge von 

Absprachen mit dem LKA Thüringen und dort weiter verfolgten Ermittlungsansätzen zum 

Auffinden des „Trios“ durch das LKA Sachsen auf noch auszuwertende Unterlagen bezüglich 

P. hingewiesen worden sei.2153 

Im Zusammenhang mit Ermittlungen gegen Adrian P. und der Aufklärung seiner Kon-

taktpersonen in Sachsen befasste sich das LKA Sachsen Anfang der 2000er Jahre u.a. mit 

dem aus Innsbruck stammenden und in Leipzig lebenden Neonazi Reinhard R., der v.a. durch 

Taten im Bereich der Allgemein- sowie der Wirtschaftskriminalität polizeibekannt war. Aus 

dazu gefertigten Vermerken ergibt sich, dass im Jahr 2001 das LKA Sachsen gegen Rein-

hard R. ein gesondertes Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Bildung bewaffneter 

Gruppen geführt wurde.2154 Der 1. UA zog dazu vorliegende Unterlagen bei,2155 um zu prü-

fen, ob Bezüge in das Umfeld des „Trios“ bestanden haben könnten. 

 
                                                        
2148 So z.B. bereits 1998/99: ADS 37, Ordner 4, Bl. 192. 
2149 3. UA, Protokoll Jürgen Traut v. 21.10.2013, S. 31. 
2150 Beachte Hinweise auf Quellentätigkeiten, bspw. in AbschlBer UA-NRW, S. 493. 
2151 ADS 37, Ordner 443, Bl. 23. 
2152 Vgl. die Ausführungen des Sachverständigen Eumann in: AbschlBer UA-BT II, Anl. 93, S. 37. 
2153 3. UA, Protokoll Klaus Käfferlein v. 23.10.2013, S. 13. Der Zeuge Kleimann, dem u.a. diese Information 
mitgeteilt wurde, gab auf Nachfrage an, er wisse nicht, welche Rolle Adrian P. damals gespielt habe; vgl. 1. UA, 
Protokoll Friedhelm Kleimann v. 13.11.2017, S. 40. 
2154 ADS 37, Ordner 444, Bl. 149. 
2155 D.i. ADS 144. 
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(a) I n ha l t  d e r  E r mi t t l un g e n  

Den damaligen Ermittlungen lag die Annahme zugrunde, dass R. an der Aufstellung einer im 

Raum Leipzig tätigen „Wehrsportgruppe“ beteiligt sein könnte, diese Gruppe über scharfe 

Waffen verfügen und ein Bezug bestehen könnte zu Aktivitäten des Gründers der 1980 verbo-

tenen „Wehsportgruppe Hoffmann“ Karl-Heinz H., der inzwischen im Raum Thüringen und 

Sachsen lebte bzw. hier geschäftlich aktiv geworden war. Den kriminalpolizeilichen Ermitt-

lungen gingen Hinweise voran, die im Oktober 2000 beim LfV Sachsen bekannt geworden 

waren, wonach „Wehrsport“-Übungen im Raum Leipzig sowie auch im Bereich Aue stattge-

funden haben.2156 Das LfV Sachsen unterrichtete Ende 2000 das SMI und eine weitere Ver-

fassungsschutzbehörde sowie Anfang 2001 das LKA Sachsen über den Verdacht.2157 Dieser 

beinhaltete auch, dass Karl-Heinz H. an Waffengeschäften beteiligt sei, wobei es dem LfV 

Sachsen selbst nicht gelang, diesen Hinweis zu verifizieren.2158 

Die Staatsanwaltschaft Leipzig leitete in der Folge zunächst ein Vorermittlungsverfah-

ren ein, das sich auf mögliche Aktivitäten des Karl-Heinz H. richtete.2159 Ab Mai 2001 führte 

das LKA Sachsen verschiedene Observationen durch, die sich gegen dessen Kontaktpersonen 

richteten, darunter Reinhard R. und den aus Österreich stammenden Hans-Jörg S. jr.2160 Beide 

waren polizeilich als ehemalige Söldner bekannt.2161 Bei den Ermittlungen ergab sich aber 

nur, dass Hans-Jörg S. während mehrerer Observationen und teils unter Mitführen eines Me-

talldetektors verschiedene Waldgrundstücke aufsuchte und dort nicht mehr aufgenommen 

werden konnte.2162 Daneben wurden weitere Umfeldpersonen überprüft, wobei der Verdacht 

bestand, dass bei der dabei betrachteten Klientel Bezüge in den Bereich der Wirtschaftskrimi-

nalität oder auch der Organisierten Kriminalität vorliegen könnten.2163 Erst am 20. März 2002 

wurde beim LKA Sachsen von Amts wegen eine Strafanzeige gegen Reinhard R. gefertigt. 

Zum Sachverhalt wurde ausgeführt: 

„Durch anonymen Hinweisgeber wird bekannt, dass der TV Wehrsportübungen auf 

verschiedenen Geländen im Bereich des Regierungsbezirkes Leipzig durchgeführt ha-

                                                        
2156 ADS 228, Ordner 16, Bl. 294; ADS 228, Ordner 17, Bl. 8. 
2157 Ebd., Bl. 7, 11, 64. 
2158 ADS 228, Ordner 16, Bl. 257. 
2159 Ebd., Bl. 5, 18, sowie ADS 228, Ordner 17, Bl. 206. 
2160 ADS 228, Ordner 16, Bl. 78–80, 83 f., 85 f., 87, 89. 
2161 Ebd., Bl. 259. 
2162 Ebd., Bl. 85, 87. 
2163 Ebd., Bl. 249–255. 
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ben soll. In diesem Zusammenhang wurden auch Personen benannt, die der ehemali-

gen Wehrsportgruppe Hoffmann angehörten.“2164 

Das daraufhin eröffnete Ermittlungsverfahren gegen R. wurde bereits am 2. April 2002 

nach § 170 Absatz 2 StPO wieder eingestellt. Zwei Wochen später forderte der Generalbun-

desanwalt die Ermittlungsakten an.2165 Der GBA hatte sich bereits Anfang der 1990er Jahre 

mit Reinhard R. befasst: Dieser war damals bekannt geworden als Kontaktperson bei Ermitt-

lungen gegen das sogenannte „Nationale Einsatzkommando“ (NEK). Gegen diese Gruppe 

war wegen des Verdachts der Bildung der terroristischen Vereinigung gemäß § 129a StGB 

ermittelt worden.2166 

 

(b) T h em a t i s i e r un g  d e r  „ Sä c h s i s ch e n  Ak t io n s f r on t “  

Es wurden in dem Verfahren gegen Reinhard R., soweit ersichtlich, keine Ermittlungen im 

Bereich Aue angestrengt, wo den anfänglichen Hinweisen zufolge eine „Wehrsport“-Übung 

stattgefunden haben soll. Jedoch wurde – inhaltlich unvermittelt und ohne weitere Einordnung 

– ein Fernschreiben des LKA Bayern vom 21. August 2001 zu den Akten genommen.2167 Es 

handelt sich dabei um die Beantwortung einer vorausgegangenen, nicht vorliegenden Er-

kenntnisanfrage des LKA Sachsen zu einer Gruppierung namens „Sächsische Aktionsfront“ 

(S.A.F.). Dazu führte das LKA Bayern aus, es sei ein Zusammenhang anzunehmen zu einer 

ähnlich benannten Gruppierung namens „Fränkische Aktionsfront“ (F.A.F.) um den aus 

Nürnberg stammenden Neonazi Matthias F.2168 Inwieweit ein Bezug zu dem Ermittlungsver-

fahren gegen Reinhard R. bestand oder angenommen wurde, wird nicht erkenntlich. 

Unabhängig davon steht fest, dass sich an Aktivitäten der später verbotenen „Fränki-

schen Aktionsfront“ die mutmaßliche NSU-Unterstützerin Mandy S. beteiligte, als sie 

zeitweise in Bayern lebte. Entsprechende Aktivitäten führte sie, nachdem sie wieder nach 

Sachsen gezogen war, kurzzeitig unter der Bezeichnung „Sächsische Aktionsfront“ fort.2169 

  

                                                        
2164 Ebd., Bl. 1–3. 
2165 Ebd., Bl. 298 f. 
2166 Ebd., Bl. 259. 
2167 Ebd., Bl. 55 f. 
2168 Ebd. 
2169 ADS 736, Ordner 10, entspr. SAO 36, Bl. 36.. 
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II.1.11.5 D e r  W af f e n hä n d l e r  Mi c h a e l  H .  

Dem 1. UA lagen Unterlagen vor, die den aus Bautzen stammenden Neonazi Michael H. be-

treffen. Dieser ist seit den 1990er Jahren vielfach polizeibekannt aufgrund einer Reihe teils 

politisch motivierter Straftaten.2170 Im Jahr 1994 schoss er beispielsweise einem Jugendlichen 

mit einer Gasdruckpistole in den Hinterkopf.2171 1997 wurde er im Stadtgebiet von Bautzen 

dabei festgestellt, Uniformteile zu tragen. Aus diesem Anlass wurde polizeilich vermerkt, er 

sei der rechten Szene zugehörig, vor allem „mit dem hier einschlägig bekannten A. […] eng 

verbunden […] und ein Mitorganisator von Skinheadkonzerten in Ostsachsen“.2172 Es handelt 

sich bei der angegebenen Kontaktperson um den o.g. Mario A. Anfang der 2000er Jahre galt 

Michael H., obgleich vor allem im Raum Ostsachsen politisch aktiv, aufgrund polizeilicher 

Beobachtungen als Sympathisant und mögliches Mitglied der Vereinigung „Heimatschutz 

Chemnitz“.2173 Er stand dabei insbesondere mit dem Chemnitzer Szeneanhänger Ralph H. in 

Kontakt, bei dem es sich um ein Führungsmitglied dieser Vereinigung handelte2174 und dessen 

Personalausweis später im Brandschutt der letzten NSU-Unterkunft in Zwickau aufgefunden 

wurde.  

Im Jahr 2006 attackierte Michael H. gewaltsam einen Polizeibeamten, der eine Kopf-

verletzung davontrug.2175 In dieser Sache wurde er am Amtsgericht Bautzen am 6. März 2007 

wegen vorsätzlicher Körperverletzung zu einer Freiheitsstrafe von neun Monaten verurteilt. 

Zum Strafantritt erschien der Verurteilte nicht, woraufhin er zur Fahndung ausgeschrieben 

wurde,2176 bis er sich knapp drei Monate später stellte.2177 Damals war H. als Anhänger der 

Kameradschafts-Gruppierung „Sturm 24 Bautzen“ polizeibekannt, die sich an die verbotene 

„Blood & Honour“-Organisation anlehnte.2178 In jüngerer Zeit trat er als Anhänger der 

rockerähnlichen Neonazigruppierung „Aryan Brotherhood Eastside“ in Erscheinung. So wur-

de er wiederholt mit einer entsprechenden Lederkutte mit den Insignien dieser Vereinigung 

angetroffen.2179 

 
                                                        
2170 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei Spur 80_124, unpaginiert, S. 8. 
2171 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei 368_03_515120 Bd. I, unpaginiert, S. 10. 
2172 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei 75_97_217800, unpaginiert, S. 16. 
2173 ADS 439, Ordner 1, Anl. DVD, unpaginiert, S. 2. 
2174 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei 368_03_515120 Bd. 2 Forts., unpaginiert, S. 10, 13. 
2175 ADS 671, Ordner 13, unpaginiert, S. 6 f. 
2176 ADS 671, Ordner 18, Bl. 15. 
2177 Ebd., Bl. unpaginiert, S. 4. 
2178 ADS 671, Ordner 24, Bl. 192. 
2179 Ebd., Bl. 152, 181 ff.; ADS 671, Ordner 27, Bl. 65. 
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(a) F e s t n ah m e u n d  V er u r t e i l u ng  

Am 27. Juni 2003 wurde H. in Bautzen durch ein Spezialeinsatzkommando festgenommen. 

Bei dem Einsatz wurden Schusswaffen sichergestellt, die H. im Moment des Zugriffs verkau-

fen wollte. Es handelte sich dabei um eine „Pumpgun“ vom Typ Winchester Defender 1300, 

drei Pistolen mit diversen Magazinen, einen Revolver sowie ein umfangreiches Konvolut an 

Munition. An den Waffen hatte H. regelrechte Preisschilder angebracht.2180 Bei der Durchsu-

chung seiner und der elterlichen Wohnung wurde weitere Munition gefunden, ferner der La-

geplan einer Bundeswehrkaserne mit eingezeichnetem Standort der Waffenkammer, ein Me-

tallsuchgerät sowie ein interner Bericht des Militärischen Abschirmdienstes (MAD) aus dem 

Jahr 2002.2181 Gegen H. und seine damalige Partnerin Nicole S. wurde infolge des Auffindens 

scharfer Waffen von Amts wegen eine Strafanzeige wegen des Verdachts des Verstoßes ge-

gen das Waffengesetz gefertigt.2182 Aufgrund eines daraufhin ergangenen Haftbefehls des 

Amtsgerichtes Bautzen wurde H. am 28. Juni 2003 in Untersuchungshaft genommen.2183 In 

mehreren Beschuldigtenvernehmungen ließ er sich teilweise zu den Vorwürfen ein. Zu den 

aufgefundenen Waffen gab er an, er habe diese „sammeln“ und, nachdem er in Geldnot gera-

ten war und ihm der Besitz „zu heiß“ wurde, wieder loswerden wollen.2184 Gefragt nach dem 

Lageplan eines Bundeswehrobjekts gab er an, er habe diesen von seinem Bekannten Ronny B. 

erhalten.2185 Das Metallsuchgerät habe er von einem anderen Bekannten erhalten, der beim 

Bundesgrenzschutz arbeite.2186 Auf Befragen nach der Herkunft der MAD-Unterlagen gab er 

an, sich nicht erinnern zu können.2187 

Aufgrund von TKÜ-Erkenntnissen wurde im Sachzusammenhang wegen des Ver-

dachts des Verstoßes gegen das Waffengesetz auch ein Ermittlungsverfahren gegen 

Torsten H., einen Bekannten und Gesinnungsgenossen des Michael H., eingeleitet, das später 

eingestellt wurde. Näheres ist nicht mehr nachvollziehbar, da die Akte vernichtet wurde.2188 

Bei den Ermittlungen gegen H. ergab sich aber im Allgemeinen, dass zurückliegend durch 

Anhänger der rechten Szene wehrsportähnliche Geländeübungen und sogenannte Gotcha-

                                                        
2180 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei 368_03_515120 Bd. II, unpaginiert, S. 16. 
2181 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei 368_03_515120 Bd. I, unpaginiert, S. 11 f. 
2182 Ebd., Bl. 15. 
2183 Ebd., Bl. 61. 
2184 Ebd., unpaginiert, S. 78. 
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Spiele auf ehemaligen Truppenübungsplätzen veranstaltet worden waren.2189 Unter anderem 

wurden bei Michael H. Fotos aufgefunden, die regelrechte Schießübungen dokumentieren.2190 

Darunter befand sich nach gutachterlicher Annahme des LKA Sachsen auch ein Foto, das den 

Beschuldigten mit einer Waffe zeigt, bei der sich möglicherweise um eine echte Maschinen-

pistole handelte.2191 Diese Waffe wurde jedoch nicht aufgefunden. 

Auf Grundlage einer Anklageschrift der Staatsanwaltschaft Bautzen2192 verurteilte das 

Amtsgericht Bautzen am 23. September 2003 H. wegen des unerlaubten Besitzes von 

Schusswaffen zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und zehn Monaten.2193 In der Hauptver-

handlung gab H. an, er habe die bei ihm sichergestellten Waffen überwiegend „gefunden“ und 

in zwei Fällen für sich selbst im polnischen Wrocław gekauft.2194 In den Urteilsgründen wur-

de ihm im Übrigen – offenkundig unzutreffend – zugutegehalten, er sei strafrechtlich „bislang 

nicht aufgefallen“ und ein „Ersttäter“, der ein „straftatenfreies Vorleben“ aufweise.2195 

 

(b) D i e  R o l l e  d e s  Hi n w ei s g eb e r s  S a n dr o  W .  

Den entscheidenden Hinweis, der zu dem Zugriff gegen Michael H. und dem Auffinden der 

Waffen führte, war von dem ebenfalls aus Bautzen stammenden Szeneanhänger Sandro W. 

gekommen. Dieser wandte sich einen Tag zuvor an das LKA Sachsen und berichtete, sein 

Bekannter H. habe ihm gerade eben verschiedene Waffen, die er näher beschreiben konnte, zu 

einem Gesamtpreis von 5.200 Euro zum Kauf angeboten. Weiter berichtete W. der Polizei, H. 

habe ihm gesagt, dass er auch eine Maschinenpistole „Skorpion“ besitze sowie die Möglich-

keit habe, Handgranaten und Panzerfäuste zu beschaffen.2196 Über diese Angaben entstand 

beim Regionalen Ermittlungsabschnitt Bautzen der Soko „Rex“ des LKA Sachsen zunächst 

ein Vermerk, der der Namen des Hinweisgebers nicht enthält.2197 In der Hauptverhandlung 

gegen H. bestätigte ein Beamter des LKA Sachsen, dass sich Sandro W. telefonisch gemeldet 

und gesagt habe, dass er reden wolle. Man habe ihn daraufhin abgeholt und in ein Verneh-
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mungszimmer gebracht.2198 Man habe hinterher tatsächlich alle Waffen gefunden, die der 

Hinweisgeber beschrieben hatte – mit Ausnahme der Maschinenpistole „Skorpion“.2199 

W. hatte gegenüber der Polizei in einer zeugenschaftlichen Vernehmung außerdem an-

gegeben, dass er sich schon früher mit Michael H. über das Thema Waffen unterhalten habe. 

Der H. habe sich dann unvermittelt bei ihm gemeldet und um ein Treffen gebeten, das auch 

zustande gekommen sei. H. habe eine Plastikkiste mitgebracht, in der sich diverse Waffen 

befunden hätten und die er habe verkaufen wollen. Da er aber selbst das Gefühl gehabt habe, 

im Zusammenhang mit Ermittlungen gegen die „Hammerskins“ von der Polizei beobachtet zu 

werden, habe er sich entschlossen, unverzüglich die Polizei zu informieren.2200 Hernach ging 

W. – offensichtlich in Absprache mit dem LKA Sachsen – zum Schein auf das Kaufangebot 

ein und vereinbarte kurzfristig einen Termin für Kaufabwicklung, was in der Wohnung des H. 

erfolgen sollte. In dieser Situation erfolgte der Zugriff.2201 

Genau wie Michael H. trat auch Sandro W. wiederholt mit rechtsmotivierten Straftaten 

in Erscheinung. Unter anderem war er Beschuldigter in einem der „Landser“-Verfahren2202 

aufgrund des Verdachts, dass er in das Vertriebsnetz für das Album „Ran an den Feind“ die-

ser Band eingebunden war und dabei 2.000 der inkriminierten CDs empfangen habe.2203 Bei 

einer daraufhin erfolgten Durchsuchung wurden in der Wohnung des W. neben „Blood & Ho-

nour“-Devotionalien2204 auch 39 Patronen aufgefunden.2205 In den Jahren 2002 und 2003 

machte W. gegenüber dem LKA Sachsen und der Staatsanwaltschaft Dresden umfangreiche 

Angaben zu Strukturen, Mitgliedern und möglichen Straftaten der „Sächsischen Ham-

merskins“, gegen die wegen des Verdachts ermittelt wurde, eine kriminelle Vereinigung ge-

bildet zu haben.2206 S. hatte nach eigenen Angaben als „Fahrer“ des hiesigen „Hammerskin“-

Anführers Mirko H. fungiert und war dadurch auch selbst zu internen Treffen dieser Gruppe 

gelangt.2207 

                                                        
2198 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei 368_03_515120 Bd. II, Bl. 247. 
2199 Ebd. 
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Das LKA Berlin, namentlich der damals mit Aufgaben der VP-Führung befasste 

Beamte Weinreich, teilte dem LKA Sachsen mit Schreiben vom 26. November 2001 Informa-

tionen zu den „Hammerskins“ mit, die von einer Person stammen sollen, der die Vertraulich-

keit ihrer Identität zugesichert wurde.2208 Zu dieser Zeit war beim LKA Sachsen bereits der 

Verdacht bekannt, dass Sandro W. Informant oder Vertrauensperson des LKA Berlin gewor-

den sein könnte. Dies ergibt sich aus einem Vermerk des Beamten Steiner des LKA Sachsen 

vom 3. Mai 2001. Dort heißt es: 

„Im Ermittlungsverfahren […] wegen des Verdachts des Verbreitens von Propagan-

damitteln verf. Organisationen gem. § 86 StGB und Volksverhetzung gem. § 130 StGB 

wird eine Maßnahme gem. § 100a StPO durchgeführt. Die Auswertung der Telefonge-

spräche ergab, dass am 25.04.01 eine Person beim Beschuldigten W. […] anrief, sich 

mit dem Namen ‚Bleihaus, LKA Berlin‘ meldete und sich mit dem Beschuldigten für 

den 27.04.01 zu einem Gespräch im Kornmarktcenter Bautzen verabredete. […] Eben-

falls über die TÜ wurde bekannt, dass für den 03.05.01 […] ein weiterer Gesprächs-

termin (Treffen) verabredet wurde. […] 

Dem LKA Berlin war bekannt, dass beim Beschuldigten W. […] eine Telefonüberwa-

chung durch das LKA Sachsen durchgeführt wird und weitere strafprozessuale Maß-

nahmen vorbereitet werden. Auf Nachfrage am 03.05.01 beim LKA Berlin, KK Z. […], 

wurden dazu keine Auskünfte gegeben (man gab sich unwissend). Der zugesagte 

Rückruf erfolgte bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht. Durch die Telefonauskunft 

des LKA Berlin wurde dem Unterzeichner mitgeteilt, dass die über die TÜ ermittelte 

Telefonnummer dort existent ist. Unter der Nummer ist eingetragen: Hr. Sonnenberg 

[…].“2209 

Nach übereinstimmenden Angaben mehrerer Zeugen des früheren 3. UA handelt es 

sich bei dem erwähnten Beamten Sonnenberg um einen VP-Führer des LKA Berlin.2210 Ei-

nem Aktenvermerk des LKA Sachsen vom 2. Juli 2003 zufolge habe Sandro W. angegeben, 

dass er die Informationen zu den Waffen des Michael H. auch dem LKA Berlin mitteilte.2211 

In einer späteren Strafsache gegen H. wegen Diebstahls u.a. im Jahr 2005 sollte Sandro W. 

erneut als Zeuge vor Gericht herangezogen werden. Er wandte sich vorab schriftlich an den 
                                                        
2208 ADS 65, Ordner 6, Bl. 2465. 
2209 ADS 37, Ordner 223, Bl. 5. 
2210 3. UA, Protokoll Michael Weinreich v. 24.10.2013, S. 30; 3. UA, Protokoll Christian Korne v. 31.03.2014, 
S. 5; 3. UA, Protokoll Michael Thur v. 31.03.2014, S. 31. 
2211 ADS 670, Ordner 1, Anl. DVD, Datei 368_03_515120 Bd. I, unpaginiert, S. 23. 
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Richter und bat darum, dass auf seine Aussage verzichtet werde. In dem Schreiben machte er 

auf eine „Gefährdungssituation“ im Nachgang der früheren Aussagen bzgl. der Waffen des 

Michael H. aufmerksam und gab an, dass er zu seinem Schutz nunmehr mit dem Bundesamt 

für Verfassungsschutz (BfV) in Verbindung stehe.2212 

 

(c) E r n e u t e  E r m i t t l u n ge n  g eg e n  M i ch a e l  H .  n ac h  E n t t a r n un g  d e s  NS U 

Nach der Enttarnung des NSU befasste sich die Polizei in Sachsen abermals mit Michael H. 

Dem lag zugrunde, dass im Juli 2012 ein anonym gebliebener Zeuge gegenüber dem Bundes-

kriminalamt weitgehende Angaben machte und dabei u.a. ausführte, er habe um das Jahr 1999 

bei einer Szeneveranstaltung im Raum Görlitz eine Frau namens „Lisa“ kennengelernt, bei 

der es sich nach seinem heutigen Wissen um Zschäpe gehandelt habe. Bei der betreffenden 

Veranstaltung sei auch Michael H. dabei gewesen, der ihm als „Waffennarr“ bekannt gewesen 

sei und der die „Lisa“ damals bereits gekannt habe. Bei dem Treffen, an dem „Lisa“ teilnahm, 

seien weitere Personen aus dem Umfeld des H. beteiligt gewesen.2213 Nach Eingang des Ver-

nehmungsprotokolls beim OAZ konnte anhand der detaillierten Angaben des BKA-Zeugen 

der in der Vernehmung bezeichnete Michael H. eindeutig als die hier bekannte, aus Bautzen 

stammende Person identifiziert werden.2214  

Mit Verfügung der Staatsanwaltschaft Görlitz wurde am 3. April 2013 unter dem Ak-

tenzeichen 220 Js 8739/13 ein Ermittlungsverfahren gegen H. wegen des Verdachts des Ver-

stoßes gegen das Waffen- und das Kriegswaffenkontrollgesetz eingeleitet. Dem lag neben den 

Angaben des anonymen Zeugen zugrunde, dass im Jahr 2003 zwar weitgehend genau diejeni-

gen Waffen sichergestellt werden konnten, die zuvor Sandro W. gegenüber der Polizei be-

schrieben hatte. Dies galt aber nicht für eine Maschinenpistole „Skorpion“, die H. selbst er-

wähnt haben soll, sowie für eine weitere möglicherweise scharfe Maschinenpistole, die deut-

lich auf Fotos zu erkennen war, die bei H. gefunden worden sind und die demnach für 

Schießübungen genutzt worden war.2215 Beim Amtsgericht Bautzen erging daraufhin ein 

Durchsuchungsbeschluss gegen Michael H. mit dem Ziel, eine Maschinenpistole oder Hin-

weise auf ihren Verbleib aufzufinden.2216 Der Beschluss wurde am 13. Oktober 2014 umge-

                                                        
2212 ADS 671, Ordner 11, Bl. 120. 
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setzt.2217 In dem Zusammenhang auch durchsucht wurde ein von Torsten H. genutztes Grund-

stück in der Annahme, es könnte sich um das Gelände handeln, auf dem Michael H. zurück-

liegend Schießübungen mit einer bislang nicht aufgefundenen Maschinenpistole durchgeführt 

hatte.2218 

Bei den Durchsuchungen wurde nichts Beweisrelevantes aufgefunden. In einer an-

schließend durchgeführten Beschuldigtenvernehmung bestritt H. den Tatvorwurf. Soweit sich 

dies aus dem Vernehmungsprotokoll ergibt, wurden ihm die Angaben des anonymen Zeugen, 

wonach er die Zschäpe alias „Lisa“ gekannt habe, nicht vorgehalten.2219 Das Ermittlungsver-

fahren der Staatsanwaltschaft Görlitz wurde hernach mit Verfügung vom 26. Februar 2015 

nach § 170 Absatz 2 StPO eingestellt.2220 

 

II.1.11.6 D e r  „ R e i c h s bü r g er “  H or s t - G ün t e r  H .  

Im Brandschutt der letzten NSU-Unterkunft in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau wurde eine 

Quittung über einen Gutschein für den Besuch einer Gaststätte in Lengenfeld (Vogtlandkreis) 

aufgefunden. Der Gutschein war im Namen einer „Frau Pohl“ erworben worden. In der be-

treffenden Gaststätte wurde im Mai 2009 eine Reservierung auf den Namen „Jahn“ vorge-

nommen. Zschäpe nutzte beide Namen als Pseudonyme. In der betreffenden Gaststätte trafen 

sich zurückliegen außerdem AnhängerInnen der „Reichsbürger“-Szene.2221 In örtlicher Nähe 

des bezeichneten Restaurants sind nach Kenntnis des 1. UA mehrere sogenannte Reichsbürger 

wohnhaft.2222 Der früher beim Dezernat Staatsschutz der KPI Zwickau tätige Beamte Schmie-

del thematisierte als Zeuge des 1. UA, als er nach Kenntnissen zu einem etwaigen Waffenbe-

sitz in der rechten Szene in der Region gefragt wurde, eine dieser Personen auch namentlich: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Wie oft sind Ihnen Fälle untergekommen, wo es um 

unerlaubten Waffenbesitz in der Szene ging oder vielleicht sogar um das Beschaffen 

oder den Verkauf von Schusswaffen? 
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Zeuge Heiko Schmiedel: Mir persönlich ist ein Fall in Erinnerung. Das war in Rei-

chenbach. Dort ging es um einen ‚Reichsbürger‘, einen gewissen H. […], der dort ei-

ne Rolle gespielt hat als Waffenhändler und als Akteur in der regionalen – – in Schüt-

zenvereinen bzw. als ‚Reichsbürger‘. Dort haben wir umfangreiche Durchsuchungs-

maßnahmen und Sicherstellungsmaßnahmen durchgeführt […].“2223 

 

(a) V e r s tö ß e  ge g e n  d a s  W a f f en g e s e t z  

Der 1. UA zog Unterlagen zu Horst-Günter H. bei. Demnach trat er spätestens ab 2003 als 

Anhänger einer „Kommissarischen Reichskanzlei“ des „Deutschen Reiches“ in Erscheinung. 

Er war damals Inhaber eines Waffengeschäfts in Reichenbach sowie Vorsitzender eines örtli-

chen Schützenvereins. Mehrere der Vereinsmitglieder beteiligten sich damals an „Informati-

onsveranstaltungen“ zu „Reichsbürger“-Themen, zu denen H. wiederholt einlud.2224 

Am 18. Februar 2005 wurde er in einem Bußgeldverfahren wegen unerlaubten Benut-

zens eines Landeswappens zu einer Geldbuße in Höhe von 50 Euro verurteilt.2225 Zuvor hatte 

er bei einer Waffenausstellung eine „Gewerbeerlaubnis“ vorgezeigt, die mit einem Wappen 

des Freistaates Sachsen und dem schriftlichen Zusatz „Reichsland Sachsen – Ministerium des 

Innern“ versehen war.2226 Im Rahmen einer Zwangsvollstreckung im Jahr 2006 – H. hatte die 

Geldbuße nicht beglichen – wurde festgestellt, dass er in seiner Wohnung Waffen und Muni-

tion nicht sorgfältig aufbewahrt, sodass seine waffenrechtliche Zuverlässigkeit angezweifelt 

wurde. Ein von Amts wegen aufgrund des Verdachts des Verstoßes gegen das Waffengesetz 

eingeleitetes Ermittlungsverfahren wurde zwar eingestellt. Im Nachgang wurden aber auf 

Betreiben des Landratsamtes des Vogtlandkreises die für H. ausgestellten Waffenbesitzkarten 

sowie Waffenhandels- und Waffenherstellungserlaubnis und ebenfalls eine ihm erteilte 

sprengstoffrechtliche Erlaubnis widerrufen. Dies wurde damit begründet, dass sich H. schrift-

lich an die Staatsanwaltschaft Zwickau wandte, sich als „Rechtssachverständiger des Deut-

schen Reiches“ bezeichnete und mitteilte, er habe Waffen und Munition bewusst nicht rechts-

                                                        
2223 1. UA, Protokoll Heiko Schmiedel v. 28.05.2018, S. 9. 
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konform aufbewahrt, „um mit einer überdurchschnittlichen Feuerkraft potentiellen Angrei-

fern“ begegnen zu können.2227 

Der Aufforderung, die in seinem Besitz befindlichen Schusswaffen und Munition ab-

zugeben, kam er nicht nach. Nachdem H. Beschwerde zum Verwaltungsgericht Chemnitz 

eingelegt hatte, wurde dort die Vollziehbarkeit der Widerrufsbescheide beschieden. Infolge-

dessen beantragte das Landratsamt beim zuständigen Amtsgericht einen Durchsuchungsbe-

schluss, der am 15. Mai 2008 umgesetzt wurde, wobei sich BeamtInnen des LKA Sachsen 

und der damaligen Polizeidirektion Südwestsachsen in Amtshilfe beteiligten.2228 Bei der 

Durchsuchung wurden Schusswaffen, Munition und Sprengmittel im geschätzten Umfang 

einer Lkw-Ladung sichergestellt, die H. vormals überwiegend legal besessen hatte, daneben 

aber auch zwei verbotene Selbstladepistolen. Daraufhin wurde von Amts wegen erneut eine 

Strafanzeige wegen des Verdachts des Verstoßes gegen das Waffengesetz gefertigt.2229 In 

dieser Sache erhob die Staatsanwaltschaft Zwickau mit Anklageschrift vom 28. Mai 2009 

Anklage wegen des Vorwurfs, u.a. zwei verbotene halbautomatische Kurzwaffen besessen zu 

haben.2230 Am 16. November 2009 wurde H. am Amtsgericht Auerbach zu einer Geldstrafe 

von 30 Tagessätzen verurteilt. Dem Verurteilten wurde zugutegehalten, dass er die verbote-

nen Pistolen „nicht lange“ besessen habe.2231 

Zu einem zunächst für den 2. November 2009 angesetzten Hauptverhandlungstermin 

war der Angeklagte nicht erschienen. Der Versuch einer polizeilichen Vorführung misslang, 

da er an seiner Wohnanschrift nicht aufgefunden werden konnte. Daraufhin erließ der Richter 

einen Haftbefehl und H. wurde zur Fahndung ausgeschrieben.2232 Zwischenzeitlich hatten 

PolizistInnen, die zu seinem Wohnhaus gefahren und durch dessen Mutter eingelassen wor-

den waren, auf einem Fensterstock einen Gegenstand erkannt, der einer Rohrbombe ähnelte 

und als USBV eingeschätzt wurde.2233 Deshalb und weil die Annahme bestand, H. könnte sich 

im Haus versteckt halten – sein Handy lag eingeschaltet auf einem Schreibtisch –, wurden 

Spezialkräfte angefordert, die das Gebäude betraten und feststellten, dass es sich nicht um 

einen Sprengsatz handelt. Die weitere, aus Gründen der Gefahrenabwehr vorgenommene Ab-

suche des Objekts wurde durch Kräfte des SEK realisiert. Dabei wurden erlaubnispflichtige 
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Patronen verschiedener Kaliber, Geräte zur Herstellung patronierter Munition und dafür er-

forderliche Munitionsteile bemerkt, zudem verschiedenartige Chemikalien.2234 Insoweit be-

stand der Verdacht, dass H. trotz Widerrufs seiner waffen- und sprengstoffrechtlichen Erlaub-

nisse den Umgang mit Waffen, Sprengstoffen und Munition weiter ausübt.2235 

Am 12. November 2009 erfolgte eine richterlich angeordnete Durchsuchung im Bei-
sein des Beschuldigten, der zwischenzeitlich aufgegriffen und in die JVA Zwickau verbracht 
worden war.2236 Bei der Durchsuchung wurden insgesamt 4.687 Patronen sowie zwei waffen-
rechtlich relevante Läufe für eine Pistole bzw. einen Revolver sichergestellt.2237 In dieser Sa-
che wurde H. durch die Staatsanwaltschaft Zwickau angeklagt wegen des vorsätzlichen uner-
laubten Munitionsbesitzes und des unerlaubten Herstellens von Munition, ferner des uner-
laubten Umgangs mit explosionsgefährlichen Stoffen und Sprengzubehör sowie des unerlaub-
ten Besitzes von Schusswaffenbestandteilen.2238 Das Amtsgericht Auerbach verurteilte H. am 
15. Dezember 2010 zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und neun Monaten, deren Voll-
streckung zur Bewährung ausgesetzt wurde. Im Urteil wurde ihm zugutegehalten, er sei „bis 
jetzt noch nicht mit dem Gesetz in Konflikt gekommen“.2239 

 

(b) V o r wur f  de r  M i t g l i ed s c h af t  i n  e in e r  k r im i ne l l e n  V er e in i gu ng  

H. war im Januar 2015 eine von 356 Personen, gegen die von Amts wegen Strafanzeige er-
stattet wurde aufgrund des Verdachts, sich als Mitglied an einer kriminellen Vereinigung – 
der Reichsbürger-Organisation „Deutsche Polizei Hilfswerk“ (DPHW) – beteiligt zu ha-
ben.2240 In dieser Sache ermittelte die Staatsanwaltschaft Dresden. Dort wurde mit Verfügung 
des Staatsanwaltes T. vom 25. Juni 2015 das Ermittlungsverfahren gegen Horst-Günter H. 
sowie sukzessive gegen sämtliche Beschuldigten nach § 170 Absatz 2 StPO eingestellt, ohne 
dass zwischenzeitlich irgendeine erkennbare Ermittlungshandlung erfolgt oder ein polizeili-
cher Ermittlungsbericht vorgelegt worden wäre. Zur Begründung der Einstellung hieß es, den 
Mitgliedern habe es angeblich an einer Kenntnis gemangelt, wonach das DPHW auf die Be-
gehung von Straftaten gerichtete Zwecke verfolgte.2241 
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II.2 Ü b e rf a l l  au f  e i n e  Ed e ka- F i l i a l e  i n  Ch e m n i t z  

a m  18 .  De z em b e r  1 9 98  

Am Freitag, dem 18. Dezember 1998, überfielen gegen 18.00 Uhr mehrere zunächst uner-

kannt gebliebene Personen eine auch als „Kappel-Kaufhalle“ bekannte Edeka-Filiale im 

Chemnitzer Stadtteil Kappel, Irkutsker Straße 1. Unter Anwendung von Zwang und Vorhalt 

einer Waffe entwendeten sie in dem stark frequentierten Geschäft eine Tasche mit Bargeld in 

Höhe von rund 30.000,00 DM von einer Angestellten, die das Geld unmittelbar zuvor von 

mehreren Kassen eingesammelt hatte, um es sicher zu verwahren. Die Täter flüchteten im 

Anschluss, wobei sie auf einen Jugendlichen, der sie im Außenbereich verfolgte, mehrere 

Schüsse aus einer scharfen Pistole abgaben. Anschließende Ermittlungen führten nicht zur 

Identifizierung der Täter, erst im Jahr 2012 gelang eine Zurechnung zur Tatserie des NSU. 

Vom heutigen Kenntnisstand ausgehend handelte es sich, vorbehaltlich weiterer mög-

licherweise nicht erkannter Fälle, um die erste der sogenannten Logistikstraftaten des NSU, 

somit um den Auftakt der von der Gruppe begangenen und bis 2011 fortgeführten Raubserie 

und überdies um die erste Tat, bei der Schüsse abgegeben wurden. Für den 1. UA war diese 

Tat auch deshalb von besonderem Interesse, da über sie – nachdem die Ermittlungsakte vor-

zeitig und widerrechtlich vernichtet wurde – am wenigsten bekannt ist. Sie zeigt zudem, dass 

der NSU von Anbeginn bewaffnet vorging, im öffentlichen Raum erhebliche Gewalt anwand-

te und auch bei den Raubüberfällen die Tötung von Menschen in Kauf nahm. 

 

II.2.1 Z u or dn un g  d e s  Fa l l e s  zu r  T a t s e r i e  d e s  NS U 

II.2.1.1 D u r ch  d i e  K PI  C h em n i t z  

Der Chemnitzer Raubermittler Jens Merten wandte sich am 7. März 2012 per E-Mail an einen 

Kollegen des Kommissariats 42 („operative Auswertung“) der KPI Chemnitz und führte aus, 

nach der Sichtung eines in der Frühlingsstraße 26 aufgefundenen Stadtplans, der auch Mar-

kierungen von Geldinstituten enthält (→ KAP. II.6.2.7), erinnere er sich an insgesamt fünf 

zurückliegende Überfälle in Chemnitz, die nicht der Raubserie zugerechnet wurden und 

bis dato auch nicht dem NSU zugeordnet wurden. Darunter befand sich ein wie folgt um-

schriebener Fall: 
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„Überfall Kappel-Kaufhalle (EDEKA; 2 TV waren bewaffnet und gaben bei der 

Flucht zu Fuß einen scharfen Schuss ab); ca. 1995-2005“.2242 

Merten ist Sachbearbeiter des Kommissariats 22 der KPI Chemnitz. Dieses Kommis-

sariat („Rauschgift/Banden“) ist für die Bearbeitung von Raubstraftaten zuständig, darunter 

auch die bereits vor 2011 als solche erkannte Raubserie in Sachsen, die heute dem NSU zuge-

rechnet wird.2243 Auf Anforderung des Beamten Merten legte das Kommissariat 42 am Folge-

tag eine ausführliche, tabellarische Falldarstellung vor. Zu dem Überfall auf den Edeka-Markt 

heißt es: 

„2 UT betraten gg. 18.00 Uhr die Edeka-Kaufhalle, Irkutsker Str. 1 in Chemnitz und 

bedrohten eine Kassiererin, welche gerade die Tageseinnahmen an 4 Kassen einsam-

melte, mit einer Pistole und sagten ‚Dies ist ein Überfall‘. Die Kassiererin erschro-

cken, übergibt die Tasche, worauf die Täter zum Hauptausgang flüchteten. Zum Zeit-

punkt des Raubes ist Kaufhalle voller Kundenbetrieb. Zeugen, welche den Vorgang 

beobachteten, folgten den Tätern, worauf einer der Täter auf einen Zeugen 2x schoß, 

so daß die Verfolgung abgebrochen wurde. Die Täter erbeuteten ca. 30 TDM 

Bargeld.“2244 

Der Wortlaut wurde offensichtlich einem PASS-Eintrag entnommen.2245 Die Angabe, 

es seien zwei Schüsse abgegeben worden, ist in dieser Falldarstellung unzutreffend: Es 

handelte sich der damaligen Spurensicherung zufolge und auch nach den Angaben des Zeu-

gen, auf den geschossen wurde, um drei Schüsse. Auf Grundlage der PASS-Angaben fertigte 

Merten eine aktualisierte Fallaufstellung von Raubtaten in Chemnitz und Zwickau, die mit 

dem NSU in Verbindung stehen könnten. Händisch vermerkte er dort den bislang nicht be-

rücksichtigten Edeka-Überfall, wobei er hinzusetze, es sei dazu kein IVO-Vorgang vorhan-

den.2246 Die neue Fallübersicht übermittelte er am 12. März 2012 der BAO „Trio“ des 

BKA.2247 

  

                                                        
2242 ADS 37, Ordner 155, Bl. 84. 
2243 Vgl. die Eigenangaben des Zeugen im 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 4. 
2244 ADS 37, Ordner 155, Bl. 85. 
2245 Vgl. den identischen Wortlaut in: ADS 65, Ordner 1, Bl. 409 f.; sowie ADS 373, Ordner 13, Bl. 10–12. 
2246 ADS 37, Ordner 155, Bl. 90. 
2247 Ebd., Bl. 87. 
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II.2.1.2 D u r ch  d a s  B K A 

Unabhängig davon waren bei der Tatortarbeit im Keller der Frühlingsstraße 26 in Zwickau 

unter anderem zwei Patronenhülsen des Kalibers 6.35 mm Browning aufgefunden und als 

Spuren Nr. 41-5 und 67-1 gesichert worden. Die am 11. Mai 2012 abgeschlossene kriminal-

technische Untersuchung dieser Asservate hatte zum Ergebnis, dass die beiden Hülsen „in 

derselben Waffe gezündet“ wurden wie drei andere Hülsen,2248 die bereits Anfang 1999 mit 

einer eindeutigen Kennnummer in die Tatmunitionssammlung des BKA aufgenommen wor-

den waren. Diese drei Hülsen waren nach dem Überfall auf den Edeka-Markt in Chemnitz am 

18. Dezember 1998 gesichert und erstmals untersucht worden2249 – ohne diese Übereinstim-

mung hätte der Fall nicht dem NSU zugerechnet werden können. Die tatsächlich genutzte 

Schusswaffe konnte nicht identifiziert werden. Sie befand sich auch nicht unter den zahlrei-

chen Waffen, die nach dem 4. November 2011 im Eisenacher Wohnmobil und in der Zwick-

auer Frühlingsstraße aufgefunden wurden. 

 

II.2.1.3 Ü b e r n a hm e d e s  Fa l l e s  d u r c h  d en  G B A 

Am 14. Juni 2012 übernahm der GBA den Ursprungsfall, der bei der Staatsanwaltschaft 

Chemnitz unter dem Aktenzeichen 820 UJs 23473/99 wegen des Verdachts des schweren 

Raubes gemäß § 250 StGB geführt worden war.2250 Die insoweit vorgenommene Zuordnung 

zur Tatserie des NSU stützte sich auf das kriminaltechnische Gutachten des BKA zu den  

Patronenhülsen.2251 Nach der Bewertung des BKA ergaben sich außerdem Ähnlichkeiten zum 

Modus Operandi bei anderen Raubtaten des NSU, namentlich die Tatbegehung zu den Ge-

schäftszeiten ohne erkennbare Rücksicht auf die Kundenanzahl sowie das aggressive und ge-

waltbereite Auftreten durch (zumeist) zwei männliche Täter. Darüber hinaus würden sich aus 

Angaben von ZeugInnen zu dem späteren Überfall auf eine Chemnitzer Postfiliale am 

27. Oktober 1999 Ähnlichkeiten zu der Bekleidung der Täter – namentlich das Tragen zweier 

Strick- oder Rollmützen und eines karierten Hemdes – ergeben.2252 Kleidungsstücke, die kon-

                                                        
2248 ADS 736, Ordner 15, entspr. SAO 94, Bl. 432. 
2249 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16779–16782. 
2250 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 201. 
2251 Ebd., Bl. 202. 
2252 Ebd., Bl. 207–209; ADS 373, Ordner 13, Bl. 32. 
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kret als Täterbekleidung infrage kommen, wurden indes ab dem 4. November 2011 nicht 

aufgefunden.2253 

Der Fall ist nachfolgend auch in die Anklageschrift des GBA vom 5. November 2012 

zum Verfahren 2 BJs 162/11-2 gegen Zschäpe u.a. aufgenommen und ihr als Hauptangeklag-

ter zur Last gelegt worden, sich als Mitglied einer Bande durch Verwendung einer Waffe mit 

Gewalt bereichert zu haben, wobei zugleich versucht worden sei, einen Menschen aus Hab-

gier und zur Verdeckung einer anderen Straftat zu töten.2254 Abweichend von den ursprüngli-

chen Ermittlungen wertete der GBA das Tatgeschehen als einen versuchten Mord. Soweit es 

sich außerdem um die chronologisch erste Einzeltat des NSU handelte, müsse nach dem Da-

fürhalten des GBA die Gründung der Gruppe als eine terroristische Vereinigung spätestens zu 

diesem Zeitpunkt erfolgt sein.2255 

 

II.2.1.4 B e s c h r än k un g  d er  K en n tn i s s e  a u f  I n h a l t e  e in e s  F er n s eh b e i t r a g s  

Weitere Angaben zum Fallgeschehen2256 in der Anklageschrift stützten sich zu diesem Zeit-

punkt und noch weit darüber hinaus nicht auf originale Ermittlungsunterlagen, sondern einzig 

auf einen „Kripo live“-Beitrag,2257 der am 10. Januar 1999 im MDR ausgestrahlt worden 

war.2258 Aus diesem Beitrag, der das Tatgeschehen über knapp viereinhalb Minuten szenisch 

rekonstruierte, lässt sich summarisch folgende Darstellung entnehmen: Im Tatzeitraum zwi-

schen 17 und 18 Uhr habe in der Kaufhalle reger Kundenverkehr geherrscht. Die Täter seien 

vermutlich mit einem Bus der Linie 46 zum Tatort gelangt und hielten sich dort eine Weile im 

Vorkassenbereich auf, wo sie das Geschehen beobachteten. Dabei konnten sie erkennen, wie 

eine Angestellte die Tageseinnahmen der einzelnen Kassen abschöpft. Infolgedessen seien die 

Täter auf die Angestellte zugestürmt, hätten ihr eine Waffe vorgehalten, „Überfall, Geld her“ 

gerufen und sie zur Herausgabe der Tageseinnahmen genötigt, die sich in einer Ledertasche 

befanden.2259 Das eigentliche Überfallgeschehen sei nur durch wenige Personen im Kassen- 

bereich direkt bemerkt worden. Im Anschluss seien die Täter dann durch den Haupteingang 

                                                        
2253 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 91–96. 
2254 ADS 736, Ordner 1, S. 7. 
2255 Ebd., S. 99. 
2256 Ebd., S. 18, 170. 
2257 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 210. 
2258 ADS 736, Ordner 16, entspr. SAO 131.1, Bl. 26. 
2259 Ebd., Bl. 28. 
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auf den Parkplatz geflüchtet. Auf einen Jugendlichen, der die Verfolgung aufgenommen hatte, 

seien Schüsse abgegeben worden.2260 

Das Fallgeschehen kommentierten in dem Fernsehbeitrag der Marktleiter sowie zwei 

ZeugInnen, deren Namen nicht genannt und deren Gesicht nicht gezeigt wurden. Zudem äu-

ßerte sich der Chemnitzer Raubermittler E.K. zur Spurenlage. Er gab dabei an, nach Aussagen 

von ZeugInnen seien die Täter mit Pistolen bewaffnet gewesen, einer womöglich sogar mit 

einer Maschinenpistole. Im Tatortbereich seien, resultierend aus Schüssen auf einen jugendli-

chen Zeugen, Kleinkaliberhülsen tschechischer Herkunft gefunden worden. Den Tätern lasse 

sich außerdem eine Schuhabdruckspur zuordnen, an der ein Fährtenhund angesetzt worden 

sei. Die aufgenommene Spur sei unter anderem entlang der Helbersdorfer Straße verlaufen, 

wo der Fährtenhund an einem Grundstück verweilt habe, und dann weiter zu Recycling-

Containern in der Nähe der Haltestelle Wenzel-Verner-Straße der (damaligen) Buslinie 49. 

Dort könnte ein Fluchtfahrzeug gestanden haben, oder die Täter nutzten den Bus Richtung in 

Zentrum oder Fritz-Heckert-Viertel.2261 

Während in dem Beitrag keine Festlegung auf die Anzahl der Täter erfolgte, wurde 

abschließend eine Beschreibung zweier Täter abgegeben, die auch durch eingeblendete Phan-

tombilder beschrieben wurden. Demnach sei einer der Täter 17 bis 20 Jahre alt und 185 bis 

190 cm groß gewesen. Er wird als schlank mit blondem Igelschnitt beschrieben und habe eine 

dunkle Rollmütze, ein kariertes Holzfällerhemd und eine dunkle Jeans getragen. Ein anderer 

Täter sei 18 bis 20 Jahre alt und etwa 180 cm groß gewesen. Er wird als kräftig mit dunklem 

kurzen Haar beschrieben und soll eine Rollmütze, eine dunkle Jacke und eine hellblaue Jeans 

getragen haben.2262 

 

II.2.2 V e r n i c h t u ng  d e r  u r s p r ü ng l i c h e n  Ak t e  

II.2.2.1 F e s t s t e l l u n g  d e s  F e h l e n s  

Kurz vor der Übernahme des Falles forderte der GBA bei der Staatsanwaltschaft Chemnitz 

die Akten zu dem Fall erfolglos an.2263 Schon kurz, nachdem der Raubermittler Merten das 

BKA erstmals auf den Edeka-Fall aufmerksam gemacht hatte, hatte die BAO „Trio“ ihn am 
                                                        
2260 Ebd., Bl. 29. 
2261 Ebd. 
2262 Ebd., Bl. 33. 
2263 ADS 373, Ordner 13, Bl. 7 f. 
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15. März 2012 darum gebeten, zum Zwecke der weiteren Prüfung des Falles Unterlagen zur 

Verfügung zu stellen.2264 Am Folgetag teile er mit, das Verfahren sei elektronisch nicht re-

cherchierbar und liege im Integrierten Vorgangsbearbeitungssystem (IVO) nicht vor, da zur 

Tatzeit die elektronische Vorgangsbearbeitung noch nicht eingeführt war. Bei der Polizei in 

Chemnitz existiere zudem keine Duplikatsakte, es müsse „theoretisch“ die Originalakte bei 

der StA Chemnitz vorliegen. Seine Anfrage dort habe aber ergeben, dass die Akte „leider 

nicht mehr existent“ sei, auch eine Suche im Archiv habe nichts ergeben. Daher sei anzuneh-

men, dass die Akte „mit Sicherheit“ vernichtet worden sei. Man könne nur noch auf den da-

maligen „Kripo live“-Beitrag zurückgreifen und daraus „‚grobe‘ Daten“ entnehmen.2265 Eine 

DVD mit der Aufzeichnung dieses Beitrags wurde dem BKA am 4. April 2012 übersandt.2266 

Bei der Übersendung wies Merten das BKA darauf hin, dass es sich bei dem DVD-Aufdruck 

„Versuchter Mord im Supermarkt“ lediglich um einen Arbeitstitel der MDR-Redaktion ge-

handelt habe, nicht aber um den Tatvorwurf. 

Nachdem eine Tageszeitung am 30. April 2012 darüber berichtete, dass der NSU mit 

einem „Supermarkt-Überfall“ in Chemnitz in Verbindung gebracht wird, informierte die 

Staatsanwaltschaft Chemnitz an diesem Tag die Generalstaatsanwaltschaft (GenStA) Dresden 

darüber, dass der Pressebericht2267 zutreffend sei, sich jedoch das Problem ergeben habe, dass 

die Akten zu dem Fall nicht mehr vorlägen. Der GBA habe den Fall bisher nicht förmlich an 

sich gezogen, das BKA beziehe ihn aber in seine aktuellen Ermittlungen ein.2268 

 

II.2.2.2 F e s t s t e l l u n g  d e r  Un z u l ä s s i gk e i t  d e r  Ve r n i c h t u ng  

Am 8. Mai 2012 fertigte der LOStA H. der StA Chemnitz einen schriftlichen Bericht und leg-

te ihn der GenStA Dresden vor. In dem Bericht wurde abermals bestätigt, dass die Akte fehle 

und der Fall auch im staatsanwaltschaftlichen Verfahrensverzeichnis „web.sta“ nicht regis-

triert sei. Als denkbarer Grund für das Fehlen der Akte gab LOStA H. an: 

„Der Staatsanwalt bzw. die Staatsanwältin hatte es offensichtlich versehentlich unter-

lassen, unter Beachtung der Verjährungsfristen eine längere Aufbewahrungsfrist zu 

                                                        
2264 ADS 37, Ordner 155, Bl. 97. 
2265 Ebd., Bl. 98. 
2266 Ebd., Bl. 100. 
2267 Gemeint ist ein Bericht der Chemnitzer Morgenpost, der sich seinerseits auf einen Bericht des „Spiegel“ in 
der Ausgabe 18/2012 stützt. 
2268 ADS 439, Ordner 16, Bl. 79 f. 
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verfügen, was […] zulässig (und auch notwendig) ist. Warum dieses Versehen erfolg-

te, lässt sich heute (nach ca. 14 Jahren) nicht mehr klären.“2269 

Bei der GenStA Dresden fertigte daraufhin OStA P. einen Vermerk mit folgender Ein-

schätzung: „Die Vernichtung der Akte entsprach nicht der VwV Auf/Aus,2270 weil Verfol-

gungsverjährung zu diesem Zeitpunkt noch nicht eingetreten war.“ Bei den in Frage kom-

menden Straftatbeständen – Raub, schwerer Raub, Erpressung oder räuberische Erpressung – 

wäre von einer Verjährungsfrist von 20 Jahre auszugehen gewesen, wobei entsprechende Re-

gelungen auch bereits zum Zeitpunkt der Verfahrensführung bestanden. Gleichwohl liege der 

Fehler „lange zurück“, es sei daher dienstaufsichtsrechtlich „nichts veranlasst.“2271 Dem ge-

genüber ist festzuhalten, dass der Fehler im Bereich der StA Chemnitz noch keineswegs über-

all bemerkt worden war. So hielt das BKA am 23. Mai 2012 Rücksprache mit OStA R. der 

StA Chemnitz, der die dortige Abteilung VIII leitet, in der das Ursprungsverfahren bearbeitet 

worden war. OStA R. teilte dem BKA mit: „Unterlagen von UJs-Verfahren werden in der 

Regel nach fünf Jahren gelöscht.“2272 Folglich ging er davon aus, dass die Akte Mitte der 

2000er Jahre ‚regulär‘ vernichtet worden ist. 

Kurz vorher, am 16. Mai 2012, erhielt des SMJus erstmals Kenntnis vom Fehlen der 

Akte.2273 Anlässlich von Beweisbeschlüssen des damaligen 3. UA bat das SMJus – das zu-

nächst eine „Vernichtung durch Hochwasser“ angenommen hatte – die GenStA Dresden am 

23. Mai 2012 um eine ergänzende Mitteilung, warum die Akte nicht mehr vorhanden sei.2274 

Mit Schreiben vom 29. Mai 2012 teilte schließlich das SMJus dem 3. UA mit: „Eine Ermitt-

lungsakte zu diesem Verfahren ist bei der Staatsanwaltschaft Chemnitz nicht mehr vorhanden, 

da dieses [sic!] zwischenzeitlich vernichtet wurde.“2275 Ein Grund für das Fehlen wurde dem 

3. UA bei dieser Gelegenheit nicht mitgeteilt. Jedoch informierte das SMI am 20. Oktober 

2012 – inzwischen hatte der GBA den Fall an sich gezogen – den damaligen stellvertretenden 

Beauftragten der Staatsregierung im 3. UA darüber, die beweiserhebliche Akte zum Edeka-

Fall liege „nicht mehr vor; sie war nach der Verjährung des Falles bereits vernichtet wor-

                                                        
2269 ADS 65, Ordner 1, Bl. 433. 
2270 Vgl. VwV Aufbewahrung und Aussonderung (VwVAufAus) vom 4. Januar 2007 (SächsJMBl.SDr S. S 81), 
zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 10. Dezember 2013 (SächsABl.SDr. S. S 832). 
2271 ADS 65, Ordner 1, Bl. 434. 
2272 ADS 373, Ordner 13, Bl. 13; identisch in ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 189, Bl, 198. 
2273 Drs. 5/14588, S. 1. 
2274 ADS 439, Ordner 16, Bl. 76. 
2275 AbwBer 3. UA, S. 202; Drs. 5/14588, S. 1. 
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den.“2276 Diese Auffassung entsprach nicht dem tatsächlichen Kenntnisstand, wonach eine 

Verjährung noch keineswegs eingetreten war. Die insoweit unzutreffende Angabe des SMI 

korrespondierte mit einer auch noch später durch den Präsidenten der damaligen PD Chem-

nitz-Erzgebirge Uwe Reißmann gegenüber dem Landespolizeipräsidium im SMI vertretenen 

Auffassung, wonach die StA Chemnitz die Akte, geltenden Vorschriften entsprechend, nach 

fünf Jahren vernichtet habe.2277 

 

II.2.2.3 P u nk t u e l l e  E r g r ün d un g  d er  U m st ä nd e  d e r  V er n i c h t u ng  

So weit erkennbar, gab es in der Folge zunächst keine weiteren Versuche, die Umstände der 

tatsächlich vorfristig und damit regelwidrig vorgenommenen Aktenvernichtung aufzuhellen. 

Dies änderte sich erst, nachdem Ende 2013 eine Strafanzeige erstattet und sodann ein Ermitt-

lungsverfahren wegen des Verdachts der Urkundenunterdrückung gegen unbekannte Mitar-

beiterInnen der StA Chemnitz eingeleitet wurde (siehe unten). In diesem Verfahren hatte die 

ermittlungsführende StA Görlitz am 22. Januar 2014 – mithin kurz vor der Einstellung des 

Verfahrens – eine schriftliche Stellungnahme des LOStA H. der StA Chemnitz erhalten. Des-

sen Angaben zufolge liege eine Aussonderungsliste vor,2278 aus der sich ergebe, dass die phy-

sische Vernichtung der Akte im Laufe des Jahres 2005 erfolgt sei; zugehörige Datensätze 

seien am 2. Januar 2006 gelöscht worden. Der obligatorische Erledigungsvermerk in der Aus-

sonderungsliste habe nur aus einem Häkchen bestanden, sodass sich nicht nachvollziehen 

lasse, wer in persona für das Verfahren und für die Fristlegung verantwortlich war und wer 

letzthin die Vernichtung vornahm. Es habe sich offenbar um einen Fall der „unzulässigen 

vorzeitigen Aktenvernichtung“ gehandelt, wobei von einer fahrlässigen Handlung auszugehen 

sei. Zu dem zugrundeliegenden Fall merkte H. weiter an, dass über den Ursprungsvorwurf des 

schweren Raubes hinaus „objektiv zumindest der Verdacht des Tatbestandes einer schweren 

räuberischen Erpressung (wenn nicht sogar der Verdacht eines versuchten Tötungsdeliktes) 

gegeben“ gewesen wäre. Unabhängig davon habe es im Bereich der StA Chemnitz jedoch nie 

eine Praxis gegeben, UJs-Verfahren pauschal nach fünf oder zehn Jahren zu vernichten,  

solange die Verfolgungsverjährung noch nicht eingetreten ist.2279 

                                                        
2276 ADS 439, Ordner 46, Bl. 59. 
2277 Ebd., Bl. 60. 
2278 Dem 1. UA lag eine Kopie vor unter ADS 439, Ordner 16, Bl. 94 f. 
2279 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 632, Bl. 1489–914901. 
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Diese Einschätzung, wonach die Akte noch vor dem Eintritt der Verfolgungsverjäh-

rung zur Vernichtung kam, wurde zeitnah dem BKA bekannt gemacht.2280 Auch nach der 

jüngsten vorliegenden Einschätzung des SMJus hätte die Akte – im Einklang mit der ein-

schlägigen VwV Auf/Aus – nicht vor dem Jahr 2020 vernichtet werden dürfen.2281 In der Ge-

samtschau aller dem 1. UA vorliegenden Unterlagen ergeben sich keine Anhaltspunkte für 

eine weitergehende Prüfung, ob womöglich in weiteren Fällen unzulässige vorzeitige Akten-

vernichtungen im Bereich der StA Chemnitz vorgenommen worden sind. Wie oben bereits 

ausgeführt wurde, hatte der für die Abteilung VIII zuständige OStA R. der StA Chemnitz 

noch im Mai 2012 angegeben, Unterlagen von UJs-Verfahren würden durchaus ‚in der Regel‘ 

nach fünf Jahren gelöscht. Zu der Zeit, als das Ausgangsverfahren zum Edeka-Fall bei der 

StA Chemnitz bearbeitet worden ist, war R. bereits stellvertretender Abteilungsleiter der dafür 

zuständigen Abteilung VIII.2282 

 

II.2.2.4 M ö g l i c h e  A k t e nv er n i c h tu n g  be i  d e r  KP I  C he m ni t z  

Zeitgleich mit dem Fehlen der staatsanwaltschaftlichen Akte zum Edeka-Überfall wurde bei 

der KPI Chemnitz auch festgestellt, dass eine Duplikatsakte im Bereich der Polizei nicht oder 

nicht mehr vorliege.2283 Einer Stellungnahme der PD Chemnitz-Erzgebirge an das LKA Sach-

sen vom 8. Juni 2012 zufolge sei eine eventuell vormals existierende Duplikatsakte „sicher-

lich“ aufgrund vorhandener Fristen vernichtet worden.2284 Aus einer späteren Stellungnahme 

der PD Chemnitz-Erzgebirge gegenüber dem Landespolizeipräsidium im November 2012 

ergibt sich dazu die Ansicht, dass vormals sehr wohl auch Duplikate von Unterlagen, die den 

Edeka-Überfall betreffen, in den Räumen der Polizei vorgelegen haben müssen. Zu der Frage, 

warum diese Unterlagen inzwischen nicht mehr vorliegen, wurde nunmehr ausgeführt, dass 

Raubüberfälle betreffende Akten im Zeitraum Mai/Juni 2011 beim Freiräumen eines Archiv-

raumes der KPI Chemnitz vernichtet worden seien. Die Beräumung und Vernichtung habe 

Gunter Rechenberg, der frühere Leiter des dortigen Raubkommissariats, vorgenommen.2285 

                                                        
2280 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16757. 
2281 Drs. 5/14332, S. 2. 
2282 ADS 439, Ordner 16, Bl. 75, 96. 
2283 ADS 37, Ordner 155, Bl. 98. 
2284 Ebd., Bl. 125. 
2285 ADS 65, Ordner 4, Bl. 1620. 
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Der 3. UA hat – damals in Unkenntnis der weiteren Umstände2286 – den Beamten  

Rechenberg vernommen, wobei er jedoch auf die Frage nach Duplikatsakten, die den Edeka-

Überfall betreffen, keine Angaben über eine eventuell durch ihn selbst vorgenommene Ver-

nichtung machte. Darüber hinaus gab er zunächst an, für die Aufbewahrung solcher Unterla-

gen bestünden keine Fristen: 

„Stellv. Vors. Klaus Bartl: […] Es gibt auch die Tatsache, dass zum Beispiel Unterla-

gen zu diesen Banküberfällen, speziell zu diesem Überfall auf „Edeka“, nach fünf 

Jahren vernichtet worden sind. […] Da gibt es eine Passage in einem Schreiben vom 

12.06.2012, Staatsanwaltschaft Chemnitz: ‚Es existieren hierzu weder Datensätze in 

der Staatsanwaltschaft Chemnitz, noch eine Ermittlungsakte, weil diese nach Ablauf 

der betreffenden Archivierungsfrist vernichtet wurden.‘ Eine Archivierungsfrist 

bei ungeklärtem Banküberfall mit Waffen – wie lange ist die bei Ihnen gehandhabt 

worden? 

Zeuge Gunter Rechenberg: Wir haben keine Frist zur Aufbewahrung. Nur der Staats-

anwalt hat eine Frist zur Aufbewahrung. Ich habe auch keine Originalakte.“2287 

Auf weitere Nachfrage gab der Zeuge dann jedoch an, dass durchaus eine Aufbewah-

rungsfrist bestand oder bestehe. Indes beantwortete er nicht direkt die ihm gestellte Frage, ob 

in seinem Verantwortungsbereich Duplikatsakten vernichtet wurden: 

„Stellv. Vors. Klaus Bartl: Na gut, aber die Akten, die bei der Polizei geführt worden 

sind. Sind die in irgendeiner Form vernichtet, archiviert worden, oder weil Archivie-

rungsfristen abgelaufen sind, vernichtet worden? Rein die Polizei, also in Ihrem 

Bereich? 

Zeuge Gunter Rechenberg: In unserem Bereich ist dieses System in den neunziger 

Jahren/Anfang 2000 umgestellt worden. Es gibt im Prinzip fast keine Duplikatsakten 

mehr, weil alles im Computer elektronisch erfasst ist. Ich brauche nur den Computer 

aufzumachen, die entsprechende Tagesnummer aufzurufen und könnte mir dann den 

                                                        
2286 Der Berichtsvorgang 27 BerL 212/11 der GenStA Dresden, der Angaben zur Vernichtung von Ermittlungs-
unterlagen in den Bereichen der StA Chemnitz und der KPI Chemnitz enthält, wurde dem 3. UA nicht vorgelegt. 
Dies ergibt sich aus einem Vermerk des Generalstaatsanwaltes Fleischmann vom 22. Mai 2012, wonach dieser 
Vorgang „lediglich eine Sammlung von Berichten und Presseartikeln enthält“ und daher nicht einem Beweisbe-
schluss unterfalle. Infolge der Nichtvorlage wurde dem 3. UA nichts Näheres zu dem seinerzeit bereits festge-
stellten Fehlen der Edeka-Unterlagen bekannt. Vgl. ADS 439, Ordner 16, Bl. 74 f. 
2287 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 17. 
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Vorgang praktisch eins zu eins zusammenstellen, wenn das notwendig ist. Aber das 

war ein Prozess, der über Jahre ging. In den neunziger Jahren gab es diese Dupli-

katsakten. Da wurde eins zu eins kopiert und aufbewahrt, und gerade im Verbre-

chensbereich meines Erachtens bis zu zehn Jahren.“2288 

Der 1. UA erlangte keine weiteren Erkenntnisse zu der Frage, ob tatsächlich eine Dup-

likatsakte zu dem Edeka-Überfall bei der KPI Chemnitz vorlag, wie lange sie aufbewahrt 

wurde und aus welchem Grund sie durch wen ggf. zur Vernichtung kam. Soweit es durchaus 

naheliegt, dass ein solches Duplikat existierte, findet sich in den Unterlagen, die dem 1. UA 

vorliegen, keine Aussonderungslisten oder Vernichtungsverhandlungen. 

 

II.2.3 V e r an l a s s un g  u nd  E r ge b n i s s e  v o n  Na ch e r m i t t l u n ge n  

II.2.3.1 A l l ge m ei n  

Kurz nachdem der Chemnitzer Raubermittler Merten das BKA erstmals auf den Edeka-Fall 

aufmerksam gemacht hatte und noch bevor die Tat auf kriminaltechnischer Grundlage dem 

NSU zugerechnet werden konnte, bat das BKA um die Durchführung von Nachermittlungen. 

Eine erste Anregung vom 20. April 2012 ging darauf aus, bei der betroffenen Handelskette in 

Erfahrung zu bringen, welches Versicherungsunternehmen zum Tatzeitpunkt zuständig war, 

sowie anhand einer „Personalliste zum Zeitpunkt des Überfalles“ zu eruieren, welche Mitar-

beiterInnen in der Filiale beschäftigt waren, um gegebenenfalls „Rückschlüsse auf bekannte 

Personen“ im Fallkomplex zu erhalten.2289 Näheres dazu, welche bekannten Personen gemeint 

sein könnten, teilte das BKA in dem Zusammenhang nicht mit, jedoch ergibt sich anderwei-

tig, dass mutmaßlich der bei dem Unternehmen Edeka beschäftigte Achim Armin F. (siehe 

unten) gemeint war. 

 

II.2.3.2 I n  d en  J a h r e n  20 1 2 / 1 3  

Bei dem Versicherungsunternehmen lagen keine Informationen mehr vor.2290 Die erbetene 

Auflistung von MitarbeiterInnen übersandte das Unternehmen am 15. Juni 2012; diese um-

                                                        
2288 Ebd., S. 18. 
2289 ADS 37, Ordner 155, Bl. 114. 
2290 Ebd., Bl. 115; ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 189, Bl, 198. 
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fasst sämtliche 47 Angestellten, die im Zeitraum Dezember 1998 in der überfallenen Filiale 

beschäftigt waren, wobei eine nähere zeitliche Einschränkung nicht möglich war.2291 Darüber 

hinaus berichtete Merten dem BKA, anhand von PASS-Angaben habe die damals geschädigte 

Hauptkassiererin der Filiale als E.K. identifiziert und nunmehr durch Registerangaben ausfin-

dig gemacht werden können.2292 Sie ist auch auf der MitarbeiterInnenliste enthalten. Darauf-

hin nahm das BKA am 14. Juni 2012 telefonischen Kontakt zu E.K. auf, wobei sich aber 

ergab, dass sie nicht vernehmungsfähig sei.2293 Am folgenden 15. Juni 2012 suchten BKA-

BeamtInnen den Edeka-Markt auf und sprachen mit dem Geschäftsführer C.R. Er gab an, am 

Tattag im Dienst gewesen zu sein, das eigentliche Tatgeschehen jedoch nicht mitbekommen 

zu haben. Als mögliche ZeugInnen benannte er die damaligen MitarbeiterInnen R.W., H.E. 

und A.H., die daraufhin zeugenschaftlich vernommen wurden.2294 Am 20. Juni 2012 sprach 

Merten mit der Aufnahmeleiterin Z. der „Kripo live“-Redaktion, die bestätigen konnte, dass 

es sich bei dem im Filmbeitrag interviewten Geschäftsstellenleiter um C.R. handelte. Dagegen 

war nicht mehr nachzuvollziehen, wer die weiteren beiden, im Filmbeitrag nur verpixelt ge-

zeigten Personen sind.2295 

Dem BKA teilt Merten in dem Zusammenhang mit, es lägen bislang auch keine Hin-

weise vor, um wen es sich bei dem damaligen Jugendlichen handelte, auf den geschossen 

worden war.2296 Einem Aktenvermerk Mertens vom 21. Januar 2013 zufolge habe er an die-

sem Tag mit mehreren seiner KollegInnen Rücksprache gehalten, ob diese sich noch des Vor-

gangs und des Jugendlichen erinnern können; dabei war insbesondere von Interesse, nachzu-

vollziehen, ob die Schüsse nicht nur in dessen Wahrnehmungsbereich, sondern auch gezielt 

auf ihn abgegeben worden sind. Erkenntnisse dazu konnten nicht beigebracht werden.2297 

 

II.2.3.3 I n  d en  J a h r e n  20 1 4 / 1 5  

Weitere Nachermittlungen sind dann für einen längeren Zeitraum nicht erkennbar. Dies än-

derte sich erst durch einen mit Datum vom 17. Dezember 2014 durch den Nebenklagevertre-
                                                        
2291 ADS 37, Ordner 155, Bl. 118 f. 
2292 ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 189, Bl, 198. 
2293 Ebd. 
2294 Ebd., Bl. 200 f. 
2295 ADS 37, Ordner 155, Bl. 121; ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16771. Aus Gründen, die dem 
1. UA nicht bekannt sind, wurde ein Vermerk zu diesem Gespräch erst am 6. März 2015, d.h. fast drei Jahre 
später gefertigt. 
2296 ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 189, Bl. 201. 
2297 ADS 65, Ordner 6, Bl. 2250. 
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ter Eberhard Reinecke im NSU-Prozess am Oberlandesgericht München vorgelegten Beweis-

antrag. Dieser Antrag ging darauf aus, neuerliche Nachermittlungen zu veranlassen, da nicht 

alle Mittel ausgeschöpft worden seien, fehlende Akten(-teile) und damalige ZeugInnen 

festzustellen. In Bezug genommen wurde in der Antragsbegründung insbesondere der Raub- 

ermittler Merten, der zwischenzeitlich als Zeuge im 3. UA angegeben hatte, schon infolge 

der ursprünglichen Raubserie sei erwogen worden, ob der Edeka-Fall zur Raubserie zu rech-

nen sei.2298 

Unter Bezug auf den Beweisantrag bat der Vorsitzende des 6. Strafsenats des OLG 

München, Richter Manfred Götzl, mit Schreiben vom 3. März 2015 das BKA unter anderem 

um die zeugenschaftliche Befragung des Beamten Merten, was sodann auch erfolgte. Befragt 

wurde außerdem dessen Kollege E.K., der im „Kripo live“-Beitrag zu Wort gekommen 

war.2299 Da gleichwohl immer noch keine Hinweise auf den damaligen Jugendlichen erlangt 

wurden, auf den geschossen worden war, erteilte das Gericht am 17. April 2015 den weiter-

gehenden Auftrag, zusätzliche regionale Fahndungsmaßnahmen zu konzipieren. Bei der Er-

stellung des Fahndungskonzepts erörterte das BKA die im „Kripo live“-Beitrag eingeblende-

ten Phantombilder, die nur mithilfe von ZeugInnen gefertigt worden sein können, die einen 

freien Blick auf die Täter hatten. Infolge einer nochmaligen Rücksprache mit der PD Chem-

nitz gelang es dann, die originalen Phantombilder zu beschaffen. Diese enthielten ergänzende 

Angaben zu den insgesamt drei ZeugInnen, auf deren Angaben die Darstellungen beruhen: 

F.L., R.K. und Falko K.2300 Anhand der dem 1. UA vorliegenden Unterlagen ist nicht zu erse-

hen, wo sich diese Dokumente bis dahin befunden hatten und warum sie nicht schon vorher 

aufgefunden werden konnten. 

 

II.2.3.4 E r g e bn i s s e  a nh a n d  d e r  A n g ab e n  vo n  Z e u gI n n en  

Im Zuge der ab April 2012 betriebenen Nachermittlungen konnten durch die Befragung von 

ZeugInnen folgende ergänzende Angaben zum Tatgeschehen gewonnen werden: 

§ Am 18. Juni 2012 wurde die Filialmitarbeiterin H.E. befragt. Sie gab an, dass sich die 

Tat gegen 18 Uhr ereignet habe, als starker Geschäftsbetrieb im Laden gewesen sei. 

Zu der Zeit habe eine Kollegin stets das Geld von den einzelnen Kassen abgeholt. Sie 

                                                        
2298 ADS 408, ohne Pag., entspr. S.6–8; ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 632, Bl. 14895–14897. 
2299 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16762. 
2300 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 639, Bl. 16977 f. 
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selbst habe sich an einer Kasse befunden, von wo aus sie habe sehen können, wie eine 

Person sich der Kollegin E.K. genähert und ihr die Tasche mit dem eingesammelten 

Geld entrissen habe. Dabei sei es zu einer Rangelei gekommen, wobei der Täter eine 

größere schwarze Waffe in der Hand gehalten habe. Diese Waffe sei größer gewesen 

als eine ihr im Vergleich vorgezeigte Dienstwaffe, und der Griff habe sich mehr in der 

Mitte der Waffe befunden. Nach dem Vorfall habe sie über ein Mikrofon im Markt 

„Überfall“ durchgesagt, zeitgleich habe sie von außerhalb zwei Schüsse hören können. 

Den von ihr beobachteten Täter beschreibt sie als ca. 175 cm groß, er sei schlank ge-

wesen und habe einen langen schwarzen Mantel getragen. Vor dem Gesicht habe sich 

ein Tuch befunden, sodass nur die Augen erkennbar gewesen seien. Ob sich eine wei-

tere zum Täter gehörende Person im Markt befand, könne sie nicht sagen.2301 

§ Am 18. Juni 2012 wurde ferner die Mitarbeiterin R.W. befragt. Sie gab an, der Über-

fall habe sich gegen 17.30 Uhr ereignet, als starker Geschäftsbetrieb im Laden gewe-

sen sei. Aus den Augenwinkeln habe sie einen korpulenten Mann bemerkt, der an ei-

ner Säule gelehnt und das Geschehen beobachtet habe. Dieser Mann sei ca. 170 cm 

groß und 30 bis 40 Jahre alt gewesen sei. Er habe ein kariertes Flanell- oder Bau- 

arbeiterhemd, eine dunkle Hose und eine Strickmütze getragen. Zu dieser Zeit habe 

gerade eine Kollegin, die Hauptkassiererin E.K., die Tageseinnahmen von den einzel-

nen Kassen abgeschöpft. Im Hintergrund habe sie kurz darauf laute Geräusche ver-

nommen, die sie zunächst nicht habe zuordnen können. Als sie sich umsah, habe sie 

einen weiteren Mann bemerkt, der ca. 180 cm groß und schlanker als der andere ge-

wesen sei, einen längeren dunklen Mantel getragen und sich mit dem anderen Mann 

gemeinsam zum Ausgang begeben habe. Erst danach habe sie registriert, dass sich ein 

Überfall ereignet hatte.2302 

§ Am 8. August 2012 wurde die Mitarbeiterin A.H. befragt. Sie gab an, am Tattag Spät-

dienst gehabt zu haben. Sie hatte eine Kasse zu besetzen, befand sich aber zur Tatzeit 

kurz im Verkaufsraum. Zu dieser Zeit habe eine Kollegin die Tageseinnahmen einge-

sammelt. Sie habe dann aber nicht selbst gesehen, sondern erst im Nachhinein erfah-

ren, dass eine Person dieser Kollegin die Tasche mit dem eingesammelten Geld entris-

sen habe. Sie vermutet weiter, dass der oder die Täter möglicherweise beabsichtigt ha-

                                                        
2301 ADS 373, Ordner 13, Bl. 37–40. 
2302 ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 215, Bl. 119–122. 
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ben könnten, nicht nur in den Besitz dieser Tasche, sondern auch zu einem Tresor in 

den Büroräumen zu gelangen, die an den Kassenbereich angrenzten.2303 

Die ZeugIn wurde am 11. März 2015 telefonisch erneut befragt im Hinblick auf die 

Identität des Zeugen, der den Tätern nachgelaufen war. Dazu gab die Zeugin an, dies 

nicht zu wissen. Sie erinnere sich lediglich an eine – ihr dem Namen nach nicht mehr 

bekannte – Kollegin, die den Tätern kurz nachgegangen sei.2304 

§ Am 28. April 2015 wurde R.K. befragt, die sich zur Tatzeit als Kundin im Geschäft 

befand und die im Anschluss an den Überfall eines von drei Phantombildern fertigen 

half. Sie gab an, während des Einkaufens im Eingangsbereich zwei junge Männer be-

merkt zu haben. Einer davon – der Größere von beiden – sei ca. 180 cm groß gewesen, 

habe helles Haar gehabt, ein kariertes Hemd und ein Dreieckstuch getragen. Der Mann 

habe immer wieder in die Kaufhalle hineingesehen. Plötzlich habe er „Jetzt!“ gerufen, 

woraufhin beide losgelaufen und einer Kassiererin ein Behältnis aus der Hand gerissen 

hätten. Der größere Mann habe dabei eine Waffe vorgehalten und etwas gerufen, was 

sie nicht habe verstehen können. Ihr sei es so erschienen, als hätten die Männer ge-

wusst, dass die Kassen geleert werden, und sie den entsprechenden Augenblick abge-

wartet hätten, um das das eingesammelte Geld an sich nehmen zu können. Die Männer 

seien danach aus dem Geschäft herausgestürmt, drei Personen seien hinterher gegan-

gen, um sie zu verfolgen. Kurz danach habe sie Schüsse gehört. Auf Nachfrage gab 

die Zeugin weiter an, sie könne nicht ausschließen, dass vor dem Geschäft eine weite-

re Person auf die beiden Täter wartete.2305 

§ Ebenfalls am 28. April 2015 wurde F.L. befragt, der sich zur Tatzeit vor dem Geschäft 

befand und der im Anschluss an den Überfall ein weiteres Phantombild fertigen half. 

Er gab an, sich kaum noch erinnern zu können. Es seien, soweit er dies noch sagen 

könne, zwei Täter aus dem Geschäft herausgekommen, er habe dabei Geschrei wahr-

genommen. Außerdem könne es sein, dass er und die Gruppe von Jugendlichen, in der 

er sich befand, geschubst worden sind.2306 

§ Ebenfalls am 28. April 2015 wurde E.K. befragt. Bei ihr handelte es sich um die ge-

schädigte Hauptkassiererin der Filiale, die bereits 2012 (erneut) namhaft gemacht 
                                                        
2303 ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 220.1, Bl. 251–254. 
2304 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16788. 
2305 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 639, Bl. 16993–16997. 
2306 Ebd. 
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worden war, die aber zunächst nicht für eine Vernehmung zur Verfügung stand. Zum 

damaligen Geschehen gab sie nunmehr an, dass sich saisonbedingt – kurz vor Weih-

nachten – besonders viel Geld in den Kassen befunden habe. Dieses Geld habe sie 

eingesammelt. Als sie dies tat, rief plötzlich jemand, der hinter ihr gestanden habe: 

„Das ist ein Überfall!“ Die Person habe ihr die Tasche mit dem Geld entrissen und sei 

dann geflüchtet. Sie selbst sowie auch ein Kunde seien dem Täter – einen möglichen 

weiteren Beteiligten habe sie nicht wahrgenommen – noch ein kleines Stück hinter-

hergelaufen. Er habe eine Mütze getragen sowie einen Schal oder ein Tuch, das bis 

unter die Augen gezogen gewesen sei.2307 

§ Schließlich wurde am 29. April 2015 Falko K. befragt, der nach der Tat wie R.K. und 

F.L. ein Phantombild fertigen half. Bei ihm handelte es sich, wie sich nun zeigte, um 

den damaligen Jugendlichen, auf den die Schüsse abgegeben worden waren. Zu dem 

von ihm wahrgenommenen Geschehen gab er an, mit weiteren Personen vor dem Ein-

gang des Geschäfts gestanden zu haben. An der Tür des Eingangsbereichs habe er 

zwei Personen bemerkt, als plötzlich aus dem Inneren eine dritte Person dazugekom-

men sei. Alle drei seien dann zusammen losgerannt. Auf Nachfrage gab Falko K. an, 

dass er sich sicher sei, dass es sich um drei Personen handelte. Diejenige Person, die 

aus dem Inneren des Geschäfts kam, habe etwas unter dem Arm getragen; für ihn sei 

offensichtlich gewesen, dass etwas gestohlen wurde. Er sei spontan den Flüchtenden 

hinterhergerannt. Während der Verfolgung sei ein Täter stehengeblieben und habe ihm 

zugerufen „Bleib stehen!“, dann habe er mit einer Pistole drei Mal in seine Richtung 

geschossen. Alle Täter hätten hochgeschlossene Kleidung und Mützen mit gerollten 

Krempen getragen, außerdem einer – vermutlich der Schütze – eine Art Holzfäller-

hemd. Zwei Beteiligte, darunter der Schütze, seien schmächtig gewesen, der dritte  

eher kräftig im Sinne von durchtrainiert. Als die Schüsse fielen, sei er in Deckung 

gegangen und habe über sein Handy die Polizei verständigt.2308 

Anzumerken ist, dass die meisten früheren MitarbeiterInnen der Edeka-Filiale, die be-

reits 2012 bekannt gemacht worden sind, im Zuge der Nachermittlungen jedoch nicht befragt 

wurden. 

  

                                                        
2307 Ebd., Bl. 16999–17004. 
2308 Ebd., Bl. 16982–16987. 
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II.2.3.5 E r g e bn i s s e  a nh a n d  d e r  A n g ab e n  vo n  Be a m t I nn e n  

Auch Kenntnisse von BeamtInnen wurden im Zuge der Nachermittlungen aufgenommen. 

Zunächst ergibt sich dazu, dass der Beamte Merten, wie oben bereits ausgeführt wurde, An-

fang 2013 selbst mehrere seiner KollegInnen des Raubdezernates der KPI Chemnitz befragte. 

Der Kollege Gunter Rechenberg gab dabei an, er sei zur Tatzeit der Leiter des zuständigen 

Raubkommissariats gewesen, erinnere sich jedoch nicht an Weiteres. Der Kollege E.K. gab 

an, er sei damals einer der Sachbearbeiter des zuständigen Raubkommissariats gewesen und 

erinnere sich noch, am Schnitt des „Kripo live“-Beitrages beteiligt gewesen zu sein. An Wei-

teres erinnere er sich jedoch nicht. Schließlich gab der Kollege U.S. an, dass er der Sachbear-

beiter im Verfahren gewesen sei, ohne sich jedoch an Weiteres erinnern zu können.2309 Am 

12. März 2015 wurden zwei der RaubermittlerInnen durch das BKA förmlich befragt: 

§ Jens Merten gab an, er habe mit dem Fall nicht viel zu tun gehabt, womöglich habe er 

sich gemeinsam mit KollegInnen zum Tatort begeben. Er erinnere sich nur daran, dass 

die Täter sich zunächst im Eingangsbereich des Marktes aufgehalten und ihn dann 

maskiert betreten haben sollen. An dem „Kripo live“-Beitrag sei er derart beteiligt 

gewesen, als Statist einen der maskierten Räuber gespielt zu haben. Mit der eigentli-

chen Fallbearbeitung in der (späteren) Raubserie sei er erst ab 1999 „stärker“ befasst 

gewesen, wobei damals auch ein möglicher Zusammenhang der als solche erkannten 

Serie mit dem Edeka-Raub erörtert worden sei.2310 

§ E.K. gab an, er sei nach dem Überfall gemeinsam mit den Kollegen Merten, Rechen-

berg und zwei bis drei weiteren KollegInnen am Tatort eingesetzt gewesen, um Aus-

sagen von ZeugInnen aufzunehmen. Er sei sich nicht mehr sicher, ob er selbst ein 

Hauptsachbearbeiter bei den Ermittlungen gewesen sein könne. Es seien seiner Erin-

nerung zufolge noch KriminaltechnikerInnen zum Tatort gekommen, weil Schüsse ge-

fallen waren. Er wies bei der Vernehmung darauf hin, dass im Zusammenhang mit der 

Tatortarbeit womöglich noch beim LKA Sachsen ein Spurenprotokoll vorliegen könn-

te, aus dem sich weitere Informationen ergeben würden.2311 

                                                        
2309 ADS 65, Ordner 6, Bl. 2250. 
2310 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16760–16764. 
2311 Ebd., Bl. 16754–16758. 
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Anzumerken ist, dass allerdings mit dem Beamten U.S., der sich selbst als den Sach-

bearbeiter bei den Ermittlungen im zugrundeliegenden Fall bezeichnete, keine förmliche 

Vernehmung durchgeführt wurde. 

 

II.2.3.6 E r g e bn i s s e  a nh a n d  w i e de r e r l a n g t e r  U n t e r l a g en  

Während die Akte zu den Ermittlungen im zugrunde liegenden Fall nachweislich vorzeitig 

vernichtet wurden, liegen einzelne Aufzeichnungen vor, die teils im Zuge der Nachermittlun-

gen bekannt gemacht werden konnten: 

§ Ohne weiteres auffindbar war nur ein Eintrag zu dem Fall im PASS, wobei dort auch 

die geschädigte Zeugin E.K. namentlich erfasst war. Dem Eintrag ist eine allgemeine 

Beschreibung des Tatablaufs zu entnehmen. Auf dieser Darstellung beruht auch die 

Angabe, wonach bei dem Überfall eine Bargeldsumme in Höhe von etwa 30.000 DM 

erlangt wurde; der exakte Betrag ist dagegen unbekannt. Der ursprüngliche PASS-

Eintrag wurde am 21. Dezember 1998 – drei Tage nach der Tat – angelegt und augen-

scheinlich letztmalig am 7. Oktober 1999 bearbeitet. Als polizeilicher Sachbearbeiter 

wurde lediglich der Nachname S. angeführt, bei dem es sich offenkundig um den oben 

genannten Raubermittler U.S. handelt. Ferner wurde das staatsanwaltschaftliche Ak-

tenzeichen und das Datum „13. September 1999“ vermerkt, zu dem die Abgabe an die 

Staatsanwaltschaft Chemnitz erfolgt war.2312 Der PASS-Eintrag muss spätestens am 

8. März 2012 aufgefunden und abgerufen worden sein, nachdem sich Jens Merten des 

Falles erinnerte und sich eine Falldarstellung vorlegen ließ, die auf den PASS-

Angaben beruht.2313 

Anhand der dem 1. UA vorliegenden Unterlagen ist nachvollziehbar, dass der Raub- 

ermittler Merten es darüber hinaus am 3. April 2012 veranlasste, den PASS-Eintrag zu 

aktualisieren. Der Fall wurde nunmehr als „nachträglich aufgeklärt“ markiert, wobei 

Böhnhardt und Mundlos als Tatverdächtige eingetragen wurden.2314 Zu dieser Zeit war 

die Zurechnung des Falles zur Tatserie des NSU lediglich eine plausible Annahme der 

KPI Chemnitz, aber noch nicht kriminaltechnisch belegt. Außerdem wurde anstelle 

                                                        
2312 ADS 65, Ordner 1, Bl. 409; ADS 373, Ordner 13, Bl. 10. 
2313 ADS 37, Ordner 155, Bl. 85. 
2314 Ebd., Bl. 95. 
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des ursprünglich angegebenen Sachbearbeiters S. nunmehr Merten als zuständiger 

Beamter eingetragen.2315 

§ Nachdem sich bereits 2012 aus dem bekannten „Kripo live“-Beitrag ergab, dass mit-

hilfe von ZeugInnen mindestens zwei Phantombilder gefertigt worden waren, und 

nachdem GBA und BKA auf diese Phantombilder weitere Fahndungsmaßnahmen 

stützten wollten, stellte die KPI Chemnitz, namentlich der Raubermittler E.K., im Ap-

ril 2015 die Originalvorlagen zur Verfügung.2316 Es ist nicht ersichtlich, wo sich diese 

Unterlagen zuvor befanden und warum sie nicht früher aufgefunden wurden. 

Aus diesen Unterlagen ergibt sich, dass – über die im TV-Beitrag gezeigten Darstel-

lungen hinaus – insgesamt drei solcher Skizzen durch drei unterschiedliche ZeugInnen 

erstellt wurden, die dadurch erneut namhaft wurden und vernommen werden konnten. 

Während die Namen der ZeugInnen auf den Blättern aufgedruckt wurden, 

war das vorbereitete Feld „Sachbearbeiter“ in allen drei Fällen ursprünglich offen 

geblieben.2317 

§ Der im März 2015 als Zeuge vernommene Raubermittler E.K. wies darauf hin, dass 

möglicherweise beim LKA Sachsen noch ein Spurenprotokoll vorliegen könnte, aus 

dem sich Angaben zur ursprünglichen Tatortarbeit ergeben würden.2318 Im Anschluss 

an die Vernehmung gelang es dem Beamten E.K., dieses Dokument beim LKA Sach-

sen aufzufinden; er übersandte es dem BKA am 24. März 2015.2319 Aus den Unterla-

gen, die dem 1. UA vorliegen, ergibt sich nicht, warum auch dieses Dokument nicht 

bereits früher aufgefunden wurde. Grundsätzlich war das LKA Sachsen seit spätestens 

Anfang Juni 2012 informiert, dass im zugrundeliegenden Fall Unterlagen fehlen bzw. 

gesucht werden.2320 Bei dem gegenständlichen Dokument handelt es sich um ein 

Formblatt („VB 400“), das bei der KPI Chemnitz am 22. Dezember 1998 ausgefüllt 

wurde und das Ergebnisse der Tatortarbeit im Hinblick auf gesicherte Spuren zusam-

menfasste. Zum Sachverhalt wurde angegeben: 

                                                        
2315 ADS 65, Ordner 1, Bl. 409. 
2316 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 639, Bl. 16977 f. 
2317 Ebd., Bl. 16979–16981. 
2318 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16754–16758. 
2319 Ebd., Bl. 16773. 
2320 ADS 37, Ordner 155, Bl. 123–126. 
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„Zwei UT bedrohten eine Kassiererin, die die Tageseinnahmen an 4 Kassen ein-

sammelte, mit einer Pistole. Die Kassiererin übergibt die Tasche mit dem Geld, 

die Täter flüchten und beschießen einen sie verfolgenden Jugendlichen im Be-

reich hinter der Kaufhalle. Der junge Mann bricht daraufhin die Verfolgung ab. 

Bei der Tatortarbeit werden zwei Einschußstellen an Kaufhallenrückwand fest-

gestellt und zunächst zwei, bei Nachsuche am Folgetag eine weitere Patronen-

hülse (Kaliber 6,35) aufgefunden und sichergestellt.“ 

Den weiteren Ausführungen zufolge dauerte die Spurensicherung am Tattag von 

18.20 Uhr bis 1.00 Uhr des Folgetages an; verantwortlich dafür war der Kriminaltech-

niker Z. der KPI Chemnitz. Als Asservate mit den laufenden Nummern 1 bis 5 wurden 

drei Patronenhülsen sowie mehrere Putz- und Betonreste einer Einschussstelle in einer 

Mauerfassade aufgeführt. Ferner wurden als Spurennummern 6 bis 10 aufgeführt: 

„biologische Spuren/Zigarettenkippen“, die „vor der Haupteingangstür der Kaufhalle 

vorgefunden und gegenständlich gesichert“ worden seien. Der Verbleib dieser ansons-

ten nirgends erwähnten Spuren ist unbekannt. Umgekehrt wird in dem Protokoll die 

im „Kripo live“-Beitrag erwähnte Schuhabdruckspur nicht aufgeführt. 

Abschließend wurde als Auftrag für die weitere kriminaltechnische Untersuchung 

festgehalten, die sichergestellten Hülsen mögen im Hinblick auf die Zuordnung zu 

einem bestimmten Schusswaffensystem und bestenfalls eine Identifizierung der Tat-

waffe untersucht werden.2321 

§ Die zu untersuchenden Spuren gelangten daraufhin zur kriminaltechnischen Untersu-

chungsstelle des damaligen Polizeipräsidiums Chemnitz. Dies ergibt sich aus einem 

zugehörigen Schreiben des PP Chemnitz an die KPI Chemnitz vom 23. Dezember 

1998. Demnach handle es sich bei den untersuchten Hülsen um „drei am Patronenrand 

bearbeitete Pistolenpatronenhülsen im Kaliber 6,35 mm Browning“, die für weitere 

Vergleichsarbeiten dem Schusswaffenerkennungsdienst des BKA zugesandt worden 

seien. An den ebenfalls vorgelegten Putzresten seien kupferfarbene Metallanhaftungen 

festgestellt wurden, was darauf hindeuten könne, dass Vollmantelgeschosse verfeuert 

wurden.2322 

                                                        
2321 ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16774–16777. 
2322 Ebd., Bl. 16778. 
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Nicht zuzuordnen und offensichtlich fehlerhaft ist die Betreffzeile des Schreibens: Sie 

nimmt unter Nennung einer im Fallkomplex gänzlich unbekannten Tagebuchnummer 

Bezug auf einen „Antrag auf kriminaltechnische Untersuchung […] vom 05.05.1998“, 

was deutlich vor der Begehung der zu untersuchenden Tat liegt. 

§ Als fünftes Dokument anzuführen ist schließlich ein Behördengutachten des BKA 

vom 20. Januar 1999, das jederzeit auffindbar war. Es nimmt Bezug auf eine – gegen-

ständlich nicht mehr vorliegende – Waffen-/Sprengstoffmeldung der KPI Chemnitz 

vom 22. Dezember 1998 und die zwischenzeitlich über das LKA Sachsen zum krimi-

naltechnischen Institut des BKA gelangten und dort weiter untersuchten Hülsen. Im 

Ergebnis dieser Untersuchung wurde festgehalten, dass die aufgefundenen Hülsen des 

Kalibers 6.35 mm Browning der tschechischen Firma S. zugeordnet werden können. 

Auffällig sei, dass deren Durchmesser auf ein geringeres Maß abgedreht wurde, so-

dass die unbekannte Waffe, mit der die Munition verschossen wurde, nicht dasselbe 

Kaliber wie die Munition aufweist. Nicht auszuschließen sei, dass eine scharfgemach-

te Schreckschusswaffe zum Einsatz kam.2323 Die Hülsen wurden unter einer eindeuti-

gen Bezeichnung in die Tatmunitionssammlung des BKA aufgenommen. Sie ermög-

lichten 2012 eine eindeutige Zuordnung zu den Hülsen, die im Keller der Frühlings-

straße 26 aufgefunden wurden. 

 

II.2.4 B e w e i s a u f n ah m e i m  NS U - Pr o ze s s  

Soweit der Edeka-Überfall anklagegegenständlich im NSU-Prozess am OLG-München war, 

war er auch Thema der Beweisaufnahme während der Hauptverhandlung. So wurden am 203. 

Verhandlungstag (11. Mai 2015) u.a. die Filialangestellten und die TatzeugInnen R.W. und 

H.E. befragt.2324 Am 212. Verhandlungstag (23. Juni 2015) wurde der Zeuge Falko K. befragt, 

der die Verfolgung der Täter aufgenommen hatte, woraufhin auf ihn geschossen wurde.2325 

Am 232. Verhandlungstag (29. September 2015) wurde u.a. ein rechtsmedizinischer Sachver-

ständiger zur Gefährdung des Zeugen Falko K. durch die auf ihn abgegebenen Schüsse be-

fragt.2326 Am 274. Verhandlungstag (12. April 2016) wurde u.a. der Chemnitzer Raubermittler 

Jens Merten befragt, wobei er im Hinblick auf den Edeka-Fall abermals ausführte, es sei bei 
                                                        
2323 Ebd., Bl. 16779–16782. 
2324 Vgl. https://www.nsu-watch.info/2015/05/protokoll-203-verhandlungstag-11-mai-2015/. 
2325 Vgl. https://www.nsu-watch.info/2015/06/protokoll-212-verhandlungstag-23-juni-2015/. 
2326 Vgl. https://www.nsu-watch.info/2015/09/protokoll-232-verhandlungstag-29-september-2015/. 
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der polizeilichen Bearbeitung der späteren Raubserie erwogen worden, ob der Edeka-Überfall 

dieser Serie zuzurechnen sei.2327 Die Angaben dieser ZeugInnen entsprachen inhaltlich im 

Wesentlichen ihren bereits bekannten Ausführungen gegenüber dem BKA, die im Zuge der 

Nachermittlungen erlangt wurden. 

Am 249. Verhandlungstag (9. Dezember 2015) ließ die Angeklagte Zschäpe einen ih-

rer Verteidiger eine Einlassung zur Anklageschrift verlesen. Diese Einlassung enthält auch 

Ausführungen zu dem Überfall auf die Edeka-Filiale, wobei bestätigt wird, dass Böhnhardt 

und Mundlos diese Tat begangen haben. In dem Zusammenhang wurde weiter vorgetragen: 

„Ende des Jahres 1998 lebten wir bereits seit fast einem Jahr in der ständigen Angst 

entdeckt zu werden. Außerdem war unser Geld aufgebraucht. Uwe Mundlos und Uwe 

Böhnhardt machten deshalb den Vorschlag, Geld mittels eines Raubüberfalles zu be-

sorgen. Ich war damit einverstanden, weil auch ich keine Möglichkeit sah legal und 

ohne Gefahr der Verhaftung an Geld zu kommen.  

Gleichzeitig hatte ich meine Überlegung in den Raum gestellt, mich der Polizei zu 

stellen – auch wenn dies die Trennung von den beiden bedeuten würde. Die zwei über-

zeugten mich es nicht zu tun und die Angst vor dem Eingesperrt werden und meine Ge-

fühle zu Uwe Böhnhardt hielten mich davon ab. Bei dieser gemeinsamen Besprechung, 

es müsste Anfang Dezember 1998 gewesen sein, hatte ich auch zu bedenken gegeben, 

dass ich viel zu viel Angst hätte mich aktiv an dem Raubüberfall zu beteiligen. Da-

raufhin wurde besprochen, dass die beiden ‚das Ding allein durchziehen‘. 

Am 18. Dezember 1998 überfielen Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt den Edeka-

Markt in Chemnitz.“2328 

Weiter heißt es, sie, Zschäpe, sei an der Vorbereitung und Durchführung des Überfal-

les nicht beteiligt gewesen, habe aber insoweit davon profitiert, hernach von dem erbeuteten 

Geld gelebt zu haben. Die spätere Nachfrage einer Nebenklagevertreterin am 295. Verhand-

lungstag (6. Juli 2016), welche Rolle Zschäpe in der geschilderten Besprechung mit 

Böhnhardt und Mundlos im Vorfeld des Überfalls zunächst zugedacht war, wurde durch die 

Angeklagte nicht beantwortet.2329 

                                                        
2327 Vgl. https://www.nsu-watch.info/2016/04/protokoll-274-verhandlungstag-12-april-2016/. 
2328 Abgedruckt in und zit. n.: AbschlBer UA-BaWü I, Anl. 10, S. 14. 
2329 Vgl. https://www.nsu-watch.info/2016/07/protokoll-295-verhandlungstag-06-juli-2016/. 
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Vereinzelt war der Edeka-Überfall auch Thema bei der Befragung von Personen, die 

der Chemnitzer Neonazi-Szene entstammen. So wurde am 184. Verhandlungstag (10. Februar 

2015) u.a. der Szeneangehörige Enrico R. aus Chemnitz befragt. Dabei gab R. auf Nachfrage 

an, er habe gewusst, dass der ihm bekannte Achim Armin F. in einem Edeka-Markt gearbeitet 

habe. Auf die Frage eines Nebenklagevertreters, ob er mitbekommen habe, dass ein Edeka-

Markt in Chemnitz überfallen wurde, gab er an, dass dies möglich sei.2330 Am 188. Verhand-

lungstag (26. Februar 2015) wurde u.a. der Szeneangehörige Achim Armin F. aus Chemnitz 

befragt. Nach der Belehrung über sein Auskunftsverweigerungsrecht nach § 55 StPO antwor-

tete er auf die Frage des Richters Götzl, ob er einmal der Edeka-Filiale in der Irkutsker Stra-

ße 1 in Chemnitz gearbeitet habe, mit „ja“. Dies sei vor 1998 und dann nochmals in den 

2000er Jahren der Fall gewesen. Im Jahr 1998 sei er in einer anderen Filiale tätig gewesen. 

Auf die Frage eines Nebenklagevertreters, ob er dem Szeneangehörigen Andreas G. einmal 

einen Job bei Edeka vermittelt habe, sagte er, dies könne sein.2331 

 

II.2.5 S c h ü s s e  au f  de n  Z e u ge n  F a l k o  K .  

Der 1. UA befasste sich insbesondere mit dem Umstand, dass die Täter bei der Flucht im An-

schluss an den Überfall Schüsse auf einen damals 16-jährigen Jugendlichen abgaben, der die 

Verfolgung zu Fuß aufgenommen hatte. Bei diesem Zeugen handelt es sich um Falko K., der 

im Ausschuss zu seinen Wahrnehmungen befragt wurde. Besondere Bedeutung kommt die-

sem Zeugen auch deshalb zu, da er, verglichen mit allen weiteren heute bekannten ZeugInnen, 

die Täter am längsten sah, da er abweichend von allen anderen Angaben von drei Tätern aus-

geht und er insgesamt recht umfangreiche Wahrnehmungen wiedergeben kann. 

 

II.2.5.1 A u s g a ng s s i t u a t i o n  

Zur Ausgangssituation gab Falko K. als Zeuge im 1. UA an, sich am späten Nachmittag des 

18. Dezember 1998 mit FreundInnen vor der Edeka-Filiale getroffen zu haben, wobei er 

selbst vor dem Geschäft gestanden und gewartet habe: 

                                                        
2330 Vgl. https://www.nsu-watch.info/2015/02/protokoll-184-verhandlungstag-10-februar-2015/. 
2331 Vgl. https://www.nsu-watch.info/2015/02/protokoll-188-verhandlungstag-26-februar-2015/. 
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„Vors. Lars Rohwer: […] Geben Sie uns doch noch mal einen Einblick – soweit es 

Ihnen noch erinnerlich ist […], was Sie an diesem Dezembertag 1998 erlebt haben. 

Zeuge Falko K.: […] Das war ein Freitag, war gegen 17 Uhr, und wir hatten uns halt 

vor diesem Edeka-Markt auf der Irkutsker Straße getroffen, also unsere, ich sage mal, 

Clique. Wir sind dort in der Nähe eines Jugendklubs, wo wir uns aufgehalten haben 

und sind dann von dort aus, wie gesagt, zum Edeka-Markt, um Getränke einzukaufen 

für das freitägliche Kino, was in der Stadt halt immer stattgefunden hat. Wir haben 

uns halt dort getroffen – davor –, Freunde waren drin, hatten Getränke besorgt bzw. 

war das ein Treffpunkt – genau. Ich stand halt davor, und mir ist dann aufgefallen, 

dass sich zwei Personen vor dem Eingang aufgehalten hatten, die irgendwie aussahen, 

dass sie nicht dort hingehören.“2332 

Vor dem Markt sei es zu der Zeit sehr belebt gewesen.2333 Einen weiteren Bezug zu 

dem Geschäft habe er nicht gehabt, allenfalls habe er Angestellte vom Sehen gekannt, darun-

ter auch die Kassiererin, die bei dem Überfall mit einer Waffe bedroht wurde.2334 Auf weitere 

Nachfrage bestätigte der Zeuge, drei Personen gesehen zu haben, die aus seiner Sicht auch 

definitiv zusammengehört hätten. Diese Personen seien vermutlich männlich gewesen.2335 

Ihm sei aufgefallen, dass sich die beiden Personen, die vor dem Markt standen, vermummt 

hätten. Eine dritte Person sei dann aus dem Mark herausgerannt, alle drei hätten sich dann 

gemeinsam schnell entfernt. Er habe angenommen, dass die Personen etwas gestohlen hätten, 

sodass er ihnen nachgerannt sei, „um die vielleicht aufzuhalten“.2336 Nach kurzer Zeit habe 

ein Täter dann abgestoppt: 

„[D]ann hatte sich der Letzte umgedreht und gesagt: ‚Bleib stehen!‘, hat eine Waffe 

gezogen und hat halt dreimal geschossen: ein Stück am Kopf vorbei, einmal an der 

Brust und eine Kugel ist halt in die Wand rein. Man hat das auch direkt gehört mit 

dem Schuss, dass es eine scharfe Waffe war, keine Platzpatrone oder so. Im Affekt 

habe ich mich dann halt hinter ein Auto geschmissen, was dort geparkt hatte, habe 

selber noch die Polizei gerufen, und dann waren sie halt weg.“2337 

                                                        
2332 1. UA, Protokoll Falko K. v. 05.11.2018, S. 3. 
2333 Ebd., S. 6. 
2334 Ebd., S. 7. 
2335 Ebd., S. 6. 
2336 Ebd., S. 3. 
2337 Ebd., S. 4. 
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In dieser Situation, als die Schüsse fielen, sei er allein gewesen: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: […] Hätten denn bei den Schüssen auf Sie auch andere 

Personen in Mitleidenschaft gezogen werden können? 

Zeuge Falko K.: Nein. Also, zu dem Augenblick, wo die auf mich geschossen haben, 

waren wir, sage ich mal, allein. Es war hinter dem Edeka. Da war halt so ein Wohn-

block und von der Versorgung her, Strom, Wasser, ein kleines Gebäude. Dazwischen 

hat es halt stattgefunden. Da waren wir zu viert allein, sage ich mal.“2338 

Auf Nachfrage gab der Zeuge weiter an, es habe sich bei dem Schützen um eine einzi-

ge Person gehandelt. Er habe auch nur die eine Waffe gesehen, mit der auf ihn geschossen 

wurde. Zeitlich nimmt der Zeuge an, dies sei gegen 17:15 Uhr oder 17:30 Uhr gewesen. 

Nachdem er die Polizei verständigt habe, sei diese nach kurzer Zeit – „relativ fix“, etwa „zehn 

Minuten später“ – eingetroffen: 

„Die scheinen die noch verfolgt zu haben. Da gab es halt so eine – – Ich glaube, 

Richard-Wagner-Straße oder so, in der Nähe. Auf alle Fälle haben sie die halt dort 

noch verfolgt, aber niemanden mehr gesehen. Die sind wahrscheinlich irgendwo in ein 

Fahrzeug, wo sie dann halt weggefahren sind.“2339 

Die Verwendung eines Fahrzeuges sei allerdings nur eine Vermutung, Wahrnehmun-

gen zu möglichen Fluchtfahrzeugen habe er nicht machen können.2340 Eine medizinische Be-

handlung sei für ihn nicht erforderlich gewesen, jedoch habe er unter Schock gestanden. Erst 

sehr viel später, nach 2011, sei alles wieder hochgekommen.2341 Bis etwa ins Jahr 2009 habe 

man noch einen Einschuss in einer Wand sehen können.2342 

 

II.2.5.2 V e r ne h mu n g  i m  A n sc h lu s s  an  d i e  T a t  

Nach der Tat sei er einmal durch einen Beamten als Zeuge vernommen worden, wobei es sich 

nicht erinnere, um welchen Beamten es sich handelte.2343 Die Vernehmung habe schon kurz 

                                                        
2338 Ebd., S. 6. 
2339 Ebd., S. 5. 
2340 Ebd., S. 7. 
2341 Ebd., S. 5. 
2342 Ebd., S. 14. 
2343 Ebd. 
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nach der Tat stattgefunden, vermutlich einige Tage, allerhöchstens wenige Wochen später.2344 

Er sei dort allein gewesen, ohne seine Eltern.2345 Die Polizei habe den Fall als ‚reinen‘ Raub-

überfall angesehen: 

„Danach wurde ich halt normal vernommen zu einem Raubüberfall. Also, da war 

dann auch keine Rede von irgendwie vielleicht versuchtem Mord oder so, sondern das 

war für die wirklich ein reiner Raubüberfall.“2346 

Ihm seien im Anschluss an die Vernehmung Fotos vorgelegt worden: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Können Sie sich noch daran erinnern, was das für Fotos 

waren, ob das eher Phantomzeichnungen waren oder Passbilder oder so? 

Zeuge Falko K.: Das waren Passbilder von Verdächtigen oder welchen, die schon mal 

irgendwo auffällig gewesen sind. Die wurden mir da gezeigt. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Zwei, drei oder eher zwanzig, dreißig? 

Zeuge Falko K.: Zwanzig, dreißig. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Waren diese Bilder mit Namen versehen? 

Zeuge Falko K.: Nein.“2347 

Auf weitere Nachfrage gab der Zeuge an, er könne nicht mehr sagen, ob er nach kon-

kreten Namen, beispielsweise Achim Armin F., gefragt wurde. Er wisse auch nicht, ob es sei-

nerzeit konkrete Verdächtige gab; eine Gegenüberstellung habe jedenfalls nicht stattgefun-

den.2348 Mitgewirkt habe er indes an der Erstellung eines Phantombildes: Dabei sei er, da die 

Täter vermummt waren, von einer gut sichtbaren Augenpartie ausgegangen, die er trotz Ver-

mummung habe sehen können.2349 Er könne heute jedoch nicht mehr sicher sagen und nur 

noch Vermutungen anstehen, welche der drei durch ihn beobachteten Personen das mit seiner 

                                                        
2344 Ebd. Soweit bei der Vernehmung Bezug darauf Bezug genommen wurde, dass es sich bei den verschossenen 
Hülsen um tschechische Fabrikate handelte, ist hinzuweisen auf den Bericht der kriminaltechnischen Untersu-
chungsstelle des damaligen PP Chemnitz, der spätestens am 23. Dezember 1998 vorgelegen haben muss. Inso-
weit kann – übereinstimmend mit den Erinnerungen des Zeugen – eingeschätzt werden, dass die Vernehmung 
auch nicht eher stattfand. Vgl. ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 638, Bl. 16778. 
2345 1. UA, Protokoll Falko K. v. 05.11.2018, S. 15. 
2346 Ebd., S. 3. 
2347 Ebd., S. 8. 
2348 Ebd., S. 7 f. 
2349 Ebd., S. 6. 
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Hilfe gefertigte Phantombild zeigt.2350 Während der Vernehmung sei auch die Waffe themati-

siert worden, mit der auf ihn geschossen wurde. So habe er von der Polizei erfahren, dass es 

sich um eine „echte Waffe“ gehandelt und tschechische Patronen verschossen worden sei-

en.2351 Diese Waffe habe er grob beschreiben können: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Ist Ihnen etwas zu der Schusswaffe selbst mitgeteilt 

worden? 

Zeuge Falko K.: Nein, die hatte ich ja selber noch beschrieben. Das war, glaube ich, 

eine mit so einem schmalen Lauf vorne. Ich kenne den Typ nicht. Aber das musste ich 

natürlich auch sagen, was es für eine Waffe halt war. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wurden Ihnen da Vergleichsbilder zu Waffen vorgelegt? 

Zeuge Falko K.: Ja. Der Beamte hatte mir, glaube ich, seine Waffe gezeigt und dann 

die Art da erklärt, was es für Pistolen halt gibt.“2352 

Eine ggf. bildliche Vorlage weiterer Vergleichswaffen sei nicht durchgeführt wor-

den.2353 Ausgehend von den tschechischen Hülsen sei ihm dann gesagt worden, dass die Täter 

womöglich aus Tschechien stammen würden: 

„Valentin Lippmann, GRÜNE: […] Hat man Sie zu Vermutungen gefragt, das heißt, 

ob Sie Vermutungen haben, aus welchen Zusammenhang die Täterinnen und Täter 

stammen könnten? 

Zeuge Falko K.: Nein. Also, mir wurde dann halt gesagt, dass wahrscheinlich – – dass 

es halt tschechische Bürger gewesen wären, wahrscheinlich, wegen der Hülsen. Es 

war halt wahrscheinlich nicht klar, wo die her sind […].“2354 

Nach eigenen Vermutungen über die Tätergruppe sei er nicht gefragt worden, er habe 

auch keine Vermutungen geäußert. Einen Akzent habe er, als er bei der Verfolgung aufgefor-

dert wurde, stehen zu bleiben, nicht wahrgenommen.2355 Nach der Vernehmung habe es keine 

Rückfragen mehr an ihn gegeben, auch nicht telefonisch, auch nicht durch die Staatsanwalt-

                                                        
2350 Ebd., S. 8. 
2351 Ebd., S. 5. 
2352 Ebd., S. 9. 
2353 Ebd. 
2354 Ebd., S. 11. 
2355 Ebd., S. 12. 
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schaft. Ob er später von der Einstellung des Ermittlungsverfahrens benachrichtigt wurde, 

könne er nicht mehr sagen.2356 

 

II.2.5.3 E r n e u t e  B ef r ag u ng e n  20 1 5  

Nachdem er als Zeuge vernommen worden ist, habe er die nächsten 16 Jahre, d.h. bis etwa ins 

Jahr 2015, von dem Vorgang nichts mehr gehört. Dies habe sich erst geändert, als er einen 

Presseartikel zur Kenntnis nahm: 

„Vors. Lars Rohwer: Wann haben Sie das erste Mal dann wieder davon gehört und 

wahrscheinlich eine Ahnung davon bekommen, mit wem Sie es da zu tun hatten? 

Zeuge Falko K.: Es gab – ich glaube 2014 oder 2015 – einen Beitrag in der ‚Freien 

Presse‘, wo Phantombilder aufgezeigt worden sind von diesem Vorfall oder Raub-

überfall, bei dem der Zusammenhang mit dem NSU ins Spiel kam. Da haben meine El-

tern gesagt: ‚Hier, Falko, guck mal, da steht in der Zeitung ein Beitrag dazu. Das 

warst du doch damals.‘ – Ich habe mir dabei halt nichts weiter gedacht; denn die 

werden sich ja wohl schon melden, wenn jetzt irgendwie ein Zusammenhang ist, und 

wenn sie mich befragen wollen, wie auch immer, werden sie sich schon melden. Das 

ist eben nicht direkt passiert.“2357 

Hernach habe ihn das BKA telefonisch kontaktiert, woraufhin in Chemnitz erneut eine 

Befragung stattgefunden habe: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Können Sie noch ungefähr sagen, wie man dann wie-

der auf Sie zugegangen ist, um Ihre Zeugenaussage in München zu bekommen? Wir 

wissen ja, dass die Akten verschwunden sind oder vernichtet wurden. Wie hat man das 

Ihnen gegenüber erklärt? Es gab wahrscheinlich die Einladung. Aber hatten Sie da 

noch ein Vorgespräch oder so was in diese Richtung? 

Zeuge Falko K.: Nein. Das war eigentlich sehr kurios. Bei mir wurde angerufen, sage 

ich jetzt mal: ‚Ja, hier ist der Herr Wehner vom BKA Bonn. Wir hätten uns gern mal 

mit Ihnen unterhalten zu dem Raubüberfall damals, Edeka-Markt.‘ Da war ich halt 

auf einmal verdutzt: Nach den ganzen Jahren kommt jetzt mal jemand zu mir oder 
                                                        
2356 Ebd., S. 9. 
2357 Ebd., S. 4. 
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versucht, mich irgendwie zu erreichen, um das Ganze vielleicht aufzufrischen oder 

aufzuarbeiten. 

Danach gab es eine Ladung, ganz normal, zur Polizei. Da waren halt zwei Personen, 

zwei Beamte vom BKA, die mich dann halt befragt haben –, wo ich das Ganze noch 

mal aufgearbeitet habe. Also, ich musste dort eine direkte Zeugenaussage noch mal 

machen.“2358 

Dabei habe ihm ein Beamter gesagt, er werde wahrscheinlich nach München geladen 

werden. Er sei bei der Befragung – und auch bei keiner anderen Gelegenheit – durch die Be-

amtInnen darauf hingewiesen worden, dass er eine RechtsvertreterIn hinzuziehen oder Ent-

schädigungsansprüche geltend machen könne.2359 Nach der Vernehmung durch die BKA-

BeamtInnen sei er dann tatsächlich nach München geladen worden. Er sei auch auf diese Be-

fragungssituation nicht vorbereitet worden, insbesondere sei er im Vorfeld nicht auf seine 

Rechte als Zeuge oder Geschädigter hingewiesen worden: 

„Also, mir wurden halt keine Informationen gegeben, auch dass ich vielleicht einen 

Rechtsbehelf habe oder mir zum Beispiel einen Anwalt nehmen kann, wie auch 

immer.“2360 

Im Anschluss an diese Befragung habe er sich selbst einen Anwalt genommen und sei 

schließlich dem NSU-Prozess als Nebenkläger beigetreten.2361 Gefragt nach möglichen 

Kenntnissen über die Vernichtung der ursprünglichen Ermittlungsunterlagen gab der Zeuge 

schließlich an, er wisse davon nur vom Hörensagen. Er sei auch beispielsweise durch die 

Generalstaatsanwaltschaft Dresden oder die Staatsanwaltschaft Görlitz, die zwischenzeitlich 

dazu Ermittlungen führte (siehe unten), niemals kontaktiert worden.2362 

 

  

                                                        
2358 Ebd., S. 10. 
2359 Ebd. 
2360 Ebd., S. 13. 
2361 Ebd., S. 12 f. 
2362 Ebd., S. 11. 
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II.2.6 W e i t e r e  A s pe k te ,  i n s b e so n d er e  zu r  S pu r en l a ge  

II.2.6.1 O f f e n e  F r ag e n  zu m Fa l l  i m  Al l ge m ei ne n  

Der Edeka-Überfall kann insgesamt nicht als ausermittelt gelten, weder im Hinblick auf die 

ursprünglichen, noch auf die ab 2012 angestrengten Nachermittlungen. Zwar gab der Chem-

nitzer Raubermittler Merten als Zeuge des damaligen 3. UA an, es habe damals „keine Spu-

ren“ gegeben, „die uns auf irgendeinen Täter gebracht hätten. […] Es gab also auch dort keine 

auswertbare Spur, nur diese […] Hülsen“.2363 Diese Angabe steht aber unter dem durchaus 

gravierenden Vorbehalt, in Ermangelung der Originalakte nicht nachprüfbar zu sein. Das gilt 

ebenso für die noch weitaus pauschalere Versicherung des früheren Landespolizeipräsidenten 

Bernd Merbitz in einer Sitzung des Innenausschusses des Sächsischen Landtages am 28. Juni 

2012, die damaligen Ermittlungen zu dem Überfall auf die Edeka-Filiale seien gründlich und 

aufwändig gewesen.2364 

Dem gegenüber stellen sich Grundfragen zum Fall, die nicht oder nicht mehr beant-

wortet werden können, die mithin gegen gründliche und aufwändige Ermittlungen im 

Ursprungsverfahren sprechen und die durch den begrenzten Umfang bzw. den begrenzten 

Erfolg der Nachermittlungen auch nicht auszugleichen waren: 

§ Insgesamt nicht erhellt wurden die näheren Umstände, die zu der Vernichtung der 

Akte führten. Näheres ergibt sich aus einem zwischenzeitlich geführten Ermittlungs-

verfahren wegen des Verdachts der Urkundenunterdrückung, das weiter unten darge-

stellt wird. Im Ergebnis blieb jedoch die – wiederholt aufgeworfene – Frage unbeant-

wortet, ob es sich bei der Vernichtung um einen Einzelfall handelte oder ob weitere 

Aktenbestände verschwanden. Gravierend ist, dass mutmaßlich auch eine vormals der 

KPI Chemnitz vorliegende Duplikatsakte zur Vernichtung kam. 

Insoweit ist heute auch nicht mehr nachzuvollziehen, ob es aus Sicht der StA Chem-

nitz objektive Gründe dafür gegeben haben mag, den gesamten Fall zunächst lediglich 

als bewaffneten Raub zu behandeln und nicht – wie nach 2011 durch den GBA 

geschehen – als versuchten Mord. 

§ Es steht nicht fest, wie viele TäterInnen an dem Überfall beteiligt waren und, falls es 

mehr als zwei Personen gewesen sein sollten, bei wem es sich über Böhnhardt und 

                                                        
2363 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, 27 f. 
2364 Apr 5/6-35, S. 13. 
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Mundlos hinaus handelte. Die ZeugInnen H.E. und E.K. nahmen lediglich einen Täter 

wahr, R.W., R.K. und F.L. zwei sowie Falko K. drei. Die Möglichkeit, dass es sich um 

mehr als zwei Täter gehandelt haben könnte, steht dabei nicht zwingend im Wider-

spruch zu anderweitigen Angaben, die sich mehrheitlich nur auf das Geschehen inner-

halb des Marktes beziehen oder, im Falle des Zeugen F.L., unter dem Vorbehalt kaum 

mehr vorhandener Erinnerungen stehen. Im Hinblick auf den Zeugen Falko K., der 

von drei Tätern ausgeht, ist darauf hinzuweisen, dass er diese offenbar am längsten im 

Blick hatte und den Ablauf vergleichsweise detailliert beschreiben kann. 

§ Es steht nicht fest, wie viele und welche Waffen die Täter nutzten. Die Tatzeugin R.K. 

gibt an, bei einem der Täter in dem Moment, als das Geld entwendet wurde, eine nicht 

näher spezifizierte Waffe gesehen zu haben. Der Zeuge Falko K. gibt an, dass die 

Waffe, aus der auf ihn geschossen wurde, eine Pistole gewesen sei, wobei aber diese 

bis heute nicht identifiziert werden konnte. 

In dem für die Fallrekonstruktion maßgeblichen „Kripo live“-Beitrag ist die Rede da-

von, die Täter seien – ohne die Anzahl einzuschränken – mit Pistolen bewaffnet gewe-

sen, einer der Täter womöglich sogar mit einer Maschinenpistole. Der möglichen 

Verwendung einer Maschinenpistole könnten die Angaben der Tatzeugin H.E. ent-

sprechen, die angibt, dass die bei der Entwendung des Geldes durch einen Täter vor-

gehaltene Waffe größer gewesen sei als eine zum Vergleich vorgezeigte Dienstwaffe, 

wobei sich der Griff mehr in der Mitte befunden habe. Soweit der Zeuge Falko K. an-

gibt, ein Beamter habe ihm gesagt, dass eine tschechische Waffe verwendet wurde, ist 

außerdem offen, ob bei den Ermittlungen tatsächlich diesbezügliche Erkenntnisse zur 

Art der Waffe erlangt wurden oder ob hier lediglich ein Rückschluss anhand der aus 

Tschechien stammenden Munition vorlag. 

§ Es steht nicht fest, ob es bei dem Überfall neben der Hauptkassiererin E.K. weitere 

direkt geschädigte Personen gegeben haben könnte. Das Entreißen des Geldes wird 

durch die Tatzeugin H.E. als eine „Rangelei“ beschrieben. Der Zeuge F.L. gibt an, 

möglicherweise seien er und weitere Personen, die sich vor dem Geschäft aufhielten, 

bei der Flucht der Täter geschubst worden. So weit ersichtlich, spielten dahingehende 

Fragen bei den Nachermittlungen ab 2012 keine Rolle. 

§ Es steht nicht fest, ob die überfallene Filiale vorher ausgespäht worden ist oder ob auf 

anderem Weg Kenntnisse über dortige Arbeitsabläufe vorab erlangt worden sind. Die 
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TatzeugInnen R.W. und R.K. geben an, der oder die Täter hätten, was ihnen auffiel, 

das Geschehen in der Filiale zunächst aufmerksam beobachtet. Sie nahmen dann sol-

ches Geld an sich, das unmittelbar zuvor eingesammelt worden war. Nach dem Ein-

druck der Zeugin R.K. wurde genau dieser Moment abgepasst. Darüber hinaus handel-

te es sich nach Angaben der Zeugin E.K. saisonbedingt um besonders viel Geld. Nach 

der Annahme von A.H. – die allerdings keine unmittelbare Tatzeugin war – sei es 

möglich, dass die Täter ursprünglich auch beabsichtigten, zu einem an den Kassenbe-

reich angrenzenden Tresor zu gelangen. 

Unklar ist, ob diese Fragen eine Ermittlungsrichtung der ursprünglich durchgeführten 

Ermittlungen waren. Auch die Angaben des Raubermittlers Merten im früheren 3. UA 

gehen darauf aus, dass die Täter über Vorwissen verfügt haben müssen: 

„Zeuge Jens Merten: […] Es ist eine sehr große Kaufhalle in Chemnitz. Es sind 

eine Vielzahl von Kassen […] und um die Kassen vornehmlich zur Feierabend-

zeit – ich sage mal, so zwischen 17 und 18 Uhr – nicht ganz voll werden zu las-

sen und im Hinblick auf einen möglichen Überfall wurden die damals zu einer 

bestimmten Zeit immer abgeschöpft […]. Das müssen die beiden ausbaldowert 

haben, da sie nämlich genau zu der Zeit offensichtlich im Eingangsbereich der 

Kaufhalle standen, und wie die Kollegin mit ihrer Tasche, dann schon fast voll, 

ziemlich an der letzten Kasse diese noch leeren will, stürmen die beiden rein, 

bedrohen sie mit einer Waffe, entreißen ihr diese Tasche und flüchten.“2365 

 

II.2.6.2 W e i t e r e  F r ag e n  z u  u r sp r ü n g l i ch e n  un d  d en  N a c h er m i t t l u n ge n  

Im Hinblick auf die ursprüngliche Spurenbearbeitung steht lediglich fest, dass die überfallene 

Edeka-Filiale nicht über Kameraanlagen verfügte, sodass keine videografischen Aufnahmen 

der Täter entstanden sein können.2366 Ansonsten bleibt der Umfang der ursprünglichen Ermitt-

lungen und der Inhalt der zwischenzeitlich vernichteten Akte weithin unbekannt. Dadurch 

liegen auch die seinerzeit durchgeführten Ermittlungsmaßnahmen und deren Ergebnisse weit-

gehend im Dunkeln, ebenfalls personelle Zuständigkeiten. Es kann lediglich plausibel ange-

nommen werden, dass es sich bei dem kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter um den Beamten 

                                                        
2365 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 27. 
2366 Ebd., S. 28; 3. UA, Protokoll Gunther Rechenberg v. 22.10.2013, S. 8. 
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U.S. handelte, der sich vorliegenden Unterlagen zufolge an seine Zuständigkeit, aber sonst an 

nichts Weiteres erinnert. Die zuständige Staatsanwältin war, u.a. den vorliegenden Geschäfts-

verteilungsplänen zufolge, Karin Dietze, die jedoch angab, an den Fall und ihre eigene Rolle 

dabei keinerlei Erinnerungen zu haben (siehe unten). Die Nachermittlungen konnten diese 

und weitere Erkenntnislücken nicht sämtlich kompensieren: 

§ Fest steht zwar, dass ursprünglich eine unbestimmte Anzahl von ZeugInnen vernom-

men und mithilfe dreier ZeugInnen jeweils ein Phantombild gefertigt worden ist. Vor 

Ort war auch rasch nach der Tat eine Spurensicherung durch KriminaltechnikerInnen 

der KPI Chemnitz erfolgt, worüber ein Protokoll vorliegt. In der Folge wurden die 

aufgefundenen Hülsen kriminaltechnisch untersucht, worüber ein Ergebnisbericht vor-

liegt. Schließlich wurde auch, worauf der „Kripo live“-Beitrag Bezug nahm, ein 

Fährtenhund angesetzt. Jedoch waren dies alles Maßnahmen, die offenbar zeitnah 

nach der Tat erfolgt sind. 

Anhand des PASS-Eintrages zur Tat wurden die Ermittlungsunterlagen dagegen erst 

am 13. September 1999 der Staatsanwaltschaft Chemnitz vorgelegt. Welche Maßnah-

men bis dahin noch ergriffen worden sind, blieb gänzlich unbekannt. 

§ Soweit das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt geführt wurde, gab es in dem Fall 

keine Beschuldigten. Nicht auszuschließen ist aber, dass es möglicherweise Verdäch-

tige gab. Der Zeuge Falko K. gab in dem Zusammenhang an, ihm seien bei der dama-

ligen Zeugenvernehmung auch Fotos vorgelegt worden. Im Hinblick auf die Bearbei-

tung späterer Taten der als solche erkannten Raubserie erscheint es nicht ausgeschlos-

sen, dass beispielsweise im Zuge einer Tatortbereichs- oder einer Ringalarmfahndung 

zumindest spezifische Personen überprüft worden sein könnten. 

§ Bei den ursprünglichen Ermittlungen wurden Spuren erlangt, die heute nicht mehr 

vorliegen. Dazu gehören als „biologische Spuren“ bzw. „Zigarettenkippen“ bezeichne-

te Asservate, die vor dem Geschäft aufgefunden und gesichert wurden. Der Verbleib 

dieser Asservate ist unbekannt. Aus dem „Kripo live“-Beitrag ergibt sich zudem, dass 

den Tätern eine Schuhabdruckspur habe zugeordnet werden können, an denen ein 

Fährtenhund angesetzt wurde. In den heute vorliegenden Unterlagen ist auch diese 

Spur nicht enthalten. Es ist nicht auszuschließen, dass solche Spuren bzw. Asservate 

und deren nähere Auswertung mit der Ermittlungsakte gemeinsam vernichtet wurden. 
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In dem Zusammenhang ist darauf hinweisen, dass auch bei späteren Fällen, die seiner-

zeit der Raubserie zugeordnet werden konnten, mithin Originalspuren (regulär) ver-

nichtet wurden, während die sonstigen Ermittlungsunterlagen erhalten blieben.2367 

Bemerkenswert erscheint, dass bei dem Überfall auf eine Postfiliale in Chemnitz am 

27. Oktober 1999 – der zweiten Tat der damals als solche erkannten Serie – in Tatort-

nähe ein Haar gesichert wurde, das „in Absprache mit der zuständigen StA’in“ damals 

zunächst nicht untersucht wurde2368 und das heute verschollen ist, ohne dass irgend-

welche Hinweise auf den Verbleib vorliegen.2369 Die zuständige Staatsanwältin war 

auch hier – dies ist eindeutig aktenkundig – Karin Dietze.2370 

§ Nicht mehr nachzuvollziehen ist, worauf die im „Kripo live“-Beitrag referierte 

Annahme gründete, die Täter seien vermutlich mit einem Bus zum Tatort gelangt. 

§ Was die Vermutung angeht, die Täter seien mit einem Bus zum Tatort gelangt und 

hätten sich – korrespondierend mit dem Einsatz eines Fährtenhundes, der wieder in die 

Nähe einer Haltestelle führte – später womöglich mit einem Bus entfernt, ist aus heu-

tiger Sicht auffallend, dass eine Buslinie, die damals an dieser Haltestelle verkehrte, in 

die unmittelbare Nähe der damaligen NSU-Unterkunft in der Altchemnitzer Straße 12 

führte.2371 Anhand der Auswertung von Chemnitz betreffenden Kartenmarkierungen 

ergab sich außerdem, dass solche Markierungen sich gehäuft im Sichtbereich von 

Bushaltestellen befinden (→ KAP. II.6.2.7). Eine Auswertung zu der naheliegenden 

Frage, ob über den Edeka-Überfall hinaus bei der Vorbereitung weiterer Taten bzw. 

der Auswahl weiterer Tatorte auch Busverbindungen in örtlicher Nähe – womöglich 

als alternative Fluchtwege – durch den NSU gezielt Berücksichtigung fanden, wurde 

dem 1. UA nicht bekannt. 

§ Im Hinblick auf die angenommene Fluchtrichtung der Täter, die im „Kripo live“-

Beitrag anhand des Weges eines Fährtenhundes dargestellt wird, fiel ein konkretes 

Grundstück an der Helbersdorfer Straße auf.2372 Es ist offen, ob zu diesem Grundstück 

oder dort seinerzeit wohnhaften Personen zu irgendeinem Zeitpunkt – bei den 

ursprünglichen oder den Nachermittlungen – weitere Informationen eingeholt wurden. 

                                                        
2367 Vgl. z.B. ADS 373, Ordner 1, Bl. 25, i.V.m. ADS 373, Ordner 14, Bl. 31. 
2368 ADS 373, Ordner 2, Bl. 272f. 
2369 ADS 37, Ordner 148, Bl. 75. 
2370 ADS 373, Ordner 2, Bl. 123, 260, 263, 282. 
2371 ADS 736, Ordner 16, entspr. SAO 131.1, Bl. 32. 
2372 Ebd., Bl. 29. 
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§ Es ist schließlich nicht ausgeschlossen, dass zu dem Überfall und den dazu durchge-

führten Ermittlungen durchaus noch, womöglich auch außerhalb der KPI Chemnitz, 

Unterlagen vorliegen. So enthält der ursprüngliche PASS-Eintrag zu dem zugrunde-

liegenden Fall den Hinweis auf eine WE-Meldung2373. Nach diesen und weiteren 

Fernschreiben, die Angaben zu Ermittlungsmaßnahmen und -ergebnissen enthalten 

könnten, wurde jedenfalls, soweit erkennbar, nicht gesucht. 

 

II.2.6.3 M ö g l i c h e  B e zü g e  in  d i e  r e ch t e  S z e n e  

Anders, als bei meisten anderen Taten des NSU und auch bei mehreren Raubüberfällen er-

brachten die Ermittlungen im Falle des Edeka-Überfalls keine Hinweise auf korrespondieren-

den Fahrzeuganmietungen, die durch mutmaßliche oder überführte UnterstützerInnen vorge-

nommen worden wären.2374 Anders, als bei etlichen der späteren Taten, konnte im Hinblick 

auf den Edeka-Überfall auch nicht ermittelt werden, wo sich Unterstützer wie beispielsweise 

André Eminger zur Tatzeit aufhielten.2375 Es liegen indes Anhaltspunkte dafür vor, dass der 

Überfall dem Umfeld der Gruppe nicht grundsätzlich verborgen geblieben sein kann. So gab 

der Beschuldigte Max-Florian B., der das Trio 1998 nach dem Untertauchen zeitweise beher-

bergt hatte, in einer Vernehmung an, Mundlos habe ihm einmal gesagt, man habe sich Geld 

besorgen müssen, wobei allerdings nicht konkret offenbart worden sei, dass es sich um einen 

Überfall handelte.2376 Aus der Einlassung zur Anklageschrift, die Zschäpe am OLG München 

durch einen ihrer Verteidiger vortragen ließ, ergibt sich außerdem, dass sie sich im März 1999 

dem – inzwischen verstorbenen – Szeneanwalt Hans Günter E. anvertraut und ihm auch über 

den erst kurze Zeit zurückliegenden Edeka-Überfall berichtet habe.2377 Nach Darstellung des 

Unterstützers Carsten Schultze sei es schätzungsweise Anfang des Jahres 2000 von Jena aus 

zu einem Telefonat zwischen dem Unterstützer Ralf Wohlleben und dem Trio gekommen. Im 

Anschluss habe Wohlleben geäußert: „die haben jemanden angeschossen.“2378 Womöglich 

bezieht sich diese Äußerung auf den Umstand, dass, nachdem infolge des Edeka-Überfalles 

mehrere Schüsse auf den Zeugen Falko K. abgegeben wurden, dieser sich wegduckte und 

                                                        
2373 Meldung über ein wichtiges Ereignis, in der Regel abgegeben über das Lagezentrum. 
2374 AbschlBer UA-BT II, S. 688. 
2375 ADS 736, Ordner 7, entspr. SAO 22, Bl. 103. 
2376 ADS 736, Ordner 46, entspr. HaftSA Zschäpe Bd. I, Bl. 219. 
2377 AbschlBer UA-BaWü I, Anl. 10, S. 16. 
2378 AbschlBer UA-TH I, S. 1792. 
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damit aus dem Schuss- und Gesichtsfeld der Täter verschwand, so dass es ihnen so erschien, 

als wäre er getroffen worden. 

Neben diesen allgemeinen Bezügen liegen Hinweise auf eine weitere mögliche Ver-

bindung vor, die nach der Enttarnung des NSU bei den Ermittlungen der BAO „Trio“ berück-

sichtigt wurde: Soweit das BKA sich von der Mitarbeiterliste der Edeka-Filiale erhoffte, 

„Rückschlüsse auf bekannte Personen“ zu erlangen (siehe oben),2379 war damit offenbar 

Achim Armin F. gemeint, der bei Edeka arbeitet. Zur Rolle dieser Person im Gesamtkomplex 

liegen zahlreiche Erkenntnisse vor, die darauf hindeuten, dass er das „Trio“ kannte und noch 

nach dem Untertauchen mit Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe in Kontakt stand. Ein erster 

Hinweis auf ein mögliches und anhaltendes Kennverhältnis hatte sich daraus ergeben, dass im 

Brandschutt der Frühlingsstraße 26 handschriftliche Aufzeichnungen gefunden wurden. Sie 

enthalten biografische Details zu F., die eine Nutzung seiner Daten für eine Aliaspersonalie 

erlauben.2380 Darüber hinaus liegen Hinweise darauf vor, dass F. auch daran beteiligt war, das 

„Trio“ in Chemnitz zu verstecken. So habe er nach Angaben des Zeugen Enrico R. Anfang 

1998 zu denjenigen örtlichen Szeneanhängern in Chemnitz gehört, die nach dem Untertau-

chen gezielt angesprochen und beauftragt worden seien, eine Unterkunft für die Flüchtigen 

aufzutun.2381 Die Beschuldigte Mandy S. gab in einer Vernehmung an, unter anderem Achim 

Armin F. habe in jener Zeit – etwa im Februar 1998 – bei ihr geklingelt, wobei es darum ge-

gangen sei, die gesuchten Personen unterzubringen.2382 Dieses Ansinnen war insoweit erfolg-

reich, als das „Trio“ in die Wohnung des damaligen Partners von Mandy S., Max-Florian B., 

gebracht wurde. Dieser gab in einer weiteren Vernehmung an, dass Achim Armin F. das 

„Trio“ dann sogar in seiner Wohnung besucht habe.2383 Darüber habe er sich auch mit F. un-

terhalten, wobei dieser wiederholt nachgefragt habe, ob alles in Ordnung sei, und gewusst 

habe, dass mit Dritten nicht über den Verbleib des Trios gesprochen werden solle.2384 

Fest steht, dass F., wiewohl Edeka-Mitarbeiter,2385 jedenfalls im Dezember 1998 und 

damit auch zum Tatzeitpunkt nicht in der überfallenen Filiale eingesetzt war; auf der bekann-

ten MitarbeiterInnenliste für diesen Monat ist er nicht enthalten. In einer staatsanwaltschaftli-

chen Zeugenvernehmung verweigerte er unter Verweis auf sein Auskunftsverweigerungsrecht 

                                                        
2379 ADS 37, Ordner 155, Bl. 114. 
2380 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 43, Bl. 118 f. 
2381 Ebd., Bl. 119. 
2382 ADS 736, Ordner 10, entspr. SAO 36, Bl. 32 f., 45. 
2383 ADS 736, Ordner 14, entspr. SAO 67, Bl. 23. 
2384 ADS 736, Ordner 46, entspr. HaftSA Zschäpe Bd. I, Bl. 208 f. 
2385 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 43, Bl. 119. 
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nach § 55 Absatz 1 StPO die Antwort auf die Frage, ob er zu irgendeinem anderen Zeitpunkt 

in der betreffenden Filiale gearbeitet hat. Ein anderer Zeuge – ein enger Verwandter des F. – 

gab bei einer Vernehmung an, es sei seines Wissens durchaus möglich, dass Achim Armin F. 

einmal in dieser Filiale tätig war.2386 Inzwischen hat F. eben dies, wie oben bereits dargestellt, 

als Zeuge in der Hauptverhandlung zum NSU-Prozess am OLG München eingeräumt. Nicht 

mehr nachzuvollziehen ist, ob sich aus den ursprünglichen Ermittlungen zum Edeka-Überfall 

bereits ein Hinweis auf F. ergeben haben könnte. 

Diese Frage stellt sich auch im Hinblick auf einen zweiten Szeneanhänger aus Chem-

nitz, Lars F. Sein damaliger Wohnort befand sich wenige hundert Meter vom Tatort ent-

fernt.2387 Was den durch einen Fährtenhund angezeigten und im „Kripo live“ referierten mög-

lichen Fluchtweg der Täter angeht, ist ein direktes Passieren des Hauses, in dem Lars F. 

damals wohnte, nicht auszuschließen. 

 

II.2.6.4 H i n w ei s e  a u s  n ac hr i c h t e nd i en s t l i c he m I n f o r m at i on s a uf k om m en  

Der V-Mann „Piatto“ des LfV Brandenburg erlangte im September 1998 die Information, der 

Chemnitzer Neonazi Jan W. verfüge über einen persönlichen Kontakt zu den Flüchtigen und 

habe den Auftrag, sie mit Waffen zu versorgen. Nach dem Erhalt der Waffen plane das Trio 

„einen weiteren Überfall.“2388 Diese Information wurde in einer Deckblattmeldung niederge-

legt, hernach u.a. auch dem LfV Sachsen bekannt gemacht und war Bestandteil einer Erörte-

rung mehrerer Verfassungsschutzbehörden (→ KAP. II.1.4.9). Damit wurde erstmals (akten-

kundig) bekannt, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe beabsichtigen, eine Straftat zu bege-

hen, und dass sie im Hinblick darauf versuchen, eine Waffe zu beschaffen bzw. beschaffen zu 

lassen. Der augenscheinlich damals nicht näher erörterte Hinweis der Quelle, es handle sich 

um einen „weiteren“ Überfall, könnte so gedeutet werden, dass im September 1998 der 

schließlich am 18. Dezember 1998 begangene Überfall bereits beabsichtigt bzw. geplant 

war.2389 Der damals für den Bereich Rechtsextremismus zuständige Referatsleiter im LfV 

Sachsen Alfred Diemaier gab dazu als Zeuge im früheren 3. UA an, dass es aufgrund dieser 

Informationen „Piattos“ jedenfalls aus seiner, im Funktionsgefüge der Behörde nicht unmaß-

geblichen Sicht absehbar war, dass auch tatsächlich eine Straftat begangen werden wird: 
                                                        
2386 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 43.7, Bl. 224. 
2387 AbschlBer UA-BT II, Anl. 93, S. 52. 
2388 ADS 736, Ordner 33, entspr. SAO 644, Bl. 19160. 
2389 AbschlBer 3. UA, S. 72. 
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„Zeuge Alfred Diemaier: […] Aber es war also meines Erachtens absehbar, wenn sie 

sich Waffen besorgen und Waffen bekommen – so weit hat man bestimmt nicht ge-

dacht, dass sie Mörder werden –, aber dass sie Raubüberfälle, Banküberfälle und 

andere Überfälle mit diesen Waffen begehen werden, das konnte man schon voraus-

setzen.“2390 

Weitere Informationen zu dieser Sache fielen offenbar nicht mehr an. Jedoch erlangte 

hernach das LfV Thüringen ab dem Jahr 1999 über Quellen mehrere Informationen, aus de-

nen sich eindeutig ergibt, dass das „Trio“ inzwischen nicht mehr auf finanzielle Zuschüsse 

und „Spenden“ durch UnterstützerInnen angewiesen war.2391 All diese Zusammenhänge wur-

den der Polizei in Sachsen im Allgemeinen nicht bekannt gemacht, insbesondere wurden die 

Raubermittler in Chemnitz nicht informiert. 

 

II.2.7 M ö g l i c h e  Z ur e c hn u ng  z u r  R a u b s er i e  ab  1 9 99  

Fraglich bleibt, ob und inwieweit bei der Bearbeitung späterer Raubtaten auf Post- und Spar-

kassenfilialen in Chemnitz und dann auch in Zwickau, die als zusammenhängende Serie er-

kannt wurden, auch eine Zugehörigkeit des Edeka-Überfalls zu dieser Serie erwogen worden 

ist. Zwar wurden bei den Ermittlungen zu den als solche erkannten Serientaten gelegentlich 

weitere Taten auf mögliche Bezüge geprüft; dies ist insbesondere den Ermittlungen nach dem 

Überfall auf eine Postfiliale in Chemnitz am 30. November 2000 zu entnehmen, d.h. nach 

dem dritten Fall der damals erkannten Serie.2392 In der Gesamtschau aller Unterlagen, die dem 

1. UA zu den Raubtaten nach 1998 vorliegen, ergeben sich jedoch keine und auch keine indi-

rekten Anhaltspunkte für eine seinerzeit aufgestellte oder diskutierte These, wonach der 

Edeka-Überfall zur Raubserie gehören könnte. 

 

II.2.7.1 B e h a u p t u ng  d e s  Z e u ge n  M e r t e n  

Abweichend von der Aktenlage führte der Chemnitzer Raubermittler Merten als Zeuge im 

früheren 3. UA aber aus, bereits nach dem Überfall auf eine Postfiliale in Chemnitz am 

                                                        
2390 3. UA, Protokoll Alfred Diemaier v. 19.04.2013, S. 25. 
2391 AbschlBer UA-BT I, S. 414. 
2392 Vgl. z.B. ADS 373, Ordner 3, Bl. 119, 121, 125 f., 129, 133. 
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6. Oktober 1999 – dem ersten Fall in der als solche erkannten Serie – sei ein möglicher Zu-

sammenhang mit dem Edeka-Überfall geprüft und vorläufig verworfen worden: 

„Zeuge Jens Merten: […] Im Ergebnis gab es keinen erkennbaren Bezug zu einem 

früheren Raubüberfall in Chemnitz – auf ein Geldinstitut. Allerdings: Es gab einen 

möglichen Zusammenhang, den wir geprüft haben, aber, wie gesagt, nicht auf ein 

Geldinstitut. Es hatte genau ein Jahr zuvor, im Dezember 1998, einen Überfall auf ei-

ne Edeka-Kaufhalle in Chemnitz gegeben. Dort hatten auch zwei Täter agiert, hatten 

ebenfalls Geld erbeutet. Aber aufgrund der Tatsache, dass es sich um eine Kaufhalle 

und nicht um eine Poststelle – sprich: Geldinstitut – gehandelt hat und dadurch die 

örtlichen und räumlichen Umstände für die Täter auch ganz anders waren und damit 

der Modus Operandi – sprich: die Begehungsweise –, haben wir diese Tat zunächst 

als im Zusammenhang stehend verworfen. Sie ist in den Hinterkopf gekommen. Wir 

haben gesagt: Muss man sich merken. – Wir haben sie aber zunächst erst mal nicht 

zugeordnet.“2393 

Auf weitere Nachfrage bekräftigte der Zeuge, der Grund, warum eine Zuordnung des 

Edeka-Falles zur Raubserie damals nicht vorgenommen wurde, habe – trotz des Umstandes, 

dass auch bei der Tat am 6. Oktober 1999 ein Schuss, mutmaßlich aus einer Schreckschuss-

waffe, abgegeben wurde – in der ansonsten recht unterschiedlichen Begehungsweise gelegen: 

„Dann haben wir ein Jahr später den bereits erwähnten, wie ich sagte, auf der Barba-

rossastraße, und wir haben jetzt überlegt: Klar, bei Edeka gab es eine Schussabgabe, 

die wollten auch Geld, aber dieser Modus Operandi, wie ich immer sage, die Bege-

hungsweise – Wie führe ich die Handlung durch?, dieses Zielobjekt – das passte ja bei 

beiden nicht. Bei dem einen war es eine Kaufhalle, da ging es darum, die Angestellte 

mit der vollen Tasche ‚abzufangen‘ und bei dem anderen war es das richtige Geldin-

stitut mit Ziel Tresor. Das sind also schon vom Zielpunkt zwei völlig verschiedene 

Denkweisen, wo wir gesagt haben: Eigentlich, ich sage mal so, spezialisiert sich ein 

Täter oder mehrere Täter immer so ein kleines bisschen; und wenn die immer eine 

Kaufhalle machen, warum machen die jetzt auf einmal wirklich ein Geldinstitut? […] 

Die verschiedenen Tatobjekte, hier Kaufhalle – dort Poststelle und die damit natürlich 

völlig andersartige Begehungsweise passten für uns erst mal nicht so ins Bild, sodass 

                                                        
2393 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 6. 
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wir gesagt haben: Gut, wir behalten es im Hinterkopf; wir ordnen es offiziell erst mal 

nicht der Serie zu, aber wir behalten es im Hinterkopf.“2394 

Ähnlich äußerte sich derselbe Zeuge wenig später im ersten NSU-

Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages, wobei er bekräftigte, dass nach dem 

Überfall auf die Chemnitzer Postfiliale am 6. Oktober 1999 mögliche Bezüge zu früheren 

Taten aktiv geprüft worden seien und man einen Zusammenhang mit dem Edeka-Überfall 

zunächst nicht ausgeschlossen habe: 

„Und es wurden natürlich geprüft Bezüge zu früheren Überfällen, alles, was im Vor-

feld an ähnlichen Straftaten passierte, egal ob mit zwei oder drei oder mit einem Tä-

ter. Es ist natürlich logisch, dass man da schaut: Gab es Parallelen beim Modus Ope-

randi, also bei der Begehungsweise, bei der Tatbekleidung, bei Spuren, die wir nun 

hier aber nicht hatten, usw. etc.? Dabei fiel uns auf, dass es ein Jahr zuvor, nämlich 

98, also 1998, einen Überfall auf eine Edeka-Kaufhalle gegeben hatte. Einen mögli-

chen Zusammenhang schlossen wir zunächst nicht aus. Aber aufgrund der Tatörtlich-

keit – nämlich da es sich um eine Edeka-Kaufhalle handelte und nicht um ein Geldin-

stitut –, und damit verbunden auch um die Begehungsweise, die dadurch auch anders-

artig war als bei dem Überfall auf die Poststelle, verwarfen wir zunächst diesen Zu-

sammenhang und haben den erst mal in den Hinterkopf verschoben […].“2395 

Auf Nachfrage gab der Zeuge Merten im Sachzusammenhang weiter an, dass es sich 

nicht nur um seine eigene Auffassung gehandelt, sondern die mögliche Verbindung „bei uns 

im Kommissariat diskutiert“ worden sei.2396 

 

II.2.7.2 A n d er s l au t e nd e  A ng a b en  a l l e r  an d er e n  Z e u ge n  

Für die Behauptung des Zeugen Merten, ein möglicher Bezug des Edeka-Überfalls zur 

Raubserie sei damals in seinem Kommissariat geprüft worden, liegen ansonsten keine Belege 

vor. Namentlich gab der Leiter des Raubkommissariats der PD Chemnitz-Erzgebirge Rechen-

berg, d.h. der unmittelbare Vorgesetzte des Raubermittlers Merten, im damaligen 3. UA an, 

                                                        
2394 Ebd., S. 27. 
2395 UA-BT I, Protokoll Jens Merten v. 29.11.2012, S. 92 f. 
2396 Ebd., S. 97. 
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es sei nicht nur keine Verbindung hergestellt worden, sondern bei der Bearbeitung der Taten 

ab 1999 sei der Edeka-Überfall schon „nicht mehr im Visier“ gewesen: 

„Vors. Patrick Schreiber: Nach dem ersten bzw. zweiten Überfall stand schon ein 

Überfall im Jahr 1998 auf die Edeka-Filiale in Chemnitz im Raum. Inwieweit ist das 

zu dem Zeitpunkt damals in einer Verbindung gesehen worden? 

Zeuge Gunter Rechenberg: Zu diesem Zeitpunkt der ersten Überfälle hatten wir diesen 

Überfall auf diese Edeka-Kaufhalle nicht mehr im Visier. Es war irgendwo schon ge-

speichert, ich nehme an, auch beim Sachbearbeiter. Ich hatte das noch in Erinnerung. 

Aber wir haben keine Verbindung hergestellt zwischen beiden Straftaten, weil ein 

Überfall auf eine Kaufhalle eher dilettantisch ist, aber diese Banküberfälle dann doch 

mehr einen profihaften Charakter getragen haben. Man konnte nicht zwingend darauf 

schließen, dass beide Dinge zusammengehörten […].“2397 

Auch bei der Bearbeitung der Raubserie durch die Staatsanwaltschaft manifestiert sich 

nicht, dass der Edeka-Überfall eine Rolle gespielt hätte oder überhaupt präsent gewesen wäre. 

So gab der Chemnitzer Staatsanwalt Klaus Schlarb – er war spätestens ab dem Jahr 2000 mit 

Einzelverfahren zu Taten der Raubserie und ab 2005 mit einem daraus gebildeten „Sammel-

verfahren“ befasst – als Zeuge im 1. UA an: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Ist im Zusammenhang mit diesen Raubüberfällen auch 

mal der Überfall auf den ‚Edeka‘-Markt in Chemnitz am 18. Dezember 1998 bespro-

chen worden? 

Zeuge Klaus Schlarb: Nein, der war nicht Gegenstand dieser Serie. Und darüber ist 

auch nicht gesprochen worden. Er ist wohl erst nach dem November 2011, nachdem 

hier bekannt geworden ist, wer dahintersteckt, in den Fokus der Ermittlungen gerückt. 

Also, von diesem Fall – – Den kannte ich auch gar nicht. Den habe ich nicht betreut, 

und da habe ich auch die Akte nie gesehen und habe davon nie erfahren.“2398 

Nichts anderes ergibt sich anhand der Kenntnisse von Raubermittlern der KPI Zwick-

au, die ab dem ersten (bekannten) Überfall auf eine Postfiliale in Zwickau am 5. Juli 2001 – 

der vierten Tat in der als solche erkannten Raubserie – ermittelten und in engem Austausch 

mit der KPI Chemnitz standen. Zwar gab der Raubermittler Otto der KPI Zwickau – er war 

                                                        
2397 3. UA, Protokoll Gunther Rechenberg v. 22.10.2013, S. 7 f. 
2398 1. UA, Protokoll Klaus Schlarb v. 13.03.2017, S. 7. 
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seit dem Übergreifen der Raubserie auf Zwickau mit der Sachbearbeitung mehrerer Einzelta-

ten befasst – als Zeuge im 1. UA an, er wisse nicht, ob der Edeka-Überfall eine Rolle spielte: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Sie haben ja dann auch mit der KPI Chemnitz zusam-

mengearbeitet. Hat da irgendwann mal der Überfall auf den Edeka-Markt seitens der 

Chemnitzer Ermittler eine Rolle gespielt? 

Zeuge Thomas Otto: Kann ich Ihnen nicht sagen. Ich will nichts Falsches sagen. Es 

könnte sein; ich weiß es nicht.“2399 

Der weitere Raubermittler Flemig der KPI Zwickau, der ebenfalls seit 2001 in ent-

sprechende Ermittlungen einbezogen war, legte sich aber fest, der frühere Edeka-Überfall 

habe im Hinblick auf die Ermittlungen zur Raubserie „bis zum Schluss“ keine Rolle gespielt: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: […] Ist an der Stelle in der Zusammenarbeit mit den 

Chemnitzer Kollegen einmal überlegt worden, den Überfall auf den Edeka-Markt, der 

in Chemnitz am 18. Dezember 1998 erfolgte, mit in diese Serie aufzunehmen? 

Zeuge Volker Flemig: Von dem Edeka-Markt – – Der war die ganze Zeit nicht mit im 

Visier von uns gewesen; das ist richtig. […] Aber diesen Überfall hatten wir zu der 

Serie eigentlich bis zum Schluss nicht mit auf dem Plan gehabt.“2400 

Auch der Leiter des mit Raubfällen befassten Kommissariats der KPI Zwickau Leucht, 

d.h. der direkte Vorgesetzte der vorgenannten Sachbearbeiter Otto und Flemig, legte sich fest, 

dass der Edeka-Überfall „kein Thema“ gewesen sei: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Sie haben auch über Ihre Zusammenarbeit mit den 

Chemnitzer Beamten gesprochen und auch darüber, dass es dort einen umfangreichen 

Informationsaustausch gegeben hat. Ist in dem Zusammenhang auch ein Überfall auf 

einen Edeka-Markt in Chemnitz thematisiert worden? 

Zeuge Christian Leucht: Nein; kam im Nachgang, als wir dann die Serie aufgearbeitet 

haben. Im Vorfeld kein Thema.“2401 

 

                                                        
2399 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 9. 
2400 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 15. 
2401 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 13 f. 
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II.2.8 E r m i t t l u ng s v er f a h r e n  w eg e n  Ur ku n d enu n t e r d r ü ck u ng  2 01 3 /1 4  

II.2.8.1 S t r a f a n z e i g e  

Kurzzeitig, von Dezember 2013 bis Februar 2014, und ohne Erfolg wurde im Zusammenhang 

mit der vorzeitigen Vernichtung der Akte zum Edeka-Überfall bei der Zweigstelle Bautzen 

der Staatsanwaltschaft Görlitz unter dem Aktenzeichen 610 UJs 18415/13 ein Ermittlungs- 

verfahren gegen Unbekannt wegen des Verdachts der Urkundenunterdrückung gemäß § 274 

StGB geführt.2402 Dem Verfahren lag eine Strafanzeige zugrunde, die der Kölner Rechtsan-

walt Eberhard Reinecke – er war als Nebenklagevertreter im NSU-Prozess am OLG München 

tätig – mit Schreiben vom 15. November 2013 bei der Generalstaatsanwaltschaft Dresden 

gegen unbekannte MitarbeiterInnen der Staatsanwaltschaft Chemnitz erstattetet hatte. Zur 

Begründung verwies die Strafanzeige auf Angaben der Staatsanwaltschaft Chemnitz, die im 

Zuge des NSU-Prozesses aktenkundig wurden und wonach die Akte zum Ursprungsverfahren 

vernichtet worden sei. Eine dahingehende Erklärung zum Fehlen der Akte hatte OStA R. für 

die StA Chemnitz mit Schreiben vom 12. Juni 2012 gegenüber dem GBA abgegeben, unmit-

telbar bevor dieser das Verfahren an sich zog. Der damaligen Erklärung zufolge, die auch 

dem 1. UA vorliegt,2403 existieren zu dem Fall „weder Datensätze in der Staatsanwaltschaft 

Chemnitz noch eine Ermittlungsakte, weil diese nach Ablauf der betreffenden Archivierungs-

fristen vernichtet wurde.“2404 

Nach Auffassung des Anzeigeerstatters könne diese Erklärung jedoch nicht zutreffen: 

Selbst nach ursprünglicher Wertung der Tat als (lediglich) schwerer Raub gemäß § 250 StGB 

sei zum Zeitpunkt der Vernichtung eine Verjährung noch nicht eingetreten gewesen, sodass 

eine Vernichtung unter keinen Umständen hätte vorgenommen werden dürfen. Es könne sich 

auch der Verdacht einer Strafvereitelung im Amt gemäß § 258a StGB ergeben. Im Hinblick 

auf die Prüfung eines eventuellen Vorsatzes sei es in dem Zusammenhang angezeigt, „eben-

falls zu überprüfen, wie mit anderen UJs-Verfahren, bei denen Raub oder schwerer Raub Ge-

genstand war, verfahren worden ist.“ Der Anzeigeerstatter bat, mit der Bearbeitung der Sache 

eine Staatsanwaltschaft zu betrauen, „die bisher möglichst wenig mit dem Komplex ‚NSU‘ 

befasst war.“2405  

                                                        
2402 Die Unterlagen zu diesem Ermittlungsverfahren wurden, obgleich der NSU-Bezug außer Frage stehen dürfte, 
dem 1. UA zunächst nicht, sondern erst auf ausdrückliche Anforderung vorgelegt. 
2403 ADS 373, Ordner 13, Bl. 7 f. 
2404 ADS 439, Ordner 16, Bl. 68. 
2405 Ebd., Bl. 4–6. 
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II.2.8.2 E in l e i t un g  d e s  E r m i t t l u ng s v er f a h r e n s  

Dem entsprach die GenStA Dresden nach Eingang der Strafanzeige und beauftragte am 

25. November 2013 den LOStA in Görlitz mit den Amtsverrichtungen.2406 Dort wurde das 

Ermittlungsverfahren am 3. Dezember 2013 durch LOStA U. eingetragen;2407 zuständig war 

fortan die bei der Zweigstelle Bautzen tätige StA‘in H.2408 Soweit ersichtlich, wurde in dem 

Verfahren zunächst einmal nichts veranlasst, bis am 23. Dezember 2013 ein Bericht des MDR 

erschien, der sich auf Angaben des LOStA U. bezog, wonach „seine Behörde […] derzeit die 

Akten“ suche.2409 Infolge dieses Berichts erbat das SMJus einen Bericht durch die StA Gör-

litz.2410 Deren Antwort vom 2. Januar 2014 zufolge stimme es nicht, dass „die Staatsanwalt-

schaft Görlitz derzeit die Akten suche“.2411 

In der weiteren Folge kam es Anfang 2014 zu einer Telefonschaltkonferenz, an der un-

ter anderem die GenStA Dresden, die StA Görlitz und die StA Chemnitz beteiligt waren. 

Unter Bezug auf die – hier nicht näher bekannten – Inhalte dieser Besprechung teilte der 

LOStA H. der StA Chemnitz im Anschluss den Teilnehmenden per E-Mail konkretisierend 

mit, es liege aus Sicht der StA Chemnitz bei der Vernichtung der Akte ein Verstoß gegen eine 

Verwaltungsvorschrift vor. Es sei jedoch „schwierig zu sagen“, wer für diesen Verstoß ver-

antwortlich sei, „wohl in erster Linie der StA (damals wohl Frau Dietze)“.2412 Hierzu erbat die 

StA Görlitz mit Schreiben vom 8. Januar 2014 einen schriftlichen Bericht. Dieser wurde mit 

Datum vom 22. Januar 2014 vorgelegt. In dem Schreiben wurde nochmals bekräftigt, dass für 

das Dezernat 820 der StA Chemnitz, wo das Ursprungsverfahren geführt wurde, die StA’in 

Dietze zuständig gewesen sei, ferner zwei dort tätige Justizangestellte A.W. und S.G.2413 

Kurz vor der Vorlage dieses Berichts hatte die StA Görlitz bereits Einsicht in Auszüge 

eines Berichtsvorgangs der GenStA Dresden genommen, in dem unter dem Aktenzeichen 

27 BerL 212/11 verschiedene Vorgänge mit Bezug zum NSU-Komplex gesammelt wurden, 

darunter auch ein Informationsaustausch, der eingesetzt hatte, nachdem das Fehlen der Akte 

                                                        
2406 Ebd., Bl. 3. 
2407 ADS 439, Ordner 16, Bl. 1. 
2408 Ebd., Bl. 70. 
2409 MDR, 23.12.2013: Ermittlungen wegen Aktenvernichtung zum NSU-Trio, veröffentlicht unter: 
https://www.mdr.de/nachrichten/nsu-ueberfall100.html. 
2410 ADS 439, Ordner 17, ohne Pag., entspr. S. 9. 
2411 Ebd., ohne Pag., entspr. S. 15. 
2412 ADS 439, Ordner 46, Bl. 31. 
2413 ADS 439, Ordner 16, Bl. 91. 
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zum Ursprungsverfahren festgestellt worden war.2414 Aus diesen Unterlagen konnte die 

StA Görlitz gleichfalls ersehen, dass nach Kenntnis der StA Chemnitz und in Übereinstim-

mung mit Geschäftsverteilungsplänen die StA’in Dietze zuständig war, „auch in den Jahren 

nach der Tat.“2415 Ferner wurde der StA Görlitz die bereits 2012 bei der GenStA Dresden 

vertretene (und mit der Auffassung des Anzeigeerstatters übereinstimmende) Position 

bekannt, wonach die Akte nicht hätte vernichtet werden dürfen, da eine Verjährung noch 

nicht eingetreten war.2416 

 

II.2.8.3 V e r z i c h t  a u f  w e i t e r e  E r mi t t l u n g s ha n d lu n g e n  

Obwohl die Staatsanwaltschaft Chemnitz bereits einen Verstoß eingeräumt hatte und die 

GenStA von widerrechtlichem Handeln ausging, machte die StA Görlitz von ihren Ermitt-

lungsbefugnissen keinen Gebrauch mehr. Insbesondere nutzte sie nicht die Möglichkeit, die-

jenigen Personen zeugenschaftlich zu befragen, die bekanntermaßen mit dem ursprünglichen 

Ermittlungsverfahren befasst waren oder von denen anhand vorliegender Geschäftsvertei-

lungspläne eine damals verantwortliche Stellung innerhalb der StA Chemnitz angenommen 

werden kann. Die StA’in Karin Dietze bestätigte als Zeugin im 1. UA, bis zu ihrer Ladung in 

den Untersuchungsausschuss nicht zu dem Fall befragt worden zu sein: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Die Akten zu dem ‚Edeka‘-Überfall werden überall 

noch gesucht. – Ich habe in diesem Zusammenhang folgende Frage an Sie: Sind Sie 

seit November 2011 in Bezug auf diesen ‚Edeka‘-Überfall von irgendjemandem 

befragt worden? Von Ihrer Dienststelle? Von Gerichten? Von Ermittlungsbehörden? 

Zeugin Karin Dietze: Also, ich bin – – Ich habe das erste Mal bewusst mich mit diesen 

einzelnen Handlungen auseinandergesetzt – oder: versucht, mich auseinanderzusetzen 

–, als ich die Ladung von Ihnen bekommen habe. Das heißt, ich bin vorher nicht ange-

sprochen worden, ob ich dort irgendwelche Verfahren bearbeitet habe, ob ich dort im 

Zusammenhang mit diesem ‚Trio‘ irgendwelche Raubhandlungen als sachbearbeiten-

de Staatsanwältin mit bearbeitet habe. 

                                                        
2414 Ebd., Bl. 70. 
2415 Ebd., Bl. 75. 
2416 Ebd., Bl. 73. 
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Also, ich war ein bisschen erstaunt, muss ich sagen, als ich erfahren habe, dass ich 

hier aussagen soll, dass ich offensichtlich doch an irgendeinem dieser Verfahren, die-

sen Raubhandlungen, als sachbearbeitende Staatsanwältin damals mitgewirkt habe. 

Mich hat also diesbezüglich niemand vorher angesprochen, ob ich irgendwelche Akten 

habe oder ob ich diese Akte habe oder: also nicht.“2417 

 

II.2.8.4 E in s t e l l un g  d e s  E r m i t t l u ng s v er f a h r e n s  

Mit Verfügung vom 11. Februar 2014 stellte die StA’in H. das Ermittlungsverfahren nach 

§ 170 Absatz 2 StPO ein.2418 Zur Begründung heißt es: 

„Das Verfahren ist einzustellen, da ein strafbares Verhalten nicht festgestellt werden 

kann. Im Rahmen der Ermittlungen konnte nicht festgestellt werden kann [sic!], wel-

cher Staatsanwalt der Staatsanwaltschaft Chemnitz die Aufbewahrungsfrist bestimmt 

bzw. eine solche Verfügung nicht getroffen hat. Auch konnte nicht festgestellt werden, 

durch wen die Vernichtung erfolgte.“2419 

Diese Einschätzung stützte sich einzig und allein auf die oben genannte Stellungnah-

me der StA Chemnitz vom 22. Januar 2014, in der hervorgehoben wurde, dass – gerade we-

gen des Fehlens von Unterlagen – nicht mehr nachzuvollziehen sei, wer die Einstellungsver-

fügung verantwortete und wer später die Aussonderung und Vernichtung der Akte vor-

nahm.2420 Damit wird die Stellungnahme der StA Chemnitz zwar zutreffend wiedergegeben. 

Nicht wiedergegeben wird in der Einstellungsverfügung jedoch, dass – auch auf Grundlage 

nachprüfbarer Geschäftsverteilungspläne – mehrfach die StA‘in Dietze als zuständig bezeich-

net wurde, ferner zwei namentlich benannte Justizangestellte. Diese hätten mindestens als 

ZeugInnen befragt werden können. 

Weiter wird in der Einstellungsverfügung ausgeführt, ein strafbares Tun oder Unter-

lassen einer MitarbeiterIn der StA Chemnitz sei nicht nachweisbar, da nicht feststehe, welche 

Aufbewahrungsfrist durch eine StaatsanwältIn ursprünglich festgelegt worden war. Zudem 

fehlten Hinweise darauf, dass ein Vorsatz bzw. ein Handeln in der Absicht, einem anderen 

                                                        
2417 1. UA, Protokoll Karin Dietze v. 13.03.2017, S. 8. 
2418 ADS 439, Ordner 16, Bl. 111. 
2419 Ebd., 113. 
2420 Ebd. 
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Nachteil zuzufügen, vorliegen könnte.2421 Damit ist das Ergebnis des Ermittlungsverfahrens 

zwar zutreffend bezeichnet. Allerdings steht diese Einschätzung unter dem Vorbehalt, dass 

faktisch keine Ermittlungsmaßnahmen ergriffen oder veranlasst wurden, die geeignet gewesen 

wären, den Verdacht eines über die bloße Rechtswidrigkeit hinaus auch strafbaren Handelns 

zu bestätigen oder auszuschließen. Die Ausführungen in der Einstellungsverfügung beziehen 

sich insoweit völlig ungeprüft auf die Annahme der StA Chemnitz, dass (wie bereits im Mai 

2012 gegenüber der GenStA angegeben wurde) die Vernichtung vermutlich „versehentlich“ 

erfolgt sei.2422 In dem Zusammenhang verfehlt die vom Anzeigeerstatter erbetene Zuweisung 

des Verfahrens durch den GenStA Dresden an eine mit dem NSU-Komplex bislang nicht be-

fasste Staatsanwaltschaft ihren Sinn, wenn diese sich ohne weitere Prüfung auf die Angaben 

gerade derjenigen Stelle verlässt, bei der die Akte widerrechtlich vernichtet worden war. Eine 

ebenfalls vom Anzeigeerstatter vorgeschlagene Prüfung, ob hinsichtlich der Akte zum Edeka-

Überfall das behauptete zufällige Einzelversehen vorlag oder ob etwa auch weitere Unterla-

gen zu anderen Raubtaten im Bereich der StA Chemnitz zur vorzeitigen Vernichtung kamen, 

wurde nicht vorgenommen. 

Abschließend argumentierte die StA Görlitz in der Einstellungsverfügung, dass eine 

Strafverfolgung wegen Urkundenunterdrückung oder Strafvereitelung im Amt wegen einer 

hier bereits eingetretenen Verjährung ohnehin nicht mehr möglich sei.2423 Zu dieser Rechts-

auffassung fertigte die GenStA Dresden mit Datum vom 20. März 2014 einen inhaltlich 

abweichenden Vermerk, wonach die Erwägung, dass eine etwaige Straftat bereits verjährt sei, 

nicht trage und rechtlich unzutreffend sei. Im Ergebnis sei die Einstellung nach § 170 

Absatz 2 StPO dennoch gerechtfertigt, da es ohnehin nicht gelungen sei, eine TäterIn zu 

ermitteln.2424 

                                                        
2421 Ebd., Bl. 113 f.. 
2422 ADS 439, Ordner 46, Bl. 34. 
2423 ADS 439, Ordner 16, Bl. 114. 
2424 ADS 439, Ordner 46, Bl. 194. 
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II.3 D i e  N SU - R a ub s e r i e  in  S a ch s e n  

Noch in dem Jahr, in dem Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe untertauchten, wurde ein erster 

Raubüberfall in Sachsen begangen, dessen Beute für die Finanzierung des Lebens im „Unter-

grund“ benötigt wurde (→ KAP. II.2). Im Folgejahr begann eine ausgedehnte Raubserie, die 

sich zunächst gegen Post- und später gegen Sparkassen-Filialen in Chemnitz und Zwickau 

richtete. Die ab dem Jahr 1999 begangenen Raubfälle wurden bei den damaligen Ermittlun-

gen als zusammenhängende Serie erkannt, aber nicht aufgeklärt. Ab Ende 2006 griff die 

Raubserie auf Mecklenburg-Vorpommern, ab 2011 auch nach Thüringen über, wobei die 

chronologisch letzte Tat am 4. November 2011 den Freitod von Böhnhardts und Mundlos‘ 

sowie die „Selbstenttarnung“ des NSU nach sich zog. Bei den einzelnen Taten waren die sei-

nerzeit unerkannt gebliebenen Täter stets maskiert und durchgehend bewaffnet, sie bedrohten 

die Angestellten regelmäßig mit dem Tod. Bei der überwiegenden Zahl der Taten wurden 

Angestellte durch Ausübung roher körperlicher Gewalt, durch den Einsatz von Reizgas und 

in einem Fall durch einen Revolverschuss erheblich, teils auch lebensgefährlich verletzt. 

In der Gesamtschau ist von sogenannten Logistikstraftaten auszugehen: Die Tatbeute wurde 

nicht nur für den persönlichen Bedarf benötigt, sondern ermöglichte den NSU als rechts- 

terroristische Vereinigung. 

 

II.3.1 F i n an z i e l l e  V e r h ä l t n i s s e  d e s  K er n t r i o s  

II.3.1.1   N a c h vo l l z i e hb ar e  A u s ga b e n  

Im gesamten Zeitraum des Untertauchens von 1998 bis 2011 fielen nachvollziehbare, d.h. 

durch schriftliche Belege oder konkrete Aussagen hinreichend dokumentierte Ausgaben in 

einer Gesamthöhe von mehr als 186.000 Euro an.2425 Diese Ausgaben lassen sich wie folgt 

weiter aufschlüsseln: 

§ Für Unterkünfte, d.h. Miet- und Nebenkosten der in Chemnitz und Zwickau genutzten 

Wohnungen, fielen Kosten in einer Höhe von rund 97.000 Euro an.2426 

                                                        
2425 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 257. 
2426 Ebd., Bl. 231; ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 624, Bl. 10065. 
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§ Für die Anmietung von Fahrzeugen – das mindestens 18-fache Entleihen von Wohn-

mobilen und das mindestens 48-fache Entleihen von Pkw – und Sprit fielen Kosten in 

einer Höhe von rund 29.000 Euro an.2427 

§ Für die Anschaffung diverser Elektronikgeräte, insbesondere von Computern und 

Hardwarezubehör – beginnend im Jahr 2004 sind 57 Käufe nachvollziehbar – fielen 

Gesamtkosten in Höhe von knapp 21.000 Euro an.2428 

§ Bei Reisen – seit dem Jahr 2003 handelte es sich um mindestens 22 Campingplatz- 

und andere Urlaubsaufenthalte,2429 von denen lediglich 15 näher nachvollziehbar sind 

– fielen für Übernachtungen, Stellplatzmieten u.ä. Kosten in einer Höhe von knapp 

20.000 Euro an.2430 

§ Für den Kauf von sieben Fahrrädern fielen Kosten in einer Gesamthöhe von mehr als 

7.000 Euro an.2431 

§ Für BahnCards im Besitz des Trios, die auf die Namen André Eminger, Susann E., 

Max-Florian B. bzw. „Max B.“ sowie Gunter Frank F. ausgestellt wurden, fielen Kos-

ten in einer Gesamthöhe von rund 1.400 Euro an.2432 

§ Sonstige Rechnungen und Belege belaufen sich auf rund 11.000 Euro.2433 

§ Zudem gab der verurteilte Holger Gerlach an, er habe von Zschäpe ein „Depot“ in 

Höhe von seinerzeit 10.000 DM erhalten. Auch Ralf Wohlleben sei ein Betrag in die-

ser Höhe zur Verfügung gestellt worden.2434 Dieses Geld habe das Trio zur Verwah-

rung übergeben in der Absicht, darauf zugreifen zu können, falls sie es künftig brau-

chen würden.2435 

Nicht in diese Aufschlüsselung gehen weitere Kosten ein, die nicht näher zu beziffern 

sind. Dies betrifft Ausgaben in den oben genannten Kategorien, für die aber, insbesondere aus 
                                                        
2427 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 232 f.; ADS 736, Ordner 8, entspr. SAO 27, Bl. 191, 206; 
ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 624, Bl. 10065. 
2428 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 246–249; ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 624, Bl. 10065. 
2429 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 85–88 sowie 106–108. 
2430 Ebd., Bl. 105–108; ADS 736, Ordner 34, entspr. N 18, Bl. 380–383; ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 624, 
Bl. 10065. 
2431ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 253. 
2432 Ebd., Bl. 245; ADS 736, Ordner 34, entspr. N 19, Bl. 85. 
2433 ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 624, Bl. 10066. 
2434 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 254. 
2435 ADS 736, Ordner 10, entspr. SAO 31, Bl. 433. 
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den ersten Jahren des Untertauchens keine Belege mehr aufgefunden wurden, ferner die 

allgemeinen Lebenshaltungskosten Mundlos‘, Böhnhardts und Zschäpes, insbesondere für 

Nahrung, Kleidung und andere Waren des täglichen Bedarfs. Anhand der Aussagen von 

„Urlaubsbekanntschaften“ ist überdies zu ersehen, dass insbesondere Zschäpe beim Beglei-

chen von Rechnungen generös gewesen sei; dies bestätigte auch der mutmaßliche Unterstüt-

zer Max-Florian B., der angibt, Geldgeschenke erhalten zu haben.2436 

Offenbar erhielten einzelne UnterstützerInnen in Sachsen weitere erhebliche Zuwen-

dungen: Nach Annahme des BKA soll das Trio unter anderem eine Reise in einen Vergnü-

gungspark bei Paris bezahlt haben, die André Eminger mit dessen Familie antreten sollte.2437 

Womöglich wurde Eminger durch das Trio auch eine Hifi-Anlage geschenkt, die in dessen 

Schlafzimmer sichergestellt wurde. Der zugehörige Kaufbeleg aus dem Jahr 2009 wurde 

gleichfalls bei Eminger aufgefunden, wobei auf der Rechnung dessen Fingerabdrücke und 

diejenigen Zschäpes nachgewiesen wurden. Die Rechnung war ausgestellt auf eine Alias-

Personalie, die durch das „Trio“ genutzt wurde und zu der weitere Unterlagen in der Früh-

lingsstraße 26 lagerten.2438 Unbekannt ist schließlich, welche Kosten für die Erlangung des 

umfänglichen Arsenals an Schusswaffen und Munition anfielen. Nur für die als Mordwaffe 

verwendete Pistole Česká 83 mit Schalldämpfer liegen Angaben vor, wonach dafür 

2.500,00 DM gezahlt worden seien.2439 

Besondere Beachtung verdient schließlich der Umstand, dass der NSU, nachdem die 

Untergetauchten in der Anfangszeit selbst auf Spendenmittel angewiesen waren (siehe unten), 

spätestens im Frühjahr 2002 dazu übergingen, offenbar erhebliche Einzelspenden in unbe-

kanntem Gesamtumfang innerhalb der rechten Szene verteilten. Zu diesem Zweck wurde der 

sogenannte NSU-Brief konzipiert, der in der Frühlingsstraße aufgefunden wurde und zugehö-

rigen Aufzeichnungen zufolge an bis zu zehn Adressen im ganzen Bundesgebiet – überwie-

gend Szenezeitschriften („Fanzines“) und deren HerausgeberInnen – versendet werden soll-

te.2440 Das zweiseitige Schreiben enthält die Selbstbezeichnung „Nationalsozialistischer Un-

tergrund“, verwendet das auch im heute bekannten Bekennervideo gezeigte Gruppenlogo und 

verweist auf „BEILIEGENDE UNTERSTÜTZUNGEN“.2441 Hierzu durchgeführte Ermitt-

lungen, darunter Hausdurchsuchungen und Vernehmungen, erbrachten gesicherte Hinweise 
                                                        
2436 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 568 f. 
2437 ADS 736, Ordner 7, entspr. SAO 22, Bl. 100. 
2438 Ebd., Bl. 49 f. 
2439 ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 624, Bl. 10061. 
2440 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 25, Bl. 4. 
2441 ADS 736, Ordner 25, entspr. SAO 551.3, Bl. 231. 
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darauf, dass der Brief bei zumindest einem der ursprünglich vorgesehenen Adressaten auch 

tatsächlich einging, wobei dem Schreiben in diesem Fall ein 500-Euro-Schein beigelegt 

war.2442 Bereits länger zurückliegend war aus dem nachrichtendienstlichen Informationsauf-

kommen bekannt geworden, dass einer Quelle zufolge bei dem Verantwortlichen einer ande-

ren neonazistischen Publikation („Der weiße Wolf – Rundbrief für Kameraden“) eine Geld-

spende eingegangen sei, die sich sogar auf 2.500,00 Euro belaufen habe.2443 

 

II.3.1.2   N a c h vo l l z i e hb ar e  E i nn a h me n  

(a) G e l d s pe n d en  

Nach dem Untertauchen erhielten Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe finanzielle Zuwendungen 

teils durch Familienangehörige, teils durch mutmaßliche UnterstützerInnen aus ihrem politi-

schen Umfeld in Thüringen, die bar überbracht wurden. Aus der Gesamtschau aller vorlie-

genden und hinreichend belastbaren Hinweise auf solche Spendenmittel ergibt sich ein Betrag 

von zumindest knapp 1.000,00 DM, den das „Trio“ von Februar 1998 bis April 2001 erhalten 

haben muss. Der Bedarf nach solchen direkten Zuwendungen bestand insbesondere in der 

Frühphase des Untertauchens und verlor ab Ende 1998 – nach dem ersten (bekannten) Raub-

überfall bzw. dem Beginn der Raubserie – sukzessive an Bedeutung.2444 

Es kamen weitere, nicht genau zu beziffernde kreditartige Unterstützungen hinzu, die 

durch das „Trio“ zurückgezahlt wurden. Zudem liegen Hinweise darauf vor, dass jedenfalls in 

Thüringen über Einzelleistungen hinaus auch systematische Spendensammlungen bei Szene-

veranstaltungen organisiert wurden, wobei auch auf diesem Wege eingeworbene Mittel nicht 

näher konkretisiert werden können.2445 So habe nach Angaben des Beschuldigten 

Max-Florian B. das zeitweise bei ihm beherbergte „Trio“ geäußert, Geldeinnahmen eines 

Szenekonzertes erhalten zu haben.2446 Ein wesentlicher Teil aus Thüringen heraus zur Verfü-

gung gestellter Mittel stammte im Übrigen vom sogenannten Verfassungsschutz: Nach Anga-

ben des früheren V-Mann-Führers des LfV Thüringen Norbert Wießner, der als Zeuge im 1. 

UA befragt wurde, sei einmal eine Quelle seiner Behörde beauftragt gewesen, 500 Euro2447 an 

                                                        
2442 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 25, Bl. 13 f. 
2443 AbschlBer UA-BT II, S. 1214. 
2444 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 208 f. 
2445 Ebd., Bl. 542. 
2446 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 37, Bl. 45. 
2447 Vermutlich sind 500 DM gemeint. 
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Ralf Wohlleben in der Absicht zu geben, dieses Geld „zur Unterstützung“ den Flüchtigen 

zukommen zu lassen.2448 

Offen ist, ob und in welchem Umfang Spendenmittel auch in Sachsen oder durch 

sächsische Gesinnungsgenossen akquiriert wurden. Der als Zeuge vernommene Szeneangehö-

rige Michael P. gab gegenüber dem BKA an, es habe in Sachsen „auf jeden Fall“ Spenden-

aufrufe zugunsten des „Trios“ gegeben, wobei insbesondere der mutmaßliche Unterstützer 

Thomas S. in solche Spendenaktionen involviert gewesen sei.2449 Der als Beschuldigter ver-

nommene Thomas S. bestätigte zwar, dass es bei größeren Szeneveranstaltungen durchaus 

üblich gewesen sei, Sammlungen für verschiedene Zwecke vorzunehmen; solche Sammlun-

gen habe seines Wissens unter anderem Hendrik L. initiiert. Jedoch bestritt er, von eventuel-

len Spendenaktionen für das „Trio“ gewusst zu haben.2450 Dafür, dass Thomas S. dennoch von 

derartigen Spendensammlungen gewusst haben könnte, spricht eine Quelleninformation, die 

das LfV Thüringen am 20. November 1999 über ihren V-Mann Marcel Degner – Leiter der 

„Blood & Honour“-Sektion Thüringen – erlangte. Demnach habe er eine Woche zuvor am 

Rande eines Szenekonzertes im thüringischen Schorba mit Thomas S. gesprochen und diesem 

eine finanzielle Unterstützung für die Untergetauchten angeboten. S. habe dies mit der Be-

gründung abgelehnt, dass die „Drei“ kein Geld mehr benötigten, da sie „jobben“ würden.2451 

Auf Vorhalt dieser Quellenmeldung gab S. an, zwar bei dem Konzert am 13. November 1999 

gewesen zu sein, jedoch habe das beschriebene Gespräch nicht stattgefunden.2452 

Aus dem nachrichtendienstlichen Informationsaufkommen ergibt sich daneben ein 

Hinweis auf eine mögliche Sachzuwendung, die das Trio durch die B & H-Sektion Sachsen, 

der auch Thomas S. angehörte, erhalten haben könnte. So berichtete der brandenburgische 

V-Mann „Piatto“ im September 1998, der sächsische B&H-Sektionsleiter Jan W. sei beauf-

tragt, für das Trio eine Waffe zu beschaffen. Die dafür benötigten Geldmittel seien durch die 

B & H-Sektion Sachsen bereitgestellt worden und stammten aus Einnahmen von Konzerten 

und dem Verkauf von CDs2453 (→ KAP. II.1.4.9.C). Ob der beschriebene Beschaffungsversuch 

erfolgreich war, erscheint im Hinblick auf die Verwendung mindestens einer Schusswaffe bei 

dem Überfall auf die Edeka-Filiale in Chemnitz am 18. Dezember 1998 zwar möglich, ist 

jedoch nicht belegt: Der mehrfach durch das BKA als Zeuge vernommene Carsten 
                                                        
2448 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 12. 
2449 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 5, Trennbl. Michael P., ohne Pag., S. 8 f. 
2450 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 48. 
2451 AbschlBer UA-BT I, S. 159. 
2452 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 47. 
2453 AbschlBer UA-BT I, S. 160. 
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Szczepanski, d.h. der frühere V-Mann „Piatto“, ließ sich nicht eindeutig zu der Frage ein, ob 

er damals, wie beschrieben, dem LfV Brandenburg berichtet hatte und ob ihm dazu gegebe-

nenfalls weitere Hinweise vorlagen.2454 Der als Beschuldigter vernommene Jan W. machte 

keine Angaben zur Sache.2455 Nachdem die Angeklagte Zschäpe am 21. Januar 2016 in der 

Hauptverhandlung am OLG München auf Fragen des Gerichts über einen ihrer Verteidiger 

angeben ließ, Böhnhardt hätte ihr berichtet, dass Jan W. tatsächlich eine Pistole zur Verfü-

gung gestellt habe, wies W. diese Anschuldigung gegenüber der Presse zurück.2456 

Im Ergebnis der Beweisaufnahme des 1. UA bleibt offen, wie umfangreich und konk-

ret damalige behördliche Kenntnisse über Spenden zugunsten des Trios tatsächlich waren 

(→ KAP. II.1.4.8.G). Die ehemalige Mitarbeiterin des Zielfahndungskommandos des LKA 

Thüringen Zinserling gab als Zeugin an, es habe während der Fahndung lediglich allgemein 

gehaltene Hinweise gegeben, denen zufolge das Trio eine finanzielle Unterstützung erfahre: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Hatten Sie irgendwann Hinweise, wie sich das Trio 

finanziert? Gab es darauf Hinweise? 

Zeugin Kathrin Zinserling: Wir hatten Hinweise, dass Sie innerhalb von der rechtsra-

dikalen Szene unterstützt worden sind. Aber wer genau der Geldgeber war, das kann 

ich Ihnen nicht sagen.“2457 

Diese bloß allgemeine Informationslage in der Anfangszeit der Fahndung bestätigte 

auch der frühere Zielfahnder des LKA Thüringen Kämmerer, ohne Näheres zu möglichen 

GeldgeberInnen sagen zu können: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Sie hatten keine Information, wie sich das Trio 

finanziert? 

Zeuge Jan-Erik Kämmerer: […] Aus der zurückliegenden Zeit gab es die Information, 

dass es Spendenaufrufe gab, in der Anfangsphase, dass sie sich über Spenden, Konzer-

te, ich glaube, den Verkauf von irgendwelchen Spielen, die im Netz verteilt wurden 

oder verkauft wurden – – darüber im Prinzip die Erstfinanzierung erfolgte.“2458 

                                                        
2454 ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 189, Bl. 189 ff.; ADS 736, Ordner 32, entspr. SAO 631, Bl. 13090. 
2455 ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 227, Bl. 383–387. 
2456 Der SPIEGEL, Ausgabe 04/2016, S. 25. 
2457 1. UA, Protokoll Kathrin Zinserling v. 29.01.2018, S. 15. 
2458 1. UA, Protokoll Jan-Erik Kämmerer v. 12.03.2018, S. 18. 
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Nach den deutlich weitergehenden Angaben des Zielfahnders des LKA Thüringen 

Wunderlich im früheren 3. UA hätten 1998 jedoch auch Hinweise des LfV Thüringen sowie 

womöglich auch des LfV Sachsen vorgelegen, dass zugunsten des „Trios“ auch in Sachsen 

Spenden gesammelt werden. Unter anderem auf solche Erkenntnisse seien ab Juli/August 

1998 TKÜ-Maßnahmen gegen mehrere Personen in Chemnitz – darunter die oben bereits 

benannten: Jan W., Thomas S. und Hendrik L. – gestützt worden: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Sie sind also nicht von sich aus auf Werner, Starke und 

Lasch gekommen, sondern eine Behörde XY aus Sachsen hat Ihnen diesen Hinweis 

gegeben? 

Zeuge Sven Wunderlich: Richtig. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: […] Welche Erkenntnisse hatte das Thüringer Landes-

kriminalamt […] über Werner, Lasch und Starke gehabt, dass es hier zu dieser Tele-

fonüberwachungsbeantragung und Beschlussfassung gekommen ist? 

Zeuge Sven Wunderlich: […] Die Gruppe Lasche, Starke und Werner ist im Zuge von 

Spendengeldern oder im Zuge von Sammeln von Bargeld für die drei Untergetauchten 

aufgetaucht. Da gab es also Hinweise vom LfV Thüringen, dass das in Sachsen wohl 

stattfinden soll oder könnte. Und Werner, Starke und Lasch waren wohl die drei füh-

renden Mitglieder der ‚Blood & Honour‘-Bewegung in Sachsen, die als Organisato-

ren dieser Spenden- oder Sammelaktion eingestuft waren. Das führt dann zur Anre-

gung von TKÜ-Maßnahmen, die durch die Staatsanwaltschaft beantragt und durch 

das Gericht beschlossen wurden. […] 

Die Ermittlungen, die Grundlage dieser Anregung der TKÜ waren, wie ich das an-

fangs schon schilderte, waren die Ausführungen des LfV Thüringen als auch die Er-

kenntnisse, die wir aus Sachsen erhalten haben. Das haben wir ganz einfach zusam-

mengefasst, mit dem Hintergrund, dass für die drei Geld gesammelt wird, bei Konzer-

ten gespendet wird, und das Geld muss ja zum Schluss irgendwo ankommen. Die drei 

Vertreter erschienen aus Sicht der sächsischen Behörden als die geeignetsten, die 

letztendlich über die Summen verfügten oder auch den weiteren Werdegang dieses 

Geldes festlegen konnten, und das waren die Gründe zur Anregung von TKÜ-

Maßnahmen. […] 
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Die Informationen, die wir vom LfV erhielten – ob jetzt Thüringen oder Sachsen, wo-

bei ich Thüringen weiß –, war lediglich der Umstand von Spendensammlungen für die 

Drei, das Besorgen von Pässen – auch das war bekannt – und das Absetzen ins Aus-

land. […] Das LfV Thüringen hat uns gesagt, dass in Sachsen bei Konzerten gesam-

melt wird. Die verantwortlichen Ansprechpartner dieser Konzerte waren für uns die 

drei Genannten.“2459 

Der frühere V-Mann-Führer des LfV Thüringen Wießner bestritt als Zeuge im 1. UA 

unter Vorhalt der Angaben Wunderlichs, derartige Hinweise erlangt zu haben.2460 Dem 1. UA 

wurden auch in der Gesamtschau aller vorgelegten Unterlagen des LfV Sachsen und der An-

gaben befragter MitarbeiterInnen keine Anhaltspunkte dafür bekannt, dass damals Kenntnisse 

über Spendensammlungen zugunsten der Flüchtigen in Sachsen und insbesondere durch die 

bezeichneten Personen erlangt worden wären. Damit ist freilich nicht ausgeschlossen, dass es 

solche Unterstützungen gab. 

 

(b) P r o d uk t io n  un d  V er k au f  d e s  „ P og r o mly “ - S p ie l s  

Mit der Absicht, daraus Gewinne zu generieren, fertigte das Trio in Eigenarbeit das an das 

Brettspiel „Monopoly“ angelehnte, NS-verherrlichende und stark antisemitische Spiel „Pog-

romly“. Bereits am 26. Januar 1998 wurden in Jena bei Zschäpe derartige Spiele und zugehö-

rige Vorlagen sichergestellt.2461 In der weiteren Folge wurde durch das nachrichtendienstliche 

Informationsaufkommen des LfV Thüringen bekannt, dass nach der Flucht weitere Exemplare 

produziert werden. Im „vorläufigen Abschlussvermerk“ des LfV Thüringen zum Fall „Dril-

ling“ vom 3. Juni 1999, der bisherige Kenntnisse zum Aufenthalt des Trios referierte und der 

auch dem LfV Sachsen vollständig bekannt wurde (→ KAP. II.1.5.3), hieß es dazu:  

„Über die Szene wurde bekannt, dass die drei Gesuchten monopolyartige Spiele mit 

dem Namen ‚PROGROMOLY‘ fertigen, die dann der Szene für je DM 100,– verkauft 

würden und von denen der Lebensunterhalt der Gesuchten u.a. bestritten werden 

sollte.“2462 

                                                        
2459 3. UA, Protokoll Sven Wunderlich v. 09.09.2013, S. 24 f. 
2460 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 11 f. 
2461 AbschlBer UA-TH I, S. 800, Rdnr. 1142. 
2462 AbschlBer UA-BT II, Anl. 86, S. 11. 
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Anhand verschiedener Angaben ist gesichert, dass die Fertigung solcher Spiele nach 

dem Untertauchen in Chemnitz erfolgte: Die Beschuldigte Mandy S. gab an, sie habe 1998, 

als sich das Trio in der Wohnung ihres damaligen Partners Max-Florian B. aufhielt, gesehen, 

wie die Flüchtigen Würfel und Spielsteine basteln.2463 Der Beschuldigte Max-Florian B. be-

stätigte dies und gab zudem an, das „Trio“ habe, um weitere Exemplare fertigen zu können, 

eigens Material in einem Baumarkt gekauft. Seinen Schätzungen nach seien bis zu 20 solcher 

Spiele hergestellt worden, wobei Mundlos geäußert habe, diese würden sich in rechtsradikalen 

Kreisen hervorragend verkaufen.2464 Weiter gab B. an, die Spiele seien zunächst in seiner 

Wohnung gelagert worden, bis sie eines Tages nicht mehr dort gewesen seien.2465 

Dem Verkaufspreis von 100 DM pro Exemplar standen Produktionskosten von rund 

50 DM gegenüber. In der Gesamtschau aller dazu vorliegenden Hinweise konnten in den Jah-

ren 1998 und 1999 mindestens 25 Exemplare tatsächlich abgesetzt und damit ein Gewinn von 

rund 1.250 DM erzielt werden.2466 Der größte Einzelkunde dieser in Chemnitz produzierten 

Spiele war das LfV Thüringen, das mithilfe von Quellen über die Bestellung und den Aufkauf 

derartiger Spiele angeblich versuchte, den Aufenthaltsort der Gesuchten zu ermitteln.2467 Der 

als Zeuge im 1. UA vernommene ehemalige V-Mann-Führer des LfV Thüringen Wießner 

bestätigte in dem Zusammenhang, der V-Mann Tino Brandt habe „den Auftrag bekommen, 

solche Spiele zu beschaffen.“2468 Indes habe er keine Kenntnisse über die Produktion dieser 

Spiele erlangt, ohnehin sei die „Pogromly“-Produktion nicht geeignet gewesen, den Lebens-

unterhalt zu decken: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Ich habe zunächst die Frage, ob es zutrifft, dass Herr 

Brandt damit beauftragt war, mehrere Exemplare des sogenannten Pogromly-Spiels 

aufzukaufen, als Quelle. 

Zeuge Norbert Wießner: […] Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Wie die erste Mel-

dung kam: Die wollen ihren Lebensunterhalt mit diesem Spiel machen – – Nicht, dass 

man sofort gelacht hat, ja? Ich [kann] keinen Lebensunterhalt bestreiten, wenn ich 10, 

20 oder 30 Spiele herstelle.“2469 

                                                        
2463 ADS 736, Ordner 10, entspr. SAO 36, Bl. 34; ADS 736, Ordner 10, entspr. SAO 36, Bl. 111. 
2464 ADS 736, Ordner 46, entspr. HaftSA Zschäpe Bd. I, Bl. 207. 
2465  ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 37, Bl. 63. 
2466 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 207. 
2467 AbschlBer UA-BT II, Anl. 86, S. 11. 
2468 1. UA, Protokoll Norbert Wießner v. 13.11.2017, S. 11. 
2469 Ebd. 
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Ungeachtet dessen liegen Anhaltspunkte vor, dass dieses Spiel auch in Sachsen ver-

breitet wurde. In einem Ermittlungsverfahren der StA Chemnitz gegen Jan W. u.a. wegen des 

Verdachts der Volksverheizung nach § 130 StGB wurde am 17. März 1999 die Wohnung des 

W. in Chemnitz durchsucht. Dem Asservatenprotokoll zufolge wurden dabei „Spielanleitun-

gen zum Spiel ‚Pogromln‘ [sic!]“ sichergestellt.2470 So weit erkennbar, wurden diese Unterla-

gen seinerzeit keiner weiteren Auswertung unterzogen. Soweit W. als mutmaßlicher NSU-

Unterstützer keine Angaben macht, liegt auch keine Erklärung vor, wie er in den Besitz dieser 

Spielanleitungen kam. 

 

(c) E n t w ur f  e i n e s  T - S h i r t - M o t i v s  

Nach Angaben des Beschuldigten Max-Florian B. habe Mundlos nach dem Untertauchen für 

einen Szeneangehörigen2471 in Chemnitz ein T-Shirt-Motiv entworfen. Der Verkauf entspre-

chend bedruckter Textilien sei dann über Hendrik L. organisiert worden, wobei ein Teil des 

Verkaufserlöses zurück an das „Trio“ geflossen sei.2472 Max-Florian B. gab weiter an, selbst 

ein solches T-Shirt besessen zu haben, auch Thomas S. besaß nach eigenen Angaben ein sol-

ches Kleidungsstück.2473 Es handelt sich bei Mundlos‘ Vorlage um ein sogenanntes 

„Skinsons“-Motiv, eine Verballhornung einer Comic-Figur aus der Serie „Die Simpsons“. 

Der Szenehändler Hendrik L. bestätigte die Angaben insoweit, dass er mit dem von Mundlos 

gefertigten Motiv etwa 200 T-Shirts bedrucken ließ und zum Stückpreis von 20 DM verkauft 

habe. Er habe Mundlos für die Überlassung des Motivs möglicherweise einmalig 50 oder 

100 DM gegeben.2474 

Das beschriebene Motiv wurde noch anderweitig verwendet: Das Vorwort zur ersten 

Ausgabe des Fanzines „White Supremacy“, das nach dortigen Angaben „zu 100 % die B&H 

Bewegung unterstützt“, wurde mit einer entsprechenden Abbildung hinterlegt. Das Heft er-

schien 1998, mutmaßlicher Herausgeber war Jan W., bei dem solche Hefte zur gleichen Zeit 

aufgefunden wurden wie die o.g. „Pogromly“-Spielanleitungen. Auf Seite 26 des Heftes wur-

                                                        
2470 ADS 37, Ordner 4, Bl. 356. 
2471 B. bezeichnet diese Person mit dem Spitznamen „Dackel“, den Thomas Ro. trug; aus dem Vernehmungsver-
lauf ergibt sich jedoch, dass tatsächlich Jan W. gemeint sein muss. 
2472 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 39, Bl. 11. Auch dem als Zeuge vernommene früheren V-Mann des LfV 
Thüringen Tino Brandt war dieser Umstand bekannt, vgl. ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 18, Bl. 155. 
2473 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 49. 
2474 ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 18, Bl. 155. 
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de ein Artikel abgedruckt, der nach heutigen Erkenntnissen mutmaßlich durch Mundlos 

verfasst worden ist.2475 

 

(d) H i n w ei s e  a u f  r e g u l ä r e  A r b e i t s v e r h ä l tn i s s e  

Im Fallkomplex liegen vereinzelt Hinweise darauf vor, dass die Mitglieder des Kerntrios auch 

regulären Arbeitsverhältnissen nachgegangen sein könnten. So gab ein früherer Geschäfts-

partner des Ralf M. als Zeuge an, er habe in einem vormals gemeinsam betriebenen Szenege-

schäft in Zwickau („Heaven & Hell“) mehrfach eine Frau gesehen, die seiner Wahrnehmung 

zufolge der Zschäpe sehr ähnlich sehe und die dort gelegentlich als Aushilfskraft tätig gewe-

sen sein.2476 Ein weiterer Zeuge, der früher als Bauleiter für eine Baufirma des Ralf M. in 

Zwickau tätig war, gab als Zeuge an, er habe Anfang der 2000er Jahre, als er einmal den M. in 

einem anderen seiner Szenegeschäfte („The Last Resort Shop“) aufsuchte, eine Frau arbeiten 

sehen, die Zschäpe ähnlich sah.2477 Diese Hinweise konnten durch weitere Ermittlungen nicht 

erhärtet werden.2478 Ralf M. bestritt in einer Vernehmung, dass Zschäpe je für ihn tätig gewe-

sen sei. Er könne es aber nicht ausschließen, dass sich das „Trio“ einmal in seinem Laden in 

Zwickau aufhielt.2479 

Im Hinblick auf die durch Ralf M. Anfang der 2000er Jahre betriebene Baufirma in 

Zwickau, für die mehrere Personen aus der rechten Szene tätig waren, gab außerdem ein Zeu-

ge an, dort eine Person wahrgenommen zu haben, die M. in seiner Abwesenheit vertreten ha-

be und bei der es sich dem Aussehen nach um Mundlos gehandelt haben könnte.2480 Im Zuge 

dazu geführter Ermittlungen gab ein anderer Zeuge an, bei zweien der für die Baufirma täti-

gen Personen könne es sich um Mundlos und Böhnhardt gehandelt haben; weitere Zeugen 

gaben ähnliche Hinweise. Auch diese konnten durch weitere Ermittlungen – die eine Ver-

wechslung annehmen – nicht erhärtet, allerdings auch nicht ausgeräumt werden.2481 Ralf M. 

bestritt dergleichen, allerdings gab er in einer zeugenschaftlichen Vernehmung auf die Frage 

nach dem Beschuldigten Max-Florian B. an, eine Person mit diesem Namen, die „Max“ geru-

fen worden sei, habe 2000 oder 2001 gemeinsam mit einer weiteren Person, die dessen Bruder 

                                                        
2475 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 443. 
2476 AbschlBer UA-BT II, S. 401–405. 
2477 Ebd., S. 405 f. 
2478 Ebd., S. 407, und ebd., Anl. 46., S. 1 f. 
2479 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 5, Trennbl. 17.1, ohne Pag., S. 13. 
2480 AbschlBer UA-BT II, S. 419 f. 
2481 Ebd., S. 429 f., 435-440. 
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sei, als Trockenbauer für seine Baufirma gearbeitet. Auf einer Lichtbildvorlage erkannte er 

nicht den realen B.2482 In diesem Zusammenhang nimmt das BKA gleichfalls eine Verwechs-

lung an.2483 Der 1. UA konnte in dem Zusammenhang keine über die bekannten Erkenntnisse 

hinausgehenden Informationen erlangen. Der im Ausschuss als Zeuge befragte Kriminalbe-

amte Philipp gab an, entsprechende Hinweise, auch zu möglichen Anstellungsverhältnissen, 

seien bei der BAO „Trio“, bei der er zeitweise eingesetzt war, abgearbeitet worden, jedoch 

„ins Leere“ gelaufen: 

„Vors. Lars Rohwer: […] Was konnten Sie konkret durch Ihre Ermittlungstätigkeit 

herausbekommen? Wo waren sie [das Trio] arbeiten? Wann, in welchen Zeiträumen? 

Haben Sie Unterlagen gefunden? 

Zeuge Swen Philipp: Also, es gab den Hinweis, dass beide sogar bei Herrn Marschner 

in der ehemaligen Baufirma wohl tätig gewesen seien. Das Problem war, dass keiner-

lei Unterlagen festzustellen waren, weil der Herr Marschner, wie alle wissen, derzeit 

nicht greifbar ist. Also, die Ermittlungsergebnisse führten erst mal ins Leere. Ich weiß 

jetzt nicht, woher der Hinweis kam; ich dächte, es war ein Bürgerhinweis, der also 

dort Aussagen getroffen hat, dass die beiden wohl dort gearbeitet hätten. […] Aber die 

Ermittlungen liefen, glaube ich, ins Leere. Also, das konnte nicht nachgewiesen wer-

den. 

Ebenso der Hinweis, dass die Frau Zschäpe wohl in diesem Outdoor-Laden gearbeitet 

hätte. Da gab es also auch einen Hinweis eines Bürgers, der sie dort wohl gesehen 

hätte, wie sie dort verkauft hätte. Das ist aber aus den Unterlagen auch nicht hervor-

gegangen.“2484 

Im Hinblick darauf, dass Ralf M. ob seines Aufenthaltes in der Schweiz nicht direkt 

befragt werden könne, seien nach der weiteren Erklärung des Zeugen die Ermittlungen er-

schwert worden und „bestimmt noch Lücken offen“ geblieben:2485 Sollten sich neue Erkennt-

nisse ergeben oder „sollte sogar Herr Marschner irgendwann mal festgenommen werden und 

in deutsche Obhut kommen, dann müsste man logischerweise noch nachermitteln.“2486 Zu 

einem möglichen nachrichtendienstlichen Erkenntnisaufkommen in Bezug auf Ralf M., der 

                                                        
2482 ADS 736, Ordner 27, entspr. SAO 603, Bl. 2503 f. 
2483 AbschlBer UA-BT II, S. 440. 
2484 1. UA, Protokoll Swen Philipp v. 29.08.2016, S. 33. 
2485 Ebd., S. 47. 
2486 Ebd., S. 73. 



 515 

für das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) bis 2002 als V-Mann „Primus“ tätig war, 

befragte der 1. UA den – zum Zeitpunkt der Einvernahme – Präsidenten des BfV Dr. Maaßen, 

der jedoch Fragen zu M. nur in einem vertraulichen Sitzungsteil beantworten mochte.2487 In 

der öffentlichen Sitzung erklärte der Zeuge im Allgemeinen, er gehe davon aus, „dass es im 

Umfeld [des NSU] – im unmittelbaren Umfeld –, was Kennverhältnisse auch angeht, keine 

V-Personen des Bundesverfassungsschutzes gegeben hat.“2488 

Schließlich ergeben sich speziell im Hinblick auf Mundlos weitere Hinweise darauf, er 

könne Anfang der 2000er Jahre in einem „Computerladen“ tätig gewesen sein,2489 was u.a. 

der NSU-Unterstützer Holger Gerlach durch Mundlos selbst erfahren haben will, und zwar im 

Zusammenhang damit, dass über den Inhaber dieses Geschäftes auch Schusswaffen bezogen 

worden seien.2490 Auch gegenüber „Urlaubsbekanntschaften“, die über die tatsächliche Identi-

tät des „Trios“ getäuscht wurden, sind Angaben zu angeblichen Arbeitstätigkeiten – wie bei-

spielsweise der des Mundlos für einen „Computerladen“ oder der des Böhnhardt als Fernfah-

rer – getätigt worden. In diesen Fällen ist nicht eindeutig zu unterscheiden, inwieweit solche 

Angaben bloß der Legendierung dienten oder eine Tatsachengrundlage hatten.2491 Abgesehen 

vom Entdeckungsrisiko bei der eventuellen Ausübung einer sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigung spricht gegen die Aufnahme einer regulären Tätigkeit eine Äußerung des 

Mundlos im Jahr 1998, über die der Beschuldigte Thomas S. in einer Vernehmung berichtete: 

Demnach habe seinerzeit bei dem Trio in der Diskussion gestanden, ins Ausland zu gehen. 

Ein mögliches Ziel im Ausland, zu dem man sich hätte absetzen können, sei demnach aber 

letztlich nicht bereist worden, da man dort hätte arbeiten müssen.2492 

 

(e) R a u b ü be r f ä l l e  

Nach alledem ergibt sich, dass Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe ungeachtet weiterer erwie-

sener oder eventuell zu vermutender Einkommensquellen für die Finanzierung des eigenen 

Lebens im Untergrund sowie zur Ermöglichung der Taten des NSU auf die Beute aus Raub-

überfällen als Haupteinkommensquelle angewiesen waren: Insgesamt verfügte die Gruppe 

                                                        
2487 1. UA, Protokoll Dr. Hans-Georg Maaßen v. 30.01.2017, S. 13. 
2488 Ebd., S. 10. 
2489 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 568. 
2490 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 504 f.; ADS 736, Ordner 10, entspr. SAO 31, Bl. 436. 
2491 ADS 736, Ordner 45, entspr. HaftSA Eminger, Bl. 366. 
2492 ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 46, 50. 
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über nachvollziehbare Gesamteinnahmen in Höhe von knapp 617.000 Euro.2493 Von diesem 

Betrag wurden rund 610.000 Euro, d.h. mehr als 98 Prozent der Gesamteinnahmen, durch die 

Tatbeute aus Raubüberfällen gedeckt. Den Einnahmen stehen, wie oben dargestellt, nachvoll-

ziehbare Gesamtausgaben in Höhe von 186.000 Euro gegenüber – zuzüglichen allgemeinen 

Lebenshaltungskosten, die durch das BKA nach einer Modellrechnung mit mindestens 

140.000 Euro veranschlagt werden.2494 Wird bedacht, dass am 4. November 2011 in Zwickau 

und Eisenach außerdem nicht ausgegebenes Bargeld in Höhe von knapp 114.000 Euro aufge-

funden wurde,2495 so verbleibt ein Ausgabenfehlbetrag von rechnerisch rund 170.000 Euro, 

der wohl ausgegeben wurde, ohne dass die genaue Verwendungsweise bekannt ist. Insoweit 

erscheint es als realistisch, dass das Kerntrio unter diesen Bedingungen gelebt, d.h. sich 

hauptsächlich durch die Banküberfälle finanziert haben könnte. 

Jedoch gilt dies nur bezogen auf den gesamten Zeitraum. Für die Phase bis Dezember 

1998, d.h. unmittelbar nach dem Untertauchen und vor dem ersten (bekannten) Überfall, sind 

nach dieser Modellrechnung Ausgaben in Höhe von rund 6.000 Euro nicht durch entspre-

chende Einnahmen gedeckt. In der Frühphase muss daher entweder das Spendenaufkommen 

zugunsten der Flüchtigen deutlich höher gewesen sein als bisher angenommen, wobei auch 

insbesondere aus Sachsen stammende Unterstützungsleistungen in Betracht zu ziehen sind; 

oder es gab nicht zugerechnete Überfälle, wenn nicht ganz andere, bis heute unbekannte 

Einnahmequellen.2496 

 

II.3.2 D i e  R a u bü b er f ä l l e  i n  Ch e mn i t z  u n d  Z w i c k au  

Bei der zehn Fälle umfassenden Raubserie in Sachsen, die sich von 1999 bis 2006 gegen Post- 

und Sparkassen-Filialen in Chemnitz und Zwickau richtete, wurde Bargeld in Höhe von 

249.204,05 Euro erbeutet.2497 Der Summe liegen die in den Ermittlungsakten vorfindlichen 

                                                        
2493 ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 624, Bl. 10065; nicht einbezogen wurden erbeutete Reiseschecks im Ge-
genwert von 4.250 Euro. 
2494 Ebd., Bl. 10066. 
2495 Ebd. Diese Summe war ganz überwiegend im Eisenacher Wohnmobil gelagert, wobei nur ein Teil davon 
einzelnen Raubstraftaten zugeordnet werden kann. Es verbleibt dort ein Differenzbetrag von mehr als 17.000 
Euro, dessen Herkunft nicht zweifelsfrei zu klären ist. Vgl. ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 11, Bl. 138–140. 
2496 ADS 736, Ordner 30, entspr. SAO 624, Bl. 10070. 
2497 Hinzu kommen nicht verwendete Reiseschecks sowie die nicht exakt feststehende Tatbeute von rund 
30.000 DM aus dem ersten bekannten Überfall auf eine Edeka-Filiale in Chemnitz am 18. Dezember 1998. 
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Mitteilungen über die jeweils von den betroffenen Instituten festgestellten Fehlbeträge 

zugrunde.2498 

 

II.3.2.1  F a l l  1  — Po s t f i l i a l e  i n  C he m ni t z ,  6 .  Ok t o be r  19 9 9  

(a) T a t a b l au f  

Am Mittwoch, den 6. Oktober 1999, drangen gegen 16.45 Uhr zwei Personen in die Post- 

filiale in der Barbarossastraße 71 in Chemnitz-Kaßberg ein. Zu der Zeit befanden sich in der 

Filiale lediglich zwei Angestellte, ein Kunde hatte kurz zuvor den Raum verlassen. Die weit-

gehend gleich gekleideten Täter hatten Motorrad-Vollhelme mit heruntergeklappten Visieren 

aufgesetzt und trugen grüne Jacken, beide hielten sofort Waffen vor. Einer der Täter gab im 

Schalterbereich, ohne etwas zu sagen, einen demonstrativen Schuss auf eine Glasscheibe ab, 

hinter der sich eine der Angestellten befand und die, da das Glas keinen Schaden nahm, von 

einer Schreckschusswaffe ausging.2499 Der andere Täter übersprang den Schaltertresen im 

Bereich der Paketannahme. Er hielt der anderen Angestellten, die infolge des Knalls aus dem 

Hinterraum gekommen war, die Pistole in Brusthöhe vor und sagte in „hiesigem Dialekt“: 

„Geh zum Tresor, hol‘ Kohle raus, aber schnell.“ Nachdem die Angestellte angab, zunächst 

ihren Schlüssel holen zu müssen, und dies dem Täter zu lange dauerte, wandte er sich der 

anderen Angestellten am Nebenschalter zu, wobei er mit der Waffe auf ihren Bauch zeigte 

und rief: „Geld raus, wenn da ne Farbbombe drin ist, bringe ich dich um.“2500 Die Angestellte 

entnahm das Geld aus ihrer Schalterkasse und legte es in eine ihr vorgezeigte Plastiktüte. Im 

Anschluss sprang der Täter zurück über den Tresen. Beide Täter rannten daraufhin wieder aus 

der Filiale heraus, eine der Angestellten betätigte hernach den Alarmknopf. Nach der Wahr-

nehmung beider Angestellten seien die Täter sehr aufgeregt oder gar erschrocken gewesen, da 

sie vermutlich – wie dies sonst vormittags üblich sei – nur mit einer Angestellten gerechnet 

hatten. Sie erbeuteten insgesamt 5.787,59 DM, worunter sich kein Registriergeld befand.2501 

 

                                                        
2498 Soweit nur DM-Beträge angegeben waren, erfolgte die Umrechnung nach dem fixierten Wechselkurs. Es 
ergeben sich bei der genannten Gesamtsumme geringfügige, teils auf Rundungen oder die Verwendung vorläufi-
ger Angaben zur Beute zurückzuführende Differenzen zu andernorts genannten Gesamtbeträgen. 
2499 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 105. 
2500 ADS 373, Ordner 1, Bl. 6. 
2501 Ebd., Bl. 54. 
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(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Chemnitz unter der Vorgangs- 

nummer 1393/99/127403 bearbeitet. Sachbearbeiter war KOK E., der den Schlussvermerk am 

29. November 2000 fertigte.2502 Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des Ver-

dachts der räuberischen Erpressung führte die Staatsanwaltschaft Chemnitz unter dem Akten-

zeichen 375 UJs 30838/00, zuständig war StA M. Dieser stellte das Verfahren am 4. Januar 

2001 ein, nachdem ein Täter nicht ermittelt werden konnte.2503 Zu den Ermittlungsergebnis-

sen gab der Raubermittler Jens Merten an: „Es gab keinen Ansatz auf eine heiße Spur, absolut 

nicht, null.“2504 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Die überfallene Filiale verfügte über eine Videokamera, die aber nur nach manueller Betäti-

gung aufzeichnet. Sie wurde aus Angst nicht rechtzeitig eingeschaltet, sodass keine Bilder der 

Täter vorliegen. Mehrere alarmierte Streifen führten eine Tatortbereichsfahndung durch und 

kontrollierten in dem Zusammenhang ein mit zwei Männern besetztes Kleinkraftrad sowie 

zwei männliche Passanten.2505 Im Inneren der Filiale wurden zwei Schuhabdruckspuren gesi-

chert, die beim Überspringen des Schalters entstanden, sowie zwei Handflächenabdrücke aus 

dem Schalterraum, die Tatortberechtigten zugeordnet werden konnten.2506 Befragungen im 

Umfeld der Filiale führten zunächst nicht zu Erkenntnissen.2507 Als Maßnahmen der Öffent-

lichkeitsfahndung wurden in der Umgebung Fahndungsgesuche ausgehängt, in denen die ge-

suchten Täter identisch beschrieben wurden als ca. 20 Jahre alt, 170 bis 175 cm groß, schlank, 

bekleidet mit grünen Bundjacken, blauen Jeans und Motorradvollhelmen.2508 Darüber hinaus 

wurde am 5. Dezember 1999 ein „Kripo live“-Beitrag ausgestrahlt, der auch die nachfolgende 

Tat beinhaltet.2509 In der Folge erlangte die Polizei Angaben mehrerer ZeugInnen, die über-

einstimmend angaben, zwei Personen seien schnell aus der Filiale gekommen, hätten sich auf 

ein davor abgestelltes Moped – S 50 oder S 51 – mit grünem Tank gesetzt und seien stadt-

                                                        
2502 Ebd., Bl. 56. 
2503 Ebd., Bl. 58. 
2504 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, Ebd., S. 6. 
2505 ADS 373, Ordner 1, Bl. 4. 
2506 Ebd., Bl. 25, 29. 
2507 Ebd., Bl. 33 f. 
2508 Ebd., Bl. 35. 
2509 Ebd., Bl. 50. 
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auswärts abgefahren.2510 Ein kriminaltechnisches Gutachten zu den festgestellten Schuhab-

druckspuren ist, falls es existierte, nicht in den Akten. Die Originalspuren wurden vernichtet 

und liegen nur noch als Fotogramme vor.2511 

Wie der Raubermittler Merten angab, sei die Tat ein „klassischer bewaffneter Über-

fall“ und damit zunächst nichts Besonderes gewesen. Jedoch habe es auch Auffälligkeiten 

gegeben, darunter die Aufforderung des Täters, als er die Herausgabe von Bargeld erzwang, 

dem Geld keine „Farbbombe“ beizulegen: 

„Zeuge Jens Merten: […] Bemerkenswert war allerdings schon die Brutalität, also die 

spontane Schusswaffenanwendung und die Drohung gegenüber der Angestellten, sie 

zu erschießen, wenn sie ein solches Security Pack beigebe.“2512 

Eine solche „Farbbombe“ bringt einen roten Farbstoff aus und markiert auf diese Wei-

se unter Umständen die Täter oder auch deren Fluchtfahrzeuge. Wie der Zeuge weiter aus-

führte, sei zurückliegend dieser Farbstoff bereits in Fahrzeugsitzen von Tätern gefunden wor-

den, „die hier in Chemnitz gehandelt, erst Monate später ermittelt und in Brandenburg dann 

festgenommen wurden.“2513 Dergleichen war im hiesigen Fall nicht möglich. 

 

II.3.2.2   F a l l  2  — Po s t f i l i a l e  i n  C he m ni t z ,  27 .  O k t ob er  1 9 99  

(a) T a t a b l au f  

Am Mittwoch, den 27. Oktober 1999, also mithin genau drei Wochen nach dem ersten Über-

fall drangen zwischen 11.35 und 11.40 Uhr zwei Personen in die Postfiliale in der Limbacher 

Straße 148 in Chemnitz-Altendorf ein. Beide Täter waren mit schwarzen, bis unter die Augen 

gezogenen Tüchern vermummt und trugen Strickmützen mit Rollkrempen, einer davon ein 

kariertes Hemd. Zu der Zeit befanden sich zwei Angestellte in der Filiale, aber keine Kund- 

Innen.2514 Die Täter verriegelten die Eingangstür mithilfe eines hinter die Tür gelegten Kant-

holzes, sodass von außen kein Zutritt mehr möglich war.2515 Einer der Täter sprang über den 

Tresen, hielt gegenüber einer Angestellten eine Waffe vor und sagte in „hiesigem Dialekt“: 
                                                        
2510 Ebd., Bl. 40, 44-46. 
2511 ADS 373, Ordner 14, Bl. 31. 
2512 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 5. 
2513 Ebd. 
2514 ADS 736, Ordner 34, ADS entspr. N 12, Bl. 106. 
2515 ADS 373, Ordner 2, Bl. 1. 
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„Komm, du gehst jetzt mit zum Tresor und gibst mir das Geld. Dalli, dalli.“ Die Angestellte 

kam der Forderung nach, woraufhin dieser Täter aus dem Tresor Geld entnahm. Er drohte 

dabei weiter: „Wenn da eine Farbbombe drin ist, kannst‘e was erleben“.2516 Der zweite Täter 

übersprang ebenfalls den Tresen, richtete eine Pistole auf eine Angestellte und sagte „Zack, 

zack, zack, Geld!“ Die Angestellte öffnete daraufhin ihre Kassenschublade und übergab den 

Inhalt, woraufhin er weiteres Geld forderte. Der Täter entnahm daraufhin auch das Geld aus 

einer benachbarten Kasse.2517 Beide Täter übersprangen den Tresen erneut und rannten her-

aus. Dabei entriegelten sie die Tür wieder und stießen einen davor wartenden Kunden um, der 

versucht hatte, die Filiale zu betreten. Die Täter flüchteten zunächst zu Fuß in stadtwärtiger 

Richtung.2518 Sie erbeuteten insgesamt 62.822,70 DM, davon 24.000 DM aus dem Tresor.2519 

 

(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Chemnitz unter der Vorgangsnum-

mer 1727/99/127403 bearbeitet. Sachbearbeiter war KOK E., der den Schlussvermerk am 

19. September 2002 fertigte.2520 Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des Ver-

dachts des schweren Raubes – zeitweise wurde auch räuberische Erpressung angenommen2521 

– führte die Staatsanwaltschaft Chemnitz unter dem Aktenzeichen 820 UJs 30919/99, zustän-

dig war StA‘in Dietze,2522 vereinzelt traten außerdem StA‘in H. und StA C. in Erschei-

nung.2523 Eine förmliche Einstellungsverfügung ist nicht zu ersehen. Mit Verfügung vom 

25. November 2005 ließ OStA R. die Akte zum Verfahren, in dem er keine weiteren 

Maßnahmen veranlasst sah, weglegen.2524 

Wie der Raubermittler Merten als Zeuge des damaligen 3. UA angab, war anhand der 

Begehungsweise der Bezug zur vorangegangenen Tat, d.h. ein Seriencharakter anzunehmen: 

„Zeuge Jens Merten: […] Gleich waren hier wieder das Tatobjekt – wir hatten also 

wieder eine Postfiliale – und der Modus Operandi, also grundsätzlich die Begehungs-

                                                        
2516 ADS 373, Ordner 2, Bl. 8. 
2517 Ebd., Bl. 5. 
2518 Ebd., Bl. 11, 31. 
2519 Ebd., Bl. 37. 
2520 Ebd., Bl. 271 ff. 
2521 Ebd., z.B. Bl. 186, 261, 270, 276. 
2522 Ebd., z.B. Bl. 123, 260, 263, 282. 
2523 Ebd., Bl. 175, 287. 
2524 Ebd., Bl. 39. 
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weise, das Springen über den Schaltertresen, die Bedrohung, das brutale In-

Erscheinung-Treten der Täter […], wo man doch immer sagen kann: Mensch, da 

könnte es doch einen Zusammenhang geben. – Das sprach also schon für einen mögli-

chen Zusammenhang zur ersten Tat.“2525 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Als sich die Täter zurückzuziehen begannen, löste eine Angestellte die Videoaufzeichnung in 

der Filiale manuell aus, sodass erstmals Aufnahmen vorliegen, die allerdings keinen Eindruck 

von Gesichtsbereichen geben.2526 Weitere ZeugInnen, die unmittelbar im Anschluss bekannt 

gemacht werden konnten, sahen die Täter in der Nähe auf ein kleines, grünes Motorrad stei-

gen, bei dem es sich womöglich um eine MZ ETZ handelte. Eine der ZeugInnen konnte sich 

außerdem ein Kennzeichenfragment merken.2527 Bei der Tatortarbeit wurden u.a. zwei 

Fingerabdrücke und fünf Teilschuhabdruckspuren aus der Filiale und vom Standort des Mo-

torrads, ferner das zum Verriegeln genutzte Kantholz sowie ein daran befindliches Haar gesi-

chert.2528 Nur eine der Fingerabdruckspuren war für die kriminaltechnische Untersuchung 

geeignet, sie konnte einer tatortberechtigten Person zugeordnet werden.2529 Die Schuhab-

druckspuren konnten seinerzeit nicht zugeordnet werden.2530 Weitere Asservate ergaben sich, 

als ein Bürger in seinem Kleingarten im Chemnitzer Stadtgebiet noch am Tattag verschiedene 

Kleidungsstücke auffand, die er der Polizei übergab. Dabei handelte es sich um eine Woll-

mütze, einen Pullover und ein Kapuzenshirt. In die Wollmütze waren per Hand Augen- und 

ein Nasenschlitze eingeschnitten worden, ähnlich einer Sturmhaube. Nach optischem Ver-

gleich wurde davon ausgegangen, dass es sich teils um Tatbekleidung handeln könnte.2531 

Aus den Akten ergeben sich jedoch keine Hinweise, dass diese Asservate über die foto- 

grafische Dokumentation hinaus auch einer kriminaltechnischen Auswertung unterzogen 

worden wären. 

Als Maßnahme der Öffentlichkeitsfahndung veröffentlichte die PD Chemnitz noch am 

Tattag eine Pressemitteilung, wobei das mutmaßliche Kennzeichen des Fluchtmotorrads mit-

                                                        
2525 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 6. 
2526 ADS 373, Ordner 2, Bl. 6. 
2527 Ebd., Bl. 14, 22 f. 
2528 Ebd., Bl. 56, Rücks. 
2529 Ebd., Bl. 75. 
2530 Ebd., Bl. 76. 
2531 Ebd., Bl. 58 f., 127 f. 
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geteilt wurde. Beide Personen wurden weithin identisch beschrieben als 175 bis 180 cm groß 

und schlank, bekleidet mit einer roten bzw. schwarzen Strickmütze und verhüllt mit Tüchern. 

Einer der Täter habe rote Schuhe getragen.2532 Die Pressemitteilung zog mehrere Medien- 

berichte nach sich, wobei auch eine der Überwachungsaufnahmen aus der Filiale abgebildet 

wurde. Ferner wurden Fahndungsblätter öffentlich ausgehangen2533 und die Deutsche Post 

lobte für sachdienliche Hinweise zu den Überfällen – inkl. der vorangegangenen Tat – 

1.000 DM aus.2534 Im Verlauf der weiteren Ermittlungen wurden auch sukzessive mögliche 

ZeugInnen aufgetan, die vor der Tat an oder in der Filiale gewesen waren; allerdings konnten 

diese nichts Sachdienliches mitteilen. 

Am 3. November 1999 richtete das Raubkommissariat der PD Chemnitz eine Er-

kenntnisanfrage an Reviere im Großraum Chemnitz mit der Bitte um Prüfung, ob es zurück-

liegend – vor der jüngsten Tat und vor dem ersten Fall am 6. Oktober 1999 – zu Diebstählen 

von Krafträdern gekommen war.2535 Ein Rücklauf ist nicht ersichtlich, jedoch wurde am 

1. Dezember 1999 hinter dem Gelände des städtischen Gartenamtes in Chemnitz ein grünes 

Motorrad ETZ 150 aufgefunden, dessen Kennzeichen dem durch eine ZeugIn schon am Tat-

tag beschriebenen Kennzeichenfragment ähnelt. An den Griffen konnten zwei DNA-artige 

Anhaftungen sichergestellt werden. Am Bereich des Tanks wurden grüne Farbrückstände 

festgestellt. Am Fundort befand sich außerdem ein Pulverlöscher, der über dem Motorrad 

entleert wurde, offenbar in der Absicht, Spuren zu vernichten.2536 Der Feuerlöscher stammte 

aus DDR-Zeiten, die Herkunft konnte nicht ermittelt werden.2537 Die weiteren Ermittlungen 

ergaben, dass Motorrad und Kennzeichen jedoch nicht zusammengehörten: Bei dem eigentli-

chen Besitzer des Kennzeichens – der für die Tatzeit ein überprüfbares Alibi vorweisen konn-

te – wurde festgestellt, dass an dessen Motorrad, in dessen Besitz er nach wie vor war, unbe-

merkt ein anderes Kennzeichen angebracht worden war.2538 Dieses andere Kennzeichen ge-

hörte zu einem typengleichen Motorrad, das Mitte September 1999 gestohlen worden sein soll 

und bei dem es sich um die nunmehr aufgefundene Maschine – also das mutmaßliche Flucht-

fahrzeug – handelte, die zwischenzeitlich mit grüner Farbe umgespritzt worden war.2539 

                                                        
2532 Ebd., Bl. 77. 
2533 Ebd., Bl. 90. 
2534 Ebd., Bl. 84. 
2535 Ebd., Bl. 94. 
2536 Ebd., Bl. 60 f., 96 f. 
2537 Ebd., Bl. 222. 
2538 Ebd., Bl. 103 f. 
2539 Ebd., Bl. 116. 
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(d) T a tv e r d ä ch t ig e  

Während der Ermittlungen wurden erstmals Verdachtspersonen bekannt und näher überprüft, 

zwei davon wurden als Tatverdächtige angesehen: 

§ Dem Verdacht gegen R.W. lag die Vernehmung einer Person in anderer Sache zugrun-

de, wobei diese Person angab, vom Hörensagen erfahren zu haben, dass R.D. die bei-

den zurückliegenden Postüberfälle begangen haben soll.2540 Eine weitere Person bestä-

tigte gegenüber der Polizei die Ausgangsangaben dahingehend, dass R.D. sich ihr ge-

genüber – wenngleich offensichtlich nicht ernsthaft – zu der Tat bekannt habe.2541 

Nach diesen Angaben wurde R.D. wegen des Verdachts, Täter bei beiden Postüberfäl-

len gewesen zu sein, festgenommen und seine Wohnung unter Annahme von Gefahr 

im Verzug durchsucht.2542 In einer daraufhin durchgeführten Beschuldigtenverneh-

mung bestritt er, der tatsächlich kein Beschuldigter in diesem Verfahren war, eine 

Beteiligung und gab vielmehr an, nach dem ersten Postüberfall am 6. Oktober 1999 

durch eine Zivilstreife kontrolliert worden zu sein, woraufhin dies in seiner Clique 

herumerzählt wurde.2543 Diese Darstellung trifft zu: Demnach wurde R.D. im Zuge der 

damaligen Tatortbereichsfahndung festgestellt, wobei aber nichts gegen ihn vorlag.2544 

Ein dringender Tatverdacht war aus staatsanwaltschaftlicher Sicht nicht zu begründen, 

sodass er aus der Dienststelle wieder entlassen wurde.2545 

§ Dem Verdacht gegen R.F. lag zugrunde, dass im Februar 2001 in einem anderen Zu-

sammenhang dessen Wohnung in Chemnitz durchsucht wurde, wobei u.a. zwei Motor-

radhelme und ein Paar rote Sportschuhe festgestellt wurden, wie sie bei dem ersten 

Postüberfall getragen wurden. Ferner aufgefunden wurden zwei nicht freiverkäufliche 

BOS-Funkgeräte.2546 Die Schuhe des R.F. konnten als Verursacher der gesicherten 

Schuhabdruckspuren ausgeschlossen werden.2547 Anfang Juni 2002 schlug das Raub-

kommissariat der KPI Chemnitz vor, durch molekulargenetische Untersuchungen die 

Abriebe vom aufgefundenen Motorrad mit zuvor freiwillig abgegebenen Proben von 

                                                        
2540 Ebd., Bl. 142. 
2541 Ebd., Bl. 145. 
2542 Ebd., Bl. 156 f., 159. 
2543 Ebd., Bl. 164 ff. 
2544 ADS 373, Ordner 1, Bl. 4. 
2545 ADS 373, Ordner 2, Bl. 175. 
2546 Ebd., Bl. 193, 201. 
2547 Ebd., Bl. 212. 
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R.D. und R.F. zu vergleichen.2548 Die daraufhin veranlasste Untersuchung blieb ergeb-

nislos,2549 da die vermeintlichen DNA-Anhaftungen für eine Analyse nicht geeignet 

waren.2550 

 

(e) S o n s t i g e s  

Bereits am 12. Oktober 1999, vor diesem und nach dem ersten Postüberfall, suchte der Raub- 

ermittler KK E. die nunmehr überfallene Filiale auf, um zu eruieren, ob dort Hinweise vorlie-

gen, wonach die unbekannten Täter Aufklärungshandlungen in Postfilialen durchführen. Zum 

Ergebnis heißt es: „Hierbei konnten keine Anhaltspunkte dafür erlangt werden, daß die unbe-

kannten Täter Aufklärungshandlungen in dieser Postfiliale durchführten.“2551 Im Hinblick auf 

ein sichergestelltes Haar an dem Holzpflock, der zum Verriegeln der Tür genutzt wurde, wur-

de im Schlussbericht vermerkt, eine DNA-Untersuchung werde „in Absprache mit der zu-

ständigen StA’in“ – gemeint ist Karin Dietze – „gegenwärtig nicht durchgeführt.“2552 

Ein Grund dafür wird nicht ausgeführt. Dieses Haar ist heute verschwunden. Das Fehlen wur-

de einer Randglosse eines Kriminalbeamten zufolge womöglich bereits am 21. Juli 2011 

festgestellt.2553 

Völlig offen blieb die Bedeutung der aufgefundenen Kleidungsstücke, die möglicher-

weise zum Teil auch Tatbekleidung waren. Für einen Zusammenhang spricht, dass der Klein-

garten, in dem die Kleidungsstücke aufgefunden wurden, unweit des Ortes liegt, an dem eines 

der Motorradkennzeichen entwendet wurde.2554 Beide Orte liegen jeweils nur wenige Gehmi-

nuten entfernt von der im Fallkomplex bekannten Anschrift Bernhardstraße 8, wo die mut-

maßliche NSU-Unterstützerin Mandy S. wohnhaft war. Die damaligen Ermittlungen enthalten 

im Übrigen keine Erwägungen zu der Frage, warum über den Diebstahl eines Motorrades 

hinaus mithilfe eines weiteren Motorrades, d.h. unter Inkaufnahme eines zusätzlichen Risikos, 

die Kennzeichen ausgetauscht worden sind. 

 

                                                        
2548 Ebd., Bl. 258 f. 
2549 Ebd., Bl. 261 f. 
2550 Ebd., Bl. 271. 
2551 ADS 373, Ordner 1, Bl. 49. 
2552 ADS 373, Ordner 2, Bl. 273. 
2553 ADS 37, Ordner 148, Bl. 75. 
2554 ADS 373, Ordner 2, Bl. 138 f. 
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II.3.2.3   F a l l  3  — Po s t f i l i a l e  i n  C he m ni t z ,  30 .  N o v em b er  2 00 0  

(a) T a t a b l au f  

Am Donnerstag, den 30. November 2000, drangen kurz nach 11.00 Uhr zwei Personen in die 

Postfiliale in der Johannes-Dick-Straße 4 in Chemnitz-Hutholz ein. Beide Täter trugen Woll-

mützen und waren mit Dreieckstüchern vermummt. Ein Kunde hatte kurz zuvor die Filiale 

verlassen, darin verblieben zwei Angestellte sowie eine Putzkraft, die sich im Küchenbereich 

aufhielt und den Überfall als solchen nicht wahrnahm. Die Täter begaben sich direkt zum 

Schalterbereich und sprangen dort auf die Theke.2555 Beide riefen: „Das ist ein Überfall!“ 

Einer der Täter hockte auf dem Tresen hinter einer Trennscheibe, hielt der gegenüberstehen-

den Angestellten eine Pistole vor und sagte zu ihr: „Gib‘s Geld her!“, wobei er ausdrücklich 

nur Scheine ausgegeben bekommen wollte, die vor ihn auf den Tresen gelegt wurden. Danach 

wurde die Angestellte zum Nebenschalter dirigiert, wo sie erneut aufgefordert wurde, Geld zu 

übergeben („Scheine, Scheine!“). Der Täter sprach dabei mit einem als unauffällig beschrie-

benen „hiesigen Dialekt“. Nachdem die Angestellte den Täter ansah, wurde sie gezwungen, 

sich hinzusetzen und nach unten zu schauen.2556 Der zweite Täter überwand in der Zwischen-

zeit die Trennwand des Schaltertresens und zwang die andere Angestellte unter Vorzeigen 

einer Pistole, mit ihm in den sogenannten Wertraum zu gehen und dort zwei Tresorschränke 

zu öffnen, die der Täter durchwühlte, Bargeld entnahm und dabei mehrfach äußere: „Du 

willst doch keine Kugel abhaben“. Außerdem durchsuchte er kurz die Privatspinde der Ange-

stellten.2557 Im Anschluss rannten beide Täter zum Ausgang. Dabei aktivierte eine Angestellte 

den Alarmknopf, mit dem auch die Kameraaufzeichnung aktiviert wurde. Der Zeitpunkt des 

Auslösens wurde um 11.07 Uhr protokolliert.2558 Die Täter erbeuteten insgesamt 

38.902,94 DM.2559 Darunter befand sich Registriergeld im Gesamtwert von 720 DM; es han-

delte sich um 10-DM-Scheine, die zur Sachfahndung ausgeschrieben wurden.2560 

 

  

                                                        
2555 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 107 f. 
2556 ADS 373, Ordner 3, Bl. 9 f. 
2557 Ebd., Bl. 4. 
2558 Ebd., Bl. 4, 9, 85. 
2559 Ebd., Bl. 230. 
2560 Ebd., Bl. 63. 
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(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Chemnitz unter der Vorgangsnum-

mer 10427/00/127403 bearbeitet. Sachbearbeiter war KHM Merten, der den Schlussbericht 

am 11. April 2002 fertigte.2561 Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des Ver-

dachts des schweren Raubes und der räuberischen Erpressung – zeitweise wurde ‚einfacher‘ 

Raub angenommen2562 – führte die Staatsanwaltschaft Chemnitz unter dem Aktenzeichen 

720 UJs 30462/00, zuständig waren die Staatsanwälte R., Schlarb2563 und schließlich M. Die-

ser stellte das Verfahren am 17. Juni 2002 ein, nachdem ein Täter nicht ermittelt werden 

konnte.2564 Wie der Chemnitzer Raubermittler Merten als Zeuge des damaligen 3. UA aus-

führte, bekräftigte dieser Fall die – schon nach der zweiten Tat formulierte – Annahme, dass 

eine Serie vorliegt: 

„Zeuge Jens Merten: […] Spätestens von da an waren wir uns sicher – meine Kolle-

gen und ich -, dass wir es hier mit Serientätern zu tun hatten. Letzte Sicherheit ver-

schafften uns die Fotos der Überwachungskameras von diesem Überfall und dem 

Überfall im Jahr zuvor, 1999. Die waren nämlich von der Qualität her wirklich ver-

dammt gut. Man konnte die Gestalt der beiden, die Figur erkennen, selbst etwas ablei-

tend, dass sie doch eher größer – um die 1,85 – waren […]. Die Art der Strickmützen, 

und vor allem spielten – erstmalig – ganz markante Tücher eine Rolle, die sich im 

Laufe der Überallserie als Tatmaskierung durchziehen sollten […]. Wie ich schon 

sagte: Es zeichnete sich ein Muster ab. Stets waren es zwei männliche Personen, 

komplett maskiert […].“2565 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Es entstanden Aufnahmen zweier Überwachungskameras, auf denen die Täter beim Verlassen 

der Filiale zu sehen sind, wobei sie beim Herausgehen die Vermummung ablegten.2566 Der 

Versuch, die Bildqualität mithilfe des BKA zu verbessern, um Gesichter erkennbar zu ma-

                                                        
2561 Ebd., Bl. 228. 
2562 Ebd., Bl. 231. 
2563 Ebd., Bl. 82, 150 f. 
2564 Ebd., Bl. 228. 
2565 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 7. 
2566 ADS 373, Ordner 3, Bl. 65 ff. 
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chen, gelang nicht.2567 Als Maßnahme der Öffentlichkeitsfahndung wurden Fahndungsschrei-

ben öffentlich ausgehangen. Darauf wurden beide Täter weitgehend identisch beschrieben als 

ca. 20 bis 25 Jahre alt, 170 bis 180 cm groß und von normaler Gestalt, bekleidet mit grauen 

Stoffhandschuhen und Sportschuhen. Zur Maskierung nutzten beide Täter dunkelblaue 

Tücher mit hellen Ornamenten, einer trug außerdem einen Rucksack.2568 

Innerhalb der Filiale wurden etliche Teilschuhabdruckspuren, eine Handschuh- 

abdruckspur und ein zurückgelassener 10-DM-Schein, auf dem jedoch keine Fingerabdrücke 

festgestellt wurden, gesichert.2569 Die Schuhabdrücke konnten einem spezifischen Modell 

zugeordnet werden, das von einer großen Handelskette vertrieben wurde.2570 Für zwei von 

etlichen in Chemnitz verkauften Exemplaren, die mit EC-Karten bezahlt wurden, konnten 

Verkaufsbelege erlangt und KontoinhaberInnen identifiziert werden, die ergebnislos überprüft 

wurden und im Fallkomplex ansonsten nicht bekannt sind.2571 Nach dem späteren Überfall am 

5. Juli 2001 in Zwickau wurde festgestellt, dass dort gesicherte Schuhabdrücke optisch mit 

denen aus der Chemnitzer Postfiliale übereinstimmen.2572 Die Originalspuren dieser Abdrücke 

wurden vernichtet, es liegen nur noch Fotogramme vor.2573 Unmittelbar nach der Tat wurde 

im Kundenraum ein Fährtenhund angesetzt, der etwa 100 Meter weit in den Bereich der Fritz-

Fritzsche-Straße führte, wo sich die Spur verlor.2574 

Eine ZeugIn gab an, im Vorfeld der Tat mehrere Personen an einer Telefonzelle vor 

dem Eingang der Filiale gesehen zu haben, wo sich die Täter nach Annahme der Polizei ver-

mummt haben könnten. An den Scheiben und dem Griff der Telefonzelle wurden Fingerab-

drücke abgenommen. Einer der Abdrücke war für weitere Vergleichsarbeiten geeignet, konnte 

aber niemandem zugeordnet werden.2575 Direkte Angaben zur Herkunfts- und Fluchtrichtung 

sowie zu einem möglicherweise genutzten Fahrzeug konnten nicht erlangt werden. Ein Zeuge 

gab außerdem an, er habe kurz nach dem Überfall in Tatortnähe drei junge Männer zu einem 

Wohnhaus in der Johannes-Dick-Straße rennen sehen. Die Überprüfung und Befragung dorti-

ger BewohnerInnen führte nicht weiter,2576 auch die Absuche eines nahegelegenen Wäldchens 

                                                        
2567 Ebd., 246 f. 
2568 Ebd., Bl. 88. 
2569 Ebd., Bl. 35, 45. 
2570 Ebd., Bl. 138. 
2571 Ebd., Bl. 154 f. 
2572 Ebd., Bl. 220. 
2573 ADS 373, Ordner 16, Bl. 17. 
2574 ADS 373, Ordner 3, Bl. 25, 61. 
2575 Ebd., Bl. 53, 58, 176. 
2576 Ebd., Bl. 177 ff. 
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ergab keine Hinweise.2577 Polizeilich wurde angenommen, es könnte für die Flucht erneut ein 

Motorrad genutzt worden sein. In dem Zusammenhang wurden Reviere im Großraum Chem-

nitz aufgefordert, im Falle des Auffindens von gegebenenfalls gestohlenen Motorrädern eine 

intensive kriminaltechnische Auswertung vorzunehmen, wobei ein möglicher Rücklauf nicht 

bei den Akten ist.2578 Dagegen gab es vage Anhaltspunkte, dass auch ein Auto als Fluchtfahr-

zeug verwendet worden sein könnte: Eine Zeugin gab an, nach dem Überfall, als bereits ein 

Hubschrauber das Gebiet überflog, in der Nähe einen roten Transporter einer Autovermietung 

bemerkt zu haben.2579 Eine weitere Zeugin will bereits vor der Tat einen roten Pkw gesehen 

haben.2580 Außerdem gaben zwei ZeugInnen unabhängig voneinander an, etwa zur Tatzeit 

und im Sichtbereich des Tatortes einen dunklen Pkw mit laufendem Motor und Plauener 

Kennzeichen bemerkt zu haben.2581 Anhand von Kennzeichenlisten, die bei einer ausgelösten 

Ringalarmfahndung aufgezeichnet wurden, sind mehrere Fahrzeuge mit PL-Kennzeichen 

überprüft worden. Dies blieb aber, wie auch die Abfrage bei Autovermietungen, ohne ein-

schlägiges Ergebnis.2582 

In die Umfeldbefragungen wurde der unweit des Tatortes gelegene Jugendclub „Picco-

lo“ einbezogen, der vormals ein Treffpunkt der örtlichen rechten Szene gewesen war2583 

(→ KAP. II.1.10.4). Auf einen möglichen Tatzusammenhang bzw. einen Szenebezug der Tä-

ter wurde nicht geschlossen, wofür – abgesehen vom Charakter dieser Einrichtung – auch 

kein konkreter Anlass bestanden hätte.2584 Außerdem in anschließende Überprüfungen wurde 

ein Waffengeschäft einbezogen, in dem frühere Käufe von Schreckschuss- und Luftdruckwaf-

fen dahingehend überprüft wurden, ob die KäuferInnen polizeibekannt sind oder die erworbe-

nen Waffen den Tatwaffen ähneln, was nicht der Fall war.2585 Erstmals im Fallkomplex wur-

den andere Taten berücksichtigt, die zu keinem Zeitpunkt zur Raubserie gerechnet wurden. 

Dazu zählten der Überfall auf eine Postfiliale in Aue/Beierfeld am 26. Januar 2001,2586 der 

Überfall auf eine Volksbank-Filiale in der Rudolf-Marek-Straße in Chemnitz am 9. März 

2001 sowie Überfälle auf mehrere Tankstellen im Chemnitzer Stadtgebiet am 31. Dezember 

                                                        
2577 Ebd., Bl. 116. 
2578 Ebd., Bl. 92. 
2579 Ebd., Bl. 95. 
2580 Ebd., Bl. 99. 
2581 Ebd., Bl. 107 f. 
2582 Ebd., Bl. 109, 223. 
2583 Ebd., Bl. 48. 
2584 Zu diesem Aspekt ausführlich: AbwBer 3. UA, Kap. II.8.6.b, 216–218. 
2585 ADS 373, Ordner 3, Bl. 126 f. 
2586 Ebd., Bl. 119, 121. 
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20012587 und schließlich der Überfall auf eine Sparkassen-Filiale im thüringischen Bad Lan-

gensalza durch zwei unbekannte Täter am 24. Januar 2002.2588 Spuren der hiesigen Tat wur-

den außerdem – mit negativem Ergebnis – abgeglichen mit einem Mordfall im Bereich Ulm, 

der sich wenige Tage nach dem nächstfolgenden Überfall ereignete.2589 Die Auswahl der 

Vergleichstaten und die Gründe für den jeweiligen Ausschluss eines Zusammenhangs sind 

anhand der vorliegenden Unterlagen nicht näher nachzuvollziehen. 

 

II.3.2.4   F a l l  4  — Po s t f i l i a l e  i n  Z wi c k au ,  5 .  J u l i  2 00 1  

(a) T a t a b l au f  

Am Donnerstag, den 5. Juli 2001, drangen kurz vor 10.15 Uhr zwei Personen in die Postfiliale 

in der Max-Planck-Straße 1a in Zwickau-Eckersbach ein. Sie waren mit Sonnenbrillen und 

Dreieckstüchern vermummt, einer der Täter trug außerdem einen Anglerhut aus Stoff, der 

andere ein Basecap und eine Kapuze. In der Filiale befanden sich zu der Zeit zwei Angestell-

te.2590 Der erste Täter lief direkt zum Kassentresen, stellte sich auf eine Ablagefläche, bedroh-

te eine Angestellte mit einer Schusswaffe, die er ihr vor den Kopf hielt, und rief mehrfach 

„Überfall, Geld her!“2591 Der andere Täter überstieg den Tresenbereich sofort. Er reichte der 

Angestellten eine Plastiktüte und forderte sie auf, Geld aus ihrem Kassenschalter hineinzu- 

legen. Nachdem dies geschehen war, forderte er die Angestellte mit den Worten „Los, los, 

zum nächsten Schalter!“ auf, am Nebenschalter das gleiche zu tun. Auch der erste Täter klet-

terte nun über den Schaltertresen, wo er die weitere Angestellte, die sich zunächst an einem 

abgewandten Paketschalter befunden hatte, mit der Waffe und Worten wie „sonst passiert 

was“ fortwährend bedrohte und aufforderte, die Tresore im Wertraum zu öffnen. Nachdem 

die Täter aggressiver wurden, gab eine der Angestellten nach und öffnete die Tresore, wobei 

sie das enthaltene Geld einem der Täter übergab, der es in seinem Rucksack verstaute. Dieser 

Täter äußerte dabei sinngemäß: „Wenn kein Geld da ist, dann warten wir eben auf den Geld-

                                                        
2587 Ebd., Bl. 126. 
2588 Ebd., Bl. 133. 
2589 Ebd., Bl. 129. 
2590 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 109 f. 
2591 ADS 373, Ordner 4, Bl. 38. 



 530 

transport“.2592 Die Angestellten nahmen diese Äußerungen teils als akzentfreies Hochdeutsch, 

teils als einheimischen Dialekt wahr.2593 

Nachdem das Geld übergeben wurde, verließen die Täter den Tresenbereich wieder. 

Als zwischenzeitlich mehrere Personen die Filiale betraten, forderte ein Täter sie mit den 

Worten „Raus, raus, raus, zurück!“ zum Gehen auf, wobei einer der Personen ohne Vorwar-

nung ein Reizstoff, vermutlich aus einer – erstmals in der Raubserie genutzten – Pfeffer-

spraykartusche ins Gesicht gesprüht wurde. Ein Täter äußerte dabei, dies sei „nur eine Kost-

probe“.2594  Im Anschluss verließen beide Täter die Filiale, wobei sie drei Personen, die sich 

vor dem Gebäude befanden und teils versuchten, die Flüchtigen festzuhalten, wiederum mit 

einem Reizstoff besprühten. Einer der Täter stürzte dabei, woraufhin er mit den Worten 

„Schieß, schieß!“ seinen Kumpanen aufforderte, gegen die Umstehenden mit der Schusswaffe 

vorzugehen. Beide setzten ihre Flucht dann ungehindert fort. Die Täter erbeuteten insgesamt 

74.787,80 DM.2595 

 

(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Zwickau unter der Vorgangsnum-

mer 524/01/157200 bearbeitet. Mehrere Verletzte mussten medizinisch wegen Augen- 

reizungen u.ä. notversorgt werden.2596 Zwei der Geschädigten, die in und vor der Filiale mit 

dem Reizstoff besprüht worden waren, erstatteten zudem im Zuge ihrer Vernehmungen 

Strafanzeigen wegen Körperverletzung und stellten Strafanträge.2597 Sachbearbeiter war 

Thomas Otto, der den Schlussbericht am 11. September 2001 fertigte.2598 Im Zuge der Wie-

deraufnahme des Verfahrens entstand am 17. November 2003 durch POM V. ein weiterer, 

kursorischer Schlussbericht.2599 

Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des Verdachts des schweren 

Raubes führte zunächst die Staatsanwaltschaft Zwickau unter dem Aktenzeichen 

639 UJs 15328/01, zuständig war StA P. Dieser stellte das Verfahren am 18. September 2001 
                                                        
2592 Ebd., Bl. 40. 
2593 Ebd., Bl. 42, 50. 
2594 Ebd., Bl. 39, 49. 
2595 Ebd., Bl. 192. 
2596 Ebd., Bl. 30. 
2597 Ebd., Bl. 55, 59. 
2598 ADS 37, Ordner 157, Bl. 116. 
2599 ADS 373, Ordner 4, Bl. 190, 
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ein, nachdem ein Täter nicht ermittelt werden konnte.2600 Am Folgetag übernahm die Staats-

anwaltschaft Chemnitz im Hinblick auf gleichgelagerte Fälle in der als solche erkannten Serie 

kurzzeitig das Verfahren unter dem Aktenzeichen 700 UJs 25772/02. Nachdem zwischenzeit-

lich ein Beschuldiger ermittelt werden konnte, wurden die Ermittlungen nun wieder im Be-

reich der Staatsanwaltschaft Zwickau unter dem Aktenzeichen 630 Js 18431/03 fortgeführt, 

wobei das Verfahren am 18. November 2003 durch OStA Illing abermals eingestellt wur-

de.2601 Die Staatsanwaltschaft Chemnitz führte die Ermittlungen gegen Unbekannt unter dem 

Aktenzeichen 700 UJs 30179/04 fort, zuständig war StA R. Dieser stellte das Verfahren am 

11. April 2005 endgültig ein, nachdem Täter nicht ermittelt werden konnten.2602 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Eine der Angestellten löste die Alarmanlage der Filiale um 10.15 Uhr aus,2603 zudem 

alarmierten unter anderem diejenigen PassantInnen, die zwischenzeitlich versucht hatten, die 

Filiale zu betreten, die Polizei. Diese stellte beim Eintreffen vor Ort zahlreiche Personen fest, 

die teils zeugenschaftliche Angaben machen konnten: Eine der Angestellten sah, wie die 

Täter zunächst zu Fuß in Richtung Dr.-Theodor-Neubauer-Straße flüchteten.2604 Ein weiterer 

Zeuge gab an, er habe zwei maskierte Männer dabei beobachtet, wie sie an einem Hausein-

gang an der Dr.-Theodor-Neubauer-Straße zu zwei dort abgestellten und damit in der Raubse-

rie erstmals nachweislich genutzten Fahrrädern liefen.2605 Ein dritter Zeuge sah, wie die Täter 

mit diesen Fahrrädern in Richtung Sternenstraße davonfuhren.2606 Ein angesetzter Fährten-

hund bestätigte diesen Fluchtweg, führte jedoch nicht darüber hinaus.2607 Im Zuge einer 

Tatortbereichsfahndung wurden mehrere Personen überprüft. Darunter wurden die beiden 

Insassen eines Pkw überprüft, bei dessen Fahrer J.S. aufgrund von Kleidung mit dem Auf-

druck „Co-NSDAP-le“ ein eindeutiger Bezug in die rechte Szene anzunehmen war.2608 Im 

Fallkomplex ist diese Person ansonsten nicht bekannt. Später wurden die Ringalarmlisten, die 

nach dem vorangegangenen Überfall in Chemnitz erstellt wurden, nach FahrzeughalterInnen 

                                                        
2600 ADS 37, Ordner 157, Bl. 117. 
2601 ADS 373, Ordner 4, Bl. 191. 
2602 Ebd., Bl. 223. 
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aus dem Bereich Zwickau überprüft, jedoch ohne einschlägiges Ergebnis.2609 Wie der Chem-

nitzer Raubermittler Merten im früheren 3. UA ausführte, habe die Verwendung von Fahrrä-

dern als Fluchtmittel Anlass zu der Überlegung gegeben, ob darüber hinaus ein weiteres 

Fluchtfahrzeug genutzt worden sein könnte: 

„Zeuge Jens Merten: […] Die Täter flüchteten diesmal mit Fahrrädern. Dies gab uns 

natürlich zu denken, logo, denn damit hatten wir es nun mit sehr weit auseinander lie-

genden Tatorten zu tun: Zum einen hatten wir drei Überfälle in Chemnitz. Nun kommt 

einer in Zwickau, und jetzt flüchten die mit Fahrrädern. Da glaubt doch keiner, dass 

die mit Fahrrädern nach Chemnitz zurückfahren; wir haben es jedenfalls nicht ge-

glaubt. Zwickau und Chemnitz – das werden Sie wissen – liegen ca. 40 Kilometer aus-

einander. Das ist eine Entfernung, die man mit Fahrrädern üblicherweise nicht 

zurücklegt.“2610 

Objektive Spuren wurden in dem zugrundeliegenden Fall nur in geringer Zahl erlangt. 

Im Inneren der Filiale konnten zwar sieben Teilschuhabdruckspuren gesichert werden, die 

beim Übersteigen des Schalters entstanden, ferner eine Faserspur an einer Deckenlampe, an 

der einer der Täter mit dem Kopf und seinem Rucksack gestoßen war2611 Die Schuhabdrücke 

stimmten auch überein mit Spuren, die beim vorangegangenen Überfall auf eine Postfiliale in 

Chemnitz gesichert worden waren.2612 Aber während von den Schuhabdrücken noch Foto-

gramme vorliegen,2613 wurden die Originalspuren inklusive der Faserspur vernichtet.2614 

Gar nicht erst festgestellt wurden Fingerabdrücke oder DNA-Spuren. Das bei dem Überfall 

mitausgegebene Registriergeld, 15 Geldscheine im Gesamtwert von 360 DM, wurde zur 

Sachfahndung ausgeschrieben.2615 

Nach Aktenlage ist nicht erkennbar, dass den Angaben einer Angestellten nachgegan-

gen wurde, denen zufolge sich die Täter in der Filiale offensichtlich auskannten. Dies schloss 

sie daraus, dass einer der Täter während des Überfalls sinngemäß sagte, man könne, falls 

nicht genügend Geld verfügbar sei, auch auf den Geldtransporter warten. Dessen Eintreffen 

wurde zu dieser Zeit tatsächlich erwartet.2616 Nicht weiter zuzuordnen ist außerdem eine 

                                                        
2609 Ebd., Bl. 120.3. 
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Passage im Einsatzbericht des Polizeireviers Zwickau-Ost, dessen Kräfte nach der Alarmie-

rung zum Tatort geeilt waren. In dem Vermerk wird offenbar eine – als solche gar nicht ak-

tenkundige – Ausgangsinformation richtiggestellt, wonach zunächst von drei Tätern ausge-

gangen worden sein soll: „Im Rahmen der Informationsvermittlung soll von drei Tätern 

gesprochen wurden [sic!], dies war nicht der Fall“.2617 

 

(d) B e s c h u ld i g t e r  V . F .  

In der Raubserie wurde nunmehr erstmals ein Beschuldigter bekannt. Dem lag zugrunde, dass 

am 28. Oktober 2002 – also längere Zeit nach der Tat und nach der Einstellung des 

Ursprungsverfahrens – sich eine Zeugin an die Polizei wandte, die angab, unter Angst auszu-

sagen und weiter mitteilte, eine Freundin habe ihr berichtet, dass sich der in Zwickau wohn-

hafte V.F. gebrüstet habe, einer der Täter zu sein.2618 Die daraufhin vernommene Freundin 

bestätigte die Darstellung. Demnach habe V.F. gesprächsweise außerdem einen eventuell 

ebenfalls beteiligten „Max“ erwähnt. Zudem gab die Zeugin auf eine Bildvorlage hin an, dass 

V.F. Turnschuhe besitze, wie sie die Täter beim hiesigen Überfall trugen.2619 Mit Verfügung 

des OStA Illing der StA Zwickau vom 23. Juni 2003 – d.h. mit erheblichem Abstand zu 

den beiden erlangten Aussagen – wurde das Verfahren, das sich in der Zwischenzeit bei der 

StA Chemnitz befunden hatte, wieder übernommen, wobei V.F. als Beschuldigter eingetragen 

wurde.2620 Auf Antrag der StA Zwickau erging unverzüglich ein Beschluss des Amtsgerichts 

Zwickau, die Wohnung des Beschuldigten zu durchsuchen;2621 außerdem wurde die 

Überwachung des Telekommunikationsverkehrs und die Herausgabe von Verbindungsdaten 

erwirkt.2622 

Der Beschuldigte wurde am 28. August 2003 in einer anderen Sache festgenommen, 

woraufhin auf die (erneute) Durchsuchung seiner Wohnung verzichtet wurde. In einer Be-

schuldigtenvernehmung bestritt er, gefragt nach diesem hiesigen Überfall, jegliche Beteili-

gung. Auf Vorlage von Überwachungsaufnahmen aus der Filiale äußerte er einen Verdacht 

gegen eine andere Person namens W.B.2623 Weitere belastende Hinweise zu V.F. lagen derweil 
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nicht vor, so dass das Ermittlungsverfahren gegen ihn nach § 170 Absatz 2 StPO eingestellt 

wurde.2624 Eine Alibi-Überprüfung im Hinblick auf die weiteren, zurückliegenden Überfälle 

wurde nicht angestrengt. Es wurde ferner nicht geklärt – und der vormalige Beschuldigte auch 

nicht danach gefragt – um wen es sich bei dem vermeintlichen Komplizen namens „Max“ 

handelte. 

 

II.3.2.5  F a l l  5  — Sp a r k a s s e n - F i l i a l e  i n  Z w ic k au ,  25 .  S e p t e mb er  2 0 01  

(a) T a t a b l au f  

Am Mittwoch, den 25. September 2002, drangen kurz vor 9.00 Uhr zwei Personen in die 

Sparkassen-Filiale in der Karl-Marx-Straße 10 in Zwickau-Auerbach ein. Es handelt sich in-

nerhalb der Raubserie um den ersten Sparkassen-Überfall und zudem um die erste Tat nach 

der Währungsumstellung von D-Mark auf Euro. In der Filiale befanden sich zur Tatzeit drei 

Angestellte und drei KundInnen.2625 Die Täter waren vermummt, sie trugen – in der Raub- 

serie einmalig – Perücken und Brillen, wobei es sich womöglich um Faschingsartikel handel-

te, außerdem hatten sie Tücher vor den Mund gezogen.2626 

Als sie die Filiale betraten, riefen sie gleichzeitig: „Das ist ein Überfall!“, einer von 

ihnen außerdem: „Stehen bleiben oder es knallt.“ Im Raum wurde sofort eine reizende Sub-

stanz versprüht. Sie traf einen Kunden, der gerade einen Überweisungsträger ausfüllte. Er 

konnte daraufhin reflexartig aus der Filiale fliehen, was einer der Täter noch vergeblich zu 

verhindern versuchte.2627 Eine Kundin stand derweil an einem der Schalter und ließ sich Geld 

auszahlen, als sie unvermittelt durch mehrere gezielte Sprühstöße aus einer Reizgaskartusche 

im Gesicht getroffen wurde.2628 Danach sprühte ein Täter Reizgas gegen die Trennscheibe, 

hinter der sich eine der Angestellten befand, die vor Angst erstarrte. Dann kam der zweite 

Täter hinzu, beide begaben sich hinter den Schalterbereich2629 und drückten der Angestellten 

eine Waffe an die Schläfe. Einer der Täter fragte „Wo ist der Tresor?“ Daraufhin führte die 

Angestellte – die Waffe immer noch an ihrem Kopf – einen der Täter durch den Beratungs-

                                                        
2624 Ebd., Bl. 191. 
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raum hindurch, wo sich eine Kollegin in einem Beratungsgespräch mit einem Kunden befand, 

und weiter an der Büroküche vorbei zum Tresorraum, in dem sich die dritte Kollegin aufhielt, 

die nach Aufforderung die Tür öffnete. Im Tresorraum angelangt, wurde beiden Kolleginnen 

Reizgas ins Gesicht gesprüht.2630 Gegenüber einer der Angestellten sagte ein Täter: „Das kann 

doch nicht alles sein.“ Daraufhin wurde sie nochmals gezielt im Gesicht besprüht, bevor das 

Geld aus dem Tresor entnommen wurde.2631 

Derweil saßen die dritte Kollegin und ein Kunde noch im Beratungsraum, wo einer der 

Täter auf dem Weg zum Tresor unvermittelt Reizgas versprühte. Der Kunde wurde dabei 

zweimal im Gesicht getroffen. Der Täter, der ihn attackierte, sagte: „Du hast wohl noch nicht 

genug?“, und traf ihn danach erneut. Der Betroffene nahm danach nur noch Stimmen wahr 

und sah schließlich schemenhaft, wie die Täter die Filiale wieder verließen. Einer der Täter 

habe dabei eine Art Metallbox bei sich getragen.2632 Alle fünf Personen in der Filiale erlitten 

Augenreizungen und mussten ärztlich versorgt werden, in einem Fall war eine stationäre 

Behandlung erforderlich.2633 Die Täter erbeuteten insgesamt 48.571 Euro.2634 

 

(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Zwickau unter der Vorgangs- 

nummer 54212/02/157403 bearbeitet. Sachbearbeiter war Thomas Otto. Bei der späteren, 

kurzzeitigen Weiterbearbeitung des Falles bei der KPI Chemnitz übernahm diese Funktion 

der Beamte Merten. Ein polizeilicher Schlussvermerk ist nicht bei der Akte. Es findet sich 

dort auch keine zusammenhängende Rekonstruktion des Tatablaufs, sondern lediglich einzel-

ne Vernehmungen der TatzeugInnen, die teils unter starker Schockeinwirkung geführt wur-

den. Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des Verdachts des schweren Raubes 

führte die Staatsanwaltschaft Zwickau unter dem Aktenzeichen 630 UJs 11718/02, zuständig 

war die StA‘in M. Am 26. März 2003 stellte OStA Illing das Verfahren ein.2635 Der Vorgang 

wurde des Serienzusammenhangs wegen bei der Staatsanwaltschaft Chemnitz kurzzeitig unter 

                                                        
2630 Ebd., Bl. 84, 94. 
2631 Ebd., Bl. 80 f.. 
2632 Ebd., Bl. 110. 
2633 Ebd., Bl. 3. 
2634 Ebd., Bl. 30, 84. 
2635 Ebd., Bl. 152. 
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dem Aktenzeichen 700 UJs 16939/04 weiterverfolgt, wo am 7. März 2005 der StA R. die 

Einstellung verfügte, nachdem keine Täter ermittelt werden konnten.2636 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Ein Teil des Überfallablaufs wurde durch Überwachungsaufnahmen aus dem Bereich einer 

Kasse und dem Vorraum dokumentiert; demnach dauerte die Tat lediglich von 8.57 bis 

8.59 Uhr.2637 Dagegen sind die Angaben der TatzeugInnen aufgrund des eingesetzten Reiz- 

gases nur vage. Befragungen bei AnwohnerInnen umliegender Wohngebäude erbachten keine 

Hinweise.2638 Jedoch gab eine in der Nähe tätige Gewerbetreibende an, ihr seien gegen 

9.00 Uhr – was demnach vor, aber auch nach dem Überfall gewesen sein könnte – zwei junge 

Männer auf Herrentrekkingrädern aufgefallen, die ohne Eile gefahren seien. Beide Personen 

hätten auffällige Perücken getragen.2639 Weitere ZeugInnen sahen etwa im Tatzeitraum eben-

falls zwei Männer mit auffälligen Frisuren auf Fahrrädern,2640 die demnach vermutlich als 

Fluchtmittel dienten. Ein Fährtenhund wurde am Tresor angesetzt. Er lief aus der Filiale 

heraus zu den davor befindlichen Fahrradständern und etwa 300 Meter weiter in Richtung 

Südstraße und Salutstraße, wo die Spur abrupt endete.2641 Polizeilich wurde erwogen, ob für 

die weitere Flucht ein Auto genutzt worden sein könnte. In einem Vermerk heißt es, da für 

den weiteren Fluchtweg „die Möglichkeit der Nutzung eines KFZ nicht ausgeschlossen wer-

den kann“, erfolgen Prüfungen, ob rund um die Tatzeit im Bereich Zwickauer Land und 

Chemnitzer Land Geschwindigkeitsmessungen durchgeführt wurden. Jedoch waren keine 

Messstellen eingerichtet.2642 Aus der Akte ergibt sich nicht, ob für die Annahme, es könnte 

ein Auto genutzt worden sein, ein konkreter Anlass bestand; ZeugInnen gaben keine derarti-

gen Hinweise. Der Chemnitzer Raubermittler Merten gab dazu im früheren 3. UA an: 

„Zeuge Jens Merten: […] Aber anfangs waren wir natürlich schon davon ausgegan-

gen: in oder im Umfeld von Chemnitz. Jetzt haben wir zweimal Zwickau gehabt, so-

dass für uns spätestens jetzt die Version zum Tragen kam: Die fahren mit den Fahrrä-

dern nicht bis nach Hause – ich sage mal: ‚bis nach Hause‘ –, sondern da muss es 

                                                        
2636 Ebd., Bl. 167. 
2637 Ebd., Bl. 37 ff.. 
2638 Ebd., Bl. 3. 
2639 Ebd., Bl. 6. 
2640 Ebd., Bl. 99, 144. 
2641 Ebd., Bl. 19. 
2642 Ebd., Bl. 104. 
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noch irgendetwas Nachgeschaltetes, noch etwas anderes Mobiles geben, sodass wir 

einfach die Version aufgemacht haben: Die werden sich vom Tatort mit den Fahrrä-

dern entfernen, um zügig weg zu sein, um relativ unauffällig aus einer möglichen 

Fahndungsmaßnahme, auch eventuell einer Ringfahndung, herauszukommen. Dann 

werden sie die Fahrräder in irgendein Fahrzeug, möglichst in einen größeren Pkw 

oder einen Transporter, verbringen, um dann mit dem Fahrzeug zu flüchten. Damit 

haben sie dann auch gut davon abgelenkt, weil jeder Zeuge sagt: „Ich habe die mit 

den Fahrrädern wegfahren sehen“, aber die sitzen zwanzig Kilometer weiter im Auto, 

und keiner denkt sich eigentlich etwas dabei.“2643 

In der Filiale wurden u.a. ein Teilfingerabdruck an der Zugangstür, eine Faserspur an 

der Tresortür und eine rötliche Substanz an der Türklinke zum Küchenraum gesichert,2644 die 

später als Blut identifiziert wurde, das den Angestellten nicht zugeordnet werden konnte.2645 

Aus der Ermittlungsakte wird nicht ersichtlich, ob Informationen vorlagen, nach denen die 

Täter Handschuhe trugen oder nicht, ob sie sich verletzt haben könnten oder überhaupt in 

Berührung mit der Türklinke kamen. Diese Spur liegt noch im Original vor, sie kann heute 

weder Mundlos, noch Böhnhardt zugeordnet werden.2646 Ob die Faser- und die Finger- 

abdruckspuren je untersucht wurden, ist nicht ersichtlich; auch nicht, ob seinerzeit untersucht 

wurde, um welche reizende Substanz – z.B. Pfefferspray oder CS-Gas – es sich handelte. 

Als Maßnahme der Öffentlichkeitsarbeit wurden Aufnahmen der Täter veröffentlicht 

und u.a. in einem „Kripo live“-Beitrag gezeigt.2647 Mit der Tatbeute wurden 1.500,00 Euro 

Registriergeld in etlichen Scheinen ausgegeben,2648 aus der Akte ergibt sich jedoch nicht, ob 

diese auch zur Sachfahndung ausgeschrieben wurden. Es wurde offenbar auch nicht der Frage 

nachgegangen, ob die Filiale im Vorfeld ausgespäht worden sein könnte. Dafür spricht die 

Angabe einer Angestellten, dass der Tresorraum normalerweise zeitgesichert ist und dadurch 

gar nicht betreten werden kann. Ausnahmsweise war diese Sicherung zur Tatzeit nicht 

aktiviert, da zu dieser Zeit Geldsäcke für eine geplante Abholung vorbereitet wurden.2649 

 

                                                        
2643 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 8 f. 
2644 ADS 373, Ordner 5, Bl. 10 f. 
2645 Ebd., Bl. 35 f. 
2646 ADS 373, Ordner 18, Bl. 87. 
2647 ADS 373, Ordner 5, Bl. 114. 
2648 Ebd., Bl. 127 ff. 
2649 Ebd., Bl. 87. 
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II.3.2.6  F a l l  6  — Sp a r k a s s e n - F i l i a l e  i n  C h em ni t z ,  2 3 .  S e p t e m be r  20 0 3  

(a) T a t a b l au f  

Am Dienstag, den 23. September 2003, also fast genau zwei Jahre nach dem vorangegange-

nen Fall, drangen gegen 10.30 Uhr zwei Personen in die Sparkassen-Filiale in der Paul-Bertz-

Straße 14 in Chemnitz-Helbersdorf ein. In der Filiale befanden sich zu der Zeit sechs Ange-

stellte – darunter erstmals in der Raubserie ein Mann – und drei KundInnen. Die Täter waren 

vermummt mit ornamentierten Tüchern, die sie vor den Mund gezogen hatten, sie trugen 

dunkle Brillen und Mützen.2650 Als sie die Filiale betraten, riefen sie „Überfall!“2651 Eine 

Kundin, die in diesem Moment die Filiale verlassen wollte, wurde an der Schulter gepackt 

und zurückgestoßen. Sie wurde aufgefordert, sich auf den Boden zu kauern und in eine Ecke 

zu sehen.2652 Zwei weitere Kundinnen, die an Schaltern standen, legten sich auf Aufforderung 

sofort auf den Boden, wobei ein Täter zu ihnen sagte: „Wenn Sie sich ruhig verhalten, pas-

siert Ihnen nichts.“ Weitere Beobachtungen konnten die Kundinnen infolge dessen nicht 

machten, sie hörten aber, wie ein Täter den anderen fragte: „Soll ich jetzt eine abknallen?“ 2653 

Einer der Täter begab sich zu einer Mitarbeiterin, die gerade eine der Kundinnen be-

dient hatte, packte sie am Genick und den Haaren und forderte unter Vorzeigen einer Waffe: 

„Geld raus, aber das große Geld, sonst passiert was!“ Als der Täter nach der Kasse griff, fiel 

das enthaltene Geld zu Boden, woraufhin er von ihr abließ. Die Angestellte nutzte diesen 

Moment, um zum Personaleingang zu gelangen und darüber die Filiale zu verlassen.2654 Der 

Täter begab sich weiter zum Nebenschalter, wo sein Komplize eine andere Angestellte mit 

der Waffe bedrohte und forderte: „Geld raus!“ Auf ihre Erwiderung, sie habe keinen Zugriff 

auf Geld, wurde sie gefragt, wo sich der Tresorraum befindet. Hierauf antwortete die Ange-

stellte, dass sie keinen Schlüssel für den Tresorraum habe. Daraufhin sprang einer der Täter 

über den Schalter, hielt der Angestellten die Waffe direkt vor das Gesicht und drückte ihr den 

Lauf ins Auge. Nachdem auch der zweite Täter sich hinter den Tresen begab und ebenfalls 

seine Waffe auf die Angestellte richtete, öffnete sie ihre Schalterkasse. Einer der Täter schlug 

ihr danach mit der Waffe gegen den Kopf, einer fragte den anderen: „Soll ich sie erschießen?“ 

Daraufhin wurde ein Abzug der Waffe betätigt, die Angestellte hörte ein Klick-Geräusch, es 

löste sich aber kein Schuss. 
                                                        
2650 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 111 f. 
2651 ADS 373, Ordner 7, Bl. 5. 
2652 Ebd., Bl. 43. 
2653 Ebd., Bl. 52, 57. 
2654 Ebd., Bl. 16. 



 539 

Die Angestellte wurde dann in Richtung des Tresorraums gezwungen. Nachdem der 

Zugang zum Tresor aber nicht möglich war und die Angestellte sagte, es dauere wegen einer 

Zeitschaltung zehn Minuten, bis sich weitere Kassen öffnen lassen, ließen die Täter von ihr 

ab, begaben sich zurück, sprangen über den Schalter und entfernten sich gemeinsam aus der 

Filiale.2655 Eine Angestellte befand sich derweil in einem Beratungsraum. Als sie die Täter 

sah, drückte sie den Alarmknopf und versteckte sich unter ihrem Schreibtisch, wo sie nicht 

gesehen werden konnte.2656 Eine andere Angestellte, die sich ebenfalls im Beratungsbereich 

aufhielt, hörte Hilferufe und sah, wie eine Person einen Schalter überstieg, wurde aber nicht 

beachtet oder nicht bemerkt.2657 Schließlich befanden sich zwei weitere Angestellte in einem 

Personalzimmer. Als sie Schreie hörten, verbarrikadierten sie sich in dem Zimmer und verlie-

ßen die Filiale durch ein Fenster.2658 Die Täter erbeuteten insgesamt lediglich 435,01 Euro.2659 

 

(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Chemnitz unter der Vorgangsnum-

mer 361/04/127202 bearbeitet. Sachbearbeiter war Jens Merten, der den Schlussbericht am 

15. Dezember 2004 fertigte.2660 Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des Ver-

dachts des schweren Raubes führte die Staatsanwaltschaft Chemnitz unter dem Aktenzeichen 

770 UJs 22917/03, zuständig war StA R. Eingestellt wurde das Verfahren, nachdem keine 

Täter ermittelt werden konnten, am 13. Januar 2005 durch StA F. unter Bezeichnung eines 

allerdings abweichenden Aktenzeichens 700 UJs 14229/04,2661 wobei eine vorangegangene 

Umtragung nicht zu erkennen ist. Ebenfalls nicht ersichtlich ist, warum vereinzelt – darunter 

für die ursprüngliche Strafanzeige und den polizeilichen Schlussbericht – auch das Akten- 

zeichen 720 Js 41662/03 genutzt wurde: Trotz Gebrauchs eines Js-Aktenzeichens gab es der 

Aktenlage nach in diesem Fall zu keinem Zeitpunkt einen Beschuldigten. 

 

  

                                                        
2655 Ebd., Bl. 5. 
2656 Ebd., Bl. 24. 
2657 Ebd., Bl. 34. 
2658 Ebd., Bl. 31, 39. 
2659 ADS 373, Ordner 6, Bl. 282. 
2660 Ebd., Bl. 682. 
2661 Ebd., Bl. 693. 
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(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Im Inneren der Filiale wurden zwölf Teilschuhabdruckspuren gesichert, die sich teils auf dem 

Fliesenboden befanden, teils beim Übersteigen der Schalter entstanden sind.2662 Erstmals in 

der Raubserie wurde die Sicherung der Schuhspuren ausführlich dokumentiert.2663 Erkennbar 

ist auch ein angestrengter Vergleich mit bereits polizeilich einliegenden Spuren früherer Fälle, 

wobei Übereinstimmungen festgestellt wurden.2664 Das eigentliche Überfallgeschehen wurde 

durch mehrere Kameras innerhalb der Filiale dokumentiert. Die Aufzeichnungen zeigen beide 

Täter, wie sie einen Schalter überwinden und eine Angestellte bedrohen.2665 Anhand der Auf-

nahmen und mithilfe der Tatortgruppe des LKA Sachsen wurde versucht, einen der abgebil-

deten Täter elektronisch zu vermessen.2666 Auf den Bildern zu sehen ist auch ein unbekannter, 

augenscheinlich älterer Mann mit Regenschirm, der sich während des Überfalles im Ein-

gangsbereich der Sparkasse aufhielt, im Zuge der Ermittlungen aber nicht namhaft gemacht 

werden konnte.2667 

Die Täter flüchteten zunächst, was mehrere ZeugInnen sahen, mit Fahrrädern, die an 

einen Baum vor der Filiale gelehnt waren.2668 Eine „Blitzerfoto-Recherche“ – offenbar in der 

Annahme, die Täter könnten über Fahrräder hinaus auch ein Auto verwendet haben – führte 

zu mehreren Pkw, die bzw. deren HalterInnen aber nach teils aufwändigen Überprüfungen 

nicht mit der Tat in Verbindung zu bringen waren.2669 Eines der festgestellten Fahrzeuge 

konnte einem H.S. zugerechnet werden, der auf mehrfache Vorladung und nach mehrmaligen 

Kontaktversuchen sich nicht meldete bzw. nicht erreichbar war; letzthin konnte er erst zehn 

Monate nach der Tat erreicht werden, wobei er angab, am Tattag dienstlich das Auto gefahren 

zu haben.2670 Zu dieser Person wurden zwischenzeitlich Informationen „über Anonym“ – 

möglicherweise also über einen Informanten – beschafft und in einem Vermerk niedergelegt, 

der weitere Angaben zu H.S. und seinen durch den unbekannten Hinweisgeber identifizierten 

Beifahrer enthält.2671 Bei dem Versuch, außerdem Ringalarmlisten miteinander abzugleichen, 

wurde festgestellt, dass im vorliegenden Fall durch das Führungs- und Lagezentrum der PD 

                                                        
2662 ADS 373, Ordner 7, Bl. 140. 
2663 Ebd., Bl. 143 ff.. 
2664 Ebd., Bl. 159. 
2665 Ebd., Bl. 160 ff. 
2666 ADS 373, Ordner 6, Bl. 551. 
2667 ADS 373, Ordner 7, Bl. 37; ADS 373, Ordner 6, Bl. 497, 556. 
2668 ADS 373, Ordner 7, Bl. 60, 111, 116. 
2669 ADS 373, Ordner 6, Bl. 312 ff.. 
2670 Ebd., Bl. 336–344. 
2671 Ebd., Bl. 341. 
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Chemnitz keine sogenannte Ringalarmfahndung ausgelöst worden war. Ferner wurde festge-

stellt, dass die zu den beiden vorangegangenen Überfällen in Zwickau erstellten Ringalarm- 

listen bereits vernichtet worden sind.2672 Eine der Angestellten sah an zurückliegenden Tagen 

auf dem Parkplatz vor der Filiale mehrfach einen silbernen Pkw mit Chemnitzer Kenn- 

zeichen, besetzt mit einem Mann, wobei sie die Automarke und weitere Fragmente des amtli-

chen Kennzeichens wiedergeben konnte.2673 Zu diesem Hinweis sind keine weiteren Ermitt-

lungen zu erkennen. 

Im Zuge der bislang umfangreichsten kriminalpolizeilichen Fallbearbeitung innerhalb 

der Raubserie wurden zur zugrunde liegenden Tat ausführliche Umfeldermittlungen vorge-

nommen, zahlreiche Hinweise abgeprüft und etliche Personen kontrolliert, darunter Passant- 

Innen, AnwohnerInnen und Gewerbetreibende. KundInnen, die am Tattag vor dem Überfall in 

der Filiale waren, konnten jedoch keine relevanten Wahrnehmungen machen.2674 Teils noch-

mals und mit erheblichem Aufwand überprüft wurden Personen, die aus verschiedenen Grün-

den bereits bei früheren Überfällen – auch in Zwickau und auch außerhalb der Serie – akten-

kundig geworden waren.2675 Eine in dem Zusammenhang erneut befragte Person wies hin auf 

einen ihm bekannten Hanno S.2676 Dieser ist im Fallkomplex NSU bekannt als NPD-

Anhänger und als ein – jedoch als unglaubwürdig eingeschätzter – Hinweisgeber, dem zufol-

ge sich der Chemnitzer Szeneangehörige Thomas H. im Jahr 1998 eine Pistole der Marke 

Česká beschafft haben soll2677 (→ KAP. II.6.3.7). 

Eine Zeugin, die sich bei der Polizei meldete, sah zwei Tage nach dem Überfall in der 

Nähe des Tatortes zwei junge Männer. Anhand inzwischen veröffentlichter Fahndungsfotos 

erkannte sie, dass diese Schuhe trugen, die denen der Täter entsprechen. Darüber informierte 

sie die Polizei.2678 Ihr wurden daraufhin Lichtbilder von 89 Personen vorgezeigt, auf denen 

sie aber niemanden identifizieren konnte. Einer der aufgeführten Personen, T.H., wurde später 

bei den Ermittlungen zu den Sparkassen-Überfällen in Stralsund (2006 und 2007) als „mögli-

cher Tatverdächtiger“ bezeichnet und wiederum in Lichtbildvorlagen berücksichtigt.2679 Unter 

den aufgeführten Personen befanden sich ferner mehrere im Fallkomplex NSU bekannte 

                                                        
2672 Ebd., Bl. 517. 
2673 ADS 373, Ordner 7, Bl. 6. 
2674 ADS 373, Ordner 6, Bl. 286 ff. 
2675 Ebd., Bl. 459, 574 f. 
2676 Ebd., Bl. 460. 
2677 ADS 130, Ordner 4, S. 10; ADS 253, Ordner A, Bl. 1 f. 
2678 ADS 373, Ordner 7, Bl. 73. 
2679 ADS 736, Ordner 37, Bl. 284, und ebd., Ordner 39, Bl. 16. 
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Personen mit Bezug zur rechten Szene in Chemnitz; so beispielsweise Ronny S. und Mike P., 

die beide vormals im Fall „Terzett“ festgestellt worden waren.2680 

Das Fernschreiben der Polizei zum Überfall wurde diesmal bundesweit gesteuert.2681 

Zum Zwecke der Öffentlichkeitsfahndung wurden, wie in den meisten anderen Fällen der 

Raubserie auch, Überwachungsaufnahmen des Überfallgeschehens veröffentlicht und u.a. in 

einem „Kripo live“-Beitrag gezeigt.2682 Über einen ‚einfachen‘ Fahndungsaufruf hinaus wur-

den 200 großformatige Plakate gefertigt, die auch auf die zurückliegenden Fälle der Serie 

hinwiesen, und in Chemnitz und Zwickau öffentlich ausgehängt wurden.2683 Verschiedenen 

Geldinstituten in Sachsen wurde eine schriftliche „Überfallwarnung“ zugesandt mit Verhal-

tensmaßgaben für MitarbeiterInnen bei künftigen Fällen, da „mit der Begehung weiterer 

Überfalle durch die beiden bisher noch nicht ermittelten Täter zu rechnen ist.“2684 Umliegende 

Reviere wurden aufgefordert, beim Auffinden von Fahrrädern sofort Mitteilung zu ma-

chen.2685 Daneben wurde versucht, verwendete Waffenmodelle zu identifizieren.2686 Zudem 

erfolgte eine Rücksprache in einem Waffengeschäft. Anhand dort befindlicher Unterlagen 

wurden KäuferInnen von Pistolen, die beim Überfall verwendet worden sein könnten, über-

prüft.2687 In die Ermittlungen wurde auch ein bewaffneter Überfall auf eine Raiffeisenbank-

Filiale bei Hof (Bayern) am 7. August 2003 einbezogen. Abgesehen von der Tatsache, dass 

auch dort zwei männliche Täter in Erscheinung traten, wurde ein Bezug zur hiesigen Raubse-

rie aber nicht angenommen.2688 Ebenfalls geprüft wurde ein möglicher Bezug zu einem Über-

fall auf eine Bankfiliale in Eppendorf (Landkreis Mittelsachsen), der durch einen unbekannten 

Einzeltäter begangen wurde.2689 

 

(d) M E K - E i n s a t z  

In die unmittelbar nach dem Überfall eingeleitete Tatortbereichsfahndung wurden auch 

BeamInnen eines Mobilen Einsatzkommandos unter Leitung des Beamten Carsten Külbel 

                                                        
2680 ADS 41, Ordner 110, Bl. 48; vgl. auch ADS 736, Ordner 19, entspr. SAO 227, Bl. 165. 
2681 ADS 373, Ordner 6, Bl. 498. 
2682 ADS 373, Ordner 7, Bl. 175. 
2683 ADS 373, Ordner 6, Bl. 525. 
2684 Ebd., Bl. 501 ff. 
2685 Ebd., Bl. 494. 
2686 Ebd., Bl. 492 ff.. 
2687 Ebd., Bl. 532, 535–537. 
2688 Ebd., Bl. 610–614. 
2689 Ebd., Bl. 635 f. 



 543 

eingebunden. Das MEK Chemnitz war wegen eines anderen Auftrages in der Nähe und über-

prüfte sodann mehrere Personen mit Fahrrädern, die allesamt Täter ausgeschlossen werden 

konnten.2690 Entgegen der Aktenlage, die den MEK-Einsatz aufführt, gab der dafür verant-

wortliche Beamte Külbel als Zeuge des früheren 3. UA aber an, soweit er sich erinnere, habe 

es nie einen Auftrag an das MEK in Verbindung mit einem der Überfälle gegeben: 

„Vors. Patrick Schreiber: […] War Ihnen zu dem Zeitpunkt diese Banküberfallserie, 

die 1999 begann, persönlich oder Ihren Einsatzkräften, die Sie geleitet haben, 

bekannt? 

Zeuge Carsten Külbel: […] Das Mobile Einsatzkommando war in ganz Sachsen aktiv, 

in Deutschland und über die Grenzen hinaus, also, es gab da keine Beschränkung. 

Wenn jetzt eine Zielperson nach Holland gefahren ist, um Drogen zu holen, dann 

mussten wir genauso mit dahin, so wie das möglich und rechtlich abgedeckt war, und 

natürlich habe ich mitbekommen, dass es Raubdelikte in der Region gibt. Aber soweit 

ich mich jetzt entsinnen kann – was schwer nachvollziehbar ist, weil alle Unterlagen 

nicht mehr existieren –, gab es keine Einsatzaufträge in der Hinsicht an das MEK. 

Aber als interessierter Mensch in der Stadt oder in der Region habe ich das schon 

mitbekommen.“2691 

 

(e) E r m i t t l u ng e n  mi t  S t a a t s s c hu t z - B e z ug  

Zu einem auffälligen Basecap, das einer der Täter trug und das auf Überwachungsaufnahmen 

deutlich zu erkennen ist, sowie zu den ornamentierten Dreieckstüchern, die beide Täter ver-

wendeten, wurden Ermittlungen in Bekleidungsgeschäften in Chemnitz geführt. Darunter 

befinden sich auch solche Gewerbe, die als Szenegeschäfte für rechte Klientel bekannt 

sind.2692 Dieser in der Akte nicht näher erläuterte Umstand könnte darauf zurückzuführen 

sein, dass auf dem Basecap zwei nicht klar zu erkennende Buchstaben oder Ziffern in gebro-

chener Schrift aufgedruckt oder aufgestickt sind. 

                                                        
2690 Ebd., Bl. 300 f. 
2691 3. UA, Protokoll Carsten Külbel v. 21.06.2013, S. 11 f. 
2692 ADS 373, Ordner 6, Bl. 381, 399. Beachte dazu auch detaillierte Ausführungen im AbwBer 3. UA, Kap. 
II.8.6.c, S. 218 f. 
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Im Zuge darauf gerichteter Ermittlungen erfolgte zudem eine aktenkundige Abstim-

mung mit dem Leiter des Staatsschutz-Kommissariats der KPI Chemnitz Jürgen Kliem.2693 

Dieser wies unter anderem auf den extrem rechten Versandhandel „N.“ hin, woraufhin eine 

ergebnislose Rücksprache mit dessen Betreiber Oliver R. geführt wurde. R. wurde auch im 

Zuge von Ermittlungen gegen mutmaßliche Nachfolgestrukturen der verbotenen „Blood & 

Honour“-Organisation namentlich bekannt, an denen die KPI Chemnitz beteiligt war.2694 Im 

Zusammenhang mit der Überprüfung von „Tarnpapieren“ und Aliasgebern des Trios wurde R. 

durch das BKA Anfang 2012 ausdrücklich als mögliche Kontaktperson angesehen.2695 R. 

verwies die Raubermittler damals für Weiteres auf das im NSU-Fallkomplex vielfach bekann-

te Szenegeschäft „B.N.“, wo es nicht gelang, den Inhaber Silvio S. zu erreichen. Auch S. wur-

de im Fallkomplex NSU mehrfach namentlich bekannt, u.a. in einem mit dem Fall „Terzett“ 

zusammenhängenden Beschaffungsvorgang des LfV Sachsen.2696 Die Raubermittler befragten 

schließlich, da sie S. nicht antrafen, eine im Nachbargeschäft „P.“ aufhältige Person, bei dem 

es sich um Yves R. handelte, der angab, Herr S. sei im Urlaub. Auch R. ist im Fallkomplex 

bekannt, er wurde u.a. mehrfach durch SzenezeugInnen namentlich benannt.2697 Sachdien- 

liche Hinweise wurden bei den damaligen Raubermittlungen nicht erlangt. 

Wie sich herausstellte, stammte das Basecap tatsächlich von einer großen Einzel- 

handelskette.2698 Zu den Umständen, unter denen dies bekannt wurde, führte der Chemnitzer 

Raubermittler Merten als Zeuge des früheren 3. UA aus: 

„Zeuge Jens Merten: […] Erst viel später, im Rahmen unseres privaten Lebens, das 

wir als Kriminalisten ja auch haben – – Eine sehr fleißige Kollegin ist mit ihrem 

Freund nachts unterwegs und trifft, nachdem sie fort waren, auf der Straße einen jun-

gen Mann, 13 oder 12 Jahre alt, der so ein Basecap trägt, genau das. Sie konnte sich 

durch die Unterstützung unserer Arbeit – – Natürlich ging ihr sofort das Licht auf. Sie 

dachte an das Basecap. Und was macht sie? Sie steigt aus dem Auto aus und fragt 

den: ‚Mensch, was ist denn das für ein Basecap? Wo hast Du denn das gekauft?‘ Die 

einfachste Antwort – die wir natürlich nicht erhofft haben – kam: ‚Das Ding habe ich 

bei C&A gekauft.‘ Entsprechende Ermittlungen zwei Wochen später führten uns tat-

                                                        
2693 ADS 373, Ordner 6, Bl. 399 f. 
2694 Beispielhafte Erwähnung: ADS 37, Ordner 21, Bl. 89. 
2695 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 41. 
2696 1. UA, Protokoll MA 3 v. 23.04.2018, S. 15. 
2697 Beispielhafte Erwähnung: ADS 736, Ordner 12, entspr. SAO 43.27, Bl. 103 f. 
2698 ADS 373, Ordner 6, Bl. 419. 
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sächlich da hin. […] So kann das also auch laufen, sodass auch diese Spur, mit 

diesem Basecap zum Beispiel, für uns wieder eigentlich passé war.“2699 

Auch charakteristische Schuhe eines Täters konnten dem Modell nach identifiziert 

werden, wobei es sich ebenfalls, wie auch bei den Dreieckstüchern, um Massenprodukte 

handelte.2700 

 

II.3.2.7  F a l l  7  — Sp a r k a s s e n - F i l i a l e  i n  C h em ni t z ,  1 4 .  M ai  2 0 04  

(a) T a t a b l au f  

Am Freitag, den 14. Mai 2004, drangen gegen 11.41 Uhr zwei Personen in die Sparkassen-

Filiale Albert-Schweitzer-Straße 62 in Chemnitz-Altendorf ein. Die Täter waren mit Sonnen-

brillen, Basecaps und vor den Mund gezogenen Dreieckstüchern vermummt. Sie trugen einen 

Revolver und – erstmals in der Raubserie verwendet – eine „Pumpgun“.2701 Noch kurz zuvor 

war die Filiale überfüllt gewesen, sodass KundInnen teils bis vor der Tür anstehen muss-

ten.2702 Zur Tatzeit befanden sich in der Filiale drei Angestellte und nur noch eine Kundin. 

Zwei weitere KundInnen befanden sich an Automaten im Vorraum, sie nahmen die Täter zu-

erst wahr. Eine dieser Kundinnen wurde, als die Täter eintraten, von einem mit dem Arm ge-

stoßen, wobei sie wahrnahm, dass er helle Haare habe. Sie verließ den Bereich sofort.2703 Ne-

ben ihr hielt sich eine weitere Kundin auf, die, als sie den Ausruf „Überfall!“ hörte, ebenfalls 

nach draußen ging. Nachdem die Täter in den eigentlichen Filialraum eingetreten waren, wur-

de auf eine Angestellte, die gerade telefonierte, das Gewehr gerichtet. Sie ging auf Aufforde-

rung zum nächstgelegenen Schalterplatz und legte Geld aus der Kassenlade, überwiegend 

5-Euro-Scheine, in einen Plastikbeutel. Sie erhielt dann einen Schlag mit dem Gewehr- 

kolben.2704 Die Kundin vor dem Schalter war zuvor aufgefordert worden, sich auf den Boden 

zu legen, wobei einer der Täter sie an der Schulter packte, sodass sie der Aufforderung nach-

kam. Sie hörte, wie später einer der Täter drohte, dass man jemanden erschießen werde, wenn 

es nicht schneller gehe.2705 Der andere Täter bedrohte derweil eine zweite Angestellte mit 

                                                        
2699 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 15. 
2700 ADS 373, Ordner 6, Bl. 431. 
2701 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 112 f. 
2702 ADS 373, Ordner 8, Bl. 15. 
2703 Ebd., Bl. 11. 
2704 Ebd., Bl. 15. 
2705 Ebd., Bl. 52. 
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einer Waffe und ging mit ihr unter fortwährender Drohung, sie „abschießen“ und „abknallen“ 

zu wollen, in Richtung der hinteren Beratungsräumen zu den Tresoren, die sie öffnen soll-

te.2706 Die andere Angestellte sollte dem Täter in den Tresorraum folgen.2707 Das Öffnen des 

Tresors war aber aufgrund einer Zeitschaltsicherung nicht möglich, was beide Täter, die 

zunehmend hektisch und aggressiv wurden, erzürnte.2708 Eine Angestellte, der die Waffe 

fortwährend an den Kopf gehalten wurde, öffnete nun aus Angst mit ihrem Schlüssel einen 

nicht zeitgesicherten Tresorschrank, aus dem der Täter den Hauptteil der Tatbeute entnehmen 

konnte.2709 

Auch der dritte Angestellte, der sich im Kundenbereich befand und zunächst, als 

„Geld raus!“ gefordert wurde, die Hände gehoben hatte und in die Hocke gegangen war, wo-

bei er einen Alarmknopf betätigen konnte, wurde nunmehr unter Vorhalten einer Waffe auf-

gefordert, den eigentlichen Tresor zu öffnen.2710 Da dies nach wie vor nicht möglich war, 

schlug einer der Täter aus Wut zuerst mit dem Gewehrkolben gegen einen Computer- 

bildschirm, auf dem die aktivierte Zeitsicherung zu sehen war, und dann abermals gegen den 

Kopf einer Angestellten. Er legte schließlich die Waffe an, als wolle er den Tresor aufschie-

ßen, was er jedoch nicht tat.2711 Einer der Angestellten wurde letzthin aufgefordert, einen 

Geldautomaten zu öffnen, was ebenfalls nicht möglich war. In der Folge drückte einer der 

Täter den Gewehrlauf gegen dessen Kopf und drohte, alle zu erschießen, wenn nicht weiteres 

Geld herausgegeben wird.2712 Es wurde ebenfalls gedroht, dass man die Angestellten als Gei-

seln nehmen würde.2713 Nachdem sich die Täter kurz untereinander verständigten, ließen sie 

ab und flüchteten gemeinsam.2714 Die Täter erbeuteten aus der Filiale insgesamt 

33.175,00 Euro Bargeld und 74 Reiseschecks im Gegenwert von 4.250 Euro.2715 Zudem 

wurde Geld einer Kundin in Höhe von 400,00 Euro entwendet, das sie gerade einzahlen 

wollte und auf einen Schaltertresen gelegt hatte.2716 

 

                                                        
2706 Ebd., Bl. 15, 28. 
2707 Ebd., Bl. 33. 
2708 Ebd., Bl. 16. 
2709 Ebd., Bl. 28. 
2710 Ebd., Bl. 25. 
2711 Ebd., Bl. 15. 
2712 Ebd., Bl. 25 f. 
2713 Ebd., Bl. 33. 
2714 Ebd., Bl. 26. 
2715 Ebd., Bl. 36, 40. 
2716 Ebd., Bl. 53. Aus den Ermittlungsunterlagen ergibt sich nicht, ob dieser Betrag in der angegebenen, zum 
Schaden der Filiale erlangten Tatbeute enthalten ist. 
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(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Chemnitz unter der Vorgangs- 

nummer 844/04/127403 bearbeitet. Sachbearbeiter war der Beamte E., der den Schlussbericht 

am 4. März 2005 fertigte.2717 Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des Ver-

dachts des schweren Raubes führte die Staatsanwaltschaft Chemnitz unter dem Aktenzeichen 

700 UJs 13060/04, zuständig war StA R. Eine Einstellungsverfügung ist nicht bei den Akten. 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Eine der Kundinnen, die im Vorraum waren, konnte, nachdem sie vor die Filiale gelangt war, 

nach einer Weile zwei junge Männer sehen, die herausgelaufen kamen, die Vermummung 

ablegten und an die Rückseite des Gebäudekomplexes liefen. Dort bestiegen sie zwei ange-

lehnte Fahrräder und fuhren in Richtung Gutsweg ab.2718 Weitere ZeugInnen bestätigten die 

Beobachtung zum Fluchtmittel und der eingeschlagenen Richtung.2719 Die andere Kundin war 

ebenfalls vor der Filiale verblieben, wo nach zwei bis drei Minuten beide Männer heraus- 

gerannt kamen. Einer richtete dabei das Gewehr auf sie und zielte augenscheinlich, ließ aber 

wieder von ihr ab.2720 Die Kundin stieg, nachdem sie dies gesehen hatte, in ihren in der Nähe 

abgestellten Pkw und fuhr in die Richtung, in der die Männer vermutlich gegangen waren. Sie 

gelangte zu einer Garage, wo sie einen Mann ansprach. Dieser berichtete ihr und daraufhin 

auch der Polizei, es seien gerade zwei Männer auf Fahrrädern vorbeigekommen, die sehr 

schnell fuhren.2721 Es meldete sich ein weiterer Zeuge, der die Täter fliehen sah und ihnen ein 

Stück mit dem eigenen Fahrrad nachfahren konnte. Dabei verlor er sie, wobei er vermutete, 

dass sie in ein Fahrzeug umstiegen.2722 In der geschilderten Fluchtrichtung wurden Reifen- 

eindruckspuren gefunden, die von den Tätern stammen könnten und die fotografisch und mit-

tels Gipsabdrücken gesichert wurden.2723 In diesem Bereich wurde ein Fährtenhund angesetzt, 

der etwa 100 Meter weiter über eine nahegelegenes Gleisbett hinweg zu einem Parkplatz 

führte, wo die Spur abrupt endete.2724 Bei der derweil durchgeführten Tatortbereichs- 

                                                        
2717 Ebd., Bl. 364. 
2718 Ebd., Bl. 117. 
2719 Ebd., Bl. 125, 176. 
2720 Ebd., Bl. 136. 
2721 Ebd., Bl. 58, 136 f. 
2722 Ebd., Bl. 202. 
2723 Ebd., Bl. 57, 80. 
2724 Ebd., Bl. 60. 
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fahndung, bei der auch ein Hubschrauber zum Einsatz kam,2725 wurden mehrere Radfahrer 

angehalten, die aber nicht als Täter infrage kamen.2726 

Da aus dem Inneren der Filiale, abgesehen von Aufnahmen der Überwachungs- 

kameras, keine Spuren gesichert werden konnten, konzentrierten sich die weiteren Ermittlun-

gen vor allem darauf, systematisch ZeugInnen ausfindig zu machen, vor allem Anwohner- 

Innen sowie weitere KundInnen, die sich rund um den Tatzeitraum in der Filiale aufhielten. 

Diese Suche war insgesamt wenig ergiebig.2727 Bekannt gemacht werden konnte eine Kundin 

der Filiale, die direkt davor – wobei sie sich im genauen Tag nicht mehr völlig sicher war – 

drei junge Männer mit Fahrrädern sah, die auffällig in Richtung des Eingangs der Sparkassen-

Filiale schauten. Sie habe angenommen, die Männer würden auf jemanden warten. Da sie 

dann aber selbst in die Filiale ging, sah sie, dass diese ansonsten leer war.2728 Es meldete sich 

eine weitere Zeugin und gab an, sie habe etwa eine Dreiviertelstunde vor der Tat, nachdem sie 

selbst in der Filiale gewesen war, einen jungen Radfahrer mit mittelblondem Haar, Basecap 

und einem um den Hals gebundenen Tuch bemerkt, der sehr schnell an ihr vorbeigefahren 

sei.2729 Auf Grundlage der Angaben dieser Zeugin wurde ein Phantombild erstellt und in 

umliegenden Gebäuden ausgehängt mit dem Hinweis, es handle sich um einen wichtigen 

Zeugen, der identifiziert werden müsse.2730 Dies gelang jedoch nicht. 

Ein Zeuge gab an, bereits am Vorabend der Tat im Bereich des vermuteten Fluchtwegs 

einen mit zwei jungen Männern besetzten Pkw gesehen zu haben, den er der Farbe und dem 

Typ nach näher beschreiben konnte, nicht aber das Kennzeichen.2731 Eine andere Zeugin be-

richtete, ebenfalls am Vorabend in diesem Bereich einen – allerdings anderen – Pkw gesehen 

zu haben, in dem sich zwei junge Männer befunden hätten.2732 Nach der Veröffentlichung von 

Überwachungsaufnahmen2733 meldete sich schließlich noch ein Zeuge, der angab, unmittelbar 

vor dem Überfall zwei Männer gesehen zu haben, die von der Rückseite des Gebäudes gelau-

fen kamen, Waffen in der Hand hielten und die Filiale betraten, woraufhin Schreie zu hören 

waren. Da er annahm, es würde sich ein Überfall ereignen, jedoch selbst kein Handy besaß, 

versuchte er PassantInnen anzusprechen, um die Polizei zu informieren. Dabei habe er auf 
                                                        
2725 Ebd., Bl. 57. 
2726 Ebd., Bl. 62 f. 
2727 Ebd., Bl. 167 ff. 
2728 Ebd., Bl. 134. 
2729 Ebd., Bl. 181. 
2730 Ebd., Bl. 184, 186. 
2731 Ebd., Bl. 207. 
2732 Ebd., Bl. 209. 
2733 Ebd., Bl. 222. 
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einem Parkplatz ein Mann neben einem Auto gesehen, den er zu rufen versuchte. Jedoch habe 

der Mann nicht reagiert oder so getan, als verstehe er nichts. Dieser Mann sei dann, was ihm 

merkwürdig vorkam, selbst in Richtung der Sparkasse gegangen, wobei er ein Handy in der 

Hand hielt, das er aber nicht nutzte. Das war kurz, bevor die Täter wieder aus der Filiale her-

auskamen.2734 Es gelang in der Folge nicht, die Identität des Mannes bekannt zu machen; es 

wurde dahingehend auch offenbar nichts unternommen. 

Zwei Tage nach der Tat wurde ein Mountainbike aufgefunden, das ungesichert auf ei-

ner Rasenfläche neben einer Kindertagesstätte lag, in die zuvor eingebrochen worden war. 

Von diesem Fahrrad wurden verschiedene Spuren gesichert.2735 Obgleich der Fundort nahe 

der überfallenen Sparkassen-Filiale liegt, passt er nicht zu dem angenommenen Fluchtweg.2736 

Das Fahrrad wurde demnach als Fluchtfahrzeug ausgeschlossen und dem städtischen Fund- 

büro übergeben.2737 Eine Prüfung, ob das Reifenprofil übereinstimmt mit den zuvor gesicher-

ten Spuren, die von den Tätern bei der Flucht verursacht worden sein könnten, erfolgte nicht. 

Da die Überwachungsaufnahmen aus dem Inneren der Filiale von hoher Qualität waren, 

konnte indes eine durch die Täter mitgeführte Plastiktüte identifiziert werden: Es handelt sich 

um das Produkt einer Baumarktkette, deren nächstgelegene Filiale sich nicht in Chemnitz, 

sondern in Zwickau befindet.2738 Das Bildmaterial wurde außerdem dahingehend geprüft, ob 

es für anthropologische Vergleichsarbeiten, insbesondere anhand abgebildeter Ohren, zukünf-

tig verwendet werden könnte.2739 Zu diesem Ermittlungsansatz gab der Chemnitzer Raub- 

ermittler Merten als Zeuge des früheren 3. UA an: 

„Zeuge Jens Merten: […] Wir haben auch Kontakt mit einem Anthropologen aufge-

nommen. […] Das einzige körperlich Markante, was wir je von den Tätern hatten, wa-

ren bei diesem Überfall nämlich die beiden Ohren. […] Wir haben in dem Fall einen 

Anthropologen kontaktiert und ihn gefragt: Wir haben diese Fotos – wie sieht es aus? 

Wenn wir mal einen Verdächtigen haben, reichen die qualitativ aus, um das mal abzu-

prüfen? – Tatsächlich, all die Jahre, seit 2004, hat er uns signalisiert: ‚Kein Problem, 

bringt mir den Mann!‘ Oder: ‚Bringt mir die beiden!‘ Er sagt, die Bilder reichen dafür 

aus. Es sind sehr viele Details bei beiden an den Ohren zu erkennen, die man anthro-

pologisch vergleichen und möglicherweise zuordnen kann. Leider hatten wir, wie 
                                                        
2734 Ebd., 175 f. 
2735 Ebd., Bl. 80 f., 96. 
2736 Ebd., Bl. 109. 
2737 Ebd., Bl. 111. 
2738 Ebd., Bl. 235. 
2739 Ebd., Bl. 309. 
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schon erwähnt, nie die Möglichkeit, jemanden so konkret im Verdacht zu haben, 

dass wir sagen konnten: ‚Herr Anthropologe, es geht los! Wir machen mal einen 

Vergleich.‘“2740 

Ebenfalls wurde versucht, die verwendeten Waffenmodelle anhand der Aufnahmen zu 

identifizieren: In Betracht gezogen wurden ein Revolver KORA aus tschechischer Produktion 

und eine „Pumpgun“ des Typs Maverick 88 oder Winchester 1200/1300.2741 Die Nachfrage 

bei einem Waffenhändler ergab, dass es sich – dem Bildmaterial nach zu urteilen – bei der 

„Pumpgun“ jedenfalls mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht bloß um eine sogenannte Salut- 

waffe handelt, mit der lediglich Platzpatronen verschossen werden können.2742 Angefertigt 

wurde schließlich eine Aufstellung sämtlicher Schützenvereine im Bereich der Stadt Chem-

nitz. Dort wurden sodann Rücksprachen geführt, ob Mitglieder bekannt sind, die über eine 

„Pumpgun“ verfügen.2743 Bekannt wurde auf diesem Weg, dass bei einem früheren Mitglied 

eines Schützenvereins vor einigen Jahren u.a. eine „Pumpgun“ gestohlen wurde. Dabei han-

delte es sich jedoch um ein Modell, dessen Aussehen von der Tatwaffe stark abweicht und 

daher nicht weiter in Betracht gezogen wurde.2744 

Da die neben dem Bargeld geraubten Reiseschecks mit bekannten Seriennummern 

versehen waren, wurden sie zur Sachfahndung ausgeschrieben.2745 Eine erneute „Blitzer- 

foto-Recherche“ erbrachte keine einschlägigen Ergebnisse.2746 Letzthin wurden den Filial-

Angestellten ohne Erfolg Fotos von Verdächtigen der späteren Überfälle auf Sparkassen-

Filialen in Stralsund (2006/2007) vorgelegt.2747 Aus deren Angaben folgte im Übrigen, dass 

es im hiesigen Fall erneut zu einer Ausspähung gekommen sein könnte. So hatte erst etwa 

drei Stunden vor der Tat ein Geldtransporter Bargeld im Gesamtwert von ca. 88.000 Euro zu 

der überfallenen Filiale gebracht. Dieses Geld konnte aber nicht erbeutet werden, da es in dem 

zeitgesicherten Tresor lagerte, den die Täter nicht öffnen konnten.2748 

 

  
                                                        
2740 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 16. 
2741 ADS 373, Ordner 8, Bl. 262 f., 274, 278 ff. 
2742 Ebd., Bl. 278. 
2743 Ebd., Bl. 296–299. 
2744 Ebd., Bl. 300, 302. 
2745 Ebd., Bl. 43. 
2746 Ebd., Bl. 309a ff. 
2747 Ebd., ohne Pag., entspr. S. 415. 
2748 Ebd., Bl. 34 f. 
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(d) G e l d wä s c h e ve r d a c h t  

In Betracht gezogen wurde ein anderweitiger Vorgang, bei dem ein Geldwäscheverdacht ge-

gen A.F. und R.N. durch das betroffene Geldinstitut zur Anzeige gebracht wurde. Zunächst 

hatte F. sich bei einer Chemnitzer Sparkassen-Filiale gemeldet, um einen Beratungstermin 

gebeten und angekündigt, 100.000 Euro in bar anlegen zu wollen. Nachdem sich herausstellte, 

dass der Kunde und sein Gewerbe nicht an der von ihm angegebenen Anschrift aufzufinden 

sind und dazu telefonische Rücksprache gehalten wurde, brach die Telefonverbindung ab und 

F. erschien nicht zu dem zuvor vereinbarten Termin am 1. Juni 2004. Etwa einen Monat spä-

ter erschien F. in einer anderen Filiale in Begleitung des N., für den ein Konto angelegt wur-

de, für das F. zeichnungsberechtigt war. In der Folge ging auf diesem Konto kein Geld ein, 

jedoch wurde versucht, an einem Geldautomaten eine Zahlung zu verfügen, woraufhin die 

Karte gesperrt und später das Konto gekündigt wurde.2749 Bei der ursprünglich angekündigten 

Einzahlungssumme von 100.000 Euro handelte es sich ungefähr um die Summe, die bei dem 

vorliegenden Überfall und bei der kurz darauf erfolgten Tat erbeutet wurde. Der Vorgang 

wurde zu den Akten genommen; weiteres ist nicht zu ersehen. Offenbar wurde in dem 

Zusammenhang ein eigenes Ermittlungsverfahren geführt.2750 Dazu wurden dem 1. UA 

jedoch keine Unterlagen vorgelegt. 

 

II.3.2.8  F a l l  8  — Sp a r k a s s e n - F i l i a l e  i n  C h em ni t z ,  1 8 .  M ai  2 0 04  

(a) T a t a b l au f  

Am Dienstag, den 18. Mai 2004, und damit bloß vier Tage nach dem zurückliegenden Über-

fall drangen gegen 11.25 Uhr zwei Personen in die Sparkassen-Filiale Sandstraße 37 in 

Chemnitz/Borna-Heinersdorf ein. Die Täter waren vermummt mit Sonnenbrillen, Basecaps 

und vor den Mund gezogenen Tüchern. Sie führten erneut einen Revolver und eine 

„Pumpgun“ mit. Zur Tatzeit befanden sich in der Filiale drei Angestellte, ein erst 15-jähriger 

Schülerpraktikant und mindestens zwei KundInnen.2751 Beim Betreten der Filiale wurde die 

„Pumpgun“ demonstrativ durchgeladen. Einer der Täter rief „Hände hoch!“ Ein Kunde, der 

gerade an einem Kontoauszugsdrucker stand, wurde sofort aufgefordert, sich auf den Boden 

                                                        
2749 Ebd., Bl. 378 f. 
2750 Ebd., Bl. 380 f. 
2751 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 114. 
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zu legen und das Gesicht nach unten zu halten.2752 Danach wurde die „Pumpgun“ auf den 

Kopf eines Angestellten gerichtet, der an einem Schalter stand und daraufhin die Hände nach 

oben nahm.2753 Der Täter mit dem Revolver ging sofort hinter den Tresenbereich und forderte 

„Geld raus, keine Farbbomben unterjubeln, sonst knallt es! Keinen Alarm auslösen!“2754 Er 

wandte sich an die andere Angestellte und den Schülerpraktikanten, der sich direkt neben ihr 

befand. Die Angestellte öffnete daraufhin mit ihrem Schlüssel einen kleinen Tagestresor am 

Nebenschalter. Der Täter entnahm daraus Geld – es handelte sich um wenige hundert Euro – 

und steckte es in eine Plastiktüte. Danach äußerte der Täter sinngemäß, es müsse mehr Geld 

da sein, und fragte, wo sich der Tresor und der zugehörige Schlüssel befinden. Die Angestell-

te, auf die ständig eine Waffe gerichtet war, gab ihre Schlüssel aus Angst heraus und ging mit 

einem Täter, der weiterhin die Waffe auf sie richtete, zum Tresorraum und öffnete dort ein 

Fach, das mehrere zehntausend Euro Bargeld enthielt, das der Täter ebenfalls entnahm.2755 

In der Zwischenzeit begab sich auch der zweite Täter, der zunächst im Kundenbereich 

verblieben war, in Richtung des Tresorraums. Auf dem Weg dorthin kam er an einem Bera-

tungszimmer vorbei und öffnete die Tür. In diesem Raum, von dem aus der Kundenbereich 

nicht eingesehen werden kann, fand gerade ein Beratungsgespräch zwischen einer Angestell-

ten und einem Kunden statt. Der Täter, der hineinblickte, hielt seine „Pumpgun“ in Hüfthöhe 

in Anschlag, sagte: „Hände hoch, Überfall!!, und fragte die Angestellte nach Geld.2756 Auf die 

Erwiderung, im Beratungsraum befinde sich kein Geld, forderte er den Kunden auf, sitzen zu 

bleiben, und zwang die Angestellte in einen Nachbarraum, in dem sie die Schränke öffnen 

musste, die sodann durchwühlt wurden. Die Angestellte wurde daraufhin zurück in den Bera-

tungsraum geschickt.2757 Der Täter mit der „Pumpgun“ ging nunmehr selbst in den geöffneten 

Tresorraum und forderte die nach wie vor durch den Komplizen mit einer Waffe in Schach 

gehaltene Angestellte auf, einen Geldautomaten zu öffnen, auf den er mit seiner Waffe deute-

te. Der Angestellte, der im Kundenbereich verblieben war und den Disput hören konnte, kam 

aus eigenem Antrieb hinzu, um zu erklären, dass eine Öffnung nicht möglich ist. Er wurde an 

seinen Platz zurückgeschickt.2758 Danach ließen die Täter ab und verließen die Filiale. Eine 

                                                        
2752 ADS 373, Ordner 9, Bl. 32. 
2753 Ebd., Bl. 19. 
2754 Ebd., Bl. 4, 19. 
2755 Ebd., Bl. 4 f. 
2756 Ebd., Bl. 35. 
2757 Ebd., Bl. 12. 
2758 Ebd., Bl. 20. 
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der Angestellten löste in diesem Moment den Alarm aus.2759 Die Täter erbeuteten insgesamt 

73.815,00 Euro.2760 

 

(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Chemnitz unter der Vorgangsnum-

mer 856/04/127403 bearbeitet. Sachbearbeiter war der Beamte E., der den Schlussbericht am 

22. Februar 2005 fertigte.2761 Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des Ver-

dachts des schweren Raubes führte die Staatsanwaltschaft Chemnitz unter dem Aktenzeichen 

700 UJs 13061/04, zuständig war StA R. Eine Einstellungsverfügung ist nicht in den Akten. 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Einer der Kunden in der Filiale ging, nachdem die Täter sie verlassen hatten, nach draußen. 

Dort sah er die Männer, wie sie auf Fahrräder stiegen und losfuhren. Sie sahen ihn und einer 

brüllte, dass er abhauen solle. Der Zeuge ging dann zu seinem Auto, um den Tätern hinterher-

zufahren, sah aber niemanden mehr.2762 Ein anderer Zeuge berichtete später, er habe zu dieser 

Zeit, als er selbst die Filiale aufsuchen wollte, um Geld abzuheben, zwei junge Männer gese-

hen, die auf Fahrräder stiegen. Diese seien nicht vermummt gewesen, aufgrund der Entfer-

nung habe er nur sehen können, dass einer von ihnen kurze blonde Haare trug.2763 Weitere 

ZeugInnen sahen kurz nach der Tat die mit hohem Tempo abfahrenden Täter im Bereich einer 

nahegelegenen Gartenanlage.2764 Anhand der Angaben eines Zeugen, der die Radfahrer aller-

dings erst gegen 13.00 Uhr gesehen haben will,2765 wurde ein Phantombild erstellt;2766 dieser 

Zeuge will einen der Radfahrer einige Stunden später nochmal gesehen haben, diesmal in 

Begleitung eines Mädchens im Vorschulalter, das ein Kinderfahrrad fuhr.2767 Einer der Zeu-

gen bemerkte zudem im Bereich der Gartenanlage kurz nach der Tat einen hellen Pkw, den er 

                                                        
2759 Ebd., Bl. 5. 
2760 Ebd., Bl. Bl. 237. 
2761 Ebd. 
2762 Ebd., Bl. 32. 
2763 Ebd., Bl. 113. 
2764 Ebd., Bl. 126, 144, 146. 
2765 Ebd., Bl. 151. 
2766 Ebd., Bl. 157. 
2767 Ebd., Bl. 153. 
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nicht näher beschreiben konnte.2768 Ein anderer Zeuge beobachtete – zeitlich unmittelbar nach 

dem Überfall und im Bereich des denkbaren Fluchtweges – ein Fahrzeug mit Anhänger, das 

er nicht näher beschreiben konnte. Dort hätten sich zwei Männer und eine Frau aufgehal-

ten.2769 Weitere Hinweise konnten nicht beigebracht werden. 

Im Zuge der Tatortbereichsfahndung, bei der auch ein Hubschrauber eingesetzt wurde, 

sind mehrere Radfahrer in der Umgebung kontrolliert worden, die aber sämtlich als Täter 

ausgeschlossen werden konnten.2770 In dem Bereich, in dem die Fahrräder abgestellt waren, 

wurden eine leere Schnapsflasche und eine zugehörige Umverpackung gefunden.2771 Im Inne-

ren der Filiale wurden Fingerabdruckspuren am Kassentresor, eine Faserspur an einem 

Durchgang zum Tresorraum und mehrere mögliche DNA-Spuren an einem zurückgelassenen 

Münzbeutel gesichert.2772 Die Fingerabdrücke waren für Vergleichsarbeiten ungeeignet.2773 

Die Faserspur blieb mangels Vergleichsmaterial offen.2774 An den Münzbeuteln befanden sich 

nur bedingt für einen Vergleich geeignete Mischspuren, zu denen nur ausgesagt werden konn-

te, dass sie mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht den Spurenverursachern der Flasche zuzuord-

nen sind.2775 An der Schnapsflasche und der Umverpackung wurde zwar kernhaltiges Zell- 

material unbekannter Person identifiziert.2776 Im weiteren Verlauf wurde dieses Material so-

gar Spuren zugeordnet, die in gänzlich anderen Fällen gesichert worden waren. Jedoch stellte 

sich letzthin – im September 2011 – heraus, dass diese Spuren auf einen Kriminaltechniker 

der PD Chemnitz-Erzgebirge zurückzuführen waren.2777 

Während des Überfalls entstanden keine Aufnahmen durch die Kameras in der Filiale, 

da der Alarm zu spät ausgelöst wurde. Jedoch konnten die TatzeugInnen zweifelsfrei die Tä-

ter als jene beiden Personen identifizieren, die den Überfall vier Tage zuvor begangen hatten, 

wobei sie weithin identische Kleidung trugen.2778 Auf öffentlichen Fahndungsaushängen und 

bei der Ausstrahlung eines „Kripo live“-Beitrages wurden die Taten vom 14. und 18. Mai 

2004 gemeinsam behandelt und Bilder des ersten Falles verwendet.2779 Der Versuch, gezielt 

                                                        
2768 Ebd., Bl. 134. 
2769 Ebd., Bl. 224a. 
2770 Ebd., Bl. 37 f., 42. 
2771 Ebd., Bl. 46. 
2772 Ebd., Bl. 89. 
2773 Ebd., Bl. 95. 
2774 Ebd., Bl. 238. 
2775 Ebd., ohne Pag., entspr. S. 339. 
2776 Ebd., ohne Pag., entspr. S. 324. 
2777 Ebd., ohne Pag., entspr. S. 344 f. 
2778 Ebd., Bl. 6, 21, 27 f., 35. 
2779 Ebd., Bl. 163 f. 
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weitere KundInnen, die um den Tatzeitraum an der Filiale waren, und AnwohnerInnen be-

kannt zu machen, die Wahrnehmungen gemacht gaben könnten, verlief weitgehend ohne 

relevante Ergebnisse.2780 Nicht weiter abgeklärt wurden die Schilderungen des Schüler- 

praktikanten, der angab, während des Überfalls habe sich ein weiterer Kunde in der Filiale 

befunden, der sich ebenfalls auf den Boden legen musste.2781 

Nach der Alarmierung der Polizei wurde (erneut) kein Ringalarm eingeleitet.2782 Je-

doch wurde erneut eine umfangreiche „Blitzerfoto-Recherche“ angestrengt,2783 die keine ein-

schlägigen Ergebnisse erbrachte. Daten zu einem bei einer Geschwindigkeitsübertretung ge-

messenen Dienstfahrzeug, das einer in Thüringen ansässigen Firma zugeordnet werden konn-

te, wurden über die KPI Jena und das Ordnungsamt der Stadt Jena nachgeprüft. Auch infolge 

einer zeugenschaftlichen Vernehmung des Fahrers ergaben sich keine Verdachtsmomente.2784 

 

(d) H i n w ei s e  a u f  A u s s pä h h an d lu n ge n  

In diesem Fall lag erneut ein Anhaltspunkt vor, dass die Filiale im Vorfeld ausgespäht worden 

sein könnte: Eine halbe Stunde vor der Tat war ein Geldtransporter vor Ort, der allerdings 

Bargeld in erheblicher Menge abholte. Der Geldtransporter war angefordert worden, da sich 

in der Sparkasse mehr Geld als üblich befand.2785 Eine der Angestellten aus der überfallenen 

Filiale gab an, zwei junge Männer, die sie näher nicht mehr beschreiben konnte, seien etwa 

drei Wochen vor der Tat in der Filiale gewesen. Sie hätten sich kurz umgesehen und seien 

dann, ohne ein Anliegen zu haben, wieder gegangen.2786 Am 19. Mai 2004, einen Tag nach 

dem Überfall, meldete sich der Leiter einer anderen Sparkassen-Filiale in Chemnitz-

Röhrsdorf bei der Polizei und gab an, ein Mann mit einem Mountainbike sei zur Filiale ge-

kommen und habe Geld abgehoben. Er vermute anhand des Verhaltens dieses Mannes, dass 

es sich um eine Ausspähhandlung gehandelt haben könnte. Der Mann konnte anhand der ver-

wendeten EC-Karte als L.S. identifiziert werden. In der Folge wurde die Filiale durch Polizei-

beamtInnen observiert, offenbar in der Annahme, dass dort in der Folge ein Überfall stattfin-

                                                        
2780 Ebd., Bl. 103–106, 108 f., 111a f. 
2781 Ebd., Bl. 27. 
2782 Ebd., Bl. 222. 
2783 Ebd., Bl. 190. 
2784 Ebd., Bl. 197. 
2785 Ebd., Bl. 7. 
2786 Ebd., Bl. 12a. 
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den könnte.2787 L.S. wurde erst mehr als zwei Monate später durch BeamtInnen aufgesucht, 

wobei er aufgrund eines nachprüfbaren Alibis als Täter ausgeschlossen werden konnte.2788 

Im Laufe des Sommers 2004 wurden durch die Polizei Angestellte verschiedener 

Geldinstitute in Chemnitz unter Vorlage von Überwachungsaufnahmen für die Gefahr künfti-

ger Überfälle sensibilisiert. In der Folge meldete sich die Angestellte einer Sparkassenfiliale 

und gab an, ihr seien zurückliegend zwei männliche Radfahrer aufgefallen, die kurz in ihrer 

Filiale waren, sie aber nach kurzer Zeit wieder verließen.2789 Ebenfalls meldete sich die Ange-

stellte einer weiteren Filiale und berichtete, wiederholt und erst jüngst erneut habe sie zwei 

Männer bemerkt, die im Innenraum ihrer Filiale Fotos fertigten. Einer der Männer konnte 

namentlich als R.P. – der im Fallkomplex ansonsten nicht namhaft ist – bekannt gemacht 

werden, der andere sei nach Erinnerung der Angestellten „André oder Andreas“ genannt wor-

den.2790 In der Folge wurde R.P. zeugenschaftlich vernommen. Als seinen Begleiter benannte 

er den im Fallkomplex ansonsten nicht namhaften A.G. Beide Männer wurden aufgrund äuße-

rer Merkmale nicht als Täter in Betracht gezogen.2791 Schließlich meldete sich der Leiter eines 

anderen Geldinstituts in Chemnitz bei der Polizei und teilte einen Verdacht mit, seine Filiale 

könnte ausgespäht worden sein durch einen Mann, der wiederholt und ohne ein weiteres 

Anliegen zu haben in den Innenbereich ging und ihn wieder verließ. In diesem Falle konnte 

der Person ein Pkw zugeordnet werden.2792 Der ermittelte Halter wurde nicht als Täter in 

Betracht gezogen. Neben Abweichungen in der äußeren Erscheinung konnte er für zurücklie-

gende Taten ein nachprüfbares Alibi vorweisen.2793 

 

II.3.2.9  F a l l  9  — Sp a r k a s s e n - F i l i a l e  i n  C h em ni t z ,  2 2 .  No v em b er  2 00 5  

(a) T a t a b l au f  

Am Dienstag, den 22. November 2005 drangen gegen 17.10 Uhr zwei Personen in die Spar-

kassen-Filiale Sandstraße 37 in Chemnitz/Borna-Heinersdorf ein. Es handelt sich um die glei-

che Filiale, die bei der vorangegangenen Tat überfallen worden war. Die Täter waren ver-

                                                        
2787 Ebd., Bl. 165. 
2788 Ebd., Bl. 166. 
2789 Ebd., Bl. 170. 
2790 Ebd., Bl. 172 f. 
2791 Ebd., Bl. 181. 
2792 Ebd., Bl. 182. 
2793 Ebd., Bl. 183, 187–189. 
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mummt mit Sonnenbrillen, einer Strickmütze bzw. einem Basecap, hochgezogenen Kapuzen 

und Tüchern vor dem Mund. Sie führten erneut einen Revolver und eine „Pumpgun“ mit, 

nunmehr aber auch eine – augenscheinliche – Handgranate. In der Filiale befanden sich zur 

Tatzeit vier Angestellte und zwei KundInnen. Zwei der Angestellten waren bereits Betroffene 

und TatzeugInnen des früheren Überfalls auf dieselbe Filiale gewesen.2794 Nachdem beide 

Täter die Filiale gemeinsam betreten hatten, stürmte einer von ihnen auf eine der Angestellten 

an einem Kundenschalter zu und brüllte „Überfall!“ und „Geld her!“. Er ging sofort um den 

Tresen herum.2795 Der Täter hielt dabei in einer Hand eine Waffe, die er abwechselnd auf die 

beiden Angestellten richtete. In der anderen Hand hielt er einen Gegenstand, der aufgrund der 

auffälligen Form und Riffelung als Handgranate zu erkennen war. Auf die Forderung, Geld 

herauszugeben, erklärte eine Angestellte, dass alle Behältnisse über eine Zeitsicherung verfü-

gen, sodass ein Zugriff nicht möglich ist. Daraufhin wurde der Täter aggressiver, forderte 

weiter die Herausgabe von Geld und drohte, er werde „abdrücken“.2796 

Der Täter führte daraufhin einen der Angestellten, auf den er seine Waffe nun fortlau-

fend richtete, zum Tresorraum, wobei er mahnte, er solle sich beeilen. Am Tresorraum ange-

langt, erläuterte der Angestellte dem Täter, dass für den Zugang ein Schlüssel notwendig sei, 

der ebenfalls zeitgesichert verwahrt wird. Daraufhin ließ der Täter ab. Der zurückgelassene 

Angestellte am Tresorraum drückte nun einen Alarmknopf, wobei er aber versehentlich einen 

sogenannten Sabotagealarm auslöste, der laut hörbar war.2797 Der andere Täter, der die 

„Pumpgun“ trug, war zwischenzeitlich in einen offenstehenden Beratungsraum gegangen, in 

dem sich eine weitere Angestellte in einem Beratungsgespräch mit einem Kunden befand. 

Beim Eintreten zog er das Griffstück seiner Waffe demonstrativ zurück, wobei ein metalli-

sches Klickgeräusch zu hören war. Er forderte beide auf, sich auf den Boden zu legen.2798 Als 

beide Täter wieder gemeinsam im Schalterraum waren, warf einer von ihnen – offenbar aus 

Wut, kein Geld erhalten zu haben – eine Schale und einen Papierstapel vom Tisch und drohte 

nunmehr: „Geld raus, oder ich zünde die Granate!“2799 Da inzwischen der Alarmton zu hören 

war, sagte einer der Täter zum anderen: „Wir müssen jetzt los!“. Beide rannten aus der Filiale 

heraus.2800 Während des Überfalls hielten sich eine weitere Angestellte und eine KundIn in 

einem Beratungsraum auf, dessen Tür geschlossen war und die durch die Täter vermutlich 
                                                        
2794 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 115. 
2795 ADS 373, Ordner 10, Bl. 22. 
2796 Ebd., Bl. 12. 
2797 Ebd., Bl. 22. 
2798 Ebd., Bl. 22, 31. 
2799 Ebd., Bl. 12. 
2800 Ebd., Bl. 12, 31. 
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nicht bemerkt wurden. In dem Raum war von draußen kommend lediglich ein lautes Poltern 

und der Ausruf „Das ist ein Überfall!“ zu vernehmen. Beide Personen hielten sich dann in 

dem Zimmer versteckt.2801 Die Täter erbeuteten – erstmals in der Raubserie – kein Geld. 

 

(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Chemnitz unter der Vorgangs- 

nummer 2780/05/163440 bearbeitet. Sachbearbeiter war der Beamte K., der den Schluss- 

bericht am 1. August 2006 fertigte.2802 Das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des 

Verdachts des versuchten schweren Raubes führte die Staatsanwaltschaft Chemnitz unter dem 

Aktenzeichen 710 UJs 27011/05, zuständig war StA Schlarb. Eine Einstellungsverfügung ist 

nicht in den Akten. 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Im Inneren der Filiale konnten keine verwertbaren Spuren gesichert werden.2803 Jedoch ent-

standen nach dem Auslösen des Alarms Kameraaufnahmen, auf denen die verwendeten 

Waffen gut zu erkennen sind.2804 Nachfragen in einem Waffengeschäft führten zur Benen-

nung einer möglicherweise verwendeten Revolvertyps.2805 Außerdem konnten Rückschlüsse 

gezogen werden auf das Rucksackmodell, das einer der Täter trug, und auf eine mitgeführte 

Plastiktüte einer Elektronikmarktkette,2806 wobei es sich aber in beiden Fällen um Massen- 

produkte handelte. Anhand der Aufnahmen und nach der Ausmessung des Filialraums gelang 

es der Tatortgruppe des LKA Sachsen, die Körpergröße der Täter näherungsweise elektro-

nisch zu ermitteln.2807 Zu dieser Maßnahme erläuterte der Chemnitzer Raubermittler Merten 

im früheren 3. UA: 

„Zeuge Jens Merten: […] Die Durchführung von Tätergrößenermittlungen haben wir 

sogar gemacht. […] Das geht folgendermaßen: Man muss ein qualitativ gutes Über-

                                                        
2801 Ebd., Bl. 38. 
2802 Ebd., Bl. 356 ff. 
2803 Ebd., Bl. 59. 
2804 Ebd., Bl. 75a ff. 
2805 Ebd., Bl. 91. 
2806 Ebd., Bl. 87 f. 
2807 Ebd., Bl. 83 f. 
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wachungsfoto haben, möglichst mit der Gesamterscheinung des Täters, sprich: von 

der Sohle bis zum Kopf. Also, die volle Größe des Täters muss zu sehen sein. Und es 

müssen im Hintergrund in der Filiale markante Eckpunkte zu sehen sein, zum Beispiel 

Punkte an der Decke, Punkte an der Tür, feste Punkte, die sich nicht bewegen lassen. 

Nun kann ich die Spezialisten vom LKA anfordern. Das müssen Sie sich so vorstellen: 

Die haben so etwas wie einen 3-D-Scanner. Der wird in dem Schalterraum, wo die Tat 

abgelaufen ist, in der Mitte aufgestellt und kann die ganze Räumlichkeit 3D-mäßig ab-

scannen. Er misst die einzelnen Entfernungen und setzt die Entfernungen der einzel-

nen festen Punkte in dieser Räumlichkeit ins Verhältnis. In Auswertung dieser Mes-

sung wird ein adäquates Bild auf unser Überwachungsbild gelegt, wo wir den Täter in 

voller Größe sehen. Wir können somit Rückschlüsse auf seine Größe ziehen. […] 

Das ist doch ein sehr umständliches und sehr aufwändiges Verfahren, sage ich mal. 

Das haben wir auch zweimal gemacht. Wir sind in beiden Fällen – – Um die 1,83, 

1,84 war mal ein Ergebnis, und einmal war ein Ergebnis 1,85.“2808 

Mithilfe der Angaben einer Angestellten konnte außerdem ein Phantombild erstellt 

werden, dessen Veröffentlichung gestattet wurde, das sich gegenständlich jedoch nicht bei 

den Akten befindet.2809 Während eine Angestellte angab, es handle sich nach ihrer Auffassung 

nicht um dieselben Täter, die bereits 2004 diese Filiale überfallen hatten,2810 ging die Polizei 

aber durchgängig davon aus, „daß es sich wahrscheinlich bei beiden Überfällen um die glei-

chen Täter handelt. Dafür sprechen die gleichartige Begehungsweise, die ähnliche Täter- 

beschreibung, die gleichen verwendeten Waffen, die ähnliche Begehungsweise und derselbe 

Rucksack.“2811 Auch im Schlussbericht heißt es, ein Zusammenhang sei „unbedingt“ anzu-

nehmen.2812 Im Hinblick auf die weiteren Ermittlungen fällt auf, dass eine Kundin, die sich 

während des Überfalls unbemerkt in einem der Beratungszimmer befand, dem Namen nach 

zwar bekannt gemacht wurde. Jedoch befindet sich bei den Akten keine Niederschrift einer 

zeugenschaftlichen Vernehmung. 

                                                        
2808 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 13 f. 
2809 ADS 373, Ordner 10, Bl. 324. 
2810 Ebd., Bl. 45. 
2811 Ebd., Bl. 93. 
2812 Ebd., Bl. 361. 
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Eine unmittelbar nach dem Überfall eingeleitete Tatortbereichsfahndung blieb ohne 

relevante Ergebnisse.2813 Ein am Tresorraum angesetzter Fährtenhund lief zielstrebig nach 

draußen und eine zwei Kilometer lange Strecke ab. Dieser Weg widersprach aber die auf den 

Angaben einer ZeugIn beruhende Annahme, dass die Täter nach dem Verlassen der Filiale 

zumindest zunächst zu Fuß in eine andere Richtung gingen.2814 In dem Zusammenhang war 

beobachtet worden, wie die beiden Täter die Filiale verlassen, wobei einer von ihnen noch mit 

einem Tuch vor dem Gesicht vermummt war.2815 Jedoch gab es keinerlei Wahrnehmungen 

über möglicherweise genutzte Fluchtfahrzeuge; auch Fahrräder wurden nicht gesehen. Der 

Aktenlage nach erfolgte keine Absuche des bereits im Jahr 2004 nach dem Überfall auf die-

selbe Filiale genutzten Fluchtwegs. Der weitere Versuch, systematisch AnwohnerInnen zu 

befragen, erbrachte keine relevanten Ergebnisse.2816 Lediglich ein einziger Filialkunde, der 

kurz vor dem Überfall dort Geld abgehoben hatte, bemerkte beim Weggehen zwei Männer, 

die sich unterhielten und zielstrebig zum Eingang liefen. Nachdem sie die Filiale betraten, 

seien auffällige Geräusche zu hören gewesen. Die Frage, ob er eine dritte Person wahrge-

nommen hat, verneinte dieser Zeuge,2817 wobei sich nicht ergibt, ob es einen Anlass gab, eine 

solche Frage zu stellen. 

Eine nach dem Bekanntwerden ausgelöste Ringalarmfahndung führte nicht zu relevan-

ten Treffern.2818 Durch die PD Chemnitz, die Sparkassen Chemnitz und Zwickau sowie die 

Deutsche Post wurden für sachdienliche Hinweise insgesamt 12.000 Euro ausgelobt.2819 Über 

den Aushang von Fahndungsschreiben und -plakaten in Dienststellen und an öffentlichen 

Orten,2820 die Herausgabe einer Sonderausgabe des Landeskriminalblatts mit einer zusam-

menhängenden Darstellung der Raubserie2821 und auch nach der neuerlichen Ausstrahlung 

einer „Kripo live“-Beitrags, der nunmehr sämtliche der Raubserie zugerechneten Taten um-

fasste,2822 wurden keine relevanten Hinweise erlangt. Erstmals in der Raubserie wurde eine 

Funkzellenauswertung für den Tatortbereich beantragt.2823 Das Amtsgericht Chemnitz teilte 

dazu der Staatsanwaltschaft Chemnitz bereits vorsorglich mit, dass Angaben fehlen, aus 

                                                        
2813 Ebd., Bl. 46. 
2814 Ebd., Bl. 358 f. 
2815 Ebd., Bl. 152. 
2816 Ebd., Bl. 47. 
2817 Ebd., Bl. 52. 
2818 Ebd., Bl. 112. 
2819 Ebd., Bl. 127. 
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denen sich der Verdacht ergeben würde, dass die Täter überhaupt telefoniert haben.2824 Der 

Antrag wurde letzthin als unbegründet zurückgewiesen.2825 

In der weiteren Folge konzentrierten sich die Ermittlungen auf das Abarbeiten zahlrei-

cher, zumeist aber unspezifischer Hinweise, die mithin von vornherein keinen Bezug zum 

zugrundeliegenden Fall vermuten ließen. In dem Zusammenhang wurden verschiedene Ver-

dachtspersonen überprüft, darunter auch solche, die bereits früher mit Raub- und anderen 

Straftaten in Erscheinung getreten waren2826 oder die durch ZeugInnen solcher Handlungen 

bezichtigt wurden. Beispielsweise erreichte die Polizei mehrere Monate nach der Tat der 

Hinweis einer ZeugIn, dass es sich bei dem aus Chemnitz stammenden R.S. um einen der Tä-

ter handeln könnte, wobei ein Grund für diese Vermutung nicht genannt wurde. Bei der weite-

ren Bearbeitung dieses Hinweises wurde bekannt, dass die bezeichnete Person zurückliegend 

tatsächlich mit einer großen Zahl von Straftaten in Erscheinung getreten war. Zu früheren 

Mittätern gehörten vereinzelt auch Personen, die als Anhänger der rechten Szene bekannt 

sind. Bei einem der früheren Mittäter handelt es sich um Hanno S., der bereits nach dem 

Überfall auf eine Sparkassen-Filiale in Chemnitz am 23. September 2003 namentlich akten-

kundig geworden war (siehe oben).2827 Auch R.S. war zurückliegend innerhalb der Raubserie 

bereits überprüft worden. Nunmehr wurde er – polizeilich als „Verdächtiger“ bezeichnet – 

zeugenschaftlich vernommen, wobei er eine Beteiligung abstritt.2828 Er wurde hernach, wie 

weitere Personen auch,2829 als Täter ausgeschlossen, da nach Einschätzung eines Beamten 

dessen Ohren „nicht mit den Ohren des abgebildeten Täters überein“ stimmen würden.2830 

Diese Aussage wurde durch bloßen Augenschein getroffen und ein Vergleichsgutachten nicht 

angefordert. Hanno S. wurde nicht vernommen. 

Mitte 2006 wurde in Lauingen (Bayern) eine „Pumpgun“ des Typs Mossberg Mave-

rick Mod. 88 12 GA sichergestellt, die dem Anschein nach mit einer der bei Überfällen ge-

nutzten Waffen übereinstimmen könnte. Der Besitzer der Waffe konnte als Täter aber gänz-

lich ausgeschlossen werden.2831 Vereinzelt wurden schließlich vage Hinweise bearbeitet, die 

auf mögliche Ausspähungen in anderen Filialen hindeuten könnten und beispielsweise im 

                                                        
2824 Ebd., Bl. 332. 
2825 Ebd., Bl. 354. 
2826 Ebd., Bl. 192. 
2827 Ebd., Bl. 219 f. 
2828 Ebd., Bl. 223. 
2829 Ebd., Bl. 238 ff., 268 ff. 
2830 Ebd., Bl. 227. 
2831 Ebd., Bl. 283 f. 
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Zusammenhang standen mit KundInnen, die auffällig geringe Geldsummen verfügten oder 

sich anderweitig auffällig verhielten. Ein Bezug zum hiesigen Fall ergab sich bei keinem die-

ser Vorgänge.2832 Die Ermittlungsunterlagen enthalten im Übrigen keine Erwägungen zu der 

Frage, warum die überfallene Filiale bereits – in der Raubserie einmalig – zum zweiten Mal 

zum Tatort derselben Täter wurde. 

 

II.3.2.10  F a l l  1 0  — S p ar k a s s en - F i l i a l e  i n  Z wi c ka u ,  5 .  Ok to b er  2 00 6  

(a) T a t a b l au f  

Am Donnerstag, den 5. Oktober 2006 drang gegen 11.57 Uhr eine Person in die Sparkassen-

Filiale Kosmonautenstraße 1 in Zwickau-Eckersbach ein. Das erste und einzige Mal in der 

Raubserie trat nur ein Täter in Erscheinung. Er war vermummt mit einer Sturmhaube und trug 

einen Revolver.2833 Zur Tatzeit befanden sich in der Filiale mindestens drei KundInnen und 

ein weiterer an einem Geldautomaten im Foyer. Im Inneren befanden sich neun Angestellte, 

von denen sieben den Täter direkt wahrnahmen. Der Täter betrat die Filiale mit der Waffe in 

der Hand und rief: „Das ist ein Überfall!“2834 Eine Kundin, die gerade ein Beratungsgespräch 

beendet hatte, und ein Kunde, der an einem Tisch im Eingangsbereich Formulare ausfüllte, 

flohen daraufhin aus der Filiale.2835 Der Täter ging sofort weiter zum Servicebereich, wo sich 

fünf Angestellte aufhielten, und forderte von ihnen immer wieder, Geld herauszugeben.2836 

Dabei richtete er die Waffe abwechselnd auf die Köpfe und sagte: „Das ist ein Überfall, das 

ist kein Spaß!“, wobei er versuchte, die Angestellten zusammenzutreiben und dabei aufgeregt 

und hektisch wirkte.2837 Er forderte eine Angestellte auf: „Mach das Ding hier auf! Los, 

schnell!“, wobei er eine Kasse meinte. Da dem Täter dies nicht schnell genug ging, griff er 

von einem Nebentisch einen Ventilator, mit dem er einer Angestellten auf den Arm und einer 

anderen direkt auf den Kopf schlug. Zudem nahm er eine Vase und schleuderte sie gegen ein 

Fenster.2838 Der Täter forderte nun, dass der Tresor geöffnet werden soll und packte eine An-

gestellte, die ihn unter fortgesetzter Androhung von Waffengewalt zum Kassenraum führen 

                                                        
2832 Ebd., Bl. 153, 170, 179 ff., 260. 
2833 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 115 f. 
2834 ADS 373, Ordner 11, Bl. 168. 
2835 Ebd., Bl. 168, 188. 
2836 Ebd., Bl. 147. 
2837 Ebd., Bl. 128, 134. 
2838 Ebd., Bl. 117, 139. 
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musste.2839 Dort befand sich bereits eine Angestellte, die, nachdem sie Lärm gehört hatte, 

einen „stillen Alarm“ ausgelöst hatte. Der Täter ging mit der Angestellten, die den Raum auf-

schloss, zum Tresor, wo er mit seiner Waffe gestikulierte und die Öffnung des Tresors – in 

dem sich zu dieser Zeit rund 180.000 Euro befanden – forderte. Für Bargeld aus einer Hand-

kasse, das dort griffbereit lag, interessierte er sich dagegen nicht. Eine der Angestellten erklär-

te, dass der Tresor zeitgesichert ist und man die Kombination nicht kenne, woraufhin der 

Täter forderte, dass „der Chef“ herkommen solle. Diesen sollte die Angestellte holen, die er in 

den Kassenraum gezwungen hatte.2840 

Stattdessen lief sie aber in den Pausenraum, wo sich von vornherein zwei Angestellte 

– darunter der Filialleiter – befunden hatten und wohin sich zwischenzeitlich weitere Ange-

stellte begeben hatten, um sich zu verbergen.2841 Als der Täter in den Servicebereich zurück-

kam und dort nur noch zwei Angestellte vorfand, schrie er und begab sich zu einem der Bera-

tungsräume. Die Angestellte, die sich darin befunden hatte, war ebenfalls zum Pausenraum 

geflüchtet. Es blieb ein betagter Kunde zurück, mit dem der Täter, als er die Tür aufriss, zu-

sammenstieß und anschließend rief: „Ich erschieße dich!“2842 Als er die Waffe auf den 

Kunden richtete, ergriff dieser reflexhaft sein Handgelenk, um die Waffe wegzudrücken. Bei 

dem Versuch des Täters, sich zu entwinden, löste sich ein erster Schuss. In der Rangelei ver-

lor der Kunde seine Brille, wobei er leicht am Auge verletzt wurde.2843 Der Täter wich zu-

rück, wandte sich nun wieder dem Servicebereich und den dort verbliebenen zwei Angestell-

ten zu, auf deren Gesichter er abwechselnd mit seiner Waffe zielte, die er mit ausgestreckten 

Armen hielt. Gegenüber einem der Angestellten – dem damals 18-jährigen Auszubildenden 

N.R., der die Hände über den Kopf hielt – sagte er dabei: „Wenn in drei Sekunden der Chef 

nicht da ist, knall‘ ich dich ab.“2844 Der Täter stand zu dieser Zeit in unmittelbarer Nähe des 

N.R., der nunmehr versuchte, ihn zu greifen. Dabei gab der Täter einen Schuss ab und rannte 

aus der Filiale heraus.2845 Der Täter erbeutete – zum zweiten Mal in der Raubserie – kein 

Geld. Den Auszubildenden ließ er mit einem Bauchdurchschuss zurück. 

 

                                                        
2839 Ebd., Bl. 128, 139. 
2840 Ebd., Bl. 133 f. 
2841 Ebd., Bl. 139. 
2842 Ebd., Bl. 160. 
2843 Ebd., Bl. 161 f. 
2844 Ebd., Bl. 147. 
2845 Ebd., Bl. 85. 
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(b) V e r f a h r e n sf üh r u n g  

Der Überfall wurde durch das Raubkommissariat der KPI Zwickau unter der Vorgangs- 

nummer 1852/06/173440 bearbeitet. Sachbearbeiter war der Beamte Flemig. Das Ermitt-

lungsverfahren wegen des Verdachts des versuchten schweren Raubes in Tateinheit mit ge-

fährlicher Körperverletzung und vorsätzlichem unerlaubten Führen einer Schusswaffe führte 

die Staatsanwaltschaft Zwickau zunächst gegen Unbekannt unter dem Aktenzeichen 

300 UJs 11193/06 und, nach Ermittlung eines Beschuldigten, kurzzeitig unter dem Aktenzei-

chen 300 Js 21596/06. Zuständig war StA H., die Einstellung gemäß § 170 Absatz 2 StPO 

verfügte OStA Illing am 20. November 2006. Mit Verfügung vom 10. Juli 2007 wurde das 

Verfahren gegen Unbekannt fortgeführt als 300 UJs 8255/07,2846 wobei in der zeitlichen Fol-

ge keine weiteren Ermittlungsmaßnahmen erkennbar sind. Am 25. Februar 2009 verfügte 

OStA Illing abermals die Einstellung nach § 170 Absatz 2 StPO. Mit Verfügung vom 9. No-

vember 2011 wurde diese Einstellung aufgehoben und dem Verfahren Fortgang gegeben, wo-

bei am 28. November 2011 unter dem neu gebildeten Aktenzeichen 300 Js 23878/11 

Böhnhardt und Mundlos als Beschuldigte eingetragen wurden.2847 

 

(c) S p ur e n l a g e  u n d  E r mi t t l un g e n  

Ein Kunde, der im Foyerbereich an einem Geldautomaten gestanden hatte, verließ die Filiale, 

als er den Überfall bemerkte, versuchte die Polizei zu alarmieren und sah dann den Täter, der 

mit der Waffe auf ihn zielte, wieder herausrennen. Der Kunde – ein Arzt – ging zurück in die 

Filiale, wo er dem Angeschossenen unverzüglich erste Hilfe leisten konnte.2848 Der kurz da-

rauf eingetroffene Notarzt beurteilte die Verletzungen als lebensgefährlich. Es handelte sich 

um einen Durchschuss im Bereich des linken Oberbauchs, der die Wirbelsäule um zwei Zen-

timeter verfehlte und einen erheblichen Blutverlust nach sich zog.2849 Die Anwendung der 

Schusswaffe war, wie der ehemalige Leiter des Raubkommissariats der PD Chemnitz als 

Zeuge des 3. UA angab, ein außergewöhnlicher Umstand: 

„Zeuge Gunter Rechenberg: […] Spätestens nach dem Überfall in Zwickau, wo also 

die Anwendung der Schusswaffe mit ins Spiel kam, war uns natürlich vollkommen 

                                                        
2846 Ebd., Bl. 298. 
2847 Ebd., Bl. 320. 
2848 Ebd., Bl. 173. 
2849 Ebd., Bl. 5, 94. 
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klar, dass wir es mit Tätern zu tun haben, die brandgefährlich sind. Es hat bis dahin 

[…] in dieser Serie, aber auch bei anderen Banküberfällen – und ich habe mehrere 

Dutzend mit bearbeitet – so eine Brutalität noch nicht wieder gegeben oder überhaupt 

gegeben.“2850 

Zu Beginn seiner Flucht ist der Täter durch weitere ZeugInnen beobachtet worden, die 

ihn teils auch verfolgten und übereinstimmend angeben konnten, er habe sich hinter das Ge-

bäude begeben, wo er auf einem Parkplatz auf ein Fahrrad stieg und wegfuhr.2851 Ein 

Fährtenhund lief, beginnend an der Filiale, einen etwa 300 Meter langen Weg ab, der dem 

Fluchtweg entsprechen könnte, wobei in diesem Bereich auch Spuren festgestellt wurden, die 

von einem Fahrrad stammen könnten. Jedoch war der Spürhund nicht von einem eindeutig 

dem Täter zuzuordnenden Ansatz ausgegangen.2852 Soweit erkennbar, wurden die vermutli-

chen Reifenspuren nicht gesichert. In der weiteren Folge gelang es auch – falls es überhaupt 

versucht wurde – nicht, weitere mögliche ZeugInnen ausfindig zu machen, die auf Überwa-

chungsaufnahmen rund um die Tatzeit zu sehen waren oder von denen Angestellte annahmen, 

dass sie sich in oder in unmittelbarer Nähe der Filiale befanden.2853 Obwohl zwei Angestellte 

angaben, ihrer Wahrnehmung nach könnten Stimme, Größe und Statur des unbekannten Tä-

ters zu dem Filialkunden J.B. passen,2854 sind keine Maßnahmen erkennbar, diesen ggf. als 

Täter auszuschließen. Offenbar nicht weiter nachgeprüft wurde der Umstand, dass der Täter 

dadurch, dass er ausdrücklich „den Chef“ zu sprechen wünschte, vorab wissen musste, dass es 

sich bei der Filialleitung um einen Mann handelt.2855 

Da der Angeschossene mit einem Rettungswagen in die Klinik verbracht wurde, ist ein 

ebenfalls am Tatort eingetroffener Rettungshubschrauber kurz nach der Tat für die Fahndung 

im Nahbereich eingesetzt worden. Hierzu gab der Zeuge Otto an: 

„Zeuge Thomas Otto: […] Ich weiß zum Beispiel – – Die Geschichte mit der Sparkas-

se, mit dem angeschossenen Lehrling: Da weiß ich zum Beispiel noch, dass der Ret-

tungshubschrauber – – Der stand ja nun frei draußen rum erst mal, hatte nichts zu 

                                                        
2850 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 9. 
2851 ADS 373, Ordner 11, Bl. 3 f., 4, 109, 112, 178, 183, 188. 
2852 Ebd., Bl. 80. 
2853 Ebd., Bl. 113, 117. 
2854 Ebd., Bl. 128, 140. 
2855 Ebd., Bl. 134. 
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tun, weil sie den Lehrling mit dem Auto in die Klinik gefahren haben. Da hat der Pilot 

noch gesagt: ‚Kommt! Einsteigen! Wir gucken mal!‘“2856 

Ob ein Ringalarm ausgelöst wurde, ist anhand der Ermittlungsunterlagen nicht zu er-

sehen. Aus der Filiale liegen Videoaufnahmen vor, die einen Teil der Tathandlungen doku-

mentieren und bis 12.01 Uhr andauern. Legt man die Angaben einer Zeugin zugrunde, die zu 

Tatbeginn auf die Uhr gesehen hatte, kann die Dauer der Tat mit vier Minuten angegeben 

werden2857. Unter den gesicherten Spuren befinden sich diverse Fingerabdrücke, Teilschuh-

abdrücke, verschiedene Abriebe und Kleidungsstücken, Einrichtungsgegenstände aus dem 

Innenbereich sowie zunächst ein Projektil.2858 Ein zweites Projektil, das dem Schuss auf den 

Auszubildenden zuzuordnen ist, wurde bei einer späteren Nachsuche in der Filiale aufgefun-

den.2859 Aus dem gesamten untersuchten Spurenmaterial ergaben sich keine Hinweise auf 

Zellmaterialanhaftungen, die von dem unbekannten Täter stammen könnten.2860 Eine Recher-

che nach Fingerabdrücken erbrachte keine Hinweise auf bekannte Spurenverursacher.2861 Die 

Projektile gelangten zur weiteren Untersuchung zum BKA, ohne dass sich Übereinstimmun-

gen mit zurückliegenden Straftaten erkennen ließen; es war nur eine Zuordnung zu einem 

infrage kommenden Waffenmodell möglich.2862 Daraufhin wurde nach BesitzerInnen dieses 

Waffenmodells recherchiert, wobei dies im Raum Zwickau nur auf eine Person, R.S., 

zutraf.2863 Weitere Ermittlungen in dieser Richtung sind nicht zu beobachten. 

 

(d) B e s c h u ld i g t e r  K . L .  

Zum zweiten Mal innerhalb der Raubserie ergaben sich Hinweise auf einen Tatverdächtigen, 

der als Beschuldigter behandelt wurde. Dem zugrunde lag der Hinweis eines Angestellten, 

dem zufolge rund zwei Wochen vor der Tat ein K.L. in der später überfallenen Filiale er-

schien, wo er gegenüber dem Personal – verärgert, dass ihn eine Überweisung nicht erreichte 

– ausfallend wurde und u.a. geäußert haben soll: „Da bin ich ja mit dem Fahrrad schneller.“ 

Nach Bekunden des Angestellten, der auch Tatzeuge geworden war, sei die äußere Erschei-

                                                        
2856 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 21. 
2857 ADS 373, Ordner 11, Bl. 8 ff., 117. 
2858 Ebd., Bl. 27–31. 
2859 Ebd., Bl. 101, 104. 
2860 Ebd., Bl. 249. 
2861 Ebd., Bl. 41. 
2862 Ebd., Bl. 258 f. 
2863 Ebd., Bl. 262 f. 
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nung des K.L. ähnlich der des Täters. Zudem wohnte der Verdächtige bis vor kurzem in dem 

Bereich, durch den der angenommene Fluchtweg führte, den der Täter auf einem Fahrrad an-

trat.2864 Die vormalige Anwesenheit des K.L. in der Filiale konnte durch Überwachungsauf-

nahmen belegt werden.2865 Ein anderer Zeuge schilderte unabhängig davon, er habe am Tat-

tag, zeitlich kurz nach dem Überfall, von seinem Wohnungsfenster aus gesehen, wie eine Per-

son zu einem Müllcontainerplatz läuft und ein Päckchen in einen Papiercontainer einwarf. Die 

Person sei wütend geworden, nachdem dieses Päckchen zunächst nicht durch den Container-

spalt passte, und habe dabei einen Handschuh auf den Boden geworfen. Der Mann, den er 

beobachtete, war ihm als K.L. bekannt, der sich mithin in der elterlichen Wohnung – nahe des 

Tatortes – aufhalte.2866 

Unmittelbar, nachdem diese Aussage in der Nacht zum 10. Oktober 2006 aufgenom-

men wurde, trug StA H. den Verdächtigen K.L. als Beschuldigten in dem Ermittlungsverfah-

ren wegen versuchten schweren Raubes ein.2867 Umgehend wurde ein Sachverständiger mit 

einem Bildvergleich und der Erstellung eines anthropologischen Vergleichsgutachtens beauf-

tragt, um Aufschluss zu erlangen, ob K.L. als Täter infrage kommt.2868 Der beauftragte Gut-

achter gab jedoch an, das in der Filiale aufgezeichnete Bildmaterial ermögliche den 

gewünschten Vergleich nicht.2869 

Auf Antrag der StA Zwickau erging am 11. Oktober 2006 ein Durchsuchungsbe-

schluss gegen K.L. im Hinblick auf dessen Wohnung und die seiner Eltern.2870 Die Durchsu-

chung erfolgte am 23. Oktober 2006, wobei – zum zweiten Mal im Zusammenhang mit der 

Raubserie – das MEK Chemnitz unter Leitung des Beamten Carsten Külbel zum Einsatz kam. 

Im Einsatzprotokoll wurde vermerkt, bei Beginn des Einsatzes habe der Beschuldigte, dem 

der Tatvorwurf noch nicht eröffnet war, gesagt, er habe „doch keine Sparkasse überfal-

len.“2871 Bei der Durchsuchung wurden aber keine Gegenstände aufgefunden, die mit dem 

Überfall in Verbindung stehen könnten.2872 K.L. wurde vorläufig festgenommen2873 und als 

Beschuldigter vernommen, wobei er auf die Hinzuziehung eines Anwaltes verzichtete und 

                                                        
2864 Ebd., Bl. 191. 
2865 Ebd., Bl. 236 ff. 
2866 Ebd., Bl. 193. 
2867 Ebd., Bl. 198. 
2868 Ebd., Bl. 199–201. 
2869 Ebd., Bl. 202. 
2870 Ebd., Bl. 205 f. 
2871 Ebd., Bl. 207. 
2872 Ebd., Bl. 211. 
2873 Ebd., Bl. 208 f. 
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bestritt, an der Tat beteiligt gewesen zu sein; vielmehr sei er zu dieser Zeit allein in der Woh-

nung seiner Eltern in der Nähe der Filiale gewesen.2874 Die bestehenden Verdachtsmomente 

konnten nicht erhärtet werden. Im Zusammenhang mit der zugrunde liegenden Beobachtung 

eines Zeugen gab der Raubermittler Flemig an: 

„Zeuge Volker Flemig: […] Ich kann mich noch gut daran erinnern, wie eine Vielzahl 

von Kollegen über Tage und Nächte in der Müllsortieranlage in Zwickau unter wid-

rigsten Bedingungen eingesetzt waren, um den Müll der Gelben Tonne nach Tat- 

bekleidung und weiteren relevanten Gegenständen zu durchsuchen. Anlass hierfür 

war, dass es den Hinweis eines Zeugen gab, dass er eine Person gesehen habe, welche 

in Tatortnähe etwas in eine Gelbe Tonne geworfen hatte. Auch diese Maßnahme ver-

lief negativ. Heute sind wir uns ziemlich sicher, dass die Beobachtung des Zeugen 

nichts mit der Tat zu tun gehabt haben dürfte.“2875 

 

II.3.3 D i e  w e i t e r e  p o l i ze i l i c he  Be a r b e i t u ng  d e r  R a ub s er i e  b i s  2 0 11  

II.3.3.1    V e r b i nd u ng  v o n  n e u n  E in z e l v e r f a h r e n  

Bei den kriminalpolizeilichen Ermittlungen zu den einzelnen Überfällen zunächst auf Post-

Filialen wurde ein Zusammenhang dieser Taten untereinander – insbesondere die Begehung 

durch dieselbe Tätergruppierung – bereits frühzeitig, d.h. nach den ersten beiden Taten im 

Jahr 1999 angenommen.2876 Der Serienzusammenhang konnte auch 2001 nach dem ersten 

Überfall in Zwickau und, nachdem ab 2002 Sparkassen-Filialen die Tatorte waren, zeitnah 

erkannt werden2877 und wurde in der weiteren Folge in der Regel bereits bei der Anzeigenauf-

nahme vermerkt.2878 Der damalige Leiter des Raubkommissariats der Polizeidirektion Chem-

nitz Rechenberg bestätigte auf Nachfrage, dass rasch von einer Serie ausgegangen werden 

konnte, wobei sich diese Annahme immer weiter erhärtete: 

„Vors. Patrick Schreiber: Wann hatten Sie in dem Fall die Erkenntnis oder die Vermu-

tung, dass es sich um eine Serie gehandelt hat? 

                                                        
2874 Ebd., Bl. 214. 
2875 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 5. 
2876 ADS 373, Ordner 2, Bl. 249, und Ordner 3, Bl. 92. Beachte dazu auch die zusammenfassenden Ausführun-
gen im AbwBer 3. UA, Kap. II.8.2, S. 200–2002. 
2877 ADS 373, Ordner 3, Bl. 186, 225. 
2878 ADS 373, Ordner 7, Bl. 3. 
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Zeuge Gunter Rechenberg: Die Vermutung war bei mir persönlich schon sehr nahe 

nach dem zweiten Überfall, weil – wie gesagt – diese Wahrscheinlichkeit, dass hier 

zwei Tätergruppen in Chemnitz auf einmal agieren mit so einem Modus Operandi eher 

unwahrscheinlich ist. Aber dann hatten wir doch beim dritten, spätestens beim vierten 

– sage ich mal – eine Sicherheit, dass es sich um ein und dieselben Täter handelte. 

Aber hier können Sie auch nur von einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit 

ausgehen. 100 % werden Sie bei einer Totalmaskierung natürlich nie bekommen.“2879 

Der Seriencharakter der Taten wurde auch in den Ermittlungsunterlagen zu den 

Einzeltaten regelmäßig und anhand insgesamt überzeugender Begründungen dargestellt. Im 

Raubdezernat der KPI Chemnitz wurde unter dem Titel „Vergleichsreihe Bankräuber mit Ge-

sichtstüchern“ ein fortlaufendes Lagebild erstellt, in dem die einzelnen Taten, unter Hervor-

hebung von Ähnlichkeiten bei der Begehung, tabellarisch dargestellt werden.2880 Zudem wur-

de eine zusammenhängende Lichtbildmappe angelegt,2881 aus der heraus auch nach dem 

Abbruch der Raubserie in Sachsen Aufnahmen für die Zwecke der Öffentlichkeitsfahndung 

veröffentlicht wurden.2882 Zumindest im Bereich der KPI Zwickau war nach Angaben des 

Zeugen Otto für die unbekannte Tätergruppe auch die Bezeichnung „Pali-Bande“ gebräuch-

lich gewesen.2883 

Der Zusammenhang war den ermittelnden KPIen in Chemnitz und Zwickau unterei-

nander sowie durch die vorgelegten Akten potentiell auch bei den jeweils zuständigen Staats-

anwältInnen geläufig.2884 Spätestens ab 2004 beabsichtigte StA R., der bei der StA Chemnitz 

für die meisten der Einzeltaten zuständig war, die Verfahren unter Berücksichtigung auch der 

beiden inzwischen in Zwickau begangenen Überfälle zu verbinden.2885 Zum 27. April 2004 

wurden die beiden Taten in Zwickau in den Jahren 2001 und 2002 „zur gemeinsamen Bear-

beitung“ an die StA Chemnitz abgegeben.2886 Mit Verfügung von StA Schlarb am 9. Juli 2007 

wurden schließlich alle bis einschließlich 2005 verübten Taten zum Verfahren der StA Chem-

nitz unter dem Aktenzeichen 710 UJs 27011/05 – es betraf den Überfall auf die Sparkassen-

                                                        
2879 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 7. 
2880 ADS 37, Ordner 148, Bl. 58–64. 
2881 Ebd., Bl. 141–158. 
2882 Ebd., Bl. 160–163. 
2883 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 11. Es handelt sich um eine allgemeingebräuchliche Kurz-
bezeichnung für das „Palästinensertuch“ (Kufiya), ausgehend von den mehrfach zur Vermummung genutzten 
ornamentierten Tüchern. 
2884 ADS 373, Ordner 4, Bl. 194; ADS 373, Ordner 5, Bl. 165. 
2885 ADS 373, Ordner 9, Bl. 226. 
2886 1. UA, Protokoll Holger Illing v. 07.11.2016, S. 14. 
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Filiale in Chemnitz am 22. November 2005 – hinzuverbunden.2887 Hierzu gab Klaus Schlarb 

als Zeuge des 1. UA an: 

„Zeuge Klaus Schlarb: […] Es war ein außergewöhnliches UJs-Verfahren. […] In 

diesem Fall war es so, dass die Polizei erschienen ist – ich weiß jetzt nicht mehr genau 

wer, es könnte sein, dass es damals der Herr Merten war, der bei der Polizei stets 

mein Ansprechpartner gewesen ist in diesem Fall –, und man hat mir also eine ganze 

Kiste von insgesamt neun einzelnen UJs-Verfahren hingestellt mit der Erläuterung, 

dass es sich hierbei um eine Bankraubserie handele, bei der man die Täter nun 

nicht gefunden habe, man sich aber sicher sei, dass das immer ein und dieselben Täter 

seien. 

Man hat mir dann kurz erläutert, wieso man hier der Ansicht ist, dass das eine Serie 

ist, nämlich aufgrund des immer ähnlichen Modus Operandi, also der ähnlichen Be-

gehungsweise. Und wir kamen dann – jetzt weiß ich nicht mehr, ob es meine Idee war 

oder ob es die Idee der Polizei war – schnell überein, dass die Akten der Polizei wie-

der zurückgeschickt werden sollten, damit die damit arbeiten können und Ermittlungs-

handlungen, die ja die Polizei nur machen kann, hier also Prüfung von Beweismitteln 

usw. –, da ist die Polizei doch sehr viel näher am Geschehen. […] 

Ich habe denen auch gesagt, sie sollen das mit anderen Überfällen vergleichen, ob 

es vielleicht weitere Taten gibt oder – – Wir wussten ja damals nicht, ob die Serie 

anhält; falls es noch zu weiteren Taten kommt, damit man gleich Vergleichsmateria-

lien hat.“2888 

Nicht zu diesem „Neuner-Verfahren“ hinzugenommen wurde das Ermittlungs- 

verfahren zu der chronologisch letzten Tat der Serie in Sachsen, d.h. dem Überfall auf die 

Sparkassen-Filiale in Zwickau am 5. Oktober 2006. Der Zeuge Schlarb, der das „Neuner-

Verfahren“ mit den bis zum Jahr 2005 angefallenen Taten bearbeitete, gab auf Nachfrage an, 

ihm sei nicht bekannt, warum der Überfall aus dem Jahr 2006 nicht hinzugenommen wurde, 

sondern bei der StA Zwickau verblieben ist.2889 In einer Verfügung des OStA Illing in dem 

Zwickauer Verfahren vom 10. Juli 2007 heißt es zwar: „Die gegenständliche Tat ist nach wie 

vor nicht aufgeklärt. Eventuell weitere Ermittlungsansätze bieten sich jedoch aus einer Tat- 

                                                        
2887 ADS 373, Odner 10, ohne Pag., entspr. S. 6. 
2888 1. UA, Protokoll Klaus Schlarb v. 13.03.2017, S. 3 f. 
2889 Ebd., S. 24. 
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serie, welche bei der KPI Chemnitz in Bearbeitung ist.“2890 Jedoch gab Illing als Zeuge des 

1. UA auf Nachfrage an, der Zusammenhang mit der vorangegangenen Raubserie sei nicht 

„unbedingt“ angenommen worden: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Habe ich Sie jetzt richtig verstanden: Der Raubüberfall 

vom 5. Oktober 2006 ist nicht nach Chemnitz zu dieser Serie mit überwiesen worden, 

weil die Tathergänge zu unterschiedlich waren? 

Zeuge Holger Illing: Das haben Sie völlig richtig verstanden. Es ist in Zwickau ge-

blieben, weil hier im Gegensatz zu den zwei anderen nur ein Täter – – Es war auch zu 

diesem Zeitpunkt nichts bekannt, wie er letztendlich den Tatort verlassen hat, also die-

ses typische Fahrrad spielte da keine Rolle, sodass wir nicht einen unbedingten 

Zusammenhang mit den Chemnitzer Taten gesehen haben.“2891 

Dem widersprechend gab der Zwickauer Raubermittler Flemig an, dass die Tat sehr 

wohl der Serie zugeordnet worden sei: 

„Zeuge Volker Flemig: […] Die Zuordnung zur Serie erfolgte auch hier aufgrund der 

erwähnten Brutalität des Täters und der in den zurückliegenden Fällen zu erkennen-

den markanten Waffenhaltung in der linken Hand. Und zwar hat er den Revolver im-

mer so gehalten, dass er hinten den Daumen über dem Schlagstück so hielt. Das ist 

eigentlich eine ungewöhnliche Haltung.“2892 

Weiter gab der Zeuge an, dieser Fall sei polizeilich „von vornherein“ als Teil der Serie 

betrachtet worden.2893 Ermittlungsseitig dürfte die Frage, warum dennoch nicht auch dieser 

Fall an die StA Chemnitz abgegeben wurde, von nachgeordneter Bedeutung gewesen sein: 

Die Bündelung der einzelnen Verfahren bedeutete keine zentrale Sachbearbeitung aller in der 

Raubserie begangenen und der noch hinzukommenden Einzeltaten. Vielmehr verblieb die 

Ermittlungszuständigkeit in allen einzelnen Fällen bei den jeweiligen örtlichen Polizeidienst-

stellen, wie der Chemnitzer Raubermittler Merten als Zeuge des früheren 3. UA angab: 

                                                        
2890 ADS 373, Ordner 11, Bl. 293. 
2891 1. UA, Protokoll Holger Illing v. 07.11.2016, S. 15. 
2892 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 4 f. 
2893 Ebd., S. 16. 
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„Zeuge Jens Merten: […] Wir als Chemnitzer haben für unsere Fälle ermittelt, die 

Zwickauer für ihre drei und die Stralsunder für ihre beiden, aber, wie gesagt, immer 

in enger Zusammenarbeit und in enger Absprache.“2894 

In dem Zusammenhang bemerkte der Zwickauer Raubermittler Flemig als Zeuge des 

1. UA auch, es habe sich nicht um ein Sammelverfahren im eigentlichen Sinne gehandelt:  

„Zeuge Volker Flemig: Es hat nie ein Sammelverfahren in dem Sinne gegeben. Also, 

Überfälle in Chemnitz sind in Chemnitz bearbeitet worden, Überfälle in Zwickau sind 

in Zwickau bearbeitet worden. Stralsund hat Stralsund selbst gemacht. Und Thüringen 

hat auch seine Überfälle selbst bearbeitet. Also, ein Sammelverfahren im eigentlichen 

Sinne hat es nie gegeben.“2895 

Das gleiche ergibt sich aus den Angaben des Zwickauer Raubermittlers Christian 

Leucht als Zeuge des 1. UA, der ausführte, die ohnehin enge Zusammenarbeit zwischen den 

KPIen in Chemnitz und Zwickau sei ein Grund gewesen, „warum das dann nicht zu einem 

klassischen Sammelverfahren aufgelaufen ist.“:2896 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Es gab dann so eine Art Sammelverfahren zur Bearbei-

tung dieser gesamten Raubüberfallserie, aber der Vorfall vom 5. Oktober 2006 ist 

nicht mit aufgenommen worden. Können Sie sich das erklären? 

Zeuge Christian Leucht: Der Begriff ‚Sammelverfahren‘ ist nicht richtig, weil: Ein 

Sammelverfahren beinhaltet vom Prinzip her eine Dienststelle, die landesweit, bun-

desweit Vorgänge heranzieht und diese dort konzentriert bearbeitet. Aufgrund von 

Umständen, die ich nicht nachvollziehen kann und auch nicht bewerten kann, ist es 

damals so geblieben, dass die Vorgänge in Chemnitz bearbeitet worden sind und 

unsere bei uns. 

Der Jens Merten hat die Information von uns – ich sage mal – eins zu eins gehabt; 

keine Frage. Umgekehrt genauso; wir haben uns abgesprochen, wir haben dort teil-

weise Ermittlungen gemacht. Wenn es irgendwo einen Ansatz gab, der in unsere Rich-

tung ging, da wurde der von uns abgearbeitet. Das Ergebnis ging dann logischerweise 

auch zu ihm rüber. Wir haben die Sachen eigentlich – – Wenn es nicht zwei Dienststel-

                                                        
2894 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 30. 
2895 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 16. 
2896 1. UA Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 20. 
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len gewesen wären, sage ich mal so, wäre es ein Sammelverfahren gewesen. Von der 

Warte her gebe ich Ihnen recht.“2897 

 

II.3.3.2 F ä l l e  1 1  un d  12  — Ü b er g r e i f en  d e r  R au b s e r i e  

n a c h  M e c k l e nb ur g - V or po m me r n  

Ende 2006 und Anfang 2007, kurz nach dem letzten Überfall in Zwickau, griff die bis dahin 

auf Sachsen beschränkte Raubserie nach Mecklenburg-Vorpommern über: Am 7. November 

2006 drangen zwei vermummte und bewaffnete Personen in die Sparkassen-Filiale in der 

Kleine Parower Straße 51/53 in Stralsund ein, gaben zwei Schüsse in die Decke ab und ver-

langten die Herausgabe von Bargeld. Sie flohen vom Tatort mit einer Beute in Höhe von 

84.995,00 Euro. Am 18. Januar 2007 drangen erneut zwei Personen in dieselbe Sparkassen-

Filiale ein, wobei ein Schuss in Richtung der Raumdecke abgegeben wurde. Den Tätern ge-

lang es, den Inhalt eines Tresors an sich zu nehmen. Sie flohen mit einer Beute in Höhe von 

169.970,00 Euro, womit es sich um die „erfolgreichste“ Einzeltat innerhalb der Raubserie 

handelte.2898 Bei den dazu geführten Ermittlungen ergab sich der Verdacht, dass für die Bege-

hung auswärtige Täter verantwortlich sein könnten, zunächst aus dem Umstand, dass diese 

nach Angaben von TatzeugInnen einen Dialekt sprachen, bei dem es sich um Sächsisch han-

deln könnte.2899 Daher war rasch vermutet worden: „Das waren Sachsen.“2900 Der erste Über-

fall in Stralsund wurde unter anderem im Raubkommissariat der KPI Zwickau spätestens am 

Folgetag fernschriftlich erstmals bekannt. Dazu gab der Zwickauer Raubermittler Leucht als 

Zeuge des 1. UA an:  

„Zeuge Christian Leucht: […] Am 08.11.2006, also einen Monat nach dem Überfall 

auf die Sparkassenfiliale in der Kosmonautenstraße, wurde hier durch eine KPMD-

Meldung der KPI Anklam bekannt, dass es in Stralsund am 07.11. gegen 17:30 Uhr 

einen Überfall auf eine Sparkassenfiliale in der Kleinen Parower Straße gegeben 

hatte. […] Die geschilderte Tatbegehung ließ uns vermuten, dass es sich bei den 

Tätern um unsere Serientäter handeln könnte.“2901 

                                                        
2897 1. UA Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 14. 
2898 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 116 f. 
2899 Beachte zur ermittlungsseitigen Festlegung auf einen vermeintlich „sächsischen” Dialekt der Täter, den 
einige TatzeugInnen erkannten, die Ausführungen im AbwBer 3. UA, Kap. II.8.3.c, S. 206–208. 
2900 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 19. 
2901 Ebd., S. 5. 
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Wie der Zeuge weiter angab, habe man die einlaufenden KPMD-Meldungen gezielt 

berücksichtigt, um bei künftigen, ähnlich gelagerten Fällen einen Bezug zur Raubserie sofort 

prüfen zu können,2902 ohne dass allerdings Vermutungen bestanden, wann und wo sich erneut 

eine Tat ereignen würde: Dass sich ein „Ausreißer nach Stralsund“ ereignete, sei „völlig aus 

heiterem Himmel“ gekommen.2903 Spätestens nach der Veröffentlichung eines Fahndungs- 

aufrufes bei „Kripo live“ am 12. November 2006, d.h. kurz nach dem ersten Überfall in 

Stralsund, wandte sich die KPI Zwickau an die BeamtInnen in Stralsund und teilte mit, dass 

es sich um dieselben unbekannten Täter handeln könnte, die für die hiesige Raubserie verant-

wortlich sind.2904 Nach Bekunden des Zeugen Leucht habe vor allem der Vergleich von 

Überwachungsaufnahmen diesen Verdacht bestärkt.2905 Der Zwickauer Raubermittler Flemig 

gab als Zeuge des 1. UA an, man habe die Parallelen zu bisherigen Raubserie schnell erken-

nen können; er sei selbst bereits nach dem ersten Überfall in Stralsund dorthin gefahren.2906 

Der Zwickauer Raubermittler Otto bestätigte, dass der Fall anhand der „Kripo live“-

Ausstrahlung bei der KPI Zwickau habe zugeordnet werden können: Man konnte 

„[…] anhand der ganzen Begehungsweise und der gesamten Täterbeschreibung, auch 

anhand der veröffentlichten Bilder der Raumüberwachung, feststellen, dass die Täter, 

die bei uns die Überfälle begangen haben, auch in Stralsund Überfälle begangen ha-

ben. Diesbezüglich erfolgte dann nach Feststellung sofort ein ganz reger Informati-

onsaustausch auch mit den Kollegen in Stralsund.“2907 

Die ursprüngliche Feststellung der Parallelen und die Vermutung, es handle sich um 

dieselben Täter wie in Sachsen, sei Anlass gewesen, unverzüglich nach Stralsund zu fahren: 

„Zeuge Thomas Otto: […] Nachdem das in ‚Kripo live‘ erschienen ist und wir gese-

hen haben: ‚Ey, das ist dieselbe Truppe! Guck‘ mal, das ist unsere Truppe!‘, sind die 

[Raubermittler aus Chemnitz und Zwickau] doch sofort hinauf nach Stralsund gefah-

ren. Am nächsten Tag waren Leucht und Flemig und Merten und Rechenberg, wie sie 

alle hießen, oben in Stralsund. Da ist nicht lange gefackelt worden. ‚Was habt ihr?‘ 

Und da ist Austausch gemacht worden, auf was müsst ihr aufpassen.“2908 

                                                        
2902 Ebd., S. 9. 
2903 Ebd., S. 3. 
2904 ADS 736, Ordner 40, entspr. Akte Stralsund I, Bd. II, Bl. 347. 
2905 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 5. 
2906 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 11, 23. 
2907 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 3. 
2908 Ebd., S. 15. 
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Der Zeuge Leucht bestätigte dies.2909 Einem Vermerk der KPI Stralsund vom 19. Ja-

nuar 2007 zufolge, der einen Tag nach dem zweiten Überfall in Stralsund entstand, ging man 

von diesem Zeitpunkt bereits aus von „zweifelsfreien Fakten, dass die beiden unbekannten 

Täter seit 1999 bisher 11 Überfalle getätigt haben. Hierbei wurden in 6 Fällen Bankfilialen im 

Raum Chemnitz und in drei Fällen Bankfilialen im Raum Zwickau überfallen.“2910 In der wei-

teren Folge kam es am 25./26. Januar 2007 in den Räumen der KPI Stralsund zu einer aus-

führlichen Beratung mit BeamtInnen der KPIen Zwickau und Chemnitz.2911 Der frühere 

Leiter des Chemnitzer Raubkommissariats Rechenberg gab in dem Zusammenhang an: 

„Zeuge Gunter Rechenberg: […] Nach der Kenntnisnahme der beiden Überfälle in 

Stralsund bin ich dann selbst mit den Kollegen aus Zwickau nach Stralsund gefahren. 

Wir waren zwei Tage dort oben und haben mit den Kollegen gesprochen. Wir haben 

uns die Tatorte zeigen lassen und noch einmal all das, was sie bis zu diesem Zeitpunkt 

gesammelt hatten, vortragen lassen. Und uns war spätestens dann klar: Das können 

nur unsere beide[n] Täter sein, da auch dieser sächsische Dialekt – scheinbare 

sächsische Dialekt –, was immer wieder von Zeugen gekommen ist, hier bestätigt 

wurde.“2912 

Nach Angaben des Chemnitzer Raubermittlers Merten als Zeuge im früheren 3. UA 

habe es auch ein Nachfolgetreffen in Zwickau und einen anhaltenden Kontakt zwischen den 

Dienststellen gegeben: 

„Zeuge Jens Merten: […] Natürlich ist zunächst der telefonische Kontakt der Aller- 

erste, das ist ganz klar, und im Nachhinein auch das Häufigste. Wir haben uns, glaube 

ich, einmal in Stralsund und einmal dann noch mal in Zwickau getroffen und haben 

also noch mal eine richtige Konferenz angesetzt – das war dann schon im Zuge der 

Ermittlungen –, wo wir uns mit allen Kollegen – Chemnitz, Zwickau und Stralsund – 

zusammengesetzt und geschaut haben: Was haben wir an Ausgangsmaterial? Welche 

Ermittlungsrichtungen müssen noch abgearbeitet werden? Wo gibt es noch was? Das 

waren meines Erachtens zwei Zusammenkünfte, die wir gemacht haben. Ansonsten lief 

es – weil es bei diesen zwei Überfällen blieb – alles auf telefonischer Ebene, aber in 

direkter Zusammenarbeit. […] Wir standen seit Begehung dieser beiden Überfälle 

                                                        
2909 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 22. 
2910 ADS 736, Ordner 40, entspr. Akte Stralsund I, Bd. II, Bl. 282. 
2911 ADS 736, Ordner 40, entspr. Akte Stralsund I, Bd. III, ohne Pag., entspr. S. 107. 
2912 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 11. 
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immer direkt telefonisch in Kontakt, bzw. natürlich auch über E-Mail. Wir haben uns 

auch die Bilder übersandt etc.“2913 

Im Zuge der weiteren Ermittlungen in Stralsund wurden fortan vor allem Hinweise auf 

Personen berücksichtigt, die einen Bezug in die Region Chemnitz/Zwickau haben könnten. 

Unter diesem Gesichtspunkt wurden beispielsweise Übernachtungen in Pensionen und Hotels 

im Bereich Stralsund geprüft.2914 Nach den Angaben des Zeugen Merten habe man die Ermitt-

lungen in Stralsund auch deshalb mit besonderer Aufmerksamkeit verfolgt, da es dort gelun-

gen sei, ein Phantombild zu fertigen, das möglicherweise einen unmaskierten Tatbeteiligten 

zeigt. Man habe dieses Phantombild für die Ermittlungen in Sachsen verwendet, „um wirklich 

auch alles zu versuchen.“2915 Gleichwohl sei, wie der Zeuge Leucht angab, auch unter Be-

rücksichtigung der Taten in Stralsund und der dort geführten Ermittlungen „erkenntnismäßig 

nicht allzu viel gekommen“.2916 Es lagen im Übrigen auch keine Erklärungsansätze dafür vor, 

dass die bislang auf Chemnitz und Zwickau begrenzte Raubserie überhaupt eine Fortsetzung 

in größerer Entfernung fand. Der Chemnitzer Raubermittler Merten äußerte in dem Zusam-

menhang als Zeuge des früheren 3. UA lediglich die allgemeine Ansicht, dass es den Tätern 

„in Sachsen zu heiß geworden“ sein könnte.2917 

 

II.3.3.3  A b  2 0 07  v e r f o lg t e  E r m i t t l u ng s a n s ä t z e  d e r  KP I  Ch e mn i t z  

(a) P r ü f u n g  ne u er  H in w e i s e  

Aus den Unterlagen, die dem 1. UA vorliegen, wird ersichtlich, dass bei der KPI Chemnitz 

trotz des Umstands, dass die einzelnen Taten der Raubserie nicht aufgeklärt wurden, fortge-

setzte und fallübergreifende Ermittlungen angestrengt wurden, die bis zum Jahr 2011 anhiel-

ten. Diese Ermittlungen stützten sich vor allem auf die Abarbeitung neuer Einzelhinweise, die 

nach Medienveröffentlichungen erlangt wurden: Insgesamt wurden von 1999 bis 2007 in der 

MDR-Sendung „Kripo live“ acht TV-Beiträge ausgestrahlt, in denen auf den Serienzusam-

menhang von vornherein aufmerksam gemacht wurde, zuletzt auch unter Einbeziehung der 

beiden Überfälle in Stralsund. Im Jahr 2007 wurde außerdem ein zusammenfassender Beitrag 

                                                        
2913 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 30. 
2914 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 5. 
2915 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 12. 
2916 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 19.06.2017, S. 4. 
2917 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 10. 
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in der Sendung „Aktenzeichen XY… Ungelöst“ ausgestrahlt.2918 Zu der Zeit war für sach-

dienliche Hinweise eine Belohnung in Höhe von 22.000 Euro ausgelobt.2919 Diese Summe 

war außergewöhnlich hoch, wie der Chemnitzer Raubermittler Merten bemerkte: 

„Zeuge Jens Merten: […] Aber diese Auslobungssumme hat, jetzt konkret gesagt, of-

fenbar selbst im Umkreis, muss man ja jetzt mal sagen, des NSU-Trios oder entfernt, 

oder wie auch immer, niemanden bewegen können, dort vielleicht mal den entschei-

denden Hinweis zu bringen. Ich muss Ihnen ehrlich sagen: 22 000 Euro – das hat man 

selten in zwanzig Jahren kriminalpolizeilicher Tätigkeit, dass man mal so eine hohe 

Auslobungssumme hat.“2920 

Daneben wurde auf die Raubserie auch polizeiintern hingewiesen durch umfangreiche 

Veröffentlichungen in je zwei Ausgaben des Landeskriminalblatts und des Bundeskriminal-

blatts in den Jahren 2002 und 20042921 sowie in einer Sonderausgabe des Landeskriminalblatts 

im Jahr 20062922 und schließlich einer weiteren Ausgabe des Bundeskriminalblatts im Jahr 

2007, das die gesamte Serie behandelte.2923 Ausgehend von solchen Darstellungen erreichten 

die Polizei Hinweise aus der Bevölkerung, aber auch von KollegInnen, die zumeist auf ver-

muteten Ähnlichkeiten von Personen zu den auf Überwachungsaufnahmen und Phantombil-

dern gezeigten unbekannten Tätern beruhten. Diese zumeist wenig substantiierten Hinweise 

wurden abgearbeitet, ohne belastbare Ergebnisse zu erlangen.2924 Beispielsweise ging nach 

der Veröffentlichung eines Phantombildes zu den Überfällen in Stralsund ein Hinweis auf den 

in Chemnitz wohnhaften D.H. ein. Die dazu geführten Ermittlungen ergaben, dass er zur Zeit 

des ersten Überfalls in Stralsund aus beruflichen Gründen in der Stadt gewesen war. Ein Tat-

verdacht ließ sich daraus nicht ableiten, zumal die Person für die Zeit des zweiten Überfalls 

anhand einer im Raum Eisenach ausgestellten Tankquittung ein Alibi vorweisen konnte. 

Gleichwohl wurden Fotos, die D.H. zeigen, und weitere Bilder von mutmaßlichen Kontakt-

personen dieses Mannes im Zuge der Ermittlungen in Stralsund gegenüber ZeugInnen vor- 

gelegt, wobei dies nicht zu einem Wiedererkennen führte.2925 

                                                        
2918 ADS 37, Ordner 155, Bl. 130. 
2919 ADS 37, Ordner 148, Bl. 132. 
2920 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 19. 
2921 ADS 37, Ordner 155, Bl. 129. 
2922 ADS 37, Ordner 148, Bl. 165–172. 
2923 Ebd., Bl. 173–175. 
2924 Vgl. dazu summarisch ADS 37, Ordner 151 u. 152. 
2925 ADS 37, Ordner 150, Bl. 386, 419. 
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Darüber hinaus wurden Raubüberfälle im ganzen Bundesgebiet auf mögliche Bezüge 

zur hiesigen Serie geprüft, insbesondere dann, wenn zwei unbekannten Täter mit vergleich- 

barer Bewaffnung in Erscheinung traten.2926 Dazu ist anzumerken, dass ein möglicher 

Zusammenhang in einigen Fällen bloß deshalb verworfen wurde, weil die Täter „kein auffal-

lendes Sächsisch“ sprachen.2927 In anderen Fällen – dies betrifft Taten in Bayern und Hessen 

– waren die Nachprüfungen weit ausführlicher;2928 unter anderem wurde das DNA-Muster 

eines in diesen Fällen gestellten Beschuldigten mit offenen Spuren aus der hiesigen Raubserie 

verglichen, ohne dass sich eine Übereinstimmung ergab.2929 Zu erkennen ist auch, dass seitens 

der KPI Chemnitz fortwährend ein möglicher Bezüge zu einer anderen ausgedehnten Raub- 

serie geprüft wurde, deren Einzeltaten in Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Mecklenburg-

Vorpommern verübt worden sind.2930 

 

(b) E r n e u t e  P r ü f un g  a l t e r  H in w e i s e  

Schwerpunktmäßig wurden ab dem Jahr 2007 durch die KPI Chemnitz erneut Personen über-

prüft, die bereits bei der Bearbeitung zurückliegender Einzeltaten aktenkundig geworden wa-

ren. Besonders umfangreich waren die erneuten Ermittlungen zu R.D., gegen den bereits 1999 

ein Tatverdacht bestanden hatte (siehe oben). Den Anlass, diese Person erneut zu berücksich-

tigen, war eine 2007 in einem anderen Zusammenhang durchgeführte Hausdurchsuchung mit 

anschließender Beschuldigtenvernehmung.2931 Dem lag ein Hinweis wegen Ruhestörung zu-

grunde, wobei in der Wohnung des R.D. lautstark Musik der Neonazi-Band „Landser“ abge-

spielt wurde. Als Zufallsfunde wurden bei dem dadurch ausgelösten Polizeieinsatz u.a. Be-

täubungsmittel, eine Schreckschussrevolver und ein im Vorjahr verbreitetes Fahndungsplakat 

zur Raubserie sichergestellt.2932 In einer anschließenden Vernehmung gab R.D. an, er habe 

keinen Bezug zur rechten Szene, sondern höre nur manchmal entsprechende Musik.2933 Die 

Beteiligung an einem Überfall bestritt er. Das Fahndungsplakat, das er öffentlich aushängen 

                                                        
2926 ADS 37, Ordner 152, Bl. 183, 208. 
2927 Ebd., Bl. 216. 
2928 ADS 37, Ordner 154, Bl. 156. 
2929 Ebd., Bl. 210 f. 
2930 Ebd., Bl. 128. 
2931 ADS 37, Ordner 149, Bl. 72. 
2932 Ebd., Bl. 73. 
2933 Ebd., Bl. 90. 



 579 

sah, habe er aus Interesse mitgenommen, nachdem er schon einmal vor längerer Zeit damit in 

Verbindung gebracht worden war.2934 

Der aufgefundene Schreckschussrevolver konnte allerdings als Tatwaffe bei zurück-

liegenden Überfällen anhand eines Bildvergleichs ausgeschlossen werden.2935 Ein Bezug des 

R.D. nach Zwickau war ebenso nicht zu erkennen.2936 Zwar war er zurückliegend mit unter-

schiedlichen Straftaten in Erscheinung getreten, aber weder bei ihm selbst, noch bei früheren 

Mittätern gab es Ansatzpunkte für eine Verbindung zur Raubserie.2937 Auffällig war lediglich, 

dass R.D. im Jahr 2005 – also deutlich vor den beiden dort begangenen Überfällen – mit einer 

Körperverletzung in Stralsund in Verbindung gebracht wurde.2938 Darüber hinaus führte der 

Beamte Merten durch bloßen Augenschein und ohne dass er dafür sachverständig wäre, Ver-

gleiche anatomischer Merkmale anhand von Fotos des Verdächtigen und der unbekannten 

Täter durch, wobei verschiedene Ähnlichkeiten – insbesondere der Ohren- und Augenpartien 

– herausgestellt wurden.2939 Hierzu wurde zusammenfassend notiert: 

„Die äußere Erscheinung (Größe, Gestalt und die OHREN[!]) ist auffallend ähnlich 

mit dem auf den Ü-Fotos abgebildeten Täter mit dem ‚schwarzen Basecap‘.“2940 

Zu dem Umstand, solche Vergleichsarbeiten wiederholt und auch bereits bei der zu-

rückliegenden Bearbeitung der Einzeltaten selbst vorgenommen und keinen Sachverständigen 

damit beauftragt zu haben, gab der Beamte Merten als Zeuge des früheren 3. UA an, man 

habe selbst sehr wohl eine „Vororientierung“ vornehmen können: 

 „Zeuge Jens Merten: […] Aber wir haben […] festgestellt, dass man für so einen Ab-

gleich zum einen eigentlich richtig geschult sein muss, wie es eben ein Anthropologe 

ist, und man nicht einfach so sagen kann: ‚Ich vergleiche mal zwei Ohren miteinan-

der.‘ […] Da haben wir irgendwann festgestellt: Man kann eine kleine Vororientie-

rung vornehmen – von diesem Grundmuster, wie wir es von den beiden hier von den 

Überfällen hatten –, aber es reicht nicht, um zu sagen: ‚LKA, gib uns mal alle Bilder 

                                                        
2934 Ebd., Bl. 92 f. 
2935 Ebd., Bl. 96. 
2936 Ebd., Bl. 97. 
2937 Ebd., Bl. 115 ff. 
2938 Ebd., Bl. 160. 
2939 Ebd., Bl. 138 ff. 
2940 Ebd., Bl. 152. 
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von allen Tätern her! Wir setzen uns jetzt mal drüber und vergleichen unsere zwei 

Ohren mit denen aller Personen, die wir haben.‘“2941 

Zu der hier ‚vororientierten‘ Person entstand ein ausführlicher, in Form einer „Pro & 

Contra“-Liste angelegter Vermerk der KPI Chemnitz, in dem eine mögliche Täterschaft des 

R.D. diskutiert wurde. In diesem Vermerk wurde fälschlich angenommen, die Person sei be-

reits 1999 als Beschuldigter zu einem der Raubfälle vernommen worden; tatsächlich war die 

damalige Beschuldigtenvernehmung in einem anderen Zusammenhang erfolgt.2942 Gleich-

wohl wurde von einem „Anfangstatverdacht“ ausgegangen, der gegenüber der StA Chemnitz 

und der KPI Stralsund unter Benennung von Bezugspersonen, die Mittäter gewesen sein 

könnten, mitgeteilt wurde.2943 Die Bearbeitung der in dem Zusammenhang angestrengten Er-

mittlungen erstreckte sich bis mindestens September 2011.2944 Dabei wurden unter anderem 

Sozial- und Leistungsdaten bei der ARGE Chemnitz zu R.D. und weiteren Personen einge-

holt, die mit ihm in Verbindung stehen sollen.2945 Die Herausgabe dieser Daten wurde staats-

anwaltschaftlich angeordnet, wobei gegenüber der ARGE Chemnitz in dem Zusammenhang 

ein ansonsten innerhalb der Raubserie völlig ungebräuchliches Js-Aktenzeichen angegeben 

wurde.2946 Der Kreis der sodann auch durch umfängliche, wiederum durch die StA Chemnitz 

erwirkten Kontoeinsichten überprüften Personen wurde sukzessive ausgeweitet, u.a. um Per-

sonen, mit denen R.D. zeitweise in anderer Sache gemeinsam inhaftiert gewesen war.2947 

Woraus ein Verdacht gegen diese weiteren Personen abgeleitet wurde, ist nicht nachvollzieh-

bar. In keinem Fall ergaben sich Anhaltspunkte, die irgendeinen Verdacht hätten erhärten 

können. Aus den Korrespondenzen zwischen der KPI Stralsund und der KPI Chemnitz ergibt 

sich in dem Zusammenhang, dass zumindest zeitweise die Ermittlungen gegen eine in dem 

Zusammenhang berücksichtigte Person „durch den verdeckten Bereich“ der KPI Chemnitz 

geführt wurden.2948 

Wesentliches Resultat dieser Ermittlung war ein umfangreiches Konvolut an Konto-

auszügen verschiedener Personen, wobei nicht nachvollziehbar ist, ob diese gesamthaft aus-

                                                        
2941 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 51. 
2942 ADS 37, Ordner 149, Bl. 154. 
2943 Ebd., Bl. 156b, 157 f. 
2944 Ebd., Bl. 196, 228 ff. 
2945 Ebd., Bl. 274. 
2946 Ebd., Bl. 275 f. 
2947 Ebd., Bl. 306; vgl. auch ADS 37, Ordner 154, Bl. 355 ff. 
2948 ADS 736, Ordner 39, entspr. Akte Stralsund SB Hinweise, ohne Pag., entspr. S. 428. 
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gewertet wurden.2949 Das „Neuner-Verfahren“ der StA Chemnitz wurde vor allem im Hin-

blick auf die angekündigte, aber nie beendete Aufarbeitung dieser Unterlagen letzthin vor 

November 2011 nicht abgeschlossen.2950 Zuletzt war zwischen StA Chemnitz und KPI Chem-

nitz der 15. Oktober 2011 als Termin für den Abschluss des Verfahrens vereinbart worden.2951 

Im Übrigen waren die ausgedehnten Ermittlungen gegen R.D. und einige seiner Be-

zugs- und – teils bloß vermuteten – Kontaktpersonen kein Einzelfall. Ebenfalls erneut aus-

führlich überprüft wurde R.F., der 1999 neben R.D. ebenfalls als Tatverdächtiger angesehen 

worden war. In die neuerliche Überprüfung wurde ein Verwandter des Verdächtigen einbezo-

gen, ferner Personen, die mit dem Verdächtigen zurückliegend bei Straftaten in Erscheinung 

getreten waren.2952 Auch gegen diese Personen lag jedoch im Einzelnen, was die Raubserie 

betrifft, nichts vor. Gleichwohl wurde auch hier in einigen Fällen darauf hingewiesen, dass 

eine augenscheinliche Ähnlichkeit insbesondere der Ohren solcher Personen zu denen der auf 

Überwachungsaufnahmen abgebildeten Täter bestehe, wobei dies aber in keinem einzigen 

Fall durch gutachterliche Stellungnahmen von Sachverständigen untersetzt wurde.2953 

In den Nachermittlungen der KPI Chemnitz wurden weitere Ansätze verfolgt, die bis 

2011 nicht zum Abschluss kamen. Dazu gehört eine systematische Aufbereitung von Kfz-

Kennzeichen, die während der Ermittlungen zu den Einzeltaten bei Ringalarmfahndungen und 

„Blitzerfoto-Recherchen“ festgestellt worden waren. Die Gesamtauflistung umfasst 1.237 

Fahrzeuge bzw. Kennzeichen, die sich aber gegenständlich nicht bei den Akten befindet, die 

dem 1. UA vorliegen.2954 Augenscheinlich erfolgte auch bis zuletzt keine weitere Auswertung 

anhand dieser Gesamtliste. 

 

(c) P h a n t om b i l d - V er g l e i ch  

Anhand eines zu den Überfällen in Stralsund erstellten Phantombildes wurde über das LKA 

Sachsen anhand spezifischer Kriterien eine automatisierte „Ähnlichkeitssuche“ zu polizeibe-

                                                        
2949 ADS 373, Ordner 12, Bl. 1209–1613; sowie ADS 736, Ordner 44, entspr. Ergänzungsband III, ohne Pag., 
entspr. S. 428. 
2950 ADS 373, Ordner 12, Bl. 1641 ff. 
2951 Ebd., Bl. 1656. 
2952 ADS 37, Ordner 150, Bl. 436. 
2953 Ebd., Bl. 521, 523, 553 ff. 
2954 ADS 37, Ordner 154, Bl. 221 f.. 226, 233. 
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kannten Personen im Bereich Chemnitz und Zwickau veranlasst.2955 Diese Recherche ergab 

eine Gesamtmenge von 2.000 Personen, von denen die ersten 200 der KPI Chemnitz 

mitgeteilt wurden.2956 Dies habe allerdings nicht weitergeführt, wie der Raubermittler Merten 

erläuterte: 

„Zeuge Jens Merten: […] Den Phantombildabgleich haben wir durchgeführt. Da gibt 

es bei der Polizei ein System, das auf biometrischen Daten basiert. Das ist sicher kein 

Geheimnis. Ich kann jetzt ein Phantombild nehmen und mal recherchieren lassen, 

welche bei der Polizei bekannten Personen auf das Bild passen. Aber das scheint – 

oder: schien zumindest zum damaligen Zeitpunkt; ich hoffe, ich sage nichts Falsches – 

noch nicht so technisch ausgereift zu sein. Da kamen also jede Menge Personen. Man 

hätte da auch eingeben können: Ich will jetzt jeden haben, der mal bei der Polizei an-

gefallen ist. – Das hat uns zum Beispiel leider überhaupt nicht weitergebracht.“2957 

Tatsächlich gelangte der Beamte Merten den vorliegenden Unterlagen zufolge zu der 

Gesamtbeurteilung, dass die gesuchte Ähnlichkeit bei keiner der benannten Personen hinrei-

chend bestehe, sodass eine weitere Auswertung im Einzelnen auch nicht vorgenommen wur-

de.2958 Dazu ist anzumerken, dass sich unter den 200 übermittelten Personen K.L. befindet, 

der kurzzeitig Beschuldigter im Ermittlungsverfahren nach dem Überfall auf eine Sparkassen-

Filiale in Zwickau am 5. Oktober 2006 war (siehe oben).2959 Einige weitere Personen weisen 

einen Bezug zur extremen Rechten auf, so die Chemnitzer Szeneanhänger Daniel A.2960 und 

Marcel W.2961, der inzwischen als mutmaßliches Mitglied der rechtsterroristischen Vereini-

gung „Revolution Chemnitz“ gilt. Unter den übermittelten Personen befindet sich ferner 

Daniel K., der nach der Tötung eines Irakers 2010 in Leipzig wegen gefährlicher Körperver-

letzung verurteilt wurde.2962 Bei einem weiteren aufgeführten Mann, Jens T., handelt es sich 

um eine im Fallkomplex NSU bekannte und in späteren Ermittlungen des BKA berücksich- 

tigte Bezugsperson des André Eminger.2963 

 

                                                        
2955 ADS 37, Ordner 153, Bl. 19. 
2956 Ebd., Bl. 112. 
2957 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 15 f. 
2958 ADS 37, Ordner 153, Bl. 237. 
2959 Ebd., Bl. 120. 
2960 ADS 37, Ordner 153, Bl. 91; vgl. ADS 736, Ordner 11, entspr. SAO 40, Bl. 91. 
2961 ADS 37, Ordner 153, Bl. 110. 
2962 Ebd., Bl. 48; vgl. gesamthaft ADS 37, Ordner 159. 
2963 ADS 37, Ordner 153, Bl. 53, vgl. ADS 736, Ordner 6, entspr. SAO 20, Bl. 153. 
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(d) K r im in a l i s t i s ch e  H yp o th e s e n  zu r  T ä t e r g r up p e  

Bei der KPI Chemnitz wurden verschiedene kriminalistische Hypothesen zum möglichen 

Hintergrund der unbekannten Tätergruppe aufgestellt. In Ermangelung konkreter Hinweise sei 

man dabei, wie der frühere Leiter des Raubkommissariats der KPI Chemnitz Rechenberg 

angab, von ‚typischen‘ Bankräubern ausgegangen, die sie persönlich bereichern wollen: 

„Vors. Patrick Schreiber: Gab es damals in Ihren Beratungen eine Vermutung oder ei-

ne Diskussion darüber, welchen Hintergrund die Täter gehabt haben könnten? 

Zeuge Gunter Rechenberg: Ja, ich hatte es eingangs gesagt: Die Motivlage bei Bank-

überfällen ist zu weit über 90 % eindeutig die persönliche Bereicherung. […] Sie müs-

sen also bei einer Versionsbildung zumindest ansatzweise irgendwelche Erkenntnisse 

haben, wohin die Sache gehen könnte, was die Motivation der Täter sein könnte. Dann 

bleibt Ihnen, wenn Sie überhaupt nichts haben, nur die Version: ‚Die wollten Geld für 

irgendwas‘, entweder für ihren persönlichen Konsum oder eine Firma aufbauen – das 

war mein heimlicher Favorit, weil eben auch die Abstände so groß waren –, dann 

läuft das nicht und man hat sich nach einem Jahr gesagt: ‚Okay, das Geld ist wieder 

mal alle.‘ 

Vielleicht war das eine Möglichkeit, aber wir haben am Ende gesehen: Auch diese 

Versionen, die wir damals gebildet haben, waren alle falsch.“2964 

Nach den weiteren Angaben des Chemnitzer Raubermittlers Merten habe der Entwick-

lung einer Hypothese die Besonderheit der Raubserie entgegengestanden, dass zwischen den 

Überfällen in der Regel längere, äußerlich nicht zu erklärende Pausen lagen: 

„Zeuge Jens Merten: […] Für uns standen vor allem – das will ich jetzt noch mal auf 

den Punkt bringen – all die Jahre die entscheidenden Fragen auf der Tagesordnung, 

die da waren: Wer sind die Täter? Wo kommen Sie her? Was ist der Grund der auffal-

lend langen Handlungspausen? Das war ja das recht Ungewöhnliche. Wir hatten ja 

schon vormals Serientäter, die aber dann im Monatstakt – von mir aus – gehandelt 

haben oder selbst innerhalb eines Monats mal mehrere Raubüberfälle begangen ha-

ben. Aber dass manchmal ein ganzes Jahr dazwischenlag, war schon etwas Untypi-

sches, etwas doch Seltenes. Diese Schlagzahl ‚einmal im Jahr‘, wieso, warum – das 

war natürlich schon wichtig bei der Versionsbildung. Und vor allem natürlich die 
                                                        
2964 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 10 f. 
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Frage: Was machen sie mit dem Geld? Das ist ja klar. Die Frage muss man sich ja 

auf alle Fälle stellen.“2965 

Wie der Zeuge in dem Zusammenhang weiter ausführte, sei man, von diesen Fragen 

und von der kriminalistischen Erfahrung in anderen Fällen ausgehend, die sich nicht auf Indi-

zien zur vorliegenden Raubserie stützten konnten,2966 zu drei generellen Hypothesen gelangt: 

„Wir hatten eigentlich damals drei Versionen, Grundversionen. Man kann da im 

Detail dann auch ein bisschen abweichen. Wir haben immer gesagt: Entweder – ers-

tens – leisten sie sich mit dem Geld irgendwo ein schönes Leben, möglicherweise im 

Ausland, Mallorca, Gran Canaria oder vielleicht auch Südamerika. Wenn das Geld 

alle ist, kommen sie wieder. Die Masche hat ja – in Anführungsstrichen – ‚geklappt‘. 

Oder die zweite Version: Sie finanzieren sich ein eigenes Geschäft – Autohandel, An-

tikhandel, irgendetwas – und machen es nach der klassischen Geldwäschemethode, 

dass sie illegales Geld waschen, nach außen hin deklarieren, dass welches da ist, das 

sie aber illegal erschafft haben. Oder die dritte Version: dass es sich um eine Zufinan-

zierung für irgendein Projekt, irgendein Geschäft irgendeiner Art handelte, das jedoch 

offensichtlich wirtschaftlich nicht funktionierte, also wo sie vielleicht festgestellt ha-

ben: ‚Wir haben immer wieder Investitionen, kommen nicht raus, und jetzt müssen wir 

doch noch mal einen Überfall machen.‘“2967 

Was insbesondere die Version betrifft, es könne sich um Täter handeln, die „sich ein 

schönes Leben im Ausland“ machen wollen,2968 ist anhand der vorliegenden Ermittlungs- 

unterlagen zu erkennen, dass die KPI Chemnitz über das Einwohnermeldeamt der Stadt 

Chemnitz Daten zu Personen einer bestimmten, den Täterbeschreibungen entsprechenden 

Alterskohorte zusammenstellen ließ, die seit dem Zeitpunkt, an dem die Raubserie begann, 

ihren Wohnsitz dauerhaft ins Ausland verlegten. Diese Recherche erbrachte Hinweise auf fast 

700 Personen.2969 Eine weitere Auswertung hierzu ist nicht ersichtlich. 

 

  

                                                        
2965 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 11. 
2966 Ebd., S. 59. 
2967 Ebd., S. 11. 
2968 Ebd., S. 16. 
2969 ADS 37, Ordner 153, Bl. 238 f. 
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(e)  „ R o ck er - H y po t h e se “  

Darüber hinaus wurde offensichtlich eine vierte Hypothese aufgestellt, die von dem konkreten 

Umstand ausging, dass in der vorliegenden Raubserie seit dem Jahr 2004 eine charakteris- 

tische „Pumpgun“ mitgeführt wurde.2970 Am 31. Mai 2007 steuerte die KPI Chemnitz 

bundesweit eine Erkenntnisanfrage zur Raubserie, in der es heißt: 

„Ausgehend von der Bewaffnung (Pumpgun), die auch im sog. ‚Rockermilieu‘ ge-

bräuchlich ist, kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Tatverdächtigen mglw. 

(Hypothesenvielfalt) aus diesem Bereich kommen. Weitere Anhaltspunkte, die diese 

Theorie untermauern würden, liegen hier jedoch nicht vor, so dass diese Vermutung 

lediglich auf der gleichen Bewaffnung (Pumpgun) beruht. Wo im Bundesgebiet sind 

Personen bekannt, die Mitglied eines der als OMCG (Outlaw Motorcycles Gangs) 

eingestuften Motorradclubs (‚Hells Angels MC‘, ‚Bandidos MC‘, ‚Gremium MC‘) sind 

und aus dem Raum Chemnitz, Zwickau oder der näheren Umgebung kommen und […] 

polizeilich in Erscheinung getreten sind?“2971 

Der Zeuge Rechenberg, der diese Erkenntnisanfrage unterzeichnete, gab auf Nachfra-

ge an, sich an dieses Schreiben nicht erinnern zu können. Auf weiteres Befragen sagte er, es 

habe sich um einen „Gedankensprung des Herrn Merten“ gehandelt.2972 Soweit dies anhand 

der vorliegenden Akten beurteilt werden kann, beschränkte sich der Rücklauf auf dieses Ersu-

chen auf die Übermittlung eines Einzelhinweises durch die PD Ulm.2973 Darüber hinaus wur-

den der KPI Chemnitz durch den Beamten Scheibe des OK-Dezernats des LKA Sachsen 

Unterlagen aus einem Verfahren der Soko „Weste“ vorgelegt.2974 Der u.a. dazu als Zeuge 

befragte Beamte Scheibe gab zunächst an, er habe von der Raubserie keine Kenntnis gehabt: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: Okay. – Dann habe ich die Frage: Hatten Sie vor 2011, 

also vor dem großen Bekanntwerden, irgendeine Kenntnis von der Raubserie, die 

heute dem NSU zugerechnet wird? 

Zeuge Rolf Scheibe: Hatte ich keine Kenntnis.“2975 

                                                        
2970 Vgl. dazu auch die Ausführungen im AbwBer 3. UA, Kap. II.8.5, S. 212 f. 
2971 ADS 37, Ordner 153, Bl. 1 f. 
2972 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 19. f. 
2973 ADS 37, Ordner 153, Bl. 7. 
2974 Ebd., Bl. 3. 
2975 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 13. 
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Auf Vorhalt, er selbst habe der KPI Chemnitz im Zuge der Ermittlungen zur Raubserie 

Unterlagen mit Bezug zur Soko „Weste“ zugearbeitet, gab der Zeuge weiter an: 

„Zeuge Rolf Scheibe: Aus dem Fax geht hervor, dass das Dezernat 72, was ja die Re-

gionalstelle zur OK-Bekämpfung in Chemnitz ist – oder: gewesen ist –, uns praktisch 

Daten aus dem Vorgang zur Verfügung gestellt hat für Auswertungszwecke. Also, das 

Ermittlungsdezernat Chemnitz hat mir Informationen zukommen lassen, die ich aus-

werten konnte, in Form von Telefonlisten oder Telefonverbindungen. […] 

Lutz Richter, DIE LINKE: […] Jetzt noch die Frage, ob Sie uns erläutern können, 

womit sich die Soko ‚Weste‘ beschäftigt hat und inwieweit ein Bezug zur Raubserie, 

also zur vorher genannten Raubserie auf die Sparkassenfilialen, erkannt oder vermu-

tet wurde. 

Zeuge Rolf Scheibe: Die Soko ‚Weste‘ wurde eingerichtet zu einem Tötungsdelikt zum 

Nachteil eines Rockers in Döbeln, in Grimma, im Leipziger Raum. Aber welcher Zu-

sammenhang mit der Raubserie besteht, das kann ich Ihnen nicht sagen. Kann ich 

mich auch nicht mehr dran erinnern.“2976 

Anders, als der Zeuge Scheibe erinnert, hatte allerdings nicht die KPI Chemnitz ihm 

Unterlagen zugearbeitet, sondern umgekehrt. Inwieweit Unterlagen der Soko „Weste“, die 

nach Aktenlage durch den Beamten Scheibe dem Raubdezernat der KPI Chemnitz zur Verfü-

gung gestellt wurden, dort auch ausgewertet wurden, ist nicht ersichtlich. In einem Vermerk 

des Raubermittlers Merten heißt es lediglich, angesichts der „enorm hohe[n] Unmenge an 

Personen“ habe man sich auf eine Prüfung von bereits im Fallkomplex bekannten Namen 

beschränkt, wobei keine Treffer festgestellt worden seien.2977 Unter anderem zur Soko „Wes-

te“ sowie zu Bezügen des Rechtsextremismus in das OMCG-Spektrum in Sachsen war im 

zurückliegenden 3. UA der Beamte Jehle – vormals Leiters des für Rechtsextremismus 

zuständigen Dezernats 512 des LKA Sachsen – befragt worden: 

„Klaus Bartl, DIE LINKE: […] Hatte Ihre Diensteinheit mit dieser Problematik 

Rocker-Kriminalität, bei der die Vernetzungen mit extremer Rechter handgreiflich 

sind, zu irgendeinem Zeitpunkt direkt etwas zu tun? War zum Beispiel die Arbeits-

gruppe ‚Fusion‘ im Landeskriminalamt bei Ihnen mit angesiedelt, oder hat die 

                                                        
2976 Ebd., S. 14. 
2977 ADS 37, Ordner 153, Bl. 4. 
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mit Ihnen zusammengearbeitet? Oder die Arbeitsgruppe ‚Weste‘ bzw. die Sonder-

kommission ‚Weste‘? 

Zeuge Wolfgang Jehle: Herr Abgeordneter, ich habe auch hier Bedenken, dass meine 

Aussagegenehmigung diesen Bereich umfasst. Ich würde mich ungern strafbar ma-

chen. […] Ich kann Ihnen auf jeden Fall versichern, dass diese Verflechtungen oder 

das, was Sie eben aufgezeigt hatten, mit uns nie etwas zu tun hatten. Aber ich möchte 

es auch nicht vertiefen, weil ich, wie gesagt, daran zweifle, dass sich meine Aussage-

genehmigung hierauf erstreckt. […] 

Zeugenbeistand Dr. Butz Peters: Es könnte möglicherweise sein, dass wir uns gleich 

alle wieder verstehen. Der Zeuge möchte etwas dazu sagen. Vielleicht ist dann der 

Nachfragebedarf geklärt. 

Zeuge Wolfgang Jehle: Herr Abgeordneter, wenn ich Ihre Frage damit beantworte, 

dass ich Ihnen sage, dass in meiner gesamten Zeit als Dezernatsleiter der SOKO Rex 

mir kein Verfahren und keine Anhaltspunkte dafür bekannt wurden, die für eine Bezie-

hung zwischen Rockerszene und rechtsextremistischer Szene gesprochen hätten, mir, 

wie gesagt, nie untergekommen sind, könnten Sie mit dieser Antwort zufrieden sein? 

Klaus Bartl, DIE LINKE: Schwer.“2978 

Die im 3. UA als Sachverständige befragte Fachjournalistin Andrea Röpke hatte im 

Gegensatz dazu ausgeführt, dass namentlich durch den – pressebekannt mit dem Verfahren 

der Soko „Weste“ verbundenen – „Gremium MC“ sehr wohl Verbindungen in den Bereich 

des organisierten Rechtsextremismus in Sachsen bestanden: 

„Miro Jennerjahn, GRÜNE: Sie hatten das Stichwort Abwandern von ehemaligen 

‚Blood & Honour‘-Kadern ins Rockermilieu genannt […] Können Sie Beispiele dafür 

nennen, wo es systematische Verstrickungen jenseits von Gewalttaten in kriminelle 

Strukturen hinein gibt? 

Sv. Zeugin Andrea Röpke: […] [B]ei ‚Blood & Honour‘ war es ebenso – das ist es 

auch in Sachsen gewesen –, dass sie vorher schon Kontakte zum Rockermilieu hatten, 

sprich: auch in den Bereich ‚Gremium‘ Man muss dazu wissen, dass gerade ‚Gremi-

um‘ in Dresden […] angeführt wurde, der Vize ist ein ehemaliger Chefstratege der 

                                                        
2978 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 64 f. 
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Neonazi-Szene und der Nationalistischen Front gewesen, und diese Gremium-Leute 

sind mit Clanmänteln durch Dresden gelaufen. Sie haben Securities gemacht und 

hatten im Bereich des Rotlichtmilieus beste Kontakte, aber eben auch in die Neonazi-

Szene […].“2979 

Dem 1. UA wurde dieser Bezug auch bei der Untersuchung von Aktivitäten im Sinne 

des Ku Klux Klan bekannt, wobei zusätzliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass seitens 

mutmaßlicher NSU-Unterstützer im Bereich „Blood & Honour“ bereits Ende der 1990er Jah-

re Bezüge zu dem erwähnten „Vize“ Andreas P. bestanden haben könnten 

(→ KAP. II.1.6.6.B). Die gegenständlichen Unterlagen der Soko „Weste“, die der KPI Chem-

nitz offenbar vorgelegt worden waren, lagen indes dem 1. UA nicht vor, sodass nicht festge-

stellt werden kann, ob diese Unterlagen auf Bezüge zum Rechtsextremismus hinwiesen und 

ob diese Bezüge dann auch im Raubkommissariat der KPI Chemnitz bekannt wurden. Nach 

allseitigen Versicherungen dazu befragter ZeugInnen ergaben sich jedoch bei den Raubermitt-

lungen – trotz vereinzelter aktenkundig gewordener Personen mit Szenebezügen – insgesamt 

keine Hinweise auf einen möglicherweise rechtsmotivierten Hintergrund der Raubserie; 

insoweit war dies auch nicht Bestandteil einer kriminalistischen Hypothese. Beispielsweise 

führte der Zeuge Merten auf entsprechende Nachfrage aus: 

„Zeuge Jens Merten: […] Es gab nie den Hinweis von irgendeiner anderen Behörde 

auf das später ermittelte NSU-Trio. Das kann ich hier ganz knallhart so sagen. Es fiel 

also niemals der Name der beiden [Böhnhardt und Mundlos], und es fiel niemals der 

Begriff ‚NSU-Trio‘. Es fielen auch niemals die Bezeichnungen ‚rechtsorientiert‘, 

‚rechtsterroristische Gruppe‘, ‚Beschaffungskriminalität für Rechte‘, zu keinem 

Zeitpunkt.“2980 

Auch der Vorgesetzte des Zeugen Merten, der frühere Leiter des Raubkommissariats 

der KPI Chemnitz Rechenberg gab an, dass weder Hinweise vorlagen noch ein Anlass be-

stand, einen rechten Tathintergrund anzunehmen: 

„Zeuge Gunter Rechenberg: […] Weil wir zu diesem Zeitpunkt und auch später nie, zu 

keinem Zeitpunkt an rechtsextreme Täter gedacht haben, wurde auch nicht in Erwä-

gung gezogen – als logischer Schluss –, da irgendwelche Ermittlungen anzustellen. 

Dann hätte ich auch eine andere Version aufstellen können: Die Täter kommen aus 

                                                        
2979 3. UA, Protokoll Andrea Röpke v. 17.09.2012, S. 58 f. 
2980 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 20. 



 589 

der linken Szene. Da müssen wir jetzt mal die linken Einrichtungen überprüfen. Es hat 

ja beides nicht gegeben bis 2011, von niemandem, in ganz Deutschland nicht.“2981 

 

II.3.3.4  O p e r a t iv e  F a l l an a ly s e  i m  A uf t r a g  de r  K P I  Z wi c k au  

Während in der Raubserie die KPI Chemnitz bei zunehmendem Fallaufkommen immer um-

fangreichere Ermittlungen zu den Einzeltaten und schließlich umfangreiche Nachermittlungen 

in Bezug auf die gesamte Raubserie anstrengte, kann dergleichen für die KPI Zwickau nicht 

ersehen werden. Zu diesem Umstand führte der frühere Leiter des Raubkommissariats der 

KPI Zwickau Leucht anlässlich der Frage, warum nach 2006 – d.h. nach der letzten Einzeltat 

in Sachsen – keine zentrale Bearbeitung der Raubserie angestrebt wurde, aus: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Und warum wurde denn das nicht aufgegriffen? 

Zeuge Christian Leucht: Weil wir relativ am Ende waren und eigentlich dort keinen 

Sinn gesehen haben, auf den letzten zwei Metern das Ding zusammenzuschmeißen, 

weil es hätte uns unterm Strich nichts gebracht. Die Serien waren soweit durch. […]  

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wie darf ich Ihre Formulierung verstehen: Die Raub- 

serie hat sich sozusagen erledigt? 

Zeuge Christian Leucht: Die hat sich nicht erledigt, aber wir waren ermittlungsmäßig 

durch. Es gab nichts mehr aus der Spurenauswertung heraus oder etwas, das wir hät-

ten konzentriert abarbeiten müssen. Das Problem ist: Ich habe eine Handlung, und ich 

habe dann eine gewisse Zeit, ehe ich irgendwelche Informationen aus der Spurenaus-

wertung kriege logischerweise. Dort können sich dann entsprechende Maßnahmen 

ableiten, die dann abgearbeitet werden müssen; war aber in dem Falle nicht so.“2982 

 

(a) V e r an l a s s un g  u nd  Z i e l  d e r  OF A 

Von fallübergreifender Bedeutung war allerdings der im Jahr 2007 durch die KPI Zwickau 

verfolgte Ansatz, in der Raubserie möglicherweise neue Ermittlungsansätze mithilfe einer 

Operativen Fallanalyse (OFA), d.h. einem sogenannten Profiling zu gewinnen. Hierzu ergibt 
                                                        
2981 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 27. 
2982 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 15 f. 
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sich aus Unterlagen des LKA Sachsen, die dem 1. UA vorliegen, dass Anfang 2007 der Be-

amte Leucht telefonisch Kontakt mit der OFA-Dienststelle des LKA Sachsen aufnahm, ge-

genüber der er den Bedarf „an einer unterstützenden Beratung für die weitere Ermittlungstä-

tigkeit in einer Serie von […] Raubstraftaten, begangen in den Zuständigkeitsbereichen der 

PDen Chemnitz, Südwestsachsen und Stralsund, formuliert.“2983 Seitens des LKA Sachsen 

war dafür der Beamte K. zuständig, der dem 1. UA wegen einer nachgewiesenen Verneh-

mungsunfähigkeit nicht als Zeuge zur Verfügung stand.2984 Der Beamte Leucht bestätigte, 

dass er selber die Anregung gegeben hatte, eine Fallanalyse zu beauftragen.2985 Danach 

gefragt, wie der Kontakt zustande kam und worin das Ermittlungsinteresse bestand, führte er 

weiter aus: 

„Zeuge Christian Leucht: Die Kollegen von der OFA analysieren diesen Vorgang, 

analysieren Täterverhalten, das Vorgehen, und versuchen daraus, in irgendeiner 

Form, ich sage mal, Profiling in dieser Art dort vorauszusehen oder vorauszusagen, 

wie es weitergehen könnte, was passieren könnte, wie Täter reagieren, wo eventuell 

was passiert und wo Ansatzpunkte sind. 

Aber, wie schon gesagt: Ich habe diese Kollegen von der OFA anlässlich einer Wei-

terbildung kennengelernt. Wir haben uns dann im Kommissariat verständigt, nachdem 

ich den Kollegen das mitgeteilt hatte: Es macht uns nicht dümmer. Entweder es geht 

schief, oder es bringt uns weiter. – Aus dem Grund haben wir dann gesagt: Okay.“2986 

Der Zwickauer Raubermittler Flemig gab damit übereinstimmend an, es sei darum 

gegangen, neue Ermittlungsansätze insbesondere im Hinblick auf die Täter zu gewinnen: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Anfang 2007 wurde ja eine Operative Fallanalyse zur 

Raubserie beim LKA Sachsen in Auftrag gegeben. Können Sie noch mal darstellen, 

wie es dazu gekommen ist? 

Zeuge Volker Flemig: Das ist Teil der Ermittlungen gewesen. Das ist ein Versuch ge-

wesen, die Kollegen dort, ich sage mal, mit ins Boot zu holen, um mögliche Ermitt-

lungsansätze von denen zu bekommen, wo wir vielleicht weitermachen können. Das ist 

ja – – Wie soll ich es sagen? Die sind ja auch, ich sage mal, so ein Profilertyp, die 

                                                        
2983 ADS 43, Ordner 35, ohne Pag., entspr. S. 1. 
2984 ADS 392. 
2985 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 14 f. 
2986 Ebd., S. 17. 
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Kollegen, also, dass wir uns auch Hinweise auf die Täter selbst, auf deren Persönlich-

keit erhofft haben.“2987 

 

(b) B e s c h r än k te  D ur c h f üh r u n g  

Zur Durchführung der Analyse wurde dem LKA Sachsen durch die KPI Zwickau eine 

Vergleichsreihe vorgelegt, die neun Einzeltaten umfasst. Zu den nach 2005 begangenen Taten 

– also zu dem chronologisch letzten Überfall 2006 in Zwickau und den beiden nachfolgenden 

Überfällen in Stralsund – wurden keine Unterlagen vorgelegt; jedoch wurden in einem Bera-

tungsgespräch Ende Januar 2007, an dem die Raubermittler Leucht und Flemig teilnahmen, 

dahingehende Informationen mündlich übermittelt.2988 Aus den Angaben der KPI Zwickau 

ergaben sich die wesentlichen Charakteristika der Serie, die durch den OFA-Beamten K. wie 

folgt zusammengefasst wurden: 

„Zwei Täter mit Hinweis auf einen dritten handeln arbeitsteilig, wahrscheinlich abge-

stimmt, gemeinsam. Aus dem vorwiegend funktionalen Täterhandeln lassen sich keine 

sicheren […] Schlüsse auf individuelle und personenbezogene Täterentscheidungen 

und auf die persönlichkeitsimmanenten und individualisierenden Eigenschaften der 

einzelnen Täter ableiten.“2989 

Dieser grundsätzliche Vorbehalt ergab sich daraus, dass – wie ausdrücklich dargelegt 

wurde – Raubstraftaten für eine Operative Fallanalyse nicht geeignet seien. Es seien lediglich 

„Anregungen für die kriminalistische Auswertung und Ermittlungen möglich, die auf generel-

ler kriminalistischer Erfahrung beruhen“ und als „Inspiration und Angebot“ verstanden wer-

den sollten2990 – d.h. nicht als eine „vollwertige“ OFA. Dazu gab der Zeuge Leucht an: 

„Zeuge Christian Leucht: […] Wir haben dann Kontakt aufgenommen. Wir wurden 

gleich darauf hingewiesen, dass eigentlich Raubstraftaten nicht in das Tätigkeitsprofil 

dort reinpassen. Der Kollege K. war der Meinung, sie versuchen es. – Dann haben wir 

gesagt: Okay, dann macht!“2991 

                                                        
2987 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 16 f. 
2988 ADS 43, Ordner 35, ohne Pag., entspr. S. 1 
2989 Ebd. 
2990 Ebd. 
2991 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 17. 
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Auch der Zeuge Flemig gab in dem Zusammenhang an, dass sich sofort herausgestellt 

habe, die Raubserie sei „nicht so richtig“ für eine Operative Fallanalyse geeignet: 

„Zeuge Volker Flemig: […] Die Antwort damals war allerdings ernüchternd gewesen. 

Im Grundsatz ist uns die Auskunft gegeben worden, dass eine Serie aus diesem Delikt-

bereich nicht so richtig für die Operative Fallanalyse überhaupt geeignet ist. Es ist 

mehr bei Vergewaltigungen und Ähnlichem sinnvoll, so etwas zu machen.“2992 

 

(c) E r g e bn i s s e  un d  E m pf e h l un g e n  

Aus dem Besprechungsprotokoll des LKA Sachsen zu der Beratung mit den Zwickauer Raub- 

ermittlern ergibt sich, „der absolute Schwerpunkt“ sei bei der Beratung darauf gelegt worden, 

dass – da die Ermittlungsansätze zu den Einzeltaten ausgeschöpft seien – nunmehr „eine kri-

minalistische Auswertung […] in der Gesamtbetrachtung der Serie“ in den Vordergrund ge-

rückt werden und „in der Verantwortung einer Dienststelle“ liegen solle.2993 In diesem Sinne 

wurden unter anderem folgende Maßnahmen empfohlen: 

§ Nachprüfung von Einzelspuren, insbesondere offen gebliebener, d.h. bisher keiner 

Person zugeordneter DNA-Spuren. Durch vollständige Aufnahme von Vergleichspro-

ben von Filialangestellten könne versucht werden, diese als VerursacherInnen auszu-

schließen und dadurch bestenfalls davon ausgehen zu können, dass eine der bei Ein-

zeltaten erlangten Spuren mit hinreichender Sicherheit den Tätern zuzuordnen ist.  

§ Anforderung ballistischer Vergleichsgutachten in allen Fällen, in denen Schüsse abge-

geben wurden. 

§ Vollständige, ggf. auch erneute Vernehmung aller Angestellten der überfallenen Filia-

len und Identifizierung aller Personen, die während der Taten durch Überwachungs-

technik aufgezeichnet wurden.2994 

§ Systematische Erfassung von Geldbewegungen auch in Zeiträumen vor und nach den 

Überfällen auf einzelne Filialen „mit dem Ziel, die Aspekte ‚Aufklären des Tatortes‘ 

                                                        
2992 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 16. 
2993 ADS 43, Ordner 35, ohne Pag., entspr. S. 2. 
2994 Ebd., S. 2. 
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und ‚3. Mittäter‘ zu prüfen und Zusammenhänge zwischen den Einzeltaten herstellen 

zu können.“ 

§ Prüfung von Telefonverbindungsdaten der überfallenen Filialen an den Tattagen. 

§ Recherchen zu „Person (Täter) auf Fahrrad mit Kind“. 

§ Anlegen einer Datenbank mit Gesamterfassung aller im Fallkomplex bekannten Per-

sonalien. In dem Zusammenhang sollten auch Angestellte in polizeilichen Dateien 

überprüft werden. Als Beispiel wird der Nachname einer bei einem Überfall betroffe-

nen Angestellten benannt, offenbar vor dem Hintergrund, dass dieser ‚nicht-deutsch‘ 

klingt. Eine weitere Erläuterung wurde dazu nicht protokolliert. 

§ Sequenzierung des Vorgehens der Täter, also die Aufgliederung in einzelne Hand-

lungsschritte; u.a. könne so versucht werden, nachzuvollziehen, ob die bisherige 

Öffentlichkeitsarbeit und Öffentlichkeitsfahndung einen Einfluss auf den Modus Ope-

randi der Täter hatte.2995 

§ Kartierung der Serie bzw. der Einzeltatorte, um Aufschluss zu gewinnen, ob die Täter 

einen „Ankerpunkt“ in der Nähe haben könnten.2996 

§ Gesamterhebung über alle in der Raubserie z.B. durch Ringalarmfahndungen festge-

stellten Autos und deren Kennzeichen, um ein wiederholtes Auftreten bestimmter 

Fahrzeuge bzw. deren HalterInnen erkennen zu können.2997 

§ Aufstellung eines Täterprofils, um anhand einer Reihe feststehender oder plausibel 

anzunehmender Kriterien Recherchen in polizeilichen Dateien durchzuführen und zu 

„rastern“. Dabei könne berücksichtigt werden, dass die Täter auch örtliche Bezüge in 

den Bereich angrenzender PDen des Landes Thüringen haben könnten.2998 

Auffällig ist, dass hernach keine einzige dieser Maßnahmen durch die KPI Zwickau 

umgesetzt wurde, nicht einmal versuchsweise. Eine Zusammenstellung aller Pkw-

Kennzeichen, die bei Ringalarmfahndungen und „Blitzerfoto-Recherchen“ auffielen, wurde 

zwar gefertigt, allerdings nicht durch die KPI Zwickau, sondern – unabhängig von ihr und, 

                                                        
2995 Ebd., S. 3. 
2996 Ebd., S. 8. 
2997 Ebd., S. 9. 
2998 Ebd., S. 9 f. 
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soweit zu erkennen, auch unabhängig von den OFA-Ergebnissen – durch die KPI Chemnitz 

(siehe oben). Das abschließende Angebot der OFA-Dienststelle des LKA Sachsen, „weitere 

Erläuterungen zu geben und die Ermittlungen weiterhin zu begleiten“,2999 wurde nicht wahr-

genommen. 

 

(d) V e r m u tu n g  zu  e i ne m mö g l i c h en  d r i t t en  T ä t e r  

Die KPI Zwickau nahm insbesondere keine Rücksprache zu dem im Beratungsprotokoll 

mehrfach herausgestellten Umstand, es könne einen dritten Täter geben. Anhand der Ermitt-

lungsunterlagen zu den einzelnen Fällen sind Hinweise darauf – wenn überhaupt – nur punk-

tuell zu ersehen: Infolge des Überfalls auf eine Sparkassen-Filiale in Chemnitz am 18. Mai 

2004 hatte eine ZeugIn angegeben, nach der Tat im Bereich des möglichen Fluchtweges zwei 

Männer und eine Frau wahrgenommen zu haben, ohne aber diese Personen näher beschreiben 

zu können.3000 Nach dem darauffolgenden Überfall am 22. November 2005 wurde eine einzi-

ge TatzeugIn danach befragt, ob sie im Zusammenhang mit den unbekannten Tätern noch 

eine dritte Person wahrnahm, was jedoch nicht der Fall war.3001 Unter allen angehörten Zeug- 

Innen machte in diesem Sinne ausschließlich der frühere Zwickauer Raubermittler Otto da-

hingehende Angaben – allerdings nicht bezogen auf die vorgenannten Fälle in Chemnitz: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Bestand während Ihrer Ermittlungen irgendwann mal 

der Tatverdacht, dass auch eine dritte Person an den Überfällen beteiligt gewesen 

sein könnte? 

Zeuge Thomas Otto: Ich erinnere mich hier an eine Begebenheit. Ich erinnere mich 

hier an die Begebenheit in der Sparkasse in [Zwickau-]Auerbach. Da haben Zeugen 

geschildert, da wäre eine Frau in Erscheinung getreten, außerhalb der Sparkasse, mit 

irgendeinem Transporter. Kein Kennzeichen, kein Typ, kein nichts. Ich weiß nicht, es 

könnte vielleicht sogar ein Wohnmobil gewesen sein. Ich bin mir – – Ja, es ist schon – 

– Aber niemals drin mit. Also, außerhalb vielleicht; weiß ich nicht. Hat sich aber nicht 

richtig festmachen lassen, dass da eine weibliche Person irgendwo im Umfeld mit ge-

wesen ist. Wenn mich nicht alles täuscht, habe ich da in der Akte irgendwo wohl eine 

Vernehmung von einer Frau. Aber wie gesagt, das ist schon ganz schön viele Jahre 

                                                        
2999 Ebd., S. 10. 
3000 ADS 373, Ordner 9, Bl. 224a. 
3001 ADS 373, Ordner 10, Bl. 52. 
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her. Aber ich erinnere mich schon, dass es da draußen irgendwo eine Frau gegeben 

hat.“3002 

Nach Angaben des Zwickauer Raubermittlers Flemig bestand dagegen im Zuge der 

Ermittlungen keine Annahme, dass es einen dritten Täter gegeben haben könnte: 

„Mirko Schultze, DIE LINKE: Bestand bei Ihnen mal der Verdacht, dass es eine dritte 

Täterin oder einen dritten Täter gibt? 

Zeuge Volker Flemig: Nein, nie.“3003 

Auch nach staatsanwaltschaftlicher Sicht wurde von der Involvierung einer dritten 

Person zu keinem Zeitpunkt ausgegangen: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Gab es im Zuge der Raubserie jemals auch den 

Verdacht, dass es sich nicht nur um zwei, sondern eventuell um drei Täter handeln 

könnte? 

Zeuge Klaus Schlarb: Nein, von einer dritten Person – – Die sind ja immer nur zu 

zweit in der Bank drin gewesen. Eine dritte Person? Das wäre reine Spekulation. 

Es war auch nie die Rede, dass hier bei der Flucht irgendwie jemand geholfen hätte. 

Diese Anzeichen hatten wir nicht. Also, wenn Sie jetzt darauf anspielen: Die Frau 

Zschäpe hatten wir überhaupt nicht im Schirm. Oder überhaupt eine dritte 

Person.“3004 

Umgekehrt wies die KPI Zwickau die OFA-Dienststelle des LKA Sachsen offenbar 

auch nicht darauf hin, dass es zum charakteristischen und ggf. bei der fallanalytische Bera-

tung zu berücksichtigen Täterhandeln gehörte, zunächst solche Filialen zu überfallen, in de-

nen ausschließlich weibliche Angestellte tätig sind, und sich auch später noch die Ausübung 

von Gewalthandlungen ganz überwiegend – und womöglich gezielt – gegen Frauen richtete. 

Zu dem Umstand, dass keine einzige der OFA-Vorschläge zur Umsetzung kamen, sag-

te der Beamte Leucht, der die Analyse überhaupt erst in Auftrag gegeben hatte, dass alle rele-

vanten Hinweise abgearbeitet waren und sich nach seiner Auffassung im Ergebnis der Analy-

se keine Ansätze für weitere konkrete Maßnahmen ergeben hätten: 

                                                        
3002 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 8. 
3003 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 22. 
3004 1. UA, Protokoll Klaus Schlarb v. 13.03.2017, S. 6. 
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„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wurden denn die Vorschläge, die dann seitens des 

LKA im Ergebnis dieser Fallanalyse gemacht wurden, später auch aufgegriffen und 

umgesetzt? 

Zeuge Christian Leucht: Ich gehe mal davon aus, Sie kennen die Analyse. Da steht 

drin, dass a) diese Straftaten eigentlich nicht geeignet sind für eine entsprechende 

Analyse und b), das Ergebnis war eigentlich – ich sage mal: allgemeine kriminalisti-

sche Hinweise. Weiter ging es nicht. So. Und das hatten wir zum Großteil abgearbei-

tet, sodass sich aus der Analyse selber für uns keine weiteren Maßnahmen ergeben 

haben.“3005 

 

(e) V e r b l e ib  d e r  O FA - U n t e r l a g en  

Das Protokoll zu der fallanalytischen Beratung der KPI Zwickau durch das LKA Sachsen 

befindet sich nicht bei den Ermittlungsunterlagen zur Raubserie bzw. den einzelnen Raub- 

taten. Es ist auch kein Bestandteil der Ermittlungsakten der KPIen und der Staatsanwaltschaf-

ten in Zwickau und Chemnitz. Darüber hinaus gibt es keinen Hinweis darauf, dass die Durch-

führung der Analyse und deren Ergebnisse beim Raumkommissariat der KPI Chemnitz be-

kannt wurde, bei der, wie oben gezeigt wurde, tatsächlich noch umfangreiche (Nach-) 

Ermittlungen angestrengt wurden. Zum Verbleib der OFA-Unterlagen machten ZeugInnen 

des 1. UA unterschiedliche Angaben. Der Raubermittler der KPI Zwickau Otto, der dort bis 

2007 tätig war, gab an, er erinnere sich gar nicht mehr: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Können Sie sich daran erinnern, ob es einen Auftrag 

gegeben hat, eine Operative Fallanalyse durch das LKA Sachsen zu diesen Raubüber-

fällen zu machen? 

Zeuge Thomas Otto: Wüsste ich nicht. Ich kann mich nicht daran erinnern. Mir ist 

was im Hinterkopf, dass es so was gegeben hat. Aber ich kann mich daran nicht 

erinnern.“3006 

Der weitere Zwickauer Raubermittler Flemig gab an, er „gehe davon aus“, dass die 

OFA auch bei den KollegInnen in Chemnitz bekannt war: 

                                                        
3005 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 14 f. 
3006 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 9. 
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„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wussten die Chemnitzer davon, dass Sie das in Auftrag 

gegeben haben? 

Zeuge Volker Flemig: Gehe ich jetzt mal davon aus. Also, wie gesagt, ich bin nicht 

nach Dresden gefahren und habe die Fallanalyse selbst in Auftrag gegeben. Das hat, 

wie gesagt, mein Chef, der Kollege Leucht, gemacht. Und ich denke mal, zumindest 

das Ergebnis werden wir – – würden wir dann bestimmt auch den Chemnitzer Kolle-

gen zugänglich gemacht haben. Aber genau weiß ich das jetzt natürlich nicht mehr, tut 

mir leid. Aber ich gehe davon aus.“3007 

Der Kommissariatsleiter Leucht gab gleichfalls an, er „gehe davon aus“, dass die 

Chemnitzer Raubermittler die OFA-Ergebnisse kannten und dass die zugehörigen Unterlagen 

auch Bestandteil von Ermittlungsakten geworden sein müssen: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wussten die Chemnitzer Raubermittler davon? 

Zeuge Christian Leucht: Ich gehe davon aus, ja. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Sind die schriftlichen Ergebnisse dieser Fallanalyse in 

einer Ermittlungsakte gelandet? 

Zeuge Christian Leucht: Ja. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: In welcher? 

Zeuge Christian Leucht: Ich gehe davon aus: Die Analyse ist an der Akte dran. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: An der Zwickauer? 

Zeuge Christian Leucht: Ich sage mal: Ja. Wobei – – Ja, gut, es ist von uns in Auftrag 

gegeben worden, demzufolge muss es an unserer sein.“3008 

Dies ist nicht der Fall. Der StA Schlarb, der bei der Staatsanwaltschaft Chemnitz für 

das „Neuner-Verfahren“ zuständig war, das sämtliche Einzeltaten umfasste, die in der OFA 

berücksichtigt wurden, gab als Zeuge des 1. UA an: 

                                                        
3007 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 16 f. 
3008 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 14. 
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„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Ist Ihnen bekannt, dass beim LKA Sachsen Anfang 

2007 eine operative Fallanalyse im Hinblick auf diese Raubserie gefertigt wurde? 

Zeuge Klaus Schlarb: Das wüsste ich jetzt nicht mehr. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Hätte denn der Vermerk über diese Fallanalyse nicht 

eigentlich dann in der Ermittlungsakte mit auftauchen müssen? 

Zeuge Klaus Schlarb: Also, ich kann mich an den Inhalt der Ermittlungsakte jetzt im 

Einzelnen natürlich nicht mehr erinnern, zumal die Akten ja schon über fünf Jahre in 

München sind und ich auch keine Duplikate habe, mit denen ich mich jetzt hätte 

noch mal erinnern können. Da ist mir nichts bekannt. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Aber wenn es so eine Fallanalyse gegeben hätte, hätte 

sie zu den Akten dazugehört? 

Zeuge Klaus Schlarb: Hätte.“3009 

 

(f) D i e n s t l i c h e  S t e l l un g n ah m e de s  F a l l a na l y t i k e r s  K .  

Am 15. November 2011 fertigte der Beamte K., der das OFA-Beratungsprotokoll im Jahr 

2007 ausgearbeitet hatte, eine „Dienstliche Stellungnahme“, in der er auszugsweise ausführte: 

„Im Ergebnis einer Beratung der OFA wurde ein Beratungsprotokoll (10 Seiten) aus-

gearbeitet, was sich auf die Gestaltungsmöglichkeiten verschiedener zweckmäßiger 

Auswerteprodukte bezog, die vorrangig Unterscheidungs- und Individualisierungs-

möglichkeiten der Täter und den Vergleich der Taten in der Serie (Ein-, Ausschluss) 

darstellten. Desweiteren wurden auf die dringend notwendige zentrale und länder-

übergreifende Sachbearbeitung und kriminalistische Auswertung mit Nachdruck hin-

gewiesen. Das Protokoll vom 8. Februar 2007 wurde persönlich an KHK Leucht am 9. 

Februar 2007 übergeben. Dazu wurde durch Unterzeichner und KHK‘in F. […] ein 

etwa ein- bis anderthalbstündiges erläuterndes Beratungsgespräch geführt. 

Die Option einer weitergehenden Beratung wurde ausdrücklich angeraten, da durch 

das Vorliegen einer Serie ausreichend Informationen vorlagen, die eine weitergehen-

                                                        
3009 1. UA, Protokoll Klaus Schlarb v. 13.03.2017, S. 6. 
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de fallanalytische Betrachtung möglich erscheinen ließen. Damit war der Einsatz der 

OFA Sachsen beendet. Zu keinem späteren Zeitpunkt wurde die OFA Sachsen über 

den Fortschritt der Ermittlungen unterrichtet. Auch auf anderem Wege gelangten kei-

ne weiteren Informationen an Unterzeichner. 

Ein rechtsextremistischer Hintergrund der Straftaten oder Täter war anhand der vor-

liegenden Informationen nicht zu erkennen.“3010 

 

II.3.4 V e r z i c h t  a u f  d i e  Bi l du n g  e i n e r  So n de r k o mm i s s io n  

Trotz der ausgedehnten Raubserie, die mit einem hohen Gewalteinsatz einherging und die 

sich, nachdem Täter zu den Einzeltaten in Chemnitz und Zwickau nicht ermittelt werden 

konnten, auch auf Mecklenburg-Vorpommern erstreckte und damit erkennbar nicht vorüber 

war, wurde eine Sonderkommission nicht eingerichtet. In diese Richtung wies aber das oben 

diskutierte OFA-Protokoll, in dem es sogar als prioritär bezeichnet wurde, ausgehend von den 

bisherigen Ermittlungen „in getrennter Verantwortlichkeit der zuständigen PDen“ künftig 

eine „Gesamtbetrachtung der Serie in der Verantwortung einer Dienststelle“ anzustreben. 

Dazu wurde außerdem bemerkt: „Wünschenswert wären Führungsentscheidungen, die das 

berücksichtigen würden.“3011 Eine dahingehende Führungsentscheidung gab es zu keinem 

Zeitpunkt. 

 

II.3.4.1 P e r sp e k t i v e  d e r  K PI  C h e mn i t z  

Der Chemnitzer Raubermittler Merten gab dazu an, die Einrichtung einer Sonderkommission 

anzustreben oder anzuregen habe nicht in seiner Zuständigkeit als Sachbearbeiter gelegen: 

„Stellv. Vors. Klaus Bartl: […] Warum ist hier nie eine Soko gebildet worden? 

Zeuge Jens Merten: Die Frage stellt sich natürlich. Aber ich kann nur sagen: Ich als 

Sachbearbeiter bin mit der Sachbearbeitung betraut. Die Thematik ‚Soko – ja oder 

nein?‘ liegt in ganz anderer Zuständigkeit.“3012 

                                                        
3010 ADS 43, Ordner 35, Bl. 17. 
3011 ADS 43, Ordner 35, ohne Pag., entspr. S. 2. 
3012 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 41. 
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Weiter gab er an, ihm sei nicht bekannt, dass etwa das LKA Sachsen jemals angeboten 

habe, die Verfahren an sich zu ziehen.3013 Der Vorgesetzte des Raubermittlers Merten, der 

Leiter des Raubkommissariats der KPI Chemnitz Rechenberg, gab an, die Erwägung einer 

zentralen Bearbeitung der Raubserie habe es nie gegeben: 

„Stellv. Vors. Klaus Bartl: […] Deshalb war meine Frage, ob es – vielleicht nicht 

gleich beim ersten Mal, aber aufsteigend – die Erkenntnis gab, dass das jetzt eben 

[…] koordiniert laufen muss, übergreifend über die einzelne Dienststelle mit ihrem 

auch nur eingeschränkt verfügbaren Personalansatz und dergleichen mehr. 

Zeuge Gunter Rechenberg: Diese Erwägung hat es nie gegeben.“3014 

Diese Angaben sprechen im Übrigen gegen eine Kenntnis der Ergebnisse der durch 

die KPI Zwickau beauftragten OFA, in der die Erwägung explizit erwähnt wird, bei der KPI 

Chemnitz. Auf weiteres Befragen gab der Zeuge Rechenberg an, es hätte seiner Auffassung 

nach durchaus eine Aufgabe des LKA Sachsen sein können, steuernd einzugreifen, was 

jedoch auch in anderen Fällen nicht geschehen sei: 

„Vors. Patrick Schreiber: […] Warum ist dieses gesamte Verfahren, also die Abklä-

rung der Banküberfallserie, zumindest auf sächsischer Seite nie irgendwo zentralisiert 

worden, beispielsweise beim LKA? 

Zeuge Gunter Rechenberg: Dazu kann ich eigentlich nichts Konkretes sagen, weil es 

einfach nicht mein Aufgabengebiet oder mein Bereich ist. Ich kann hier also nur ver-

muten – auch aus anderen Straftaten, die wir bearbeitet hatten, zum Beispiel was vie-

len bekannt ist: die damalige Schlecker-Bande. Bei den Überfällen auf die Schlecker-

Märkte war es so, dass es Überfälle von Tätern gab, die nicht nur in Chemnitz, son-

dern sachsenweit, aber auch in Thüringen und was weiß ich noch wo – Sachsen-

Anhalt? – agiert haben, um diese Läden zu überfallen. Es war damals so, dass sich 

niemand bereit erklärt hat, diese Sachen zentral zusammenzufassen. 

Aus meiner Sicht ist es eine Aufgabe des LKA, so etwas entsprechend zu steuern. Aber 

nach meinem Wissensstand gibt es überhaupt keine Einheit im LKA, die so eine Auf-

gabe übernehmen könnte, maximal eine Regionalstelle des LKA. Aber das sind jetzt 

Mutmaßungen meinerseits. Das ist nicht mein Aufgabengebiet. […] Dann müsste das 

                                                        
3013 Ebd., S. 37. 
3014 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 17. 
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Land Sachsen – und wenn es dann noch in andere Bundesländer hineingeht – dann 

muss doch irgendwo im LKA – nehme ich an – jemand da sein, der sagt: Halt, stopp, 

hier muss vielleicht auch einmal eine Sonderkommission gebildet werden.“3015 

Der frühere Präsident der Polizeidirektion Chemnitz Reißmann gab im Übrigen an, es 

habe aus seiner rückblickenden Sicht mehrfach einen „Ansatzpunkt für das LKA“ gegeben, 

den Fall an sich zu ziehen, wobei er nicht wisse, warum dies nicht geschah: 

„Vors. Patrick Schreiber: […] Ab welchem Zeitpunkt oder wann wäre der Moment 

gewesen – als in Zwickau die Banküberfälle stattfanden, später auch in Mecklenburg-

Vorpommern –, an dem beispielsweise das LKA hätte sagen können, wir übernehmen 

die Ermittlungen jetzt federführend, nehmen es also aus der jeweiligen Dienststelle 

heraus, um eine Gesamtschau darauf zu haben? 

Zeuge Uwe Reißmann: Meines Wissens gab es dazu die eine oder andere Abstim-

mung, wobei ich an diesen Gesprächen nicht teilnahm. Es gab aus der Nachbetrach-

tung zwei Ansatzpunkte: einmal als diese Raubüberfälle nach Zwickau verlagert wur-

den. Damit waren auch zwei Direktionen betroffen. Das wäre ein Ansatzpunkt für das 

LKA gewesen zu übernehmen; zum anderen auch, als bekannt wurde, dass solche 

Überfälle in Norddeutschland stattfanden. 

Vors. Patrick Schreiber: Warum hat das LKA aus Ihrer Wahrnehmung heraus diesen 

Schritt nie vollzogen? Warum hat das LKA nie übernommen? 

Zeuge Uwe Reißmann: Die Frage kann ich nicht beantworten. Das weiß ich 

nicht.“3016 

Der 1. UA erlangte im Übrigen keine Informationen über die durch den Zeugen 

Reißmann in Bezug genommenen „Abstimmungen“, die angeblich stattfanden. Die vorlie-

genden Unterlagen enthalten keinerlei Hinweise auf solche Abstimmungen. 

 

  

                                                        
3015 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 12. 
3016 3. UA, Protokoll Uwe Reißmann v. 22.10.2013, S. 7. 
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II.3.4.2 P e r sp e k t i v e  d e r  K PI  Z w i ck a u  

Für den Bereich der KPI Zwickau gab der Zeuge Flemig an, die Einrichtung einer Sonder-

kommission sei nicht erwogen worden, weil dies angesichts einer ohnehin – in der Gesamt-

schau aller Unterlagen und Aussagen auch unbestrittenen – engen Zusammenarbeit der 

einzelnen Dienststellen nicht als notwendig angesehen worden sei: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Ist denn mal überlegt worden, eine Sonderkommission 

einzurichten? 

Zeuge Volker Flemig: Nein, weil da – wie soll ich das erklären? – offensichtlich – ich 

meine, das hätte ich ja nicht entscheiden können – nicht die Notwendigkeit gesehen 

wurde, weil die Zusammenarbeit gerade mit den Chemnitzer Kollegen und in der wei-

teren Folge, als die Überfälle in Stralsund passiert sind, auch mit den Kollegen dort 

so gut lief, dass wir eigentlich da keine Notwendigkeit gesehen haben – oder: dass 

man keine Notwendigkeit gesehen hat.“3017 

Der weitere Zwickauer Raubermittler Otto ging auf entsprechendes Befragen ebenfalls 

darauf aus, dass die Zusammenarbeit eng gewesen sei. Zudem sei das LKA Sachsen eher 

nicht dafür infrage gekommen, steuernd einzugreifen: 

„Mirko Schultze, DIE LINKE: Sind Sie während dieser Ermittlungen mal auf die Idee 

gekommen, also Ihrerseits, das Ganze zusammenzufassen und dem LKA abzugeben? 

Zeuge Thomas Otto: Wir haben doch schon ganz eng zusammengearbeitet. Mertens, 

was Chemnitz ist, und Zwickau. Und die Stralsunder! […] 

Mirko Schultze, DIE LINKE: Das heißt, Sie sind nicht auf die Idee – – Also, Sie 

haben nicht in Erwägung gezogen, quasi eine Sonderkommission oder irgendwas 

einzusetzen? 

Zeuge Thomas Otto: Ich denke, das LKA hatte zur damaligen Zeit auch genug anderes 

Zeug zu tun.“3018 

Der Leiter des Raubkommissariats der KPI Zwickau Leucht gab schließlich an, eine 

organisatorische Zusammenfassung der Ermittlungen habe sich letzthin nicht angeboten, da 

                                                        
3017 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 16. 
3018 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 15 f. 
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die „heiße Phase“ der Ermittlungen, in der dies Vorteile hätte bringen können, bereits vorüber 

gewesen sei: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: In dieser Fallanalyse ist auch der Vorschlag drin, die 

Raubserie zentral zu bearbeiten. Können Sie sich daran erinnern? 

Zeuge Christian Leucht: Ja, ja. […] 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Und warum wurde denn das nicht aufgegriffen? 

Zeuge Christian Leucht: […] Es macht dann Sinn, das zusammenzuwerfen, wenn ich 

jetzt sage: Ich habe ganz konkrete Hinweise, muss jetzt – – ich sage mal, ich komme in 

die heiße Phase rein. 

Dann macht so was wirklich Sinn, dass ich sage: Okay, wir legen jetzt eine Truppe 

fest, die das hauptsächlich dort in die Bearbeitung nimmt. Der Rest arbeitet zu. Ich 

habe vorhin schon gesagt: Wir waren mit Chemnitz eigentlich so weit dran, dass es 

dort keine Informationsverluste gegeben haben dürfte.“3019 

Soweit der Zeuge damit ausdrückt, es habe zu der Zeit der OFA, also im Jahr 2007 

und später noch, an konkreten Hinweisen gemangelt, die zentral hätten bearbeitet werden 

können, ist dem die Tatsache entgegenzuhalten, dass bei der KPI Chemnitz sehr wohl noch 

bis ins Jahr 2011 hinein Hinweise zur Raubserie bearbeitet wurden. Nach den weiteren Anga-

ben des Zeugen wäre es allerdings in dem Fall, dass sich die Tatserie in Sachsen fortgesetzt 

hätte, vermutungsweise „früher oder später dazu gekommen“, doch noch eine zentrale 

Bearbeitung herbeizuführen.3020 

 

II.3.4.3 S t a a t s a n w al t s ch af t l i c h e  P er s p e k t iv e  

Nach den weiteren Angaben des Zeugen Leucht hätte die Entscheidung, eine Sonder- 

kommission o.ä. zu bilden, durch die Staatsanwaltschaft getroffen werden können, was aber 

nicht passiert ist, nachdem dies auch nicht polizeilich angeregt worden war: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wo hätte denn die Entscheidung fallen müssen, dass die 

Arbeit aus Chemnitz und die Arbeit aus Zwickau zusammengeführt wird? 
                                                        
3019 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 14 f. 
3020 Ebd., S. 17. 
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Zeuge Christian Leucht: Ich sage mal: rein theoretisch in letzter Instanz bei der 

Staatsanwaltschaft, aber wahrscheinlich auf unseren Vorschlag hin. Aber es wurde 

dahin gehend nicht angeschoben, weil es war nicht vonnöten.“3021 

Der frühere Präsident der Polizeidirektion Chemnitz Reißmann gab ebenfalls an, es 

wäre eine Aufgabe nicht der Polizei, sondern vielmehr der Staatsanwaltschaft gewesen, bei-

spielsweise das LKA Sachsen mit einer zentralen Bearbeitung der Raubtaten zu beauftragen: 

„Vors. Patrick Schreiber: […] Wie wird das normalerweise gehandhabt, wenn ein 

solcher Fall eintritt, dass das LKA sagen würde, wir übernehmen das jetzt? 

Zeuge Uwe Reißmann: Es geht nicht nur um das LKA, sondern federführend für die 

gesamten Ermittlungen ist nicht die Polizei, sondern die Staatsanwaltschaft. Die 

Staatsanwaltschaft muss sich dazu verständigen, ob sie schwerpunktmäßig diese 

Gesamtverfahren durch die einzelnen Bereiche abarbeiten lässt oder ob sie aus über-

geordneten Gründen, weil es mehrere Zuständigkeiten im Freistaat allein schon gibt, 

sagt, schwerpunktmäßig soll das LKA damit betraut werden.“3022 

Dem widersprechend führte jedoch der Chemnitzer Staatsanwalt Schlarb, der das 

„Neuner-Verfahren“ bearbeitete, aus, die Bildung einer Sonderkommission wäre wenn, dann 

nicht die Sache der Staatsanwaltschaft, sondern vielmehr der Polizei gewesen: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Bei so einer umfassenden Raubserie, auch in verschie-

denen Territorien, gab es da eigentlich zu irgendeinem Zeitpunkt mal die Überlegung, 

dass es eine Sonderkommission geben sollte, angesiedelt zum Beispiel beim Landes-

kriminalamt? 

Zeuge Klaus Schlarb: Bei mir nicht. Die Bildung einer Sonderkommission wäre auch 

wohl Sache der Polizei und nicht der Staatsanwaltschaft.“3023 

Im Übrigen habe es, wie der Zeuge weiter ausführte, auch keine Anzeichen seitens der 

Sachbearbeitung der KPI Chemnitz gegeben, dass man „der Sache nicht Herr werden könne. 

Insofern gab es diese Überlegung bei uns nicht.“3024 

                                                        
3021 Ebd., S. 15. 
3022 3. UA, Protokoll Uwe Reißmann v. 22.10.2013, S. 7. 
3023 1. UA, Protokoll Klaus Schlarb v. 13.03.2017, S. 6. 
3024 Ebd. 
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II.3.5 D i e  R o l l e  d e r  S t a a t s a n w al t s ch a f t e n  

Der Aktenlage nach zu urteilen traten bei der Fallbearbeitung der einzelnen Raubtaten in 

Chemnitz und Zwickau die jeweils zuständigen StaatsanwältInnen nur punktuell in Erschei-

nung und regelmäßig nur, sofern wiederholt richterliche Erlaubnisse, Überwachungsaufnah-

men für den Zweck der Öffentlichkeitsfahndung herauszugeben, zu erwirken waren. 

 

II.3.5.1 E r s t v o r l a g e  de r  F ä l l e  a n  d i e  S t a a t s an wa l t s c ha f t  

Wie der Zeuge Merten angab, sei dies wiederholt auch der erste Anlass gewesen, der jeweils 

zuständigen StaatanwältIn die Ermittlungsunterlagen zu einzelnen Raubtaten vorzulegen: 

„Klaus Bartl, DIE LINKE: Können Sie uns etwas dazu sagen, von welchem Zeitpunkt 

an die Staatsanwaltschaft in dieser Frage die Ermittlungsleitung übernommen hat, 

und ob es dann […] konkrete Festlegungen gab? 

Zeuge Jens Merten: […] Die Zusammenarbeit und der Kontakt zur Staatsanwaltschaft 

geschieht spätestens nach wenigen Tagen, was bei den meisten Überfällen der Fall 

war. Aber wir können gleich beim ersten Überfall anfangen. Wenn ich zum Beispiel 

mit der Öffentlichkeitsfahndung beginne – sprich: wir haben in den ersten drei, vier 

Tagen keine heiße Spur, die uns auf die Identität der Täter führt –, machen wir also 

einen Termin mit dem MDR, ‚Kripo live‘: Wir wollen Überwachungsfotos zeigen. Da-

zu brauche ich einen richterlichen Beschluss. Also heißt das: Ich gehe mit meinem 

Verfahren erst einmal zum Staatsanwalt. Das Verfahren bekommt ein ordentliches Ak-

tenzeichen, wie es sich gehört, und schon habe ich einen zuständigen Staatsanwalt, 

der erst mal volle Sachkenntnis von diesem Verfahren hat, und das schon nach weni-

gen Tagen.“3025 

Derart äußerte sich auch der frühere Leiter des Raubkommissariats der KPI Chemnitz 

Rechenberg: 

„Stellv. Vors. Klaus Bartl: […] Wie ist in dem Verfahren generell aus Ihren Erkennt-

nissen, aus Ihren Wahrnehmungen heraus von vornherein die Verantwortung der 

Staatsanwaltschaft wahrgenommen worden? 

                                                        
3025 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 34. 
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Zeuge Gunter Rechenberg: Ich will das einmal an einem praktischen Beispiel darstel-

len, wie die Zusammenarbeit auch mit der Staatsanwaltschaft beginnt: Sie hatten also 

heute Vormittag einen Banküberfall. Sie bearbeiten die Geschichte und machen den 

ersten Angriff. Sie erhalten Informationen zum Täter. Sie haben die Bilder der Raum-

überwachungskamera oder vielleicht sogar ein Phantombild, das erstellt wurde. Jetzt 

müssen Sie mit diesem Material, mit diesen Bildern in die Öffentlichkeitsfandung 

gehen. 

Wenn Sie in die Öffentlichkeitsfahndung gehen, brauchen Sie einen richterlichen Be-

schluss, selbst bei einem Phantombild, wo nur eine Person irgendwas gemalt hat. Da 

sind überhaupt keine Personen zu erkennen, das ist nur ein Gemälde. Sie brauchen 

aber einen richterlichen Beschluss dazu, sonst können Sie das der Zeitung nicht anbie-

ten. Also bin ich als Untersuchungsführer angehalten, mich mit der Staatsanwaltschaft 

zu diesem frühestmöglichen Termin in Verbindung zu setzen und zu sagen: a) Wir ha-

ben diesen Banküberfall. Das hat es gegeben, so viel Beute, so viele Täter. Wir haben 

die und die Erkenntnisse und würden jetzt gern in der ersten Phase diese Bilder 

veröffentlichen. 

Dann wird der Staatsanwalt sagen: Okay, bringen Sie mir den Vorgang hoch, das, 

was Sie bisher haben. Dann werde ich diesen Beschluss beim Ermittlungsrichter bean-

tragen, und dann können Sie den Beschluss abholen und damit zur Presse gehen. Das 

ist praktisch die erste Aufnahme.“3026 

Der damit betraute Staatsanwalt bleibe dann in der Regel „der Herr des Verfahrens, so 

lange, bis das Verfahren abgeschlossen ist.“3027 Auf die Frage, in welcher Weise dann die 

jeweilige StaatsanwältIn die Sachleitung wahrnahm und ggf. Ermittlungsschritte koordinierte, 

gab der Zeuge weiter an: 

„Zeuge Gunter Rechenberg: […] Die Führung durch die Staatsanwaltschaft wird in 

der Regel dann präsent, wenn wir konkrete Fakten vorlegen können, die in Richtung 

Täter gehen. Dann wird er natürlich sagen, jawohl, wir werden einmal Spezialkräfte 

einsetzen. Oder ich rege den Beschluss zur Durchsuchung an und, und, und. 

                                                        
3026 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 14. 
3027 Ebd. 
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Aber wenn Sie in der Ermittlungsphase sind, haben wir natürlich den Vorgang dem 

Staatsanwalt vorgelegt und gesagt, wir sind so und so weit. Wir haben noch das und 

das. Das müssen wir noch abarbeiten. Aber im Moment sieht es einfach mau aus. Jetzt 

wäre meine Gegenfrage: Was soll der Staatsanwalt hier noch an strategischen 

Maßnahmen groß bestimmen? Wir wissen im Prinzip selbst, was wir noch zu machen 

haben. 

Interessant wird es erst dann, wenn wir relativ weit an dem Täter dran sind. Dann ist 

auch die Präsenz der Staatsanwaltschaft in Chemnitz aus meiner Sicht gegeben.“3028 

Das bedeutet, dass – übereinstimmend mit der Aktenlage – in Ermangelung konkreter 

Hinweise auf die Täter eine „Präsenz der Staatsanwaltschaft“ überwiegend nicht gegeben war. 

Wie der Zeuge weiter angab, habe die Rolle der Staatsanwaltschaft sich im Wesentlichen da-

rauf beschränkt, über den jeweiligen Sachstand informiert zu sein: 

„Noch einmal zu Ihrer Frage: Bei dieser ganzen Serie von Banküberfällen hat die 

Staatsanwaltschaft zeitnah und jederzeit gewusst, dass es so etwas gibt und hatte auch 

den Überblick, was Phase ist. Aber ich sage es noch mal ausdrücklich: Ein Banküber-

fall hat nicht diese Gewichtung – das vermute ich jetzt einmal auch aus Sicht der 

Staatsanwaltschaft –, um diese Präsenz eines Staatsanwaltes hier auf den Plan zu lo-

cken. Sie waren informiert. Sie wussten, wir haben einen unbekannten Täter. Es hat 

keine Verletzten gegeben. Diese Straftat wird normal von der Kriminalpolizei bearbei-

tet mit dem Versuch, diese Straftat oder diese Serie aufzuklären. 

Aber eine direkte, wo man sagt – die Staatsanwaltschaft hat uns von früh bis 

abends genervt mit irgendwelchen Forderungen oder so etwas – so was hat es nie 

gegeben.“3029 

 

II.3.5.2 S p i e l r ä um e f ü r  k r i m in a lp o l i z e i l i c h e  E r mi t t l un g e n  

Dem gegenüber gab der Chemnitzer Staatsanwalt Schlarb an, die Raubfälle seien auch für die 

Staatsanwaltschaft „herausgehobene Taten“ gewesen. Unter anderem deshalb habe er sich 

                                                        
3028 Ebd., S. 14 f. 
3029 Ebd., S. 17. 
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entschlossen, die Akten nicht wegzulegen, sondern bei der Polizei, d.h. im Falle des „Neuner-

Verfahrens“ im Raubkommissariat der KPI Chemnitz zu belassen: 

„Zeuge Klaus Schlarb: […] Also, wenn ich meine sonstigen UJs-Fälle so habe, sticht 

das natürlich heraus. Bankraub hat man nicht alle Tage. Auch wenn man in der All-

gemeinen Abteilung arbeitet, ist ein räuberischer Überfall auf eine Bank oder räuberi-

sche Erpressung, ist doch recht selten. Von daher ragte es schon heraus, auch durch 

die Strafdrohung, die man hat. Es sind ja meistens besonders schwere räuberische Ta-

ten. Die Strafgewalt geht da, glaube ich, bei zehn Jahren schon los oder erst los. Das 

sind schon herausgehobene Taten sowohl für die Polizei als auch für die Staatsan-

waltschaft. Da bleibt man schon mal am Ball. Das hat mich auch bewogen, die Sache 

nicht gleich als ‚Täter nicht ermittelt! – Stempel drauf‘ in den Keller zu schicken, son-

dern dass ich gesagt habe: Die Sache bleibt bei der Polizei. Die Polizei soll aus diesen 

Fällen mögliche Erkenntnisse, vielleicht für zukünftige Bankraubtaten – – 

Wir wussten ja nicht, ob die Serie noch andauert und wie es weitergeht. Es hätte ja 

auch sein können, dass wir ein Jahr später einen neuen Überfall haben, der vielleicht 

neue Ermittlungsaspekte hier uns schafft, auf die wir ansetzen können. Und da ist es 

natürlich gut, wenn man auf dem, was man hat, schon mal aufbauen kann. Und da 

sind natürlich die Akten im Keller, im Archiv völlig fehl am Platz. Da gehören die 

Akten zur Polizei.“3030 

In der weiteren Folge seien ihm die Ermittlungsunterlagen wiederholt vorgelegt wor-

den, auch im Zusammenhang mit polizeilichen Anregungen zum weiteren Vorgehen: 

„Ein weiteres Mal ist die Akte zu mir gekommen: Da hat der Herr Merten die Idee ge-

habt – bei einem der Fotos war das Ohr des Täters gut zu erkennen –, und er hat ge-

meint, bei einem Verdächtigen, der schon durch Banküberfälle in Erscheinung getre-

ten ist, dass da große Ähnlichkeit mit dem Ohr bestünde und ob man da nicht durch-

suchen sollte. 

Mir war diese Hypothese etwas zu gewagt. Man hätte, wenn ich dem zugestimmt hätte, 

diese Person – es handelte sich weder um Böhnhardt noch um Mundlos; die hatten wir 

überhaupt nicht auf dem Schirm – als Beschuldigten eintragen müssen und hätte dann 

versuchen müssen, einen Durchsuchungsbefehl zu erhalten, was ich also auch für sehr 

                                                        
3030 1. UA, Protokoll Klaus Schlarb v. 13.03.2017, S. 12. 
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fraglich – angesichts dieses Indizes – gehalten habe, sodass wir diese Durchsuchung 

nicht gemacht haben. […] Und dann ist die Akte noch mal – für etwas längere Zeit – 

zu mir gekommen, weil wir bei einem – ich weiß jetzt auch wieder nicht den Namen; es 

kann sein, dass es dieselbe Person war, die Herr Merten auf dem Schirm hatte – eine 

Kontenüberprüfung gemacht haben. Der Gedanke war, dass möglicherweise – wir 

wussten ja nicht, was die Täter mit dem Geld anfangen – Einzahlungen auf Konten 

spiegelbildlich zu den einzelnen Raubtaten hier zu verzeichnen wären. Ich hatte Ende 

der Neunzigerjahre mal einen Fall, da war das so. 

Wir haben versucht, hier ein Indiz zu erhalten, um überhaupt mal auf einen Täter zu 

kommen.“3031 

Auf die Frage, ob von staatsanwaltschaftlicher Seite selbst etwas angeregt oder unter-

nommen wurde, gab derselbe Zeuge an: 

„Sabine Friedel, SPD: Aber außer die Akten der Polizei zurückzugeben und von dort 

auf weitere Ermittlungserfolge zu hoffen, macht die Staatsanwaltschaft nichts eigen-

ständig bei solchen außergewöhnlichen Vorgängen? Also, Sie holen nicht eigenstän-

dig Informationen ein oder versuchen, auf anderem Wege unterstützend tätig zu sein? 

Zeuge Klaus Schlarb: Die Staatsanwaltschaft kommt dann wieder ins Spiel, wenn die 

Polizei Ermittlungshandlungen möchte, die sie selber nicht durchführen kann, zum 

Beispiel, wo sie das Placet eines Ermittlungsrichters braucht. Dann muss sie die Akten 

dem Staatsanwalt zuleiten, der sie dann mit einem Beschlussantrag an den Ermitt-

lungsrichter zuleitet. 

Aber ansonsten, Zeugenvernehmungen oder Spurenauswertungen und dergleichen, 

der ganze Apparat, der am Landeskriminalamt angesiedelt ist, den kann ja die Polizei 

viel besser nutzen. Das sind auch die Polizisten, die Kriminalisten. Die haben eine 

kriminalistische Ausbildung, die der Staatsanwalt nicht hat. Und da sind die Akten bei 

der Polizei sicherlich besser aufgehoben als im Archiv der Staatsanwaltschaft.“3032 

Insoweit wird gesamthaft weder bei der Staatsanwaltschaft Chemnitz, noch der Staats-

anwaltschaft Zwickau eine konkrete Sachleitung der Ermittlungen zu den einzelnen Raubtaten 

und zur Raubserie durch die „Herrin des Verfahrens“ erkennbar, die in aufbauorganisatori-

                                                        
3031 Ebd., S. 4. 
3032 Ebd., S. 19. 
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schen Schritten wie der Bildung einer Sonderkommission oder auch einem strategischen, 

langfristig angelegten Ermittlungsplan hätte bestehen können. Im Hinblick auf das „Neuner-

Verfahren“ bei der StA Chemnitz ist darüber hinaus zu bemerken, dass dieses Verfahren nicht 

nur die chronologisch letzte Tat in Zwickau am 5. Oktober 2006 nicht umfasste, sondern dass 

bei der weiteren staatsanwaltschaftlichen Bearbeitung durch die StA Chemnitz auch kein 

direkter Kontakt zur StA Zwickau oder der KPI Zwickau bestand: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Haben Sie diesbezüglich dann auch Kontakt zur Staats-

anwaltschaft Zwickau gehabt? 

Zeuge Klaus Schlarb: Nein. Die Sachen waren jetzt bei uns, und die sind so vorgelegt 

worden, wie sie waren. Und da hat die – – Ich weiß auch nicht, wann das durch die 

Staatsanwaltschaft Chemnitz übernommen worden ist. Da habe ich keinen Kontakt mit 

den Zwickauer Kollegen gehabt. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Zu den polizeilichen Ermittlern aus dem Bereich Zwick-

au hatten Sie demzufolge auch keinen Kontakt? 

Zeuge Klaus Schlarb: Nein.“3033 

Insoweit war der Staatsanwaltschaft Chemnitz zumindest anhand der ihr vorliegenden 

Akten gar nicht die komplette, kriminalpolizeilich als solche erkannte Raubserie bekannt, es 

fehlte die abschließende und innerhalb der bisherigen Serie schwerste Tat. Nicht zu verken-

nen ist freilich die grundlegende Entscheidung der StA Chemnitz, zurückliegende Verfahren 

zu bündeln und dadurch die weiteren (Nach-)Ermittlungen der KPI Chemnitz erst zu ermögli-

chen. Ein vergleichbares Vorgehen gab es im Bereich der StA Zwickau nicht – wo vielmehr 

das Ermittlungsverfahren nach dem Überfall am 5. Oktober 2006 bereits nach relativ kurzer 

Zeit eingestellt wurde, nachdem kein Täter ermittelt werden konnte. 

 

  

                                                        
3033 Ebd., S. 5 f. 
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II.3.5.3 H o h er  A r b e i t s a n f a l l  b e i  d e n  S t a a t s a nwa l t s c ha f t e n  

Zu berücksichtigen ist in dem Zusammenhang der hohe Arbeitsanfall im Bereich der Staats-

anwaltschaften, den die Zeugin Dietze, die von 1991 bis Ende 2002 bei der StA Chemnitz 

tätig und u.a. für den chronologisch zweiten Überfall der Raubserie am 27. Oktober 1999 

zuständig war, bei ihrer Einvernahme im 1. UA schilderte: 

„Zeugin Karin Dietze: […] Insbesondere im Bereich der UJs-Verfahren, der unbe-

kannten Verfahren, haben durchgängig alle Staatsanwälte um die 70 bis 90 Verfahren 

im Monat. Dazu kommen die Js-Verfahren, also gegen bekannte Täter. Das sind 

durchschnittlich – es kommt aufs Dezernat an, aber ich würde sagen zum damaligen 

Zeitpunkt – zwischen 110 und 140 Verfahren pro Monat […]. 

Die UJs-Verfahren bekommen wir, weil es im damaligen Zeitraum vornehmlich – 

wenn ich mir den Beweisantrag anschaue – um UJs-Verfahren geht, werden ausermit-

telt bzw. ermittelt oder anermittelt und je nach weiterer Verfahrensweise der Staats-

anwaltschaft zugearbeitet. Wir prüfen diese UJs-Verfahren, wenn es ganz allgemeine 

sind, ob weitere Ermittlungsansätze vorhanden sind, ob irgendwelche Ermittlungen 

noch durchgeführt werden. 

Und dann hängt davon ab, ob wir die Sache nochmals zur Polizei zurückgeben oder 

ob als unbekannte Sache diese von uns abgeschlossen wird.“3034 

Auf weiteres Befragen bestätigte die Zeugin, dies könne bedeuten, dass eine einzelne 

StaatsanwältIn im Monat bis zu 300 Verfahren parallel bearbeiten müsse, wodurch sich ein 

erhebliches Arbeitspensum ergebe: 

„Ich kann mich insbesondere aus der Chemnitzer Zeit noch gut daran erinnern, dass 

Feiertage und Wochenenden durchaus auch in der Dienststelle zugebracht wurden 

von den Staatsanwälten, ganz einfach, weil man sonst das Pensum auch nicht schafft 

oder geschafft hat. Insbesondere jüngere Kollegen tun das auch heute noch, um das 

Pensum zu schaffen.“3035 

  

                                                        
3034 1. UA, Protokoll Karin Dietze v. 13.03.2017, S. 3. 
3035 Ebd., S. 15. 
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II.3.6 N a c h t r ä g l i c h e  A uf k l ä r u ng  d e r  R a u b s er i e  

II.3.6.1  „ E r f o l g l o s  a u s e r m i t t e l t e “  T a t e n  in  S a ch s e n  

Die gewohnheitsmäßige Aufklärungsquote für Raubüberfälle bewegt sich nach Angaben des 

Chemnitzer Raubermittlers Merten zwischen 65 und 70 Prozent,3036 nach Angaben seines 

Kommissariatsleiters Rechenberg zwischen 60 und 70 Prozent.3037 Dennoch gelang es den 

KPIen Chemnitz und Zwickau bis November 2011 nicht, die hiesige Raubserie aufzuklären 

und die tatsächlich an den Überfällen beteiligten Personen bekannt zu machen. In der Ge-

samtschau aller dazu vorliegenden Unterlagen wurde im Zuge der Ermittlungen kein einziger 

Hinweis erlangt, von dem ausgehend es unmittelbar zu erwarten gewesen wäre, auf das unter-

getauchte „Trio“ bzw. den NSU zu stoßen. Es ergeben sich ferner keine Anhaltspunkte, dass 

es versäumt oder unterlassen worden wäre, erfolgversprechenden Hinweisen nachzugehen. 

Ob es nicht als solche erkannte, „übersehene“ oder unzureichend gesicherte Spuren gab, ob es 

möglich gewesen wäre, im weiteren Zeitverlauf oder unter Ergreifung aufbauorganisatori-

scher Maßnahmen wie der Einrichtung einer Sonderkommission oder auch unter Verfolgung 

alternativer kriminalistischer Hypothesen solche entscheidenden Hinweise zu erlangen, 

verbleibt dagegen spekulativ. 

Obwohl nach Aktenlage eine Reflexion der Frage, warum die Raubtaten unaufgeklärt 

blieben, nicht stattfand, ergeben sich aus den Angaben von ZeugInnen, die selbst mit den 

Raubermittlungen befasst waren, Hinweise auf einige relevante – allerdings nicht zwingend 

hinreichende – Gründe, warum die Serie, wie es ein ehemaliger Raubermittler nannte, 

„[e]rfolglos ausermittelt“3038 wurde. 

 

(a) A k r i b i sc h e s  V or g eh e n  de r  T ä t e r  

In erster Linie handelte es sich um Täter, die offenbar nicht spontan vorgingen, sondern die 

ihre Überfälle akribisch vorbereiteten und durchführten, wie der Zeuge Merten bemerkte: 

„Zeuge Jens Merten: […] Wir haben es hier all die Jahre nicht mit – ich sage mal sa-

lopp – zwei Lausbuben zu tun gehabt, die einfach mal so gesagt haben: Wir machen 

jetzt mal den einen oder anderen Überfall. Wir haben es wirklich – das muss man sich 
                                                        
3036 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 22. 
3037 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 5. 
3038 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 7. 
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eingestehen – offenbar mit zwei Leuten – oder möglicherweise auch drei oder wer 

auch immer noch im Hintergrund war – zu tun gehabt, die die Taten wirklich akri-

bisch vorbereitet, bis ins Detail geplant, offenbar durchgesprochen und letztendlich 

auch durchgeführt haben. Das darf man auf alle Fälle hier nicht verkennen. Wir ha-

ben durchaus Serientäter, die sich so einfach einstellen, dass man sagt: Nach dem 

zweiten oder dritten Mal hat man die. Aber hier ist alles durchdacht gewesen, und al-

lein diese Tatsache, dass wir all die Jahre nicht einmal ein Gesicht zu sehen bekom-

men haben, sagt uns doch eigentlich, dass sie sich wirklich sehr gut auf die Überfälle 

vorbereitet haben, sie akkurat durchgeführt haben – das soll kein Lob sein, es geht 

hier nur um das Fachliche – und offenbar akribisch bemüht waren, weder Gesicht zu 

zeigen bzw. auch Spuren zu hinterlassen. Auch das ist ein Fakt. Das kann nicht jeder 

Täter; ein Großteil der Täter – na klar, deshalb klären wir jeden zweiten Raubüberfall 

statistisch – hinterlässt irgendwo Spuren, macht den einen oder anderen Fehler. Aber 

die beiden haben sich genau überlegt, was sie machen. Das hat es uns natürlich auch 

erschwert, die Serie viel eher aufzuklären.“3039 

Nach der Einschätzung desselben Zeugen war innerhalb der Serie keine „steigende 

Professionalität“ zu erkennen, sondern diese lag von Anbeginn vor. Mithin habe sich nur hof-

fen lassen, dass mit zunehmender Routine die Täter leichtfertiger werden und ihnen dadurch 

Fehler unterlaufen, die zu ihrer Enttarnung führen. Dies sei aber gerade nicht passiert.3040 

Fraglich, aber letzthin auch spekulativ verbleibt die Überlegung, ob es die akribische Tatvor-

bereitung und die ‚gelungene‘ Fehlervermeidung einschloss, das polizeitaktische Vorgehen 

nach Erstmeldungen zu Raubüberfällen antizipieren zu können, um etwa zu gewährleisten, 

während der Flucht nicht in einer Tatortbereichs- oder einer Ringalarmfahndung aufzulaufen. 

 

(b) M a n g e l  an  S pu r en  

Den Tätern gelang es nicht, die Tatsache zu verbergen, dass es sich um eine Serie handelt, 

trotz einiger Veränderungen im Laufe der Serie, wie der Zeuge Flemig ausführte: 

„Zeuge Volker Flemig: Unterschiede wird es sicher gegeben haben hinsichtlich – – 

Ich meine, jedes Tatobjekt ist anders, zwingt möglicherweise den Täter auch, sich an-

                                                        
3039 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 23. 
3040 Ebd., S. 60. 
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ders zu verhalten in der einen oder anderen Situation. Es wurden auch nicht immer 

die gleichen Bekleidungsgegenstände, Maskierungsgegenstände verwendet. Aber, wie 

schon gesagt: Man hat immer wieder zumindest einen Teil von dem, was man schon 

aus den vorhergehenden Überfällen kannte, festgestellt, ob das die besagte Waffenhal-

tung war, ob das Maskierungsmittel waren, die erneut verwendet worden sind. Die 

Täterbeschreibung hat übereingestimmt, wenn man sich die Bilder dann angeschaut 

hat, ob das die Körpergröße, die Statur der Täter gewesen ist. Aus diesen Gründen 

heraus konnte man dann diese Zuordnungen treffen.“3041 

 Daraus ließen sich aber nur wenige feststehende Hinweise ziehen, über die hinaus es 

nach Angaben des Zeugen Merten jedoch „nicht gelingen sollte, irgendeinen Ansatz zur Her-

kunft der Täter, zur Identität der Täter oder irgendwas – man sagt immer: den berühmten 

kleinen Zipfel – zu bekommen, wo man mal dran ziehen kann, um etwas aufzuklären. Aber es 

war einfach nicht möglich.“3042 Vielmehr gingen die Täter so vor, keine entscheidenden Spu-

ren zu hinterlassen. Insbesondere waren sie „immer maskiert, sehr gut maskiert“, sodass Er-

kenntnisse über ihr Aussehen nicht erlangt werden konnten.3043 Zudem trugen sie stets Hand-

schuhe. Aus Finger-. Schuhabdruck-, DNA-, Faser- und anderem Spurenmaterial, das an den 

einzelnen Tatorten durchaus gesichert wurde, ergab sich nichts, dessen Auswertung auf die 

Täter hätte schließen lassen bzw. dessen Vergleich einen „Treffer“ ergeben hätte.3044 Es habe 

schlicht an Spuren gefehlt, die sich eindeutig den Tätern zuordnen ließen, und überdies an 

Verdächtigen, über die angesichts vergleichsweise geringwertiger Spuren erst Vergleichs-

möglichkeiten entstehen: 

„Klaus Bartl, DIE LINKE: Deshalb war meine Frage: War das, was an Spuren gefun-

den worden ist, hinreichend, dass man es entsprechend als Vergleichsprobe abglei-

chen konnte? 

Zeuge Jens Merten: Nein, das meinte ich gerade: weil es keine komplette DNA war, 

die man in die DNA-Datenbank hätte einlegen können, wo möglicherweise schon DNA 

von Mundlos Zschäpe, und Böhnhardt dringelegen hätte, denn dann hätte es einen 

Treffer gegeben. Es war nur das Minimale an DNA, die man ganz im direkten Ver-

gleich mit einer konkreten Person, die ich erst mal als Verdächtigen haben muss, ver-

                                                        
3041 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 10 f. 
3042 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 9. 
3043 Ebd., S. 11. 
3044 Ebd., S. 12. 
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gleichen kann. Also, ich hätte irgendwann mal auf Mundlos, Böhnhardt usw. kommen 

müssen, um zu sagen: Den überprüfe ich jetzt mal; wir haben dieses Haar, das 

veranlasse ich jetzt. Da ich aber erst Ende 2011 das erste Mal diese Namen gehört 

habe und nie einen Hinweis auf diese Personen hatte, hätte ich bis dahin nie dieses 

Haar mit den beiden vergleichen können, und in einer DNA-Datenbank, das sagte 

ich ja schon, lässt sich so eine Spur einfach nicht einlegen, weil sie zu wenig, zu 

gering ist.“3045  

Das bei mehreren Überfällen ausgegebene Registriergeld, das zur Sachfahndung aus-

geschrieben wurde, tauchte hernach nicht mehr auf.3046 Es gab keine hinreichenden Hinweise 

auf ein Fahrzeug oder gar ein Kennzeichen und nicht einmal eine zufällige direkte Beobach-

tung durch eine ZeugIn, die weitergeführt hätte:3047 „Nicht ein Hinweis hätte uns auf die rich-

tige Spur bringen können. Das gilt auch aus heutiger Sicht.“3048 Das heißt umgekehrt nicht, 

dass die Täter gar keine Fehler gemacht und gar keine Spuren hinterlassen hätten. Zu beden-

ken ist, dass nicht nur die konkrete Spurenlage an den einzelnen Tatorten stets unterschiedlich 

war, sondern auch Art und Umfang sich anschließender Spurensicherungen und weitergehen-

der Ermittlungen. Zudem liegen heute nicht mehr alle Originalspuren vor (siehe unten). 

 

(c) N i c h t  a n g en om m e ne r  S t a a t s s c h u t z - B e zu g  

Bei den Ermittlungen nicht in Betracht gezogen wurde, dass die unbekannte Tätergruppe ei-

nen rechtsmotivierten Hintergrund aufweisen oder es sich bei den Raubfällen in Wirklichkeit 

um „Logistikstraftaten“ zum Unterhalt einer rechtsterroristischen Vereinigung handeln könn-

te. Zwar wurden, wie oben gezeigt wurde, durchaus auch Personen aktenkundig, die bekann-

termaßen einen Bezug zur rechten Szene aufweisen. Solche Bezüge ergaben sich aber nicht 

aus dem eigentlichen Tatgeschehen. Dazu bemerkte Staatsanwalt Schlarb Zeuge des 1. UA: 

„Die sind ja nicht mit ‚Heil Hitler!‘ in die Bank einmarschiert.“3049 Der Aktenlage und sämtli-

chen Aussagen von ZeugInnen zufolge bestanden anderweitige Annahmen zu keinem Zeit-

punkt. Der frühere Chemnitzer Polizeipräsident Reißmann gab in dem Zusammenhang an: 

                                                        
3045 Ebd., S. 38 f. 
3046 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 30. 
3047 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 13. 
3048 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 6. 
3049 1. UA, Protokoll Klaus Schlarb v. 13.03.2017, S. 17. 
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„Zeuge Uwe Reißmann: […] Hinsichtlich des Motivs bestanden zum damaligen Zeit-

punkt aus der Sicht der Polizeidirektion keinerlei Anhaltspunkte auf einen politischen 

Hintergrund für die Begehung der Überfälle, derartiges wurde mir als Dienststellen-

leiter auch nicht vorgetragen. Die Polizeidirektion ging damals davon aus, dass den 

Überfällen gewöhnliche Raubmotive, etwa Finanzierung des eigenen Lebensunterhalts 

bzw. Realisierung eines Plans zur dauerhaften wirtschaftlichen Verbesserung zugrun-

de lagen. Ein möglicher Zusammenhang mit den Gesuchten Böhnhardt, Mundlos und 

Zschäpe wurde seitens der Kriminalpolizei der PD mir gegenüber zu keinem Zeitpunkt 

erwogen oder gar geäußert.“3050 

Im Zuge der Ermittlungen gab es allerdings eine punktuelle Berührung des Raub-

kommissariats mit dem Dezernat Staatsschutz der KPI Chemnitz. Dies war der Fall nach der 

Tat am 23. September 2003 in Chemnitz, wobei der leitende Staatsschutz-Beamte Kliem – der 

von der Fahndung nach dem flüchtigen Trio wusste – im Zusammenhang mit Ermittlungen zu 

auffälligen Bekleidungsstücken der Täter Hinweise auf einschlägige Szenegeschäfte gab3051 

(siehe oben). Darüber hinaus war bei Polizeimaßnahmen in zweien der Raubtaten auch das 

MEK Chemnitz unter der Leitung des Beamten Külbel im Einsatz, das im Jahr 2000 in der-

selben Stadt an einer Fahndungsoperation zum Auffinden von Böhnhardt, Mundlos und 

Zschäpe teilgenommen hatte (→ KAP. II.1.6.8 & II.1.6.10). Der Staatsschutz war zudem auch 

über die einzelnen Raubtaten und über deren Seriencharakter informiert: 

„Stellv. Vors. Klaus Bartl: Gab es überhaupt bei diesem Komplex Banküberfälle oder 

Postfilialenüberfälle […] Kontakt mit dem Staatsschutz seitens Ihres Kommissariats? 

[…] 

Zeuge Gunter Rechenberg: Ja, der Kontakt zum Staatsschutz war täglich da, ganz ein-

fach aufgrund der Tatsache – hier verrate ich kein Geheimnis, das ist auch durch mei-

ne Aussagegenehmigung gedeckt, davon gehe ich einmal aus. Es gibt jeden früh um 

sieben, von Montag bis Freitag, beim Leiter Kriminalpolizei eine Beratung. Dort sind 

alle wesentlichen Kommissariatsleiter und Dezernatsleiter anwesend. Dort wird prak-

tisch die Lage der letzten 24 Stunden besprochen. Jeder Kommissariatsleiter hat die 

Möglichkeit, dort seine akuten Fälle vorzutragen, zu sagen, okay, das steht noch an 

oder wir sind so weit. 

                                                        
3050 3. UA, Protokoll Uwe Reißmann v. 22.10.2013, S. 5. 
3051 Vgl. die ausführliche Darstellung im AbwBer 3. UA, Kap. II.8.6, S. 214-218. 
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Ich habe also immer konkret nach dem Überfall am nächsten Tag dann in dieser Bera-

tung gesagt, a) wir hatten diesen Überfall, das und das, diesen Erkenntnisstand, und 

jeder im Raum hat gewusst, dass es so etwas gegeben hat, ohne dass er früh die Zei-

tung aufgeschlagen hat. Das war der eigentliche Informationsschluss jeden Tag, so-

dass also jeder, auch der Leiter Staatsschutz, darüber informiert war, dass es diese 

Serie schlechthin gibt und wie der Stand in etwa ist, ohne in die Tiefe zu gehen.“3052 

Der leitende Staatsschutzbeamte Kliem bestätigte diese Angaben, wonach Lage- 

beschreibungen hinsichtlich der Raubserie mitgeteilt wurden: 

„Zeuge Jürgen Kliem: Das entspricht den Tatsachen. Wir haben lediglich zur Früh- 

lage durch den Dezernatsleiter eine Lagebeschreibung bekommen, wie weit die 

Ermittlungen gediehen sind. Aber mehr haben wir damit nicht zu tun.“3053 

Auch der weitere Chemnitzer Staatsschutzbeamte Pester bestätigte dies auf Nachfrage, 

wobei er außerdem angab, es habe keinen Hinweis auf einen staatsschutzrelevanten Bezug 

dieser Taten gegeben: 

„Zeuge Ulrich Pester: Dazu muss man Folgendes sagen: Es gibt festgelegte Verfah-

rensregeln in jeder Polizeidienststelle. Auch für unsere Kriminalpolizeiinspektion war 

es so, dass, bevor ich jeden Tag eine Dienstbesprechung mit meinen nachgeordneten 

Mitarbeitern hatte, hatte ich Punkt sieben eine Dienstbesprechung beim Leiter der 

Kriminalpolizeiinspektion. Daran nahmen also die vier Dezernatsleiter der Kriminal-

polizeiinspektionen und der Leiter Staatsschutz teil. Dort wurden täglich die letzten 24 

Stunden praktisch aufgearbeitet. Was gab es für Probleme? Was lag an? Was resul-

tiert daraus? – Möglicherweise welche Kräfteverschiebungen gibt es dazu? 

Von daher war ich also über die Banküberfälle unterrichtet, wie alle anderen Polizei-

beamten auch. Ich hatte allerdings keinerlei Hinweise darauf, dass hier diese extre-

mistische Gruppe in die Banküberfälle involviert sein könnte.“3054 

Im Bereich der KPI Zwickau verhielt sich dies ebenso; d.h. auch der dortige Staats-

schutz erhielt Kenntnis von den Raubtaten: 

                                                        
3052 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 20. 
3053 3. UA, Protokoll Jürgen Kliem v. 18.11.2013, S. 4. 
3054 3. UA; Protokoll Ulrich Pester v. 18.10.2013, S. 17. 
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„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Wissen Sie zufälligerweise, ob Beamte des Zwickauer 

Staatsschutzes von Ihrer Arbeit bezüglich dieser Raubüberfälle und dass es eben diese 

Raubüberfallserie gegeben hat, Bescheid wussten? 

Zeuge Christian Leucht: Definitiv ja, weil: Es gibt den Meldedienst. Der Meldedienst 

geht definitiv auch gegenüber dem Dezernat Staatsschutz zu. Also gehe ich davon aus. 

Es war mit Sicherheit auch Thema der Morgenlage beim K-Leiter. Wenn so was pas-

siert, dann sitzt der Staatsschutz mit am Tisch und hat demzufolge logischerweise 

genauso Kenntnis von der ganzen Sache.“3055 

Anhaltspunkte für staatsschutzrelevante Bezüge bei den Raubtaten bzw. -ermittlungen 

hätte es dort jedoch ebenfalls nicht gegeben: 

„Es gab keinen Hinweis darauf. Es ist ja normal: Wenn die Leiter früh in der Morgen-

lage sitzen, ist das logischerweise ein Thema, so ein Raub. Das heißt also, auch die 

Kollegen vom Staatsschutz wären von sich aus gekommen, wenn es da irgendwo was 

gegeben hätte. Mit Sicherheit!“3056 

Dies wird von dem vormals leitenden Staatsschutzbeamten der KPI Zwickau 

Schmiedel auf Nachfrage bestätigt.3057 

 

(d) U n k e nn tn i s  d e r  F ah n du n g  n a c h  d em T r i o  

Umgekehrt war jedoch – soweit dies anhand der Unterlagen und von Aussagen von Zeug- 

Innen nachvollzogen werden kann – bei den Raubkommissariaten der KPIen Chemnitz und 

Zwickau niemand informiert über die Tatsache, dass drei untergetauchte Personen in Fahn-

dung stehen, dass dem Chemnitzer Staatsschutz noch 1998 die Vermutung bekannt wurde, 

wonach sich diese Personen in Chemnitz aufhalten könnten, und dass in der Folge – parallel 

zur Entfaltung der Raubserie – unter Beteiligung auch von Chemnitzer PolizistInnen ver-

schiedene Fahndungsmaßnahmen stattfanden, die dem Auffinden dieser Personen dienten. 

Dazu gab der Raubermittler Merten beispielhaft an: 

                                                        
3055 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 13. 
3056 Ebd., S. 17. 
3057 1. UA, Protokoll Heiko Schmiedel v. 28.05.2018, S. 3, 9 f. 
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„Sabine Friedel, SPD: Ich meine überhaupt die Tatsache, dass man im Raum Chem-

nitz Leute sucht, die wegen Sprengstoffverbrechen unterwegs sein sollen. Ist Ihnen das 

in dem Zeitraum 1999/2000 mal von Kollegen bekannt gewesen, oder so? 

Zeuge Jens Merten: Eben nicht, nein […], das war nie in Rede. Es gab nie einen Hin-

weis dahingehend, auch keine Ermittlungsrichtung, weder von einer übergeordneten 

Behörde – ob es das LKA oder wer auch immer ist – noch von irgendeinem Fach- 

kommissariat, Staatsschutz oder wie auch immer. Es gab nicht irgendeinen Hinweis, 

der uns dazu brachte, dort einen Schluss ziehen zu können.“3058 

Damit ist nicht ausgeschlossen, dass auch BeamtInnen, die mit Raubermittlungen 

befasst waren, zurückliegend von der Fahndung erfahren hatten. Darauf weisen die Angaben 

des Zeugen Rechenberg hin: 

„Vors. Patrick Schreiber: Haben Sie jemals innerhalb Ihrer Arbeit damit zu tun 

gehabt, dass Thüringen in Sachsen oder mit Hilfe von Sachsen nach einem unter- 

getauchten Bombenbastlertrio sucht? 

Zeuge Gunter Rechenberg: Nie. Nein. 

Vors. Patrick Schreiber: Das ist nie irgendwo mal thematisiert worden? 

Zeuge Gunter Rechenberg: Nein. 

Vors. Patrick Schreiber: Hingen irgendwelche Fahndungsaufrufe – es hängen immer 

viele Bilder von Menschen an Bahnhöfen und wahrscheinlich in den Polizeirevieren, 

Dienststellen herum. 

Zeuge Gunter Rechenberg: Das ist mir nicht erinnerlich, dass ich das bewusst wahr-

genommen hätte. Wie gesagt, Sie haben es schon angedeutet: Es gibt viele Aushänge, 

auch in den Polizeidienststellen, wo durch das BKA auch Terroristen gesucht werden. 

Aber diese konkreten Personen sind mir so nie aufgefallen.“3059 

Im Gesamten Fallkomplex gab nur ein einziger Zeuge – der frühere Zwickauer Raub- 

ermittler Otto – an, sich an eine das „Trio“ betreffende polizeiliche Meldung zu erinnern: 

                                                        
3058 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 55. 
3059 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 8 f. 
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„Patrick Schreiber, CDU: […] Herr Otto, haben Sie zum damaligen Zeitpunkt – weil 

Sie das jetzt selber gesagt haben, Motiv Geldbeschaffung, wie auch immer – etwas ge-

hört von einem untergetauchten Sprengstoff-Trio aus Thüringen? Versuchen Sie wirk-

lich mal, sich in die damalige Zeit zurückzuversetzen. Wir sind alle ein bisschen ge-

blendet, auch durch das, was heute in den Medien so herumgeistert. Haben Sie da-

mals, zu dem Zeitpunkt, irgendetwas diesbezüglich gehört? 

Zeuge Thomas Otto: Ich habe – – Es kommt jetzt wirklich aus meiner Erinnerung her-

aus: Es gab mal irgendwas, wo es eine KPMD-Meldung gab oder so, wo Sprengstoff 

gestohlen wurde. Sprengstoff gestohlen! Ich weiß, dass es damals in Thüringen, 

irgendwann in den Neunzigerjahren, mal einen Diebstahl von Sprengstoff gegeben 

hat. Das habe ich in der Erinnerung, jetzt. Aber ich weiß nicht mehr, wo, nicht mehr, 

wann. Es gab mal so was. Aber ich habe es nicht in Bezug zu dem gebracht. 

Patrick Schreiber, CDU: Also, zu dem Zeitpunkt war Ihnen nicht bewusst, dass man 

seit 1998 in Thüringen im Prinzip nach einem untergetauchten Trio mit einem rechts-

radikalen Hintergrund wegen Sprengstoffdelikten sucht? 

Zeuge Thomas Otto: Definitiv nicht.“3060 

Möglicherweise handelte es sich bei dem geschilderten Sprengstoffdiebstahl in Thü-

ringen um einen anderen Vorgang. Dies ist aber unerheblich für die hier wesentliche Feststel-

lung, dass der tatsächliche Bezug der Raubtaten zu dem untergetauchten „Trio“ durch die 

Raubkommissariate der KPIen Chemnitz und Zwickau schon deshalb nicht einmal theoretisch 

erwogen werden konnte und damit auch indiziell nicht hätte miteinander in Verbindung ge-

bracht werden können, weil den ermittelnden BeamtInnen dieser Sachverhalt mit hoher 

Wahrscheinlichkeit gar nicht bekannt geworden war oder jedenfalls ihnen nicht mehr präsent 

gewesen ist. 

  

                                                        
3060 1. UA, Protokoll Thomas Otto v. 07.04.2017, S. 18 f. 
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II.3.6.2   Ü b e r g r e i f e n  de r  R a ub s er i e  n ac h  T h ür in g e n  

(a) F a l l  1 3  — S p ar k a s s en - F i l i a l e  i n  Ar n s t a d t  a m 7 .  S e p t e mb e r  2 0 11  

Mehr als viereinhalb Jahre nach der letzten zurückliegenden Tat in Stralsund wurde die 

Raubserie ab September 2011 in Thüringen fortgesetzt. Am 7. September 2011 drangen gegen 

8.45 Uhr zwei maskierte Personen in eine Sparkassen-Filiale im thüringischen Arnstadt in der 

Goethestraße 30 ein, wo sie unter Vorhalt von Waffen die Herausgabe von Geld und die Öff-

nung des Tresors forderten. Nachdem die Angestellten diesen Forderungen nicht sofort nach-

kamen, wurde gegen zwei der Angestellten körperliche Gewalt angewendet. Zu dem zeitgesi-

cherten Tresor gelangten die Täter nicht. Aus einer Kasse erbeuteten sie Bargeld in Höhe von 

15.036,99 Euro, anschließend flüchteten sie auf zwei Fahrrädern.3061 Wie in den zurück- 

liegenden Fällen entkamen die Täter unerkannt, es gab keine Verdächtigen. Zu dem Überfall 

steuerte die ermittelnde KPI Gotha am 13. September 2011 ein Fernschreiben, das auch bei 

sächsischen Dienststellen einging und in dem Beschreibungen der beiden Täter sowie Über-

wachungsaufnahmen aus dem Inneren der überfallenen Filiale enthalten waren. In dem Zu-

sammenhang wurde um Erkenntnismitteilungen gebeten: „Wer kann Hinweise zu den 

beschriebenen Personen geben? Liegen Erkenntnisse zu ähnlich gelagerten Überfällen 

vor?“3062 Der Zwickauer Raubermittler Flemig gab dazu an:  

„Zeuge Volker Flemig: […] Am 13.09.2011 erreichte uns eine Sofortmeldung zu ei-

nem Überfall vom 07.09.2011 gegen 9 Uhr auf die Filiale der Sparkasse im thüringi-

schen Arnstadt. Ich nahm damals sofort Rücksprache mit dem zuständigen Sachbear-

beiter auf und übermittelte ihm per Mail eine mit Überwachungsbildern illustrierte 

Abhandlung unserer Serie. Auch bekamen wir entsprechende Bilder übermittelt, die 

uns sicher sein ließen, dass das Duo wieder aktiv war.“3063 

Auf die Frage, wie er dazu kam, den Überfall in Arnstadt vermutungsweise in Verbin-

dung mit der Raubserie zu setzen, gab der Zeuge weiter an: 

„Mirko Schultze, DIE LINKE: Woraus haben Sie geschlussfolgert, dass das identisch 

– – oder dass das sozusagen einen Zusammenhang hat? 

                                                        
3061 ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 17, Bl. 339. 
3062 ADS 373, Ordner 12, Bl. 1615 f. 
3063 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 6. 
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Zeuge Volker Flemig: Aufgrund der Begehungsweise von dieser Tat. Ich muss Ihnen 

ganz ehrlich sagen: Ich habe die ganzen Jahre sämtliche Meldungen aus dem gesam-

ten Bundesgebiet bezüglich Überfällen immer wieder mir unter dieser Serie, die wir 

hatten, angeschaut und habe immer wieder – – Ich habe auch mit Dienststellen Kon-

takt aufgenommen, wo sich das dann nicht bewahrheitet hatte und möglicherweise 

auch andere Täter dann ermittelt wurden. Es ist eine Heidenarbeit muss ich Ihnen 

ganz ehrlich sagen, und es war ein Teil davon, als ich mit Arnstadt bzw. der KPI 

Gotha, die ja für Arnstadt zuständig ist, Kontakt aufgenommen habe. Weil ich halt 

Parallelen gesehen habe.“3064 

Diese Darstellung bestätigte der Leiter des Raubkommissariats der KPI Zwickau 

Leucht, wonach man sich anhand des Vorgehens der Täter und der übermittelten Überwa-

chungsaufnahmen „ziemlich sicher“ gewesen sei, dass es sich um die hiesigen Serientäter 

handle: 

„Zeuge Christian Leucht: […] Am 13.09.2011, zwei Monate vor dem letzten Bank-

überfall in Eisenach, ging erneut eine KPMD-Meldung ein, diesmal von der KPI 

Gotha, zu einem am 07.09.2011 gegen 9 Uhr stattgefundenen Überfall auf eine Filiale 

der Sparkasse in Arnstadt. Der Modus Operandi sowie die mitgelieferten Bilder der 

Überwachungskamera haben uns regelrecht elektrisiert, da wir uns ziemlich sicher 

waren, dass es sich wieder um unsere Serientäter handelte. Wir haben uns dann um-

gehend mit den Kollegen in Gotha in Verbindung gesetzt, verwiesen auf die Serien im 

Bereich Chemnitz, Zwickau, Stralsund und haben den Kollegen dort unten die 

wichtigsten Informationen aus unseren Ermittlungen erst mal zukommen lassen.“3065 

Nach Unterlagen der KPI Gotha wurde die Verknüpfung des Überfalls in Arnstadt mit 

der Raubserie dort spätestens ab dem 14. September 2011 angenommen, sodass sich die KPI 

Zwickau spätestens an diesem Datum – einen Tag nach Versand des Fernschreibens – bei den 

thüringischen KollegInnen gemeldet haben muss.3066 Offenbar unabhängig davon wandten 

sich auch BeamtInnen der KPI Chemnitz, nachdem auch dort ein Bezug zur Raubserie vermu-

tet wurde, nach Thüringen. Dazu gab der Chemnitzer Raubermittler Merten an: 

                                                        
3064 Ebd., S. 23. 
3065 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 5. 
3066 ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 17, Bl. 339 f. 
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„Zeuge Jens Merten: […] Aber bereits nach dem ersten Überfall [in Thüringen] war 

uns klar: ‚Oh Mann! Das sind unsere beiden, die 2007 aufgehört hatten‘, und wir ha-

ben dann doch eng mit den Thüringer Kollegen zusammengearbeitet.“3067 

Auf weiteres Befragen nach dem Informationsfluss, der dazu führte, diesen Bezug 

festzustellen und gegenüber der KPI Gotha mitzuteilen, gab der Zeuge weiter an: 

„Vors. Patrick Schreiber: […] [W]ie sah ab September 2011 die Zusammenarbeit Ih-

rer Dienststelle mit der Dienststelle in Arnstadt – oder wo auch immer die dann dort 

sitzt – aus? 

Zeuge Jens Merten: Es war so, dass es nach dem ersten Überfall in Arnstadt meines 

Erachtens eine E-Mail gegeben hat und wir uns auf diese E-Mail der Thüringer Kol-

legen gemeldet haben, weil wir hörten, dort hat es einen Überfall gegeben, zwei Täter, 

unser Modus Operandi; und wir wurden natürlich hellhörig und haben gesagt: Wenn 

das mal nicht unsere Zwei sind, die 2007 aufgehört haben. Ich hatte mich dann mit 

dem – ich glaube sogar – Herrn Menzel […] auch selbst in Verbindung gesetzt, und 

auch ein Kollege der Zwickauer Dienststelle hatte sich – das muss ich ehrlich sagen – 

vor mir schon mit ihm in Verbindung gesetzt. Die hatten also schon vorher schon Kon-

takt, sodass […] alle anderen Kollegen in Thüringen also dann schon mittlerweile 

Kenntnis hatten, dass wir diese schwere Serie hatten, die 2007 abgerissen ist und es 

jetzt möglicherweise erneut eventuell mit weiteren Raubüberfällen weitergeht. 

Wir sind dann im telefonischen Kontakt verblieben. Die Kollegen von Zwickau hatten 

im Vorfeld auch noch einmal recht umfangreich […] diese Überfallserie mit Sachver-

halten und Bildern rübergeschickt mit der Maßgabe, bitte an unsere Serie zu denken, 

alles, was wichtig ist, dort mit einzuarbeiten bzw. uns sofort zu kontaktieren, wenn es 

neue Erkenntnisse gibt, bzw. waren wir natürlich auch bemüht: Was habt ihr an Spu-

ren? Was können wir auswerten? Was könnte möglicherweise auf uns passen? Das 

wurde natürlich alles abgesprochen.“3068 

Der Beamte Merten fertigte zu seiner Kontaktaufnahme, die nach Aktenlage am 

16. September 2011 erfolgte, einen Vermerk von diesem Tag an, wonach er mit einem Beam-

ten der KPI Gotha gesprochen und dabei erfahren habe, dass bereits der Zwickauer Raub- 

                                                        
3067 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 10. 
3068 Ebd., S. 31. 
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ermittler Flemig auf die Raubserie aufmerksam gemacht hatte. In dem Vermerk des Beamten 

Merten wurde dargelegt, „dass es durchaus Parallelen“ zur bisherigen Raubserie gebe; aller-

dings wurde auch auf Umstände hingewiesen, „die eher nicht für mögliche Zusammenhänge 

sprechen“. Unter anderem wurde auf Angaben einer Zeugin hingewiesen, die einen der Täter 

kurz nach der Tat unmaskiert gesehen haben will und diesen als „Mischling oder Mulatte“ 

beschrieben habe3069 – wobei sich diese despektierliche Formulierung anlehnte an das Fern-

schreiben der KPI Gotha, wonach einer der Täter „einen gemischtrassigen-afrikanischen Phä-

notypus […] (Mulatte)“ habe.3070 Nach damaliger Ansicht des Beamten Merten – und entge-

gen der offen referierten Annahme der KPI Zwickau, die Zuordnung sei ‚ziemlich sicher‘ – 

könne insoweit „im Moment nicht geschlussfolgert werden, ob der Überfall im Zusammen-

hang mit der hiesigen Serie steht.“3071 

Soweit erkennbar, ergaben sich aus den Ermittlungen in Thüringen zunächst keine 

Hinweise, die in Sachsen bearbeitet wurden. Lediglich der Zeuge Flemig gab an, dass in dem 

Zusammenhang thüringische Kollegen nach Zwickau gekommen seien, wobei er sich dessen 

aber nicht mehr sicher war.3072 

 

(b) F a l l  1 4  — S p ar k a s s en - F i l i a l e  i n  E i se na c h  a m 4 .  N ov e mb er  2 0 11  

Nur knapp zwei Monate nach der Tat in Arnstadt ereignete sich am 4. November 2011 von 

etwa 09.15 bis 09.20 Uhr im thüringischen Eisenach am Nordplatz 13 erneut ein Überfall 

durch zwei maskierte und bewaffnete Männer auf eine Sparkassen-Filiale. Während des Über-

falls wurde der Filialleiter durch den Schlag eines Waffenknaufs zum Kopf verletzt, er erlitt 

eine Platzwunde und ging zu Boden. Die Täter erbeuteten 71.920,00 Euro und flohen.3073 Da-

für nutzten sie zunächst, wie bei zurückliegenden Taten auch, Fahrräder. Erstmals in der 

Raubserie konnte nun aber ein Zeuge konkrete Angaben machen zu einem darüber hinaus 

genutzten Fahrzeug: Demnach verluden die Täter ihre Fahrräder in ein Wohnmobil, das rund 

600 Meter vom Tatort entfernt abgestellt gewesen sei und dessen Kennzeichen mit einem „V“ 

(Vogtlandkreis) begonnen habe.  

                                                        
3069 ADS 373, Ordner 12, Bl. 1613. 
3070 Ebd., Bl. 1615. 
3071 Ebd., Bl. 1614. 
3072 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 12. 
3073 ADS 736, Ordner 13, entspr. SAO 52, Bl. 4, 6. 
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Im Zuge der ersten Fahndungsmaßnahmen wurde ein solches Wohnmobil mit dem 

amtlichen Kennzeichen V-MK 1121 gegen 12.05 Uhr im nördlichen Bereich Eisenachs im 

Ortsteil Stregda durch eine Funkwagenbesatzung festgestellt.3074 Die Streifenbeamten nahmen 

das Wohnmobil in Augenschein, wobei sie zunächst eine Art Bewegungs- und daraufhin drei 

Knallgeräusche wahrnahmen, bei denen es sich mutmaßlich um Schussabgaben handelte. In-

folge des letzten Knallgeräuschs waren das Herausfliegen eines Teils der Deckenverkleidung 

und kurz darauf Flammen zu erkennen.3075 Die Personen im Inneren des Wohnmobils könnten 

die Annäherung der Polizeibeamten direkt optisch, aber auch mithilfe zweier eigens ange-

brachter Überwachungskameras oder durch einen mitgeführten BOS-Funkscanner bemerkt 

haben.3076 Daraufhin versuchten sie offenbar, das Feuer auf die Beamten zu eröffnen. Dafür 

spricht eine im Inneren des Wohnmobils gesicherte 9-Millimeter-Hülse, die nachweislich mit 

einer ebenfalls dort befindlichen Maschinenpistole „Pleter 91“ verschossen wurde, wobei eine 

darin befindliche Patrone zwischen Verschluss und Lauf eingeklemmt wurde. Unmittelbar 

zuvor nach einer Schussabgabe zerlegte Geschossmantelteile wurden auf dem Fahrersitz, im 

Fahrerraum und an einer Gummidichtung der Fahrertür festgestellt. Anhand einer Rekon-

struktion des Schusskanals ist anzunehmen, dass auf die sich annähernden Polizeibeamten 

gezielt worden war, jedoch der erste Schuss nicht nach außen drang und durch den Türrahmen 

der Fahrertür abgelenkt wurde, wobei sich das Projektil zerlegte. Der nächste Schussversuch 

führte zu einer Zuführstörung der Waffe. Ohne diese Störung hätte aus der Waffe, in deren 

Magazin sich noch 28 Patronen befanden, ein Dauerfeuer mit großer Streuwirkung abgegeben 

werden können. Im Ergebnis der kriminaltechnischen Untersuchung erfolgte das Inbrandset-

zen des Wohnmobils, das zu einem wirtschaftlichen Totalschaden führte, zu einem nicht mehr 

exakt feststellbaren Zeitpunkt, wobei der Brand vorsätzlich im Inneren gelegt worden war. 3077 

Nach den Löscharbeiten wurden im Inneren des Fahrzeuges zwei Tote festgestellt. Die 

später als Böhnhardt identifizierte Leiche wurde liegend im Aufenthaltsraum, etwa in Höhe 

des Eingangsbereichs, aufgefunden, wobei er einen Kopfschuss erhalten hatte, der durch den 

linken vorderen Schläfenbereich führte und ein Aufreißen der rechten oberen Kopfhälfte nach 

sich zog. Das Geschoss drang durch das Dach des Wohnmobils nach außen. Unter der Leiche 

wurde eine – in dem Zusammenhang nicht verwendete – Pumpgun „Mossberg Maverick“ 

festgestellt.3078 Die zweite, später als Mundlos identifizierte Leiche wurde im hinteren Innen-

                                                        
3074 Ebd. 
3075 ADS 736, Ordner 13, entspr. SAO 59.1, Bl. 4 f. 
3076 Ebd., Bl. 11 f. 
3077 Ebd., Bl. 12–14. 
3078 Ebd., Bl. 10. 
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raum sitzend aufgefunden, wobei er einen Kopfschuss erhalten hatte, der durch den Mund 

führte und ein Aufplatzen der Schädeloberseite nach sich zog. Auch dieses Geschoss drang 

durch das Dach des Wohnmobils nach außen. Vor der Leiche befand sich, im Gang liegend, 

eine geladene Pumpgun „Winchester 1300 Defender“, mit der nachweislich die tödlichen 

Schüsse auf beide Männer abgegeben worden waren.3079 Das weitere Spurenbild und die 

Schussbeschädigungen im Wohnmobil stehen im Ergebnis der durchgeführten kriminaltech-

nischen Untersuchungen im Einklang mit dem mutmaßlichen Ablauf und den tödlichen 

Schussabgaben. Demnach wurde zunächst Böhnhardt, vermutlich in stehender Haltung, durch 

Mundlos erschossen. Mundlos repetierte sodann die Waffe und brachte sich, vermutlich in 

sitzender oder hockender Haltung, selbst einen tödlichen Schuss bei.3080 Die Tatsache, dass 

die dabei gezündete Hülse noch ausgeworfen wurde, obwohl Mundlos nicht mehr in der Lage 

gewesen sein kann, die Waffe zu repetieren, ist damit zu erklären, dass nach der Schuss- 

abgabe die Flinte nach unten fiel, der Pistolengriff auf dem Boden aufschlug und sich durch 

die Krafteinwirkung der Verschluss öffnete. Kriminaltechnische Versuche des BKA zeigen, 

dass dies möglich ist.3081 Eine der Leichen wurde noch am 4. November 2011 anhand von 

Fingerabdrücken als Uwe Mundlos identifiziert. Hinweise zur Identität der zweiten Leiche 

ergaben sich zunächst indiziell durch Angaben der sodann vernommenen Eltern des Mundlos, 

wonach es sich um Uwe Böhnhardt handeln könne. Dies wurde durch einen DNA-Vergleich 

mit dessen Eltern verifiziert.3082 

 

(c) Z e i t n ah e s  B e k a nn t we r d e n  b e i  d e r  K PI  Z w ic k a u   

Aus dem Lagefilm des Führungs- und Leitzentrums der damaligen PD Südwestsachsen ergibt 

sich, dass die Information, wonach es in Eisenach zu einem Überfall gekommen war, am 

4. November 2011 spätestens um 10.17 Uhr – also nur rund eine Stunde nach der Tat – dem 

Leiter des Zwickauer Raubkommissariats Leucht bekannt wurde. Die Erstinformation bestand 

in dem Hinweis auf „Raubstraftat im Bereich Eisenach/Th, bei dem [sic!] ein Wohnmobil mit 

V-Kennzeichen eine Rolle spielen soll.“3083 Um 10.29 Uhr wurde ergänzend vermerkt: „Heu-

te gegen 09:20 Uhr kam es in Eisenach zu einen Raubüberfall auf ein Geldinstitut. Täter 

flüchteten mit einem weißen WoMo mit V-Kennzeichen. Tat steht im Zusammenhang mit 
                                                        
3079 Ebd., Bl. 9. 
3080 Ebd., Bl. 12, 16. 
3081 Ebd., Bl. 16. 
3082 ADS 736, Ordner 13, entspr. SAO 52, Bl. 7. 
3083 ADS 52, Ordner 1, Bl. 1. 
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einer Serie von Überfällen auf Geldinstitute im Bereich Thüringen und Sachsen.“ Um 

12.52 Uhr wurde nachgetragen: „Bei Eisenach wurde ein weißes Wohnmobil durch Polizei 

aufgebracht. Es hat einen Schusswechsel gegeben; zwei Tote (TV) und Wohnmobil 

brennt.“3084 Im weiteren Tagesverlauf, noch vor den Ereignissen in der Zwickauer Frühlings-

straße (→ KAP. II.5), wurden BeamtInnen des Raubkommissariats eingebunden in Ermitt-

lungsmaßnahmen, die sich auf das in Sachsen entliehene Wohnmobil bezogen. 

Bei keiner anderen Tat im Fallkomplex erfolgte eine Informationsübermittlung über 

Dienststellen und erst recht über Bundesländergrenzen hinweg so schnell wie nach dem Über-

fall in Eisenach. Zum Informationseinlauf am 4. November 2011 gab der Zeuge Leucht, der 

offenbar als erster sächsischer Beamter Kenntnis erhalten hatte, an: 

„Zeuge Christian Leucht: […] Wir haben gleichzeitig aber [nach dem Überfall in Arn-

stadt] darauf hingewiesen – aufgrund der relativ geringen Beute von 17 000 Euro –, 

dass damit zu rechnen ist, dass es einen weiteren Anfall in dem Bereich geben würde. 

Dieser erfolgte dann am 04.11.2011, und zwar der Überfall auf die Filiale in Eisen-

ach, wovon ich gegen 10 Uhr selbst durch den Kollegen Wötzel von der KPI Gotha 

informiert wurde. Mir wurde mitgeteilt, dass beide Täter mit Fahrrädern vom Tatort 

geflüchtet sind und die Fahrräder laut Zeugenaussage in ein Wohnmobil mit 

V-Kennzeichen verladen haben sollen, um damit die Flucht fortzusetzen.“3085 

Daraufhin habe man mit der zuständigen Zulassungsstelle im Vogtlandkreis Kontakt 

aufgenommen und eine Aufstellung sämtlicher Wohnmobile mit V-Kennzeichen anlegen las-

sen, was aber sehr viele Treffer ergeben habe. Gegen 13 Uhr habe die KPI Gotha das voll-

ständige Kennzeichen sowie den Umstand mitgeteilt, dass das Wohnmobil in Brand geraten 

und die darin befindlichen Personen tot seien. Auf Bitte der KPI Gotha habe man Ermittlun-

gen zum Vermieter des Wohnmobils angestellt, wobei sich herausstellte, dass dieses auf den 

Namen Holger Gerlach entliehen worden war. Dies habe man wiederum der KPI Gotha mit-

geteilt. Damit war die Beteiligung sächsischer BeamtInnen – zunächst – erledigt: 

„Weitere Maßnahmen waren an diesem Punkt für den Bereich Sachsen vorerst 

nicht erforderlich, und wir haben uns dann zusammen mit der KPI Chemnitz darauf 

                                                        
3084 Ebd. 
3085 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 15.05.2017, S. 5. 
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vorbereitet, in der Folgezeit nach Thüringen zu fahren und die Sache gemeinsam 

abzuklären.“3086 

Auf nochmaliges Befragen bekräftigte der Beamte Leucht, es sei nach dem Überfall in 

Arnstadt, in dessen Folge sich RaubermittlerInnen der KPI Zwickau an die KPI Gotha ge-

wandt hatten, vereinbart worden, dass er im Falle einer erneuten Raubtat in dieser Gegend 

Bescheid erhalten würde. Dies sei dann am 4. November 2011 tatsächlich und wie vereinbart 

zeitnah erfolgt: 

„Es war in der Folge von Arnstadt ausgemacht, dass wir auch umgehend eine Infor-

mation kriegen, falls dort unten, in dem Bereich, wieder etwas passiert. – Und das ist 

so gekommen. Ich habe die Information vom Kollegen Wötzel gekriegt und habe dem-

zufolge, weil sich hier aus der Sache selber, aus der Lage heraus auch Maßnahmen 

für uns hätten ergeben können, das Lagezentrum informiert.“3087 

Auf die Frage, woraus nach dem Überfall in Arnstadt die Vermutung resultierte, es 

könne in Thüringen in absehbarer Zeit zu einem erneuten Überfall kommen, gab der Zeuge 

an, es habe sich bloß um eine Vermutung gehandelt: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Und zwar haben Sie in der vergangenen Sitzung, als 

es um den Überfall am 7. September in Arnstadt ging, berichtet, es habe die Vermu-

tung bestanden, es könnte bald zu einem weiteren Überfall in Thüringen kommen. Ich 

würde gern wissen, woher Sie diese Vermutung genommen haben oder womit Sie die 

Vermutung begründet haben. 

Zeuge Christian Leucht: Ich würde es einfach als kriminalistische Erfahrung, als Intu-

ition bezeichnen. Also, es gab jetzt nichts, wo du sagen kannst: Es war in irgendeiner 

Form mit irgendwas zu begründen, was feststand. Ich sage mal: Aus der Erfahrung 

heraus, aus dem Bauchgefühl. […] 

Lutz Richter, DIE LINKE: Trotz alledem würde ich gern noch wissen, […] ob Sie das 

auch lokal eingegrenzt haben, also dass Sie sagten: Na ja, nach alldem, wie man sich 

das so vorstellt, könnte in diesem Bereich jetzt ein neuer Überfall geschehen. 

                                                        
3086 Ebd., S. 6. 
3087 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 19.06.2017, S. 4 f. 
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Zeuge Christian Leucht: Das wäre Kaffeesatzleserei gewesen, weil wir hatten den 

Ausreißer nach Stralsund, der völlig aus heiterem Himmel kam. Es hätte sonst wo pas-

sieren können, sage ich jetzt mal so. Also, es gab keinerlei Hinweise darauf, dass in 

Thüringen die nächste Handlung dort passiert. Wir hatten ja dann nach Stralsund 

auch wieder Ruhe gehabt.“3088 

Diese Darstellung bestätigte der weitere Zwickauer Raubermittler Flemig grundsätz-

lich, wobei er darüber hinaus angab, dass die KollegInnen in Thüringen auf die Vermutung 

hin, es könne zu einer erneuten Tat kommen, sogar „spezielle Einsatzvarianten“ entwickelt 

hätten: 

„Zeuge Volker Flemig: […] Nun war es der Umstand, dass die Täter in Arnstadt nur 

circa 17.000 Euro erbeuteten – ein Betrag, der denen wohl nicht reichen dürfte. Die 

Kollegen in Thüringen ließen sich sehr schnell davon überzeugen, dass es zeitnah zu 

einem weiteren Überfall kommen könnte. Allerdings: Die Filiale in Arnstadt wurde 

nicht als möglicher erneuter Tatort angesehen, da die Täter dort an einem sogenann-

ten Automatischen Kassentresor scheiterten, also nur die Bargeldbestände vorn – aus 

dem ‚Kassentresen‘, sage ich jetzt mal – erbeuten konnten. Vielmehr musste man zu-

mindest damit rechnen, dass die Täter vor dem Überfall in Arnstadt den Bereich nach 

geeigneten Objekten sondiert hatten und nun ein weiteres angehen würden. 

Die Kollegen in Thüringen entwickelten daher spezielle Einsatzvarianten für den Fall, 

dass die Täter wieder zuschlagen. Tatsächlich ereignete sich dann, am 04.11.2011, ein 

Überfall auf eine Sparkassenfiliale in Eisenach, worüber wir zeitnah telefonisch durch 

die KPI Gotha, zuständig für die Bearbeitung des Überfalls in Arnstadt, informiert 

wurden. Die Täter waren abermals mit Fahrrädern geflüchtet. 

Kurz darauf erreichte uns der nächste Anruf aus Gotha, wonach die Täter in einem 

Wohnmobil mit Vogtland-Kennzeichen unter Mitnahme der Fahrräder ihre Flucht 

fortgesetzt hatten. Aus diesem Grunde wurde durch uns sofort eine Auflistung aller 

Wohnmobile mit Vogtland-Kennzeichnen von der Kfz-Zulassungsstelle Plauen ange-

fordert, welche jedoch eine erhebliche Anzahl von Fahrzeugen aufwies. 

Etwa mittags ging die Information der KPI Gotha ein, dass in Eisenach ein Wohn- 

mobil mit dem amtlichen Kennzeichen V-MK 1121 durch Einsatzkräfte festgestellt 

                                                        
3088 Ebd., S. 3. 
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worden war, wobei auch Schüsse gefallen seien. Das Wohnmobil sei in Brand geraten, 

und die Täter wären offenbar tot.“3089 

Weiter gab der Zeuge Flemig an, die Information über die Tat in Eisenach sei seiner 

Erinnerung nach nicht erst, wie sich dies aus dem Lagefilm der damaligen PD Südwestsach-

sen ergibt, etwa eine Stunde nach dem Überfall, sondern sogar noch rascher nach Zwickau 

übermittelt worden: 

„Mirko Schultze, DIE LINKE: Für mich eine abschließende Frage in dieser Runde: 

Wann haben Sie von dem Ereignis in Eisenach erfahren? 

Zeuge Volker Flemig: Über den Kollegen von Arnstadt, also Gotha, Kripo Gotha. Der 

hat uns dann ja sofort angerufen, nachdem die Tat passiert ist. Vielleicht zehn Minu-

ten später hat bei uns das Telefon geklingelt.“3090 

Nach Angaben des Chemnitzer Raubermittlers Merten sei er, nachdem sich die KPI 

Gotha an die KPI Zwickau gewandte hatte, „sofort“ durch den Beamten Leucht informiert 

worden, sodass am Vormittag des 4. November 2011 noch deutlich vor den Ereignissen in der 

Zwickauer Frühlingsstraße in den KPIen Zwickau und Chemnitz das Geschehen in Eisenach 

bekannt war.3091 Diesen raschen Informationsfluss belegt schließlich auch ein Aktenvermerk 

des Beamten Merten, der auf den 4. November 2011 datiert ist und in dem die ihm durch den 

Beamten Leucht übermittelten Informationen zum Tatgeschehen in Eisenach referiert werden. 

Dazu vermerkte Merten folgende Auffassung: 

„Da Unterzeichner nach wie vor überzeugt war, dass es sich bei den Tätern vom 

07.09.11 um die beiden Personen handelt, die auch die Raubserie begangen hatten 

und hier nun noch der Fakt des Wohnmobiles hinzukommt (das nach unserer Version 

seit Beginn der Serie DAS gesuchte Transportfahrzeug gewesen sein könnte, in dem 

sich gut und unauffällig Fahrräder verstauen liessen), wollte Unterzeichner weitere 

Maßnahmen hinsichtlich einer Kontaktaufnahme mit dem Kollegen Wötzel/KPI Gera, 

abspr[e]chen. 

                                                        
3089 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 6 f. 
3090 Ebd., S. 24. 
3091 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 41. 
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Dazu teilte Kollege Leucht mit, dass er [der Beamte Wötzel der KPI Gera] sich schon 

[…] gemeldet und [der Beamte Leucht der KPI Zwickau] daher auch die obigen Er-

kenntnisse [zum Überfallgeschehen in Eisenach] erhalten habe.“3092 

 

II.3.6.3   W e i t e r e r  U mg a ng  m i t  d e n  s ä ch s i s c he n  E r m i t t l u ng s v er f ah r e n  

z u  d e n  R a ub t a t e n  na c h  d em 4 .  N ov e mbe r  2 01 1  

(a) W i e d er a u f na h m e d e s  Z w i c ka u er  V er f ah r en s   

Das unter dem Aktenzeichen 300 UJs 8255/07 bei der Staatsanwaltschaft Zwickau geführte 

Ermittlungsverfahren zu dem Überfall auf eine Sparkassenfiliale in Zwickau am 5. Oktober 

2006 wurde zunächst am 25. Februar 2008 nach § 170 Absatz 2 StPO eingestellt.3093 Auf die 

Verfügung des OStA Illing vom 9. November 2011 wurde die Einstellung aufgehoben und 

dem Verfahren Fortgang gegeben. Dazu wurde vermerkt: 

„Durch KHK Leucht (KPI SWS, K 21) wird mitgeteilt, dass sich im Zusammenhang 

mit den Ermittlungen zur Explosion Frühlingsstr. (310 Js 22128/11) Hinweise dafür 

ergeben haben, dass die dort involvierten Personen auch für den Sparkassenüberfall 

am 05.10.2006 in Zwickau-Eckersbach in Frage kommen.“3094 

Der in Bezug genommene Beamte Leucht gab dazu als Zeuge des 1. UA an, Grund für 

diese hier angenommene Zuordnung sei lediglich die allgemeine Begehungsweise der Taten 

gewesen: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Können Sie noch mal erläutern, auf welcher Grund-

lage dieser Zusammenhang erkannt und vermutet wurde? 

Zeuge Christian Leucht: […] Wir haben eine signifikante Begehungsweise gehabt. 

Das ganze Vorgehen – Waffe, Waffenhaltung – war vom Prinzip her für uns eigentlich 

Grund genug zu sagen: Jawohl, es sind unsere Täter. 

                                                        
3092 ADS 37, Ordner 155, Bl. 14. 
3093 ADS 373, Ordner 11, Bl. 313. 
3094 Ebd., Bl. 315. 



 632 

Das war im Fall Stralsund so, und das war letztendlich dann im Bereich Arnstadt und 

Eisenach genauso.“3095 

Dagegen gab der ebenfalls als Zeuge vernommene StA Illing – der sich aber vermut-

lich geringfügig im Datum irrte – an, es habe zu diesem Zeitpunkt bereits eine Waffe zuge-

ordnet werden können: 

„Zeuge Holger Illing: […] Diese Einstellung wurde am 07.11.2011 aufgehoben, weil 

ich erfahren hatte, dass in dem Wohnmobil in Thüringen eine Waffe gefunden worden 

sei, die zu dieser Straftat passt. Aus diesem Grund am 07.11.2011 aufgehoben, meine 

Einstellung, und das Verfahren zur weiteren Ermittlung an das Kommissariat 21 der 

KPI Zwickau übergeben.“3096 

Ähnliche Angaben machte der Zeuge Wiegner, der allerdings aussagte, dass die 

Zuordnung einer aufgefundenen Waffe zur zurückliegenden Tat in Zwickau erst später 

gelungen sei: 

„Zeuge Uwe Wiegner: […] Nach Auffliegen des NSU ist das Verfahren wieder aufge-

nommen worden, und zwar deshalb, weil am 17. November 2011 bekannt geworden 

war, dass die Schussverletzungen, die der Azubi bei diesem Überfall erlitten hat, von 

einer Waffe stammen, die im Wohnwagen in Eisenach aufgefunden wurde. Das Ver-

fahren ist aufgenommen worden. Es ist dann sogar noch gegen Bekannt eingeleitet 

worden […].“3097 

Insoweit erscheint es als wahrscheinlich, dass der Wiederaufnahme des Zwickauer 

Verfahrens am 9. November 2011 kaum mehr als ein Verdacht zugrunde gelegen haben kann, 

der sich erst später erhärtete. Hernach erging, in Übereinstimmung mit den Angaben des Zeu-

gen Wiegner, am 18. November 2011 die Verfügung, das Verfahren in das Js-Register umzu-

tragen sowie Mundlos und Böhnhardt als Beschuldigte unter dem neu gebildeten Akten- 

zeichen 300 Js 23878/11 zu erfassen.3098 

  

                                                        
3095 1. UA, Protokoll Christian Leucht v. 19.06.2017, S. 9. 
3096 1. UA, Protokoll Holger Illing v. 07.11.2016, S. 14. 
3097 1. UA, Protokoll Uwe Wiegner v. 07.11.2016, S. 10. 
3098 ADS 373, Ordner 11, Bl. 320. 
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(b) Ü b e r n a hm e d e s  Z w i ck a u er  V er f a h r e n s  d u r c h  d en  G B A 

Mit Schreiben vom 25. November 2011 wandte sich der Generalbundesanwalt an die Staats-

anwaltschaft Zwickau und teilte mit, er habe das Ermittlungsverfahren mit diesem Datum 

übernommen.3099 Die in dem Zusammenhang durch den GBA angeforderten Unterlagen ge-

langten allerdings erst mit einer Verzögerung von etwa zwei Wochen dorthin. Eine Erklärung 

dafür geben die weiteren Ausführungen des Zeugen Wiegner: 

„Zeuge Uwe Wiegner: […] Bereits als wir das Verfahren gegen Zschäpe an den GBA 

übergeben haben, haben wir uns ja mit der Kollegin vom GBA unterhalten, und dort 

sind diese Raubüberfälle schon thematisiert worden, und es ist uns schon angedeutet 

worden, dass der GBA prüft, ob er diese Verfahren übernimmt. Das ist dann, am 

25 November, in einem Gespräch zwischen mir und Herrn Salzmann vom GBA bestä-

tigt worden. Vom gleichen Tag ist auch die Übernahmeerklärung des GBA, die der 

Staatsanwaltschaft übersandt wurde. 

Am 29. November 2011 haben Vertreter der Generalstaatsanwaltschaft bei den 

Staatsanwaltschaften in Chemnitz und Zwickau die Verfahren zu den Banküberfällen 

überprüft. Nach meiner Kenntnis sind dort keine Ungereimtheiten, insbesondere auch 

keine Hinweise auf einen rechtsextremistischen Hintergrund dieser Überfälle oder 

Verbindungen zum NSU, festgestellt worden.“3100 

Die demnach zwischenzeitlich bei der GenStA Dresden „überprüften“ Sachakten zu 

dem ursprünglichen Verfahren wurden dem GBA letzthin mit Schreiben vom 6. Dezember 

2011 wie erbeten vorgelegt.3101 Mit demselben Schreiben wurden dem GBA „mit der Bitte 

um Prüfung der Übernahme zum dortigen Verfahren gegen Beate Zschäpe u.a.“ die Akten zu 

dem bei der StA Chemnitz unter dem Aktenzechen 710 UJs 27011/05 geführten „Neuner-

Verfahren“ vorgelegt, das alle weiteren in Chemnitz und Zwickau begangenen und derselben 

Tätergruppe zugeordneten Raubtaten umfasst. 

Der Verfahrensbezug der Tat in Zwickau am 5. Oktober 2006 ergab sich für den GBA 

daraus, dass, wie die Zeugen Illing und Wiegner zutreffend aussagten, in dem Eisenacher 

Wohnmobil ein Revolver „Alfa Proj“ sichergestellt wurde. Dieser wies DNA-Spuren auf, die 

Mundlos und Böhnhardt zugeordnet werden konnten. Nach einem Beschuss dieser Waffe 

                                                        
3099 Ebd., Bl. 321. 
3100 1. UA, Protokoll Uwe Wiegner v. 07.11.2016, S. 10 f. 
3101 ADS 373, Ordner 11, S. 330. 
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durch das BKA konnte kriminaltechnisch belegt werden, dass es sich eindeutig um diejenige 

Waffe handelt, aus der heraus bei der zugrundeliegenden Tat in Zwickau zwei Schüsse abge-

geben wurden.3102 In der Frühlingsstraße 26 in Zwickau wurden darüber hinaus ein Rucksack 

und eine Jacke aufgefunden, bei denen es sich nach optischem Vergleich anhand der Überwa-

chungsaufnahmen mit hoher Wahrscheinlichkeit um einen Teil der Täterbekleidung handelte. 

Bei der Untersuchung der aufgefundenen Jacke wurden überdies Beschädigungen des Gewe-

bes festgestellt, die auf eine Schusseinwirkung aus kurzer Distanz hinweisen.3103 Zwar wur-

den dabei keine Schmauchspuren gefunden, jedoch als schusstypisch bewertete Anhaftungen 

von Blei und Kupfer.3104 

Im Übrigen wurden zu diesem Fall – wie auch zu einigen weiteren Taten – noch nach 

der Übernahme durch den GBA neue Hinweise erlangt. So meldete sich Anfang 2012 ein 

Zeuge, der am Tattag einen Fahrradfahrer beobachtet haben will, bei dem es sich nach seiner 

Einschätzung um Böhnhardt handelte. Diesen habe er neben einem braunen Transporter zu-

sammen mit mehreren weiteren Personen stehen sehen.3105 Während das LKA Sachsen diese 

Beobachtung als unglaubwürdig abtat, schätzte das BKA ein, dass die Beobachtung zutreffen 

könne. Denn der Zeuge beschrieb ein bei der Tat getragenes Bekleidungsstück – nämlich die 

oben genannte Jacke des Schützen – der Farbe nach korrekt, was zu dieser Zeit nicht allge-

mein bekannt war.3106 

 

(c) N i c h t  m e hr  a u f zu f i n d en d e s  S p ur e nm a te r i a l  

In diesem Verfahrenskomplex hatte der Chemnitzer Raubermittler Merten zunächst mit Da-

tum vom 10. November 2011 einen überblickshaften Vermerk zu den Einzeltaten gefer-

tigt.3107 Mit Datum vom 17. November 2011 legte er einen förmlichen Schlussvermerk 

vor.3108 In einem ergänzenden Vermerk vom 25. November 2011 legte er auch eine Übersicht 

des gesammelten und der bis dahin sachbearbeitenden KPI Chemnitz vorliegenden Spuren- 

materials zu den einzelnen Taten vor. Aus dieser Übersicht ergibt sich, dass nicht mehr alle 

nach Aktenlage ursprünglich erlangten Originalspuren vorlagen bzw. in einigen Fällen der 

                                                        
3102 ADS 736, Ordner 6, entspr. SAO 18.2, Bl. 26–30; ADS 736, Ordner 25, entspr. SAO 519, Bl. 451–457. 
3103 ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 13, Bl. 370–373. 
3104 ADS 736, Ordner 20, entspr. SAO 311, Bl. 92.3–92.6. 
3105 ADS 373, Ordner 24, Bl. 108, 110. 
3106 Ebd., Bl. 111, 114. 
3107 ADS 37, Ordner 148, Bl. 39–52. 
3108 Ebd., Bl. 53–56. 
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Verbleib nicht recherchiert werden konnte: Zu den beiden in Zwickau begangenen Taten am 

5. Juli 2001 und am 25. September 2002 lag gar kein Spurenmaterial vor. Ursprünglich waren 

dabei u.a. Schuhabdrücke, eine Faser- und eine DNA-Spur sichergestellt worden. Zu der Tat 

in Chemnitz am 27. Oktober 1999 lagen ein Haar, ein Holzpflock, ein Pulverlöscher und 

diverse Bekleidungsgegenstände nicht mehr vor. Außerdem befanden sich die meisten der an 

mehreren Tatorten gesicherten Teilschuhabdrücke nicht als originale Folienabzüge, sondern 

nur als Fotogramme bei den Akten.3109 Im Hinblick auf das fehlende Haar entstand mit Datum 

vom 18. November 2011 ein gesonderter Vermerk, in dem es heißt: „Im Rahmen einer wie-

derholten Recherche/Rücksprache mit den Kollegen der Kriminaltechnik konnte der Verbleib 

der Haarspur 09 schlussletztendlich [sic!] nicht geklärt werden.“ Nachdem es früher bereits 

erfolglos untersucht worden war, gelangte es demnach zwar zurückliegend über das LKA 

Sachsen zurück an die KPI Chemnitz, wobei ein Übergabeprotokoll aber nicht gefertigt 

worden sei.3110 

Bei der Aufstellung des Spurenmaterials zeigte sich auch, dass nur bei vier der Taten 

im Anschluss an den Alarmeinlauf eine sogenannte Ringalarmfahndung ausgelöst wurde und 

nur bei drei dieser Taten die daraufhin erstellten Kennzeichenlisten noch vorliegen. Bei der 

Ringalarmfahndung handelt es sich nach Angaben des Raubermittlers Merten um ein „übli-

ches Fahndungsmittel“ und eine „Standardmaßnahme“.3111 Dazu führte er auf Nachfrage 

weiter aus: 

„Vors. Patrick Schreiber: […] Jetzt würde mich mal interessieren, warum diese Tabel-

len nur in vier Fällen erstellt wurden […]? 

Zeuge Jens Merten: […] Eins, zwei, drei – also nach meiner Übersicht ist es de facto 

so, dass bei vier Überfällen diese Ringalarmfahndung ausgelöst wurde. Das könnte 

ich so weit bestätigen. 

Vielleicht sollte ich dazu Folgendes erklären: Warum nun nur vier von mehreren aus-

gelöst wurden, dazu kann ich persönlich ohnehin nichts sagen, weil ich nicht der 

Sachbearbeiter oder nicht die Zuständigkeit habe, diesen Einsatz auszulösen. Das geht 

also über das Führungszentrum, das ist deren Sache. Darüber wird unmittelbar in den 

ersten Minuten nach Bekanntwerden des Überfalls entschieden – in der Regel bekom-

                                                        
3109 Ebd., Bl. 65–69. 
3110 Ebd., Bl. 70; beachte dazu auch die weiteren Ausführungen im AbwBer 3. UA, Kap. II.8.3.d, S. 205 f. 
3111 3. UA, Protokoll Jens Merten v. 19.10.2012, S. 5, 29. 
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me ich viel später erst Bescheid, um dann auszurücken, sodass ich zu dieser Frage, 

warum nur vier von zwölf möglicherweise – bzw. bei den Stralsundern habe ich dran-

geschrieben, habe ich keine Kenntnis, da weiß ich es nicht – ausgelöst wurden. Dazu 

kann ich nichts sagen. 

Ich möchte aber vielleicht auf den Fakt hinweisen, dass diese Ringalarmfahndung – 

[…] die ist natürlich schon davon abhängig, in welcher Zeit die Information an die 

Polizei kommt. Es ist sicherlich logisch, wenn ich Ihnen jetzt erkläre, wenn nach 15 

Minuten erst eine Information an die Polizei erfolgt, dass gerade die Sparkasse in 

Chemnitz dort und dort überfallen worden ist, dann muss man sich überlegen: Man 

muss immer zehn Minuten zugeben, 25, 30, 40 – das ist ein immenser Aufwand, den 

man betreiben muss, so eine Ringalarmfahndung. Je größer der Radius wird, ist ja lo-

gisch, desto mehr Leute brauche ich, desto mehr müssen ausfahren, desto mehr Ein-

satzkraftfahrzeuge brauche ich. Dann gibt es da so ein relevantes Verhältnis, wo man 

überlegen muss – ich will nicht sagen: Lohnt sich das noch –, aber ist das effektiv? 

Vielleicht einfach nur das Beispiel: Es gibt tatsächlich Angestellte, die eben nicht als 

Erstes nach so einem Überfall den Vorstand anrufen oder vielleicht die zugeordnete 

Security, sondern tatsächlich auch privat irgendwo, um erst mal ihren Kummer loszu-

werden – ich habe das häufig schon erlebt –, und da ist uns natürlich viel wichtige 

Zeit verlorengegangen. Das ist manchmal auch bei der Auslösung dieser Ringalarm-

fahndung ein Punkt, wo man sagt: Ab einer lange verstrichenen Zeit ist das völlig 

uneffektiv. Aber das ist nur meine theoretische Meinung, die ich ergänzt haben wollte 

[…]. Ich selbst kann nicht einschätzen, warum das hier nur in vier Fällen geschehen 

ist.“3112 

Der Beamte Rechenberg gab in dem Zusammenhang ebenfalls an, die Auslösung des 

Ringalarms obliege dem Lagezentrum: 

„Miro Jennerjahn, GRÜNE: […] Der Herr Merten hat vor einem Jahr ausgeführt, 

dass nur in vier Fällen bei den Banküberfällen auch eine Ringalarmfahndung ausge-

löst wurde. Er konnte allerdings nicht mehr genau sagen, warum das nur in vier Fäl-

len erfolgt ist. Haben Sie daran noch Erinnerungen? Oder können Sie uns das noch 

mal erläutern, warum das nicht in allen Fällen stattgefunden hat? 

                                                        
3112 Ebd., S. 28 f. 
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Zeuge Gunter Rechenberg: Hierzu muss ich sagen: Die Zuständigkeit der Auslösung 

der Ringalarmfahndung liegt ausschließlich beim Polizeiführer im Lagezentrum. Das 

hat also in der Kriminalpolizei überhaupt nichts zu suchen. Natürlich ist es das erste, 

was ich frage, gerade wenn ich am Tatort bin: Hat die Ringalarmfahndung schon 

irgendwelche Erkenntnisse gebracht? – Was natürlich schwierig ist. Es ist so, dass 

nicht in allen Fällen ausgelöst worden ist, weil der Polizeiführer im Lagezentrum 

möglicherweise der Meinung war, wir haben kein Fluchtfahrzeug. Wonach sollen wir 

denn suchen? 

Oder es ist zu viel Zeit vergangen, und es macht keinen Sinn mehr. Das sind alles 

Punkte, darüber kann man sich streiten, weil das Täterverhalten – weil man nicht 

weiß, wie sich der Täter verhält. Wir hatten Täter, die bleiben in der Nähe der über-

fallenen Bank in einem Lokal sitzen und trinken gemütlich einen Kaffee und warten, 

bis die Fahndungsmaßnahmen vorbei sind. Oder es gibt andere Täter, die innerhalb 

von zehn Minuten die Autobahn erreicht haben. Da können Sie auslösen, wie Sie wol-

len. Dann sind die über alle Berge.“3113 

Für den Bereich der KPI Zwickau gab der Zeuge Otto an, die Ringalarmfahndung 

habe zum „Standardrepertoire“ gehört. Bei der Meldung eines Überfalls sei diese Maßnahme 

seiner Kenntnis nach automatisch ausgelöst worden.3114 

 

(d) Ü b e r n a hm e d er  ü b r ig e n  V er f a h r en  d u r c h  d e n  G B A 

Nachdem der Generalbundesanwalt bereits im Zuge der Übernahme des Verfahrens zu dem 

am 5. Oktober 2006 begangenen Überfall in Zwickau auch die Ermittlungsunterlagen zu allen 

weiteren Taten der Raubserie in Chemnitz und Zwickau erhalten hatte, bat der GBA mit 

Schreiben vom 12. Dezember 2011 um eine Aufschlüsselung derjenigen Anhaltspunkte, die 

jeweils für eine Täterschaft von Mundlos und Böhnhardt sprechen. Nach einer daraufhin 

durch das BKA erstellten vorläufigen Darstellung der Raubserie handelte es sich bei den 

maßgeblichen Anhaltspunkten um den Modus Operandi der gesamten Serie, beispielsweise 

die wiederholte Nutzung von Fahrrädern als Fluchtmittel. Hinzu kam das Auffinden von 

Kleidungsstücken in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau, die der Täterbekleidung bei mehreren 

                                                        
3113 3. UA, Protokoll Gunter Rechenberg v. 22.10.2013, S. 33 f. 
3114 1. UA, Protokoll Volker Flemig v. 07.04.2017, S. 5, 21. 
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Einzeltaten zumindest ähnelt, sowie das ebenfalls aufgefundene Ausspähmaterial, das mit 

einigen Einzeltaten in Verbindung gebracht werden kann.3115 Bei der weiteren Prüfung erga-

ben sich für die einzelnen Taten, die bisher im „Neuner-Verfahren“ der StA Chemnitz bear-

beitet wurden, bis zum Zeitpunkt der Übernahme durch den GBA folgende Anhaltspunkte: 

§ F a l l  1  — Chemnitz, 6. Oktober 1999: Fotogramme von zwei Schuhabdruckspuren 

weisen das gleiche Profil auf wie Spuren, die bei dem nachfolgenden Überfall erlangt 

wurden. Die Nutzung eines Motorrads als Fluchtmittel könnte korrespondieren mit 

Angaben von Carsten Schultze, er sei gemeinsam mit Ralf Wohlleben durch das Trio 

beauftragt gewesen, ein Motorrad zu stehlen, was allerdings nicht gelungen sei.3116 

§ F a l l  2  — Chemnitz, 27. Oktober 1999: Auf Kartenmaterial, das in der Frühlings- 

straße 26 aufgefunden wurde, finden sich handschriftliche Markierungen, die jeden-

falls in die örtliche Nähe der überfallenen Filiale führen.3117 

§ F a l l  3  — Chemnitz, 30. November 2000: Aus Aussagen von ZeugInnen liegen 

Täterbeschreibungen vor, die u.a. hinsichtlich Alter, Statur und Größe auf Böhnhardt 

und Mundlos passen. Zur Vermummung wurden charakteristische Dreieckstücher ge-

braucht, wie sie auch in der Frühlingsstraße 26 aufgefunden wurden. Für den Tatzeit-

raum (30. November bis 2. Dezember 2000) war zudem ein Wohnmobil auf den 

Namen André Eminger entliehen worden.3118 

§ F a l l  4  — Zwickau, 5. Juli 2001: Erneute Verwendung der charakteristischen Drei-

eckstücher.3119 

§ F a l l  5  — Zwickau, 25. September 2002: Erneute Verwendung der charakteristischen 

Dreieckstücher. In der Frühlingsstraße wurden mehrere Blankosparbücher aufgefun-

den, die aus der überfallenen Filiale stammen. Aufgefundenes Kartenmaterial enthält 

handschriftliche Markierungen, die auf den Standort der Filiale hinweisen.3120 

§ F a l l  6  — Chemnitz, 23. September 2003: Erneute Verwendung der charakteristi-

schen Dreieckstücher. Darüber hinaus wurden in der Frühlingsstraße 26 weitere Be-

                                                        
3115 ADS 736, Ordner 24, entspr. SAO 514, Bl. 24–28. 
3116 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 339–342. 
3117 Ebd., Bl. 346–348. 
3118 Ebd., Bl. 217–223. 
3119 Ebd., Bl. 229–237. 
3120 Ebd., Bl. 242–250; ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 13, Bl. 57–73. 
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kleidungsgegenstände (zwei Basecaps, eine Jacke und ein Paar Schuhe) aufgefunden, 

die der Täterbekleidung entsprechen. Bei der weiteren Untersuchung des Schuhpaares 

gelang der Nachweis, dass mit diesen Schuhen die am Tatort aufgefundenen Abdrücke 

verursacht worden sein können. Aufgefundenes Kartenmaterial enthält handschriftli-

che Markierungen, die auf den Standort der Filiale hinweisen. Für den Tatzeitraum 

(22. bis 26. September 2003) war abermals ein Wohnmobil auf den Namen André 

Eminger entliehen worden.3121 

§ F a l l  7  — Chemnitz, 14. Mai 2004: Erneute Verwendung der charakteristischen 

Dreieckstücher. Darüber hinaus wurden in der Frühlingsstraße 26 weitere Beklei-

dungsgegenstände (zwei Jacken, zwei Basecaps und ein Schuhpaar) aufgefunden, die 

der Täterbekleidung entsprechen. Ebenfalls wurden dort zahlreiche Reiseschecks auf-

gefunden, die anhand der Seriennummern nachweislich bei diesem Überfall entwendet 

wurden, und zwei einzelne Banknoten, die als sogenanntes Altgeld mit der Bezeich-

nung der Filiale gestempelt waren. Die damals mitgeführte Pumpgun stimmt mit ei-

nem der im Eisenacher Wohnmobil gefundenen Gewehre überein. Aufgefundenes 

Kartenmaterial enthält handschriftliche Markierungen, die auf den Standort der Filiale 

hinweisen. Für den Tatzeitraum (13. bis 18. Mai 2004) war ein Wohnmobil auf den 

Namen Holger Gerlach entliehen worden.3122 

§ F a l l  8  — Chemnitz, 18. Mai 2004: Nach Aussagen von ZeugInnen nahezu identi-

sche Bekleidung wie bei der Tat zuvor. Aufgefundenes Kartenmaterial enthält hand-

schriftliche Markierungen, die auf den Standort der Filiale hinweisen, außerdem eine 

eingezeichnete Route, die mit dem vermutlich tatsächlich genutzten Fluchtweg über-

einstimmt. Die Tat fällt noch in den Ausleihzeitraum des o.g. Wohnmobils.3123 

§ F a l l  9  — Chemnitz, 22. November 2005: In der Frühlingsstraße 26 wurde eine Jacke 

aufgefunden, die der Täterbekleidung entsprechen könnte, außerdem eine Plastiktüte, 

wie sie ebenfalls beim Überfall mitgeführt wurde. Aufgefundenes Kartenmaterial ent-

hält handschriftliche Markierungen, die auf den Standort der Filiale hinweisen. Für 

                                                        
3121 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 222, 256–264; ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 13, Bl. 39; ADS 
736, Ordner 16, entspr. SAO 131.1, Bl. 131. 
3122 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 270–277; ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 13, Bl. 40; ADS 736, 
Ordner 16, entspr. SAO 125, Bl. 65; ADS 736, Ordner 23, entspr. SAO 487, Bl. 499; ADS 736, Ordner 26, 
entspr. SAO 601, Bl. 1725. 
3123 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 283–291; ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 13, Bl. 41. 
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den Tatzeitraum (21. bis 24. November 2005) war ein Wohnmobil auf den Namen 

Holger Gerlach entliehen worden.3124 

Im Hinblick auf die ersten beiden Taten vermerkte das BKA, dass in beiden Fällen 

„aus nicht nachvollziehbaren Gründen nur noch wenige Asservate vorhanden sind und die 

Indizienkette im Vergleich zu den übrigen Fällen der Serie sehr dünn ist.“3125 Insoweit ist in 

einer isolierten Betrachtung der einzelnen Fälle die Zuordnung der anfänglichen Taten 

vage,3126 im Kontext der gesamten Serie und vor dem Hintergrund des typischen Modus Ope-

randi aber schlüssig. Im Übrigen können die meisten der bei den Überfällen verwendeten 

Waffen innerhalb des ab dem 4. November 2011 aufgefundenen NSU-„Arsenals“ als mindes-

tens typengleich wiedererkannt werden. Als starkes Indiz sind die in der Serie wiederholt zur 

Vermummung genutzten Dreieckstücher von Bedeutung: Es handelt sich zwar um ein 

Massenprodukt. Jedoch wurde in eines dieser Tücher, das in der Frühlingsstraße 26 aufgefun-

den wurde, eine helle Kordel eingearbeitet. Dieses entscheidende Individualmerkmal ist auch 

auf Überwachungsaufnahmen zu dem Überfall am 14. Mai 2004 zu erkennen.3127 Im Ergebnis 

der Gesamtbetrachtung übernahm der GBA schließlich am 4. April 2012 alle Fälle zu dem 

gegen Zschäpe u.a. geführten Ermittlungsverfahren.3128 Der an der BAO „Trio“ beteiligte 

Beamte Philipp gab dazu als Zeuge des 1. UA an: 

„Zeuge Swen Philipp: […] Es gab große, große – – Oder: Es hat lange Zeit gedauert, 

bis der GBA diese Banküberfallserie mit übernommen hat. Da haben sie sich ganz 

schwergetan. Aber letztendlich hat sich ja das Bild dann abgerundet, und es sind dann 

sämtliche Banküberfälle – – Zuerst wollten sie immer Zwickau nur. Aber wir hatten 

die Serie ja schon im Vorfeld als Serie ausermittelt. Und es sind dann wirklich alle 

Verfahren auch durch den GBA übernommen worden.“3129 

Die weiteren Raubüberfälle in Eisenach und Arnstadt waren bereits am 11. November 

2011, die beiden Überfälle in Stralsund am 8. März 2012 übernommen worden.3130 

 
                                                        
3124 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 297–304; ADS 736, Ordner 4, entspr. SAO 13, Bl. 39. 
3125 ADS 736, Ordner 3, entspr. SAO 1.1, Bl. 334; vgl. zu dem fehlenden Spurenmaterial auch ADS 736, 
Ordner 23, entspr. SAO 474, Bl. 36. 
3126 ADS 736, Ordner 34, entspr. N 12, Bl. 91–96. 
3127 ADS 736, Ordner 23, entspr. SAO 474, Bl. 53. 
3128 ADS 736, Ordner 24, entspr. SAO 514, Bl. 32. 
3129 1. UA, Protokoll Swen Philipp v. 29.08.2016, S. 66. 
3130 ADS 736, Ordner 13, entspr. SAO 52, Bl. 6, ADS 736, Ordner 16, entspr. SAO 127, Bl. 11, ADS 736, 
Ordner 24, entspr. SAO 514, Bl. 32. 
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(e) Ü b e r p r ü f u n g  w e i t e r e r  un g ek l ä r t e r  R a ub t a t e n  

Nach November 2011 wurden bei der sächsischen Polizei zurückliegende Straftaten im Hin-

blick auf einen möglichen Bezug zum Phänomenbereich der PMK-rechts bzw. zum NSU 

überprüft.3131 Weitere Unterlagen zu diesen Überprüfungen und eventuellen Ergebnissen 

wurden dem 1. UA nicht vorgelegt. Der Zeuge Wiegner gab an, es seien „alle“ zurückliegen-

den ungeklärten Raubtaten geprüft worden: 

„Vors. Lars Rohwer: […] Würden Sie mit heutiger Sicht sagen, man hat ausreichend 

genau noch mal ehemalige Fälle, die ungeklärt gewesen sind, in den Blick genommen 

und auf mögliche Zusammenhänge oder Bezüge zum NSU-Komplex überprüft? 

Zeuge Uwe Wiegner: Also, ich denke schon. Es ist ja so gewesen, dass unter anderem 

alle ungeklärten Mordfälle und auch alle ungeklärten Raubüberfälle noch mal über-

prüft wurden. Nach meiner Erinnerung war es wohl dann sogar so, dass ein Fall, der 

zu dem Zeitpunkt noch nicht bekannt gewesen ist, der Überfall auf den Edeka-Markt in 

Chemnitz, dann dem NSU mit zugeordnet wurde. Also, ich denke, das, was getan wer-

den konnte, ist auch getan worden.“3132 

Soweit der Zeuge den Edeka-Überfall aufführt, wurde dieser aber nicht anhand einer 

systematische Gesamtprüfung, sondern durch das ‚Kopfwissen‘ eines einzelnen Beamten be-

kannt, wobei die Tat dann mithilfe einer kriminaltechnischen Untersuchung vorliegenden 

Spurenmaterials dem NSU zugerechnet werden konnte (→ KAP. II.2.1). Aus den Unterlagen, 

die dem 1. UA vorliegen, ergibt sich ansonsten lediglich, dass beim BKA die dem NSU zuge-

rechneten Raubtaten verglichen wurden mit weiteren insgesamt 86 im gesamten Bundesgebiet 

begangenen und nicht aufgeklärten Raubstraftaten zum Nachteil von Geldinstituten, bei denen 

Ähnlichkeiten – etwa die Begehung durch zwei unbekannte Täter – bestehen. In eine nähere 

Auswertung wurden 30 Fälle einbezogen. Darunter befand sich kein einziger Fall in Sachsen. 

Besonders auffällig waren dabei zwei Taten: Am 24. Juli 2004 kam es zu einem er-

folglosen Überfall auf eine Volksbank-Filiale in Kavelstorf (Mecklenburg-Vorpommern). Das 

Kerntrio hatte zu dieser Zeit einen Pkw angemietet und fuhr verschiedene Campingplätze in 

Schleswig-Holstein, rund 200 Kilometer entfernt vom Tatort, an. Als Unterschied zur Raub- 

serie des NSU wurde der Umstand gewertet, dass drei Personen in Erscheinung traten, die als 

                                                        
3131 Drs. 5/7906, S. 6; Drs. 5/9652, S. 2. 
3132 1. UA, Protokoll Uwe Wiegner v. 07.11.2016, S. 15. 
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Fluchtfahrzeug einen gestohlenen Pkw nutzten. In der Gesamtschau wurde eine Tatbegehung 

durch den NSU daher als „eher unwahrscheinlich“ angesehen3133 – obwohl sich der NSU 

zumindest gestohlener Motorräder als Fluchtmittel bediente; obwohl Hinweise vorliegen, dass 

sich auch an dem Überfall auf die Edeka-Filiale in Chemnitz am 18. Dezember 1998 drei Per-

sonen beteiligt haben könnten; und obwohl auch in der übrigen Raubserie vereinzelt Hinweise 

auf einen dritten Täter vorlagen, selbst wenn sich diese nicht erhärten ließen. Weiterhin her-

vorgehoben wurde ein Überfall auf eine Volksbank-Filiale am 5. August 2004 in Laer (Nord-

rhein-Westfalen), bei dem mehrere tausend Euro erbeutet wurden und bei dessen Begehung 

sich Ähnlichkeiten zum Modus Operandi der hiesigen Raubserie ergaben. Im Zuge von dazu 

durchgeführten Nachermittlungen ergaben sich keine weiteren Hinweise auf einen Zusam-

menhang mit dem NSU.3134 

Jedoch ist ein nicht erbrachter Positivbeweis kein Ausschlussgrund: Die Zurechnung 

des Edeka-Überfalls gelang beweiskräftig, allerdings nur zufällig, nachdem in der Frühlings-

straße 26 Hülsen aufgefunden wurden, die erst eine Zuordnung erlaubten. Auch die anfängli-

chen Einzeltaten innerhalb der hiesigen Raubserie weisen, isoliert betrachtet, nur wenige 

Anhaltspunkte auf, die für eine solche Zuordnung sprechen; sie kann heute vor allem deshalb 

plausibel vorgenommen werden, weil der Serienbezug bereits bei den ursprünglichen Ermitt-

lungen erkannt und nachvollziehbar dokumentiert worden ist. Es ist daher durch nichts 

auszuschließen, dass es weitere Raubtaten des NSU – womöglich auch in Sachsen – gegeben 

haben könnte. 

                                                        
3133 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 8, Bl. 141–148. 
3134 ADS 736, Ordner 33, entspr. N 11, Bl. 159–161; sowie ADS 736, Ordner 34, entspr. N 13, Bl. 205–214. 
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II.4 E r m i t t lu n ge n  in  Sa c h s en  z u  d e n  N S U- A n s ch lä g en  v o r  2 0 11  

Im Zusammenhang mit den seinerzeit ungeklärten Mordanschlägen kam es vor der Enttar-

nung des NSU es zu einem Informationsaustausch ermittelnder Dienststellen – insbesondere 

der 2004 beim BKA eingerichteten Ermittlungsgruppe (EG) „Česká“ und der 2005 beim 

Polizeipräsidium Nürnberg gebildeten Besonderen Aufbauorganisation (BAO) „Bosporus“3135 

– mit mehreren hiesigen Polizeidirektionen und dem LKA Sachsen. Keiner der Tatorte befand 

sich im Freistaat Sachsen, sodass hier auch keine originäre Ermittlungszuständigkeit bestand 

und kein zugehöriges Ermittlungsverfahren geführt wurde. Jedoch wurden über den obligato-

rischen Fernschreibverkehr hinaus auf jeweilige Anforderungen Ermittlungsersuchen bearbei-

tet und in geringem Umfang Hinweise in Sachsen erlangt. 

 

II.4.1 I n f o r m at io n s a u s t a u s c h  ü b er  d a s  L K A S a c h s en  

II.4.1.1   E in g e he n d e  I n f o r ma t io n en  

Beginnend mit der Gründung der BAO „Bosporus“ gingen beim LKA Sachsen von 2005 bis 

2008 mehrere Fernschreiben ein, die über den Ermittlungsstand informierten und die in der 

Regel durch das LKA an alle Polizeidirektionen des Freistaates Sachsen und das SMI weiter-

gesteuert wurden. 

 

(a) I m  J a h r  20 0 5  

Das chronologisch erste (noch) vorliegende Fernschreiben vom Juli 2005 – nach bisher sieben 

Taten in der Česká-Mordserie – informierte über die Bildung der BAO „Bosporus“. Das LKA 

Sachsen vermerkte dazu, dass die Motivlage im spekulativen Bereich liege und die Opfer der 

Mordserie in sächsischen Landesdateien nicht eingespeichert seien. Die BAO bitte nunmehr 

um Unterstützung bei der Ergründung der „derzeit ungeklärten Motivlage für die Straftaten.“ 

In dem Zusammenhang wurde um die Übermittlung von Personendaten „aus dem Milieu“ 

gebeten, die seit März 2005 insbesondere in den Bereichen Glücksspiel, Wettbüros, Drogen 

und Rotlichtmilieu bekannt wurden, wobei insbesondere türkische und griechische Männer zu 

berücksichtigen seien. Diese Daten sollten an das Dezernat 32 („Polizeiliche Auswertung und 

                                                        
3135 AbschlBer UA-BT I, S. 514 f., 519. 
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Information“) des LKA Sachsen mit dem Ziel übersandt werden, sie der BAO zuzuleiten. 

Darüber hinaus wurde aufgefordert, in Zukunft aufgefundene Schusswaffen bestimmter Art 

zeitnah zu untersuchen zu lassen, um einen Tatzusammenhang rasch erkennen zu können.3136 

Dieses Fernschreiben wurde dem 1. UA bekannt aus einer Sammlung von Unterlagen der 

früheren PD Oberes Elbtal-Osterzgebirge. In den Unterlagen des LKA Sachsen befand sich 

dieses Dokument nicht. Es existieren keine Unterlagen zu einem möglichen Rücklauf auf das 

Ersuchen an die Polizeidirektionen, Personendaten zusammenzustellen. 

Ebenfalls im Juli 2005 ging beim LKA Sachsen ein Fernschreiben des LKA Bayern 

ein, das erneut an alle sächsischen Polizeidirektionen ausgesteuert wurde. Dieses Schreiben 

enthält eine Art Fahndungskonzept, das es erleichtern sollte, mögliche künftig begangene 

Taten der Česká-Mordserie zuzuordnen. Als charakteristisch für solche Taten wurde u.a. der 

Umstand bezeichnet, dass ein Motiv nicht erkennbar sei. Jedoch solle ein spezifisches Täter-

profil („mit hoher Wahrscheinlichkeit Ausländer“ und Fahrzeug mit „ausländischem Kenn-

zeichen“) berücksichtigt werden.3137 

Im November 2005 ging im LKA Sachsen schließlich ein Fernschreiben der BAO 

„Bosporus“ ein, in dem u.a. mitgeteilt wurde, es stehe bei dem jüngsten Mordfall – der Tö-

tung von İsmail Yaşar am 9. Juni 2005 in Nürnberg – fest, dass die beiden unbekannten Täter 

Fahrräder als Fortbewegungsmittel genutzt hätten, was in Erweiterung des bisherigen Fahn-

dungskonzepts berücksichtigt werden solle. Das Fernschreiben enthält eine Nachfrage, ob bei 

Dienststellen zu tatrelevanten Zeiten TKÜ-Maßnahmen „gegen türkische Täter“ durchgeführt 

worden seien, aus denen sich „entsprechende Andeutungen“ zu der Serie ergeben.3138 Rück-

läufe sächsischer Polizeidienststellen zu dieser Fragestellung sind anhand der Unterlagen, die 

dem 1. UA vorliegen, nicht zu erkennen. 

 

(b) I m  J a h r  20 0 6  

Im April 2006 – kurz nach der Tötung von Mehmet Kubaşık am 4. April 2006 in Dortmund 

und von Halit Yozgat am 6. April 2006 in Kassel – ging eine neuerliche Lagemeldung der 

BAO „Bosporus“ beim LKA Sachsen ein, die in diesem Falle auch an das LfV Sachsen wei-

tergesteuert wurde. In dem Schreiben wurde erneut betont, dass der oder die Täter „mit hoher 

                                                        
3136 ADS 43, Ordner 24, Bl. 19–21. 
3137 Ebd., Bl. 23. 
3138 Ebd., Bl. 35 ff. 
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Wahrscheinlichkeit Ausländer“ seien und ein Fahrzeug mit „ausländischem Kennzeichen“ 

nutzen würden. Ergänzend zum bisherigen Fahndungskonzept bat die BAO, im Falle künfti-

ger Taten bei der Tatort- und Spurenarbeit sowie insbesondere bei der Untersuchung der 

Wohnung und der Geschäftsräume des Opfers auf Betäubungsmittelspuren zu achten. Einer 

Ergänzung des LKA Sachsen zufolge lägen in sächsischen Auskunftssystemen auch zu dem 

jüngsten Mordopfer keine Daten vor.3139 

Im Juli 2006 erreichte das LKA Sachsen außerdem eine von der BAO „Bosporus“ zu-

sammengestellte, polizeiinterne „Handlungsanleitung“.3140 Sie verfolgte das Ziel, „bei mögli-

chen weiteren Taten im Bundesgebiet ein unverzügliches Erkennen der Serienzugehörigkeit 

zu gewährleisten und in der Folge zu einem umfassenden und effektiven Erstangriff beizutra-

gen.“3141 Insbesondere solle im Rahmen der Tatortbereichsfahndung geachtet werden auf 

„zwei männliche Fahrradfahrer im Alter zwischen 25 und 35 Jahren, schlanke, sport-

liche Erscheinungen, ordentliches, sauberes Äußeres. Nutzen neuwertige Fahrräder, 

sind ca. 1,80-1,90 m groß, tragen möglicherweise sportliche, moderne, schwarze 

Bekleidung und führen Rucksäcke mit […]“, 

ferner auf „im näheren Tatartbereich abgestellte Fahrzeuge“ und auf Personen, die „in 

der Nachtatphase Fahrräder in Fahrzeuge verladen“.3142 Innerhalb des Dokuments werden 

Hinweise auf ein mögliches Motiv oder die Herkunft der unbekannten Täter nicht gegeben. 

Die Handlungsanleitung wurde allen Polizeidirektionen im Freistaat Sachsen zugeleitet. 

Im August 2006 übermittelte das BKA dem LKA Sachsen ein mehrsprachiges Fahn-

dungsplakat. Es wurde an alle sächsischen Polizeidirektionen mit dem Ziel weitergeleitet, im 

Rahmen einer Öffentlichkeitsfahndung durch Verteilen und Aushängen aus der Bevölkerung 

Hinweise zu den Taten, zur Herkunft der verwendeten Tatwaffen und zu möglichen Verdäch-

tigen zu gewinnen.3143 Der dazu eingangs entstandene Schriftwechsel mit dem BKA befindet 

sich nicht in den Unterlagen, die dem 1. UA vorliegen. Hinweise darauf, dass das Plakat tat-

sächlich, wie vorgesehen und durch das BKA erbeten, ausgehangen wurde, liegen nur für den 

Bereich der (damaligen) PD Chemnitz-Erzgebirge und PD Südwestsachsen vor.3144 

                                                        
3139 Ebd., Bl. 26 ff. 
3140 ADS 43, Ordner 25, Bl. 68. 
3141 ADS 43, Ordner 24, Bl. 9 ff. 
3142 Ebd., Bl. 13. 
3143 Drs. 5/10993, S. 3. 
3144 ADS 43, Ordner 22, Bl. 23, 56. 
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(c) I m  J a h r  20 0 7  

Im Januar 2007 leitete das LKA Sachsen einen durch die BAO „Bosporus“ erstellten „Präven-

tionsflyer“ an alle sächsischen Polizeidirektionen und u.a. auch an das Bereitschaftspolizei-

präsidium weiter. Zu dem Dokument heißt es, Zielgruppe der „präventiven Informationen 

sind mit Blick auf die bisherigen Tatorte türkische Kleingewerbetreibende in Städten ab 

200.000 Einwohnern.“3145 Der Flyer war zur öffentlichen Verteilung oder zum Aushang ge-

dacht und lag in deutscher und türkischer Sprache vor.3146 Inwieweit der Flyer tatsächlich, wie 

erbeten, in Sachsen zu Verteilung kam, ist anhand der Unterlagen, die dem 1. UA vorliegen, 

nicht näher nachzuvollziehen. 

Im Februar 2007 erreichte das LKA Sachsen ein sodann an alle sächsischen Polizeidi-

rektionen gesteuerter Hinweis der BAO „Bosporus“, in dem vor einem „notorische[n] Hin-

weisgeber“ namentlich gewarnt wird, der unrichtige Angaben über einen angeblichen 

Verdächtigen mache.3147 

Im Juni 2007 ging beim LKA Sachsen ein Fernschreiben des BKA ein. Darin wurde 

an ein bereits vor einem Jahr ausgesandtes Schreiben erinnert, worin alle Landeskriminaläm-

ter, also auch das LKA Sachsen, gebeten wurden, sämtliche seit Mitte 2001 in Gewahrsam 

genommenen 6,35-mm-Pistolen einem Beschuss zuzuführen.3148 Das ursprüngliche Schreiben 

aus dem Vorjahr befindet sich nicht bei den Unterlagen, die dem 1. UA zugänglich sind. 

Erkennbar ist aber, dass – nach der wiederholten Aufforderung – durch das LKA Sachsen 

eine Liste mit insgesamt neun in Sachsen aufgefundenen Waffen des gesuchten Kalibers an 

das BKA übersandt wurde. Diese Waffen waren bis dato nur zum Teil dem geforderten 

Beschuss unterzogen worden.3149 

 

  

                                                        
3145 ADS 43, Ordner 24, Bl. 1 f. 
3146 Ebd., Bl. 5 f. 
3147 Ebd., Bl. 16. 
3148 ADS 43, Ordner 25, Bl. 59 f. Eine damals noch nicht näher bekannte Waffe dieses Kalibers war bei der 
ersten und der dritten Tat der Mordserie neben der Česká-Pistole verwendet worden. 
3149 Ebd., Bl. 61. 
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(d) I m  J a h r  20 0 8  

Bei den chronologisch letzten Informationen, die das LKA Sachsen zur Česká-Mordserie er-

reichten und dort noch vorliegen, handelt es sich um zwei Fernschreiben, in denen im Juli 

2008 über die Auflösung der Soko „Netz“ in Hamburg und der MK „Café“ in Kassel infor-

miert wurde, die zu den dort begangenen Morden ermittelt hatten.3150 

 

(e) U n v o l l s t ä n d i g ke i t  d e r  U n t e r l a g en  

Der insoweit dokumentierte Informationsaustausch ist offensichtlich unvollständig. Eine zu 

dem Thema angelegte „Informationssammlung“ des LKA Sachsen, die dem 1. UA vorliegt, 

umfasst nur den Zeitraum 2005 bis 2008.3151 Einige zugehörige Dokumente lagen dort nicht 

(mehr) vor, sondern nur noch in den Unterlagen der Polizeidirektionen Dresden, Oberes Elb-

tal-Osterzgebirge und Chemnitz-Erzgebirge.3152 Mithin nehmen einige Schriftstücke Bezug 

auf einen vorgängigen Erkenntnisaustausch, der schriftlich gar nicht mehr aufzufinden ist.3153 

Der Zeuge Wichitill gab etwa an, ihm seien dienstlich wenigstens sechs Lageberichte der 

BAO „Bosporus“ bekannt gewesen, die er auch analysiert und ausgewertet habe.3154 Damit 

standen der Polizei in Sachsen tatsächlich mehr Lageberichte zur Verfügung, als sich anhand 

der Unterlagen insbesondere des LKA Sachsen heute noch nachvollziehen lässt. Darüber hin-

aus gab beispielsweise im früheren 3. UA der Zeuge Georgie an, er habe bereits Anfang der 

2000er Jahre, d.h. zu Beginn der Mordserie, im Zuge des – mangels Unterlagen für den 1. UA 

nicht mehr nachvollziehbaren – polizeilichen Informationsaustauschs von zugehörigen Taten 

Kenntnis erhalten: 

„Klaus Bartl, DIE LINKE: […] Können Sie sich noch erinnern, wann Ihnen zum ers-

ten Mal diese Problematik mit der Čèská bekannt geworden ist? 

Zeuge Jürgen Georgie: Das liegt sehr lange zurück. Das ist mir durch einen allgemei-

nen Fahndungsaufruf, durch Öffentlichkeitsfahndung und polizeilichen Informations-

austausch – hier würde ich sagen: okay, Öffentlichkeitsfahndung nach innen für die 

Polizei – bekannt gewesen, seit es die Ermittlungsgruppe ‚Čèská‘ beim BKA gegeben 

                                                        
3150 Ebd., Bl. 16, 18. 
3151 ADS 43, Ordner 22, Bl. 94. 
3152 D.i. ADS 43, Ordner 23 und 24 sowie 26 und 27. 
3153 ADS 43, Ordner 24, Bl. 1 f. 
3154 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 3 f. 
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hat und ein Fahndungsplakat dazu erstellt wurde und die Dienststellen dazu informiert 

wurden. Ich kann nicht ganz ausschließen, dass das auch schon vorher der Fall 

gewesen ist, im Zusammenhang mit den Ermittlungen der bayerischen Kollegen, 

weil dieselbe Tatwaffe benutzt worden ist. Inwieweit sie zu dem Zeitpunkt schon 

identifiziert werden konnte, bleibt für mich offen. Ich kenne aber die Sachverhalte 

aus dieser Jahrtausendwende heraus, 2000/2001. Da sind die entsprechenden Fahn-

dungsaufrufe dienstlich über den entsprechenden Informationsaustausch auch mir 

bekannt geworden.“3155 

 

II.4.1.2   Z e n t r a l e  Ko or d in i e r un g  b e i m L K A S a ch s e n  

Mit der Aussteuerung des o.g. Fernschreibens von April 2006 an die sächsischen Polizeidirek-

tionen informierte das LKA Sachsen zugleich darüber, dass für möglicherweise im Freistaat 

Sachsen erlangte Hinweise zur Česká-Mordserie das Dezernat 71 des LKA Sachsen zuständig 

sei.3156 Auf diese Zuständigkeit wurde auch im zeitlich nachfolgenden Informationsaustausch 

wiederholt hingewiesen.3157 

 

(a) A u f g a b en  d e r  A b te i l u n g  7  u n d  d e s  D e ze r n a t e s  7 1  

Die übergeordnete Abteilung 7 („Besondere Verbrechensbekämpfung“) im LKA Sachsen 

wurde damals durch den Beamten Höhne geleitet, den der 1. UA als Zeugen vernahm. Zu den 

Aufgaben seiner Abteilung führte der Zeuge aus: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: […] Könnten Sie dem Ausschuss darstellen, was die 

Abteilung 7 gemacht hat? 

Zeuge Volker Höhne: Die damalige Abteilung 7 im Landeskriminalamt, das war die 

Abteilung ‚Besondere Verbrechensbekämpfung‘. Dort wurden Straftaten bearbeitet 

der organisierten Kriminalität, der Wirtschaftskriminalität, Finanzermittlungen, Um-

weltkriminalität, Rauschgift und zu dieser Abteilung gehörte – das werden sicher alle 

                                                        
3155 3. UA, Protokoll Jürgen Georgie v. 03.03.2014, S. 20. 
3156 ADS 43, Ordner 24, Bl. 33. 
3157 Bspw. ebd., Bl. 16. 
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kennen – die Ermittlungsgruppe INES, also die Integrierte Ermittlungseinheit von 

Sachsen.“3158 

Im Hinblick auf das nachgeordnete Dezernat 71 („Auswertung Organisierte Kriminali-

tät“) führte der Zeuge weiter aus, dort seien vor allem Aufgaben der Auswertung zu den in 

der Abteilung bearbeiteten Straftaten wahrgenommen worden: 

„Die Auswertung, die also einmal Straftaten, die in der Abteilung bearbeitet wurden, 

ausgewertet haben, zusammengefasst haben, versucht haben, weitere Erkenntnisse zu 

erlangen bzw. die auch die Kriminalität im Land beobachtet hatten nach den Meldun-

gen, die da immer eingegangen sind und versucht hat, Zusammenhänge herzustellen 

bzw. dann auch den Finger zu heben und zu sagen: Wenn sich irgendwo ein Schwer-

punkt ergibt, dass man dort intensiver arbeiten muss. – Das waren so die wesentlichen 

Aufgaben der Auswertung.“3159 

Der 1. UA befragte darüber hinaus den Beamten Scheibe, der bis 2005 das Dezer-

nat 71 des LKA Sachsen leitete und danach bis Anfang 2009 stellvertretender Dezernatsleiter 

war. Zu den ihm obliegenden Aufgaben gab der Zeuge an, er sei „ausschließlich für den 

Phänomenbereich der organisierten Kriminalität zuständig“ gewesen: 

„Zeuge Rolf Scheibe: […] Zu meinem Aufgabenbereich gehörte unter anderem die 

Prüfung und Bearbeitung bundesweit gesteuerter Fernschreiben, die als Erkenntnis-

anfragen, Ermittlungsersuchen zur Abklärung und Prüfung von Personen, Firmen, 

Fahrzeugen, Telefonanschlüssen hinsichtlich in Sachsen vorliegender polizeilicher 

Erkenntnisse eingingen und bearbeitet wurden. Das tägliche Aufkommen dieser 

Informationen lag so zwischen 50 und 70 Ersuchen oder Fernschreiben. 

Neben der Informationsbearbeitung und Steuerung bildete die operative und strategi-

sche Auswertung zum Erkennen und zur Unterstützung der Ermittlungen im Verfahren 

der organisierten Kriminalität in den Deliktsbereichen Wirtschaftskriminalität, 

Rauschgiftkriminalität, Schleusungskriminalität und Menschenhandel, der Falsch-

geldkriminalität, der Waffenkriminalität und der Gewaltkriminalität mit Schwerpunkt 

Rocker und ähnliche Gruppierungen eine Schwerpunktaufgabe.“3160  

                                                        
3158 1. UA, Protokoll Volker Höhne v. 28.05.2018, S. 3 f. 
3159 Ebd., S. 4. 
3160 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 3. 
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(b) V o r g e h en  u n d  S c h we r p u nk t e  de s  D e z er n a t e s  7 1  

Wie der Zeuge weiter angab, sei ihm die Existenz der Česká-Mordserie – „genannt die Döner-

Morde“ – nach der Bildung der BAO „Bosporus“, d.h. frühestens im Jahr 2005 bekannt 

geworden: 

„Mit der Einrichtung der Besonderen Aufbauorganisation, der BAO ‚Bosporus‘ in 

Nürnberg und der Ermittlungsgruppe ‚Česká‘ beim Bundeskriminalamt wurde mir 

2005/2006 durch Informationen bekannt, dass es eine bundesweite Mordserie – ge-

nannt die Döner-Morde – gibt, bei der die gleiche Tatwaffe zum Einsatz kam und bei 

der von einem kriminellen Hintergrund organisierter Kriminalität ausgegangen 

wurde. 

Aus den bei der BAO ‚Bosporus‘ und der EG ‚Česká‘ geführten Ermittlungen ergaben 

sich zahlreiche Anfragen zu Personen, Sachverhalten, Telefonanschlüssen, Fahrzeu-

gen, Firmen und Institutionen an das Dezernat. Diese wurden geprüft und beantwortet 

und sind in den vorliegenden Unterlagen dokumentiert.“3161 

Diese infolge von Anfragen an das LKA Sachsen bzw. sein Dezernat bearbeiteten 

Vorgänge seien dabei schwerpunktmäßig folgenden Inhalts gewesen: 

„Die Anfragen konzentrierten sich auf folgende inhaltliche Schwerpunkte: Anfragen zu 

ermittelten Verdachts- oder Bezugspersonen zur Mordserie hinsichtlich des Vorlie-

gens polizeilicher Erkenntnisse in Sachsen, Erkenntnisanfragen zu festgestellten Tele-

fonanschlüssen und Anschlussinhabern, Erkenntnisanfrage zu türkischen Unterneh-

men mit Sitz in Sachsen; eine Anfrage zu festgestellten Hotelgästen aus Sachsen, die 

sich während der Tatzeit in Dortmund aufgehalten hatten, Erkenntnisanfragen zu Per-

sonen mit angeblichen Verbindungen zu kriminellen Strukturen im internationalen 

Drogenhandel, eine Erkenntnisanfrage vom BKA zu ermittelten türkischen Personen 

mit vermuteten Kontakten zur Hisbollah3162 in Leipzig, Anfragen zur Überprüfung und 

Auswertung von Waffenvorgängen, bei denen Waffen vom Typ ‚Česká‘ sichergestellt 

wurden oder bei denen es Hinweise auf illegalen Waffenhandel gab, Einlassungen zur 

Abklärung von türkischen Personen in den in Sachsen etablierten Spielbanken, eine 

Auswertung eines bei der Polizeidirektion Dresden eingegangenen anonymen Schrei-

                                                        
3161 Ebd., S. 3 f. 
3162 Im Wortlautprotokoll der Einvernahme ist von „Hisbollah“ die Rede, tatsächlich ist aber – dies wird auch 
anhand vorliegender Unterlagen eindeutig kenntlich – die sogenannte „Türkische Hizbullah“ gemeint. 
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bens, die Übermittlung von in Sachsen festgestellten Gewalttätern aus dem Delikts- 

bereich der Schutzgelderpressung an die BAO ‚Bosporus‘, und Eigeninitiativen 

erfolgten im Dezernat auch Auswertungen zu ethnischen Gruppierungen mit Hinwei-

sen auf ein bundesweites kriminelles Agieren in den Deliktsbereichen der Schutzgeld-

erpressung, des Drogenhandels und der Waffenkriminalität.“3163 

Danach gefragt, welche Bedeutung der „zentralen Koordinierung“ zukam, die seinem 

Dezernat oblag, führte der Zeuge aus: 

„Zentrale Koordinierung bedeutet, dass die BAO ‚Bosporus‘ nicht mit fünf, auch nicht 

mit zehn, fünfzehn Dienststellen arbeiten muss, sondern dass die BAO ‚Bosporus‘ 

einen stabilen Ansprechpartner hat, der praktisch die Anliegen der BAO ‚Bosporus‘ 

so steuert, dass sie fachgerecht in dem Bereich auch bearbeitet werden, wo sie 

hingehören.“3164 

Dies habe zur Folge gehabt, dass „alle Informationen“, die von der BAO „Bosporus“ 

ausgingen und auch nach Sachsen gerichtet wurden, „nachrichtlich auch über meinen Tisch 

gegangen“ sind.3165 

 

(c) Z u s t ä n d i g ke i t  d e s  D e z er n a t e s  7 1  

Wie der Zeuge Höhne – damals Vorgesetzter des Beamten Scheibe – ausführte, würden Fest-

legungen dahingehend, welches Dezernat im LKA Sachsen für den Informationsaustausch zu 

bestimmten Sachverhalten zuständig ist, durch die Behördenleitung, d.h. den Präsidenten, 

seinen Stellvertreter und den Leitungsstab gefällt. An die BAO „Bosporus“ könne er sich in 

dem Zusammenhang nur noch „sehr schwach“ erinnern, nur der Name sei ihm noch geläu-

fig.3166 Angesichts der Frage der Zuständigkeit hob der Zeuge Scheibe hervor, in dem ihm 

bekannten Informationsaustausch sei durch die ermittlungsführenden Dienststellen die Orga-

nisierte Kriminalität als möglicher Hintergrund für die Mordserie „favorisiert“ worden.3167 Es 

sei eine „Besonderheit“ gewesen, dass „immer als möglicher Hintergrund und Motiv Bezüge 

                                                        
3163 Ebd., S. 4. 
3164 Ebd., S. 7. 
3165 Ebd., S. 14. 
3166 1. UA, Protokoll Volker Höhne v. 28.05.2018, S. 5. 
3167 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 3. 
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zur organisierten Kriminalität genannt“ worden seien.3168 Auf Nachfrage bestätigte er, dies sei 

der Anlass gewesen, „warum die Informationen auch an meinen Bereich praktisch zur Bear-

beitung eingegangen sind.“3169 

 

(d) A b w e ic h e nd e  I n f o r m a t i on s f l ü s s e  

Ob tatsächlich der gesamte Informationsaustausch, wie ab 2006 vorgesehen, über das Dezer-

nat 71 des LKA Sachsen gesteuert wurde und das Dezernat insoweit seine zentrale Koordinie-

rungsfunktion erfüllt hat, war für den 1. UA bereits im Hinblick auf die unvollständigen 

Unterlagen nicht nachprüfbar. Zudem führte der Zeuge Wichitill – damals Leiter des Kom-

missariats 11 der Polizeidirektion Oberes Elbtal-Osterzgebirge – aus, die ihm bekannten und 

in seinem Bereich bearbeiteten Ermittlungsersuchen seien seiner Erinnerung nach „direkt an 

uns gesteuert“ worden, was auch der Regelfall gewesen sei: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Damals war ja das Dezernat 71 des LKA vor allem 

zuständig für die Koordinierung mit der BAO ‚Bosporus‘. Sind Sie direkt jeweils kon-

taktiert worden mit diesen Auskunftsgesuchen oder ging das über das Dezernat? 

Zeuge Volker Wichitill: Ich glaube, dass diese Ermittlungsersuchen direkt an uns ge-

steuert wurden. Ich kann nicht ausschließen, dass der Staatsschutz oder das Dezer-

nat 71 des LKAs parallel dazu informiert wurden; das weiß ich aber nicht. 

Im Regelfall ist es so, dass diese Sonderkommissionen direkten Kontakt zu den jewei-

ligen Mordkommissionen oder zu den mit der Sachbearbeitung beauftragten Dienst-

stellen suchen, man im direkten Richten dann mit den Kollegen verhandelt und die 

Aufträge entgegennimmt und dann entsprechend wieder zurückschickt. Ich kann keine 

saubere Auskunft geben, wer noch alles, informell zumindest, beteiligt war. 

Lutz Richter, DIE LINKE: Aber es ist auch der normale Dienstweg, das so zu tun? 

Zeuge Volker Wichitill: Der normale Dienstweg ist im direkten Richten.“3170 

 

                                                        
3168 Ebd., S. 4. 
3169 Ebd., S. 10. 
3170 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 11. 
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II.4.1.3   I n f o r m at io n s v er a n s t a l t u ng  d e r  B A O „B o s p or u s “  

Am 12. März 2007 fand in den Räumen des LKA Sachsen in Dresden eine „Informations- 

veranstaltung“ der BAO „Bosporus“ statt, bei der sächsische KriminalbeamtInnen über die 

bislang bekannten Hintergründe der Mordserie informiert wurden. Die Tatsache, dass es eine 

solche Veranstaltung gegeben hat, wurde durch Angaben des früheren BAO-Leiters Geier als 

Zeuge im damaligen 2. Untersuchungsausschuss des 17. Deutschen Bundestages bekannt. 

Dabei führte der Zeuge aus: 

„Parallel zur externen Öffentlichkeitsarbeit […] wurde bundesweit eine Handlungs-

anweisung erarbeitet und verschickt, die in einem möglichen zehnten Fall zur Unter-

stützung der dann zuständigen Dienststellen dienen sollte. Ergänzend wurde in einer 

Steuerungsgruppensitzung einvernehmlich beschlossen, Informationsveranstaltungen 

in den bisher nicht betroffenen Bundesländern durch Mitglieder der Steuerungsgruppe 

durchzuführen.“3171 

 

(a) W i e d er - B e k an n tm a c hu n g  d e r  Ve r an s t a l t un g  

Zu diesen von der Mordserie jedenfalls hinsichtlich der Tatorte der Mordanschläge „nicht 

betroffenen Bundesländern“ zählte der Freistaat Sachsen. Am 29. Juni 2012 stellte der Abge-

ordnete des 5. Sächsischen Landtages und Mitglied des damaligen 3. Untersuchungsausschus-

ses Jennerjahn eine Kleine Anfrage und begehrte darüber Auskunft, wann, wo, mit wessen 

Beteiligung und mit welchen Folgen eine oder mehrere solcher Veranstaltungen im Freistaat 

Sachsen stattfanden. Mit Antwort vom 30. Juli 2012 teilte der damalige Staatsminister des 

Innern Ulbig mit, dass eine solche Informationsveranstaltung am 12. März 2007 in Dresden 

unter Beteiligung von Beamten des LKA Sachsen und aller damaligen Polizeidirektionen 

stattgefunden habe. Die Frage nach Maßnahmen, die in der Folge veranlasst wurden, ist nicht 

beantwortet worden, da die Frage „Bestandteile eines Ermittlungsverfahrens der Generalbun-

desanwaltschaft“ betreffe.3172 

Zum Zeitpunkt der Aussage des Zeugen Geier lagen im Bereich des SMI keine Infor-

mationen über die Durchführung einer solchen Veranstaltung vor. Kenntnisse verschaffte sich 

das SMI erst, nachdem die Kleine Anfrage eingereicht wurde. Im LKA Sachsen war zu dem 

                                                        
3171 AbschlBer UA-BT I, Anl. Protokoll-Nr. 12, S. 10. 
3172 SLT, Drs. 5/9587, S. 1 f. 
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Zeitpunkt weder ein schriftlicher Nachweis über eine etwaige Veranstaltung, noch über deren 

Datierung bekannt. Das Datum konnte noch bei der PD Dresden bekannt gemacht werden.3173 

 

(b) B e l e g e  f ü r  d i e  D ur c h f ü hr un g  

Im Zuge weiterer Recherchen wurde im LKA Sachsen ein nicht datiertes Formblatt aufgefun-

den, mit dem die frühere Abteilung 7 die Nutzung eines behördeneigenen Konferenzraumes 

für den 12. März 2007 im Zeitraum von 9 bis 12 Uhr angefordert hatte. Es handelt sich um 

den einzigen LKA-eigenen Beleg dafür, dass die Veranstaltung tatsächlich stattfand. Als An-

sprechpartner des LKA war auf dem Formblatt der Beamte PHK H. verzeichnet, unterschrie-

ben wurde es durch den damaligen Leiter der Abteilung 7, KD Höhne.3174 Dieser bestätigte 

als Zeuge des 1. UA, dass es sich um seine Unterschrift handelt, ohne weitere Erinnerungen 

an diese Veranstaltung zu haben.3175 Bereits am 26. Januar 2007 hatte das LKA Sachsen fern-

schriftlich alle Polizeidirektionen im Freistaat Sachsen, die LPD ZD Dresden, das BPP 

Leipzig sowie das SMI informiert, dass am 12. März 2007 eine solche Veranstaltung der 

BAO „Bosporus“ stattfinden werde, die sich an „Vertreter von Dienststellen für Todesermitt-

lungen, ggf. auch Kriminaldauerdienste“ richte. Die einzelnen Polizeidirektionen wurden 

gebeten, jeweils zwei ihrer BeamtInnen zur Teilnahme anzumelden. Zu den vorgesehenen 

Inhalten hieß es: 

„Neben der allgemeinen Darstellung der Mordserie sollen die Veranstaltungen dazu 

dienen, den Kollegen konkrete Hinweise für das Erkennen eines Tatzusammenhanges 

zwischen einem möglichen Delikt im Zuständigkeitsbereich und der Mordserie sowie 

die bisher gemachten Erfahrungen in Bezug auf Fahndungs- und Erstmaßnahmen 

weiterzugeben. Ziel ist es, die Reaktionszeit von der Tatbegehung bis zur Verständi-

gung der BAO zu verkürzen.“3176 

Diese schriftliche Einladung lag nur noch bei der PD Chemnitz-Erzgebirge, aber of-

fenbar nicht im LKA Sachsen vor.3177 Es liegt ebenfalls nicht (mehr) das ursprüngliche Fern-

schreiben vor, mit dem das LKA Bayern das LKA Sachsen eine Woche zuvor über die mögli-

                                                        
3173 ADS 43, Ordner 22, Bl. 35 f. 
3174 Ebd., Bl. 34. 
3175 1. UA, Protokoll Volker Höhne v. 28.05.2018, S. 6. 
3176 ADS 43, Ordner 24, Bl. 1 f. 
3177 ADS 43, Ordner 22, Bl. 94. 
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che Durchführung einer solchen Veranstaltung informiert hatte,3178 ferner keine Unterlagen zu 

notwendigen Terminabsprachen sowie den Zusagen durch Teilnehmende der einzelnen Poli-

zeidirektionen. Wie der Zeuge Scheibe angab, hätten die Organisation der Veranstaltung und 

dazu getroffene Festlegungen nicht ihm und seinem Dezernat, sondern dem Führungsstab des 

LKA Sachsen oblegen.3179 

 

(c) K r e i s  d e r  T e i l ne h m en d en  

Auf dem Anmeldebogen war vermerkt worden, dass für die Informationsveranstaltung ein mit 

35 Plätzen bestuhlter Konferenzraum genutzt werden solle, wobei die Beteiligung von „ca. 

25–30“ Personen avisiert wurde.3180 Eine Liste der Teilnehmenden liegt dem LKA Sachsen 

allerdings nicht vor.3181 Der Zeuge des 1. UA Scheibe bestätigte, dass er persönlich teil- 

genommen habe.3182 Auch der Zeuge Wichitill gab an, teilgenommen zu haben. Seiner Erin-

nerung nach seien von jeder PD zwei BeamtInnen eingeladen gewesen, sodass möglicher-

weise auch sein damaliger Abwesenheitsvertreter, der Beamte H., anwesend war, was er aber 

nicht mehr sicher sagen könne.3183 Im früheren 3. UA hatte der Zeuge Reißmann, damals Prä-

sident der PD Chemnitz, angegeben, er gehe davon aus, dass auch aus dem Bereich seiner PD 

BeamtInnen teilgenommen haben, wobei er nicht mehr sagen könne, um wen es sich handel-

te.3184 Für die Mehrzahl der Polizeidirektionen war jedoch weder durch die Recherchen des 

SMI noch durch den 1. UA festzustellen, ob und ggf. welche BeamtInnen teilnahmen. Soweit 

das SMI öffentlich angab, es hätten BeamtInnen aller damaligen Polizeidirektionen teil- 

genommen, handelt es sich bloß um eine Mutmaßung.3185 

Der Zeuge Wichitill gab auf Befragen an, sich an die anwesenden KollegInnen nicht 

zu erinnern, es habe sich aber grundsätzlich um BeamtInnen gehandelt, „die sich mit Tö-

tungsdelikten, mit Leichensachen oder Ähnlichem befassten.“3186 Wie der Zeuge Scheibe an-

gab, seien nach seiner Erinnerung jedoch nicht nur BeamtInnen aus Fachkommissariaten der 

Polizeidirektionen, sondern auch aus Stabsabteilungen der jeweiligen Kriminalpolizeiinspek-
                                                        
3178 Das Ausgangsschreiben ist erwähnt in: ADS 43, Ordner 24, Bl. 1 f. 
3179 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 17. 
3180 ADS 43, Ordner 22, Bl. 34. 
3181 Ebd. 94. 
3182 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 5. 
3183 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 6. 
3184 3. UA, Protokoll Uwe Reißmann v. 22.10.2013, S. 22. 
3185 Drs. 5/9587, S. 1 f. 
3186 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 6. 
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tionen anwesend gewesen.3187 Zudem seien VertreterInnen weiterer Fachabteilungen des LKA 

Sachsen beteiligt gewesen, wobei er auf Nachfrage bestätigte, dass dazu auch die Staats-

schutz-Abteilung gehört habe.3188 Der frühere 3. UA hatte eine Reihe leitender Staatsschutz-

BeamtInnen des LKA Sachsen befragt, wobei diese aber unisono angaben, von der Veranstal-

tung nichts gewusst zu haben3189 und, da ein „Extremismus“-Bezug nicht angenommen wor-

den ist, auch mit der BAO „Bosporus“ nicht in Kontakt gestanden zu haben.3190 

 

(d) R e f e r i e r e nd e  u nd  I n h a l t e  

Laut der Raumreservierung sollte bei der Veranstaltung der leitende Beamte S. der BAO 

„Bosporus“ referieren.3191 Wie der Zeuge Scheibe angab, habe es sich tatsächlich um mehrere 

ReferentInnen gehandelt, davon niemand aus Sachsen.3192 Die Frage, ob – was anhand der 

Recherchen des SMI nicht auszuschließen ist3193 – auch BeamtInnen des BKA präsent waren, 

verneinte der Zeuge.3194 Der Zeuge Wichitill sagte auf diese Frage, dass er es nicht wisse.3195 

Auf die Frage, welche Inhalte die Veranstaltung hatte, sagte der Zeuge Scheibe lediglich: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Worum ging es dabei eigentlich inhaltlich? 

Zeuge Rolf Scheibe: Um den aktuellen Ermittlungsstand der BAO ‚Bosporus‘ zu der 

Serie der Tötungsdelikte.“3196 

Auf die Frage nach den Inhalten der Veranstaltung führte der Zeuge Wichitill umfang-

reich aus: 

Zeuge Volker Wichitill: Durch die Vertreter der Sonderkommission ‚Bosporus‘ wur-

den die einzelnen Sachverhalte erklärt, dargelegt und uns in der Folge Informations-

material dazu übergeben. Also, es ging im Prinzip so, dass es sehr, sehr wichtig ist, 

den Handlungsablauf und die Begehungsweise der Täter zu beschreiben. Es ist sehr, 
                                                        
3187 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 17. 
3188 Ebd., S. 5, 17. 
3189 3. UA, Protokoll Klaus Käfferlein v. 23.10.2013, S. 36. 
3190 3. UA, Protokoll Wolfgang Jehle v. 28.09.2012, S. 41; 3. UA, Protokoll Peter Pählich v. 28.09.2012, S. 24; 
3. UA, Protokoll Bernd Merbitz v. 05.11.2012, S. 30. 
3191 ADS 43, Ordner 22, Bl. 34. 
3192 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 17. 
3193 ADS 43, Ordner 22, Bl. 34. 
3194 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 17. 
3195 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 7. 
3196 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 17. 
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sehr wichtig, dass beschrieben werden kann, welches Opferprofil vorlag und vorliegt. 

Es ist sehr, sehr wichtig, dass daraus resultierende Maßnahmen für die jeweiligen 

polizeilichen Dienststellen dargelegt werden und konkrete Verantwortlichkeiten. 

Ein sehr wichtiges Anliegen der BAO-Führung „Bosporus“ war gewesen, die Reakti-

onszeit zu verkürzen. Also – ich sage es konkret –, wenn die Meldung eingeht: ‚Dort 

gibt es ein Tötungsdelikt. Geschädigt ist eine Person türkischer/griechischer Nationa-

lität. Es ist eine Schusswaffe benutzt worden‘, dass dort bei jedem der Kriminalbeam-

ten, die für diese Sachen zuständig sind, sofort die Alarmglocken schrillen und mit der 

Einleitung des normalen Handlungsablaufs auch gleichzeitig eine Information der 

SoKo ‚Bosporus‘ realisiert wurde. 

Es wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass die Tötungsdelikte mit einer Pistole 

‚Česká‘ begangen wurden, dass es sehr, sehr wichtig ist, diese Hülsen relativ schnell 

zu sichern – entweder die Hülsen zu sichern oder im Laufe der Sektion dann die Pro-

jektile beizuziehen –, um zum Beispiel an den Hülsen DNA-Material sichern zu kön-

nen. Es war konkret gesagt worden, dass Kräfte der BAO dann auch vor Ort kommen 

würden, dass sie mit Logistik und mit polizeilichen Maßnahmen die Ermittlungen, die 

natürlich durch jede Direktion selber zu führen sind, unterstützen würden. 

Die Veranstaltung hatte den Charakter einer Information und einer Sensibilisierung 

der mit Tötungsdelikten in Sachsen betrauten Kriminalisten. Das war die große Über-

schrift, Handlungsanleitung, Verfahrensweisen aufzuzeigen und, und, und. Das war 

das Thema.“3197 

 

(e) A n g a be n  z um  v er m ut e t e n  M o t i v  h i n t e r  d e r  M or d s e r i e  

Der Zeuge Scheibe gab an, er sei nach der Veranstaltung „mit der Überzeugung an die Arbeit 

gegangen, dass die möglichen Hintergründe für diese Mordserie im Zusammenhang mit orga-

nisierter Kriminalität zu suchen sind.“3198 Eine Information, „dass die Mordserie nicht von 

Ausländern bzw. ausländischen Tätern“ begangen wurde, habe ihm damals nicht vorgele-

gen.3199 Das Thema „Ausländerhass“ als mögliches Motiv habe generell keine Rolle gespielt, 

                                                        
3197 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 7. 
3198 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 5. 
3199 Ebd., S. 11. 
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vielmehr sei er überzeugt gewesen, dass OK-relevante Hintergründe vorliegen.3200 Dagegen 

gab der Zeuge Wichitill an, er wisse zwar nicht mehr, ob bei der Veranstaltung eine Hypothe-

se erwähnt wurde, wonach es sich bei dem Tatmotiv auch um „Ausländerhass“ gehandelt ha-

ben könnte.3201 Es sei bei der Veranstaltung aber jedenfalls keine Festlegung in irgendeine 

konkrete Richtung vorgenommen worden: 

„Zeuge Volker Wichitill: Zum Thema Tatmotivation, was ja für die Aufklärung von 

Tötungsdelikten ein eminent wichtiges Thema ist, wurde gesagt, dass verschiedene 

Richtungen in der Ermittlungsführung verfolgt wurden, aber man abschließend noch 

kein sauberes Tatmotiv für diese Handlungen darlegen kann.“3202 

Für die Darstellung des Zeugen Wichitill spricht ein durch ihn gefertigter Vermerk 

vom 27. März 2007, der den Leitungsdiensten der KPI im Bereich der damaligen PD Oberes 

Elbtal-Osterzgebirge zuging und in dem wesentliche Inhalte der Veranstaltung resümiert wur-

den. Zur Motivlage, wie sie durch BeamtInnen der BAO Bosporus dargestellt worden sei, 

heißt es in dem Vermerk: 

„Es gibt kein erkennbares Motiv für die Handlungen. Die Versionen, dass die Hand-

lungen von einem Einzeltäter oder einer unbekannten Organisation begangen wurden, 

konnten weder bestätigt, noch ausgeschlossen werden.“3203 

Der Zeuge Scheibe gab dagegen an, er habe – auch nicht anlässlich von Medienveröf-

fentlichungen, die einen möglicherweise rechtsradikalen gesonnenen Einzeltäter diskutierten 

und die er zur Kenntnis erhielt3204 – „keine Veranlassung“ gehabt, von einem „verrückten 

Einzeltäter“ auszugehen.3205 Tatsächlich war die These, wonach es sich bei den Tätern „mit 

hoher Wahrscheinlichkeit“ um Ausländer handle3206 und Bezüge in unterschiedliche krimino-

gene „Milieus“ bestehen könnten,3207 im fortlaufenden Informationsaustausch der BAO 

„Bosporus“ mit dem LKA Sachsen stark präsent. Auf die Frage, ob er zu dieser Fixierung 

hätte Nachfragen stellen können, gab der Zeuge an: 

                                                        
3200 Ebd., S. 18. 
3201 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 8. 
3202 Ebd., S. 7. 
3203 ADS 43, Ordner 24, Bl. 8. 
3204 ADS 43, Ordner 25, Bl. 13. 
3205 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 12 f. 
3206 Bspw. in ADS 43, Ordner 24, Bl. 26 ff. 
3207 Bspw. in ebd., Bl. 21. 
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„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: […] Besteht die Möglichkeit, wenn Sie solche Informa-

tionen bekommen, hier auch Nachfragen zu stellen, wie es denn zu einer derartigen 

Täterbeschreibung kommt? 

Zeuge Rolf Scheibe: Diese Möglichkeit ist durchaus gegeben. 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Können Sie sich daran erinnern, ob Sie an dieser Stelle 

nachgefragt haben? 

Zeuge Rolf Scheibe: Kann ich mich nicht mehr erinnern. Aber ich gehe davon aus, da 

das von der Fachdienststelle, vom Landeskriminalamt München kommt, das Ersuchen, 

dass die Kollegen diese Personenbeschreibung schon so geschrieben haben, dass man 

davon ausgehen muss, dass es so ist.“3208 

Auch bei der Bearbeitung von Ermittlungsersuchen, die von der Annahme ausländi-

scher Täter ausgingen, habe er sich darauf verlassen, dass die zugrunde liegenden Informatio-

nen zutreffen: 

„Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Sie haben vorhin auch berichtet, wenn ich es richtig 

mitbekommen habe, dass Ihnen diverse Namen übermittelt wurden, die Sie überprüfen 

sollten; das liegt uns auch vor. Mir ist aufgefallen, dass es sich bei diesen Tatverdäch-

tigen ausschließlich um Personen handelt, die in der Türkei geboren wurden. Warum 

das so war – hat Sie das interessiert? 

Zeuge Rolf Scheibe: Ich habe vorhin in meinen Ausführungen schon darauf verwie-

sen, dass wiederholt bei den Ersuchen, auch vom BKA, immer dieser kriminelle Hin-

tergrund der Organisierten Kriminalität favorisiert wurde, speziell auch in diesen Fäl-

len der Bereich Osteuropa, also türkischsprechende Personen. Und das war ja Anlass, 

warum die Informationen auch an meinen Bereich praktisch zur Bearbeitung einge-

gangen sind. Also, ich habe kein Ermittlungsverfahren gehabt. Ich musste mich darauf 

verlassen, dass die Kollegen, die ermitteln, auch die relevanten Informationen, die sie 

brauchen zum weiteren Ermitteln, dann weitergeben bzw. bei uns dann anfragen.“3209 

  

                                                        
3208 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 9 f. 
3209 Ebd., S. 10. 
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II.4.2 E r m i t t l u ng e n  in  S a ch s e n  

Im Zusammenhang mit der Mordserie wurden über den bloß nachrichtlichen Informationsaus-

tausch hinaus einige Ermittlungsersuchen in Sachsen bearbeitet, die sich, ausgehend von 

Hypothesen der BAO „Bosporus“ und der EG „Česká“ über Tathintergründe und -motive, vor 

allem auf nicht aus Deutschland stammende Personen konzentrierten. 

 

II.4.2.1   B e i m L K A Sa c h s e n  k o or d i n i e r t e  E r m i t t l un g s e r s u c h en  

(a) H i n w ei s  a u f  S ch u t zg e ld e r p r e s s u ng e n  

Beim Dezernat 71 des LKA Sachsen ging – so weit dies noch nachzuvollziehen ist – erstmals 

im August 2005 eine Erkenntnisanfrage der BAO „Bosporus“ ein. Sie ist im Original nicht 

aktenkundig; es liegt lediglich ein darauf bezogener Vermerk des LKA vor.3210 Demnach war 

um eine Auflistung von Personen ersucht worden, „die im Zusammenhang mit Schutz- und 

Spendengelderpressungen im Freistaat Sachsen aufgefallen sind.“ Das LKA stellte daraufhin 

Auszüge aus dem Polizeilichen Auskunftssystem (PASS) zu insgesamt elf Personen zusam-

men.3211 Es wurden in dieser Auflistung ausschließlich Personen berücksichtigt, die in der 

Türkei geboren wurden. 

 

(b) H i n w ei s  a u f  e i ne  A n s c h l u s s in h ab e r i n  

Im Dezember 2005 ging ein Ermittlungsersuchen der BAO „Bosporus“ beim LKA Sachsen 

ein mit der Bitte, eine in Zittau wohnhafte Frau K. „auf OK-Ebene abzuklären“, aber keines-

falls an sie heranzutreten. Zum Sachverhalt heißt es, K. sei aufgefallen als Anschlussinhaberin 

von Rufnummern, die im Zusammenhang mit mehreren Tatorten der Česká-Mordserie festge-

stellt worden seien.3212 Auch seien solche Rufnummern bei TKÜ-Maßnahmen aufgelaufen, 

wobei die Nutzer stets „männliche Türken“ gewesen seien. Zu der angefragten Person ent-

stand im Dezernat 71 ein umfangreicher Vermerk mit Angaben aus polizeilichen Dateien. 

Daraus ergab sich u.a., dass K. „in der Vergangenheit schon mehrfach Gegenstand von An-

fragen aus Polizeidienststellen aus dem gesamten Bundesgebiet“ war: „Inhalt der Anfragen 

war wie in ihrem [sic!] Fall das Auftauchen von Verbindungsdaten bei Telefonkarten, bei 

                                                        
3210 ADS 43, Ordner 25, Bl. 348. 
3211 Ebd., Bl. 348–356. 
3212 Ebd., Bl. 328 f. 
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denen Frau K. […] als Besitzerin eingetragen war.“3213 Die insoweit polizeibekannte Person 

führe einen Einzelhandel, wobei sie selbst anstelle ihrer KundInnen Handyverträge aktivierte 

und daher gehäuft als Anschlussinhaberin registriert wurde.3214 Aus den Unterlagen, die dem 

1. UA vorliegen, wird im Übrigen kein Beleg für die der Erkenntnisanfrage zugrundeliegende 

Behauptung ersichtlich, ein auf K. registrierter Anschluss sei an „mehreren“ Tatorten der 

Česká-Mordserie aufgefallen. 

Unabhängig davon war später ein auf K. registrierter Mobilfunkanschluss auch aufge-

fallen im Zusammenhang mit Ermittlungen wegen des Verdachts der Fortführung der verbo-

tenen Vereinigung „Blood & Honour“ in Sachsen.3215 

 

(c) H i n w ei s  a u f  S p i e lb a nk e n  

Im Januar 2006 sandte das Bayrische LKA ein bundesweit gesteuertes Fernschreiben unter 

anderem an das LKA Sachsen, wo es zur Abteilung 7 gelangte. In dem Schreiben wurden alle 

Dienststellen im Bundesgebiet gebeten, Nachprüfungen zu führen, inwieweit die bislang sie-

ben Mordopfer der Česká-Mordserie bei örtlichen Spielbanken und Casinos bekannt seien.3216 

Den Unterlagen, die dem 1. UA vorliegen, ist keine Antwort auf diese Anfrage zu entnehmen. 

Allerdings enthält ein Mitte April 2006 aus anderem Anlass versendetes Fernschreiben des 

LKA Sachsen die Anmerkung, dass in Sachsen gar keine polizeilichen Informationen zu den 

Mordopfern vorlägen.3217 

 

(d) H i n w ei s  a u f  e i ne  k r i mi n e l l e  Gr up p i e r un g  

Das BKA wandte sich mit Schreiben vom 27. Januar 2006 an das LKA Sachsen und teilte die 

aktuelle Einschätzung zur Česká-Mordserie mit: Nach derzeitiger Erkenntnislage sei 

„mit hoher Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass die Opfer in unterschiedlicher 

Funktion für eine kriminelle Gruppierung tätig waren, wobei wiederum die Anzeichen 

für eine Involvierung im international organisierte[n] Btm-Handel am deutlichsten 

sind.“ 

                                                        
3213 Ebd., Bl. 335. 
3214 Ebd., Bl. 338 
3215 ADS 37, Ordner 56, Bl. 122. 
3216 ADS 43, Ordner 25, Bl. 315. 
3217 ADS 43, Ordner 24, Bl. 33. 
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Worauf diese Annahmen beruhten, wurde nicht mitgeteilt. Weiter heißt es, dass zwei 

Personen, die Brüder K., einer solchen Gruppierung angehören würde und sie „zumindest 

mittelbar“ mit mehreren Opfern der Česká-Mordserie in Verbindung gestanden hätten. Die 

benannten Brüder K. würden im Raum Stuttgart zwei „Dönerfirmen“ betreiben und von dort 

aus Kebap-Spieße vertreiben, so auch an einen Herrn Ö., der einen Imbiss im erzgebirgischen 

Schwarzenberg betreibe. Dort mit Wohnsitz gemeldet sei außerdem ein Herr Y., der seiner-

seits einen Dönerimbiss von der Witwe des Mordopfers İsmail Yaşar übernommen habe.3218 

In dem Zusammenhang bat das BKA das LKA Sachsen um Abklärung der Personen Ö. und 

Y. und insbesondere um die Beantwortung der Frage, in welchem Bezug beide zueinander 

stehen. Eine vorangegangene Nachfrage bei der PD Chemnitz – darüber ergibt sich aus den 

Unterlagen, die dem 1. UA vorliegen, nichts – habe nur zu der Auskunft geführt, dass dort zu 

Ö. nichts vorliege.3219 

Seitens des Dezernates 71 des LKA Sachsen wurden infolge dieser Anfrage zunächst 

umfangreiche Register- und Dateiabfragen zu Ö. durchgeführt, die keine relevanten Erkennt-

nisse erbrachten.3220 Dem schloss sich eine sogenannte Objektabklärung an, wobei umfang-

reiche Daten zu einem Wohnhaus in Dresden, in dem Ö. wohnte, erhoben wurden. Diese Er-

hebung erstreckte sich auf umfangreiche personenbezogene Daten zu allen neun Mietparteien 

dieses Hauses,3221 die sämtlich nicht-deutsch klingende Namen trugen, jedoch in überhaupt 

keinem Bezug zur Erkenntnisanfrage des BKA standen. Darüber hinaus fertigte das LKA 

einen umfangreichen Vermerk mit polizeilichen Erkenntnissen zu „weiteren Personen mit 

dem Familiennamen Ö. […] und Bezügen nach Sachsen“3222, bei denen wiederum – außer der 

Gleichheit des Nachnamens – kein Bezug zur erfragten Person erkennbar ist und woraus im 

Übrigen auch keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung resultierten. Einem weiteren 

Auswertungsvermerk zufolge sei auch eine Dateirecherche zu Y. ohne relevante Ergebnisse 

geblieben.3223 Insbesondere lagen keine Hinweise vor, dass beide Personen irgendeinen Bezug 

zu einer durch das BKA vermuteten kriminellen Gruppierung haben könnten. 

Am 30. Januar 2006 wandte sich der Beamte des Dezernates 71 Scheibe per E-Mail an 

den Beamten der LKA-Außenstelle in Chemnitz H. und übermittelte ihm die ursprüngliche 

Anfrage des BKA. In dem Zusammenhang wurde der Beamte H. gebeten, Aufenthalte von Ö. 

                                                        
3218 ADS 43, Ordner 25, Bl. 187–189. 
3219 Ebd., Bl. 189. 
3220 Ebd., Bl. 191–201. 
3221 Ebd., Bl. 202–209. 
3222 Ebd., Bl. 284–290. 
3223 Ebd., Bl. 210–214. 
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und Y. in Schwarzenberg sowie ihre Gewerbeanmeldungen anhand örtlicher Register zu prü-

fen und ggf. Bezüge zueinander zu ermitteln.3224 Einem hierzu gefertigten Ermittlungs- 

protokoll des Beamten F. vom 20. Februar 2006 ist dazu zu entnehmen: 

„Beide sind Döner-Verkäufer, Gaststättenbetreiber und Türken. Mit hoher Wahr-

scheinlichkeit ist an zu nehmen [sic!], dass sie sich kennen, in welchem Verhältnis 

kann nicht gesagt werden.“3225 

Auf Grundlage dieses „Ergebnisses“ fertigte der LKA-Beamte Scheibe schließlich 

einen offenbar als Antwort an das BKA vorgesehenen Vermerk, der zu folgendem Schluss 

gelangte: 

„Bezüge zwischen Y. […] und Ö. […] sind vermutlich aus den Geschäftstätigkeiten 

beider Personen in Schwarzenberg abzuleiten und zu vermuten.“3226 

Tatsächlich widerspricht diese Behauptung dem Ermittlungsergebnis: Da sich keine 

Hinweise auf irgendwelche Bezüge ergaben, konnten sich auch denklogisch keine Gründe für 

diese Bezüge angeben lassen. 

 

(e) H i n w ei s  a u f  e i ne n  G e s ch ä f t s m an n  

Im Februar 2006 wandte sich das BKA per E-Mail an den sächsischen LKA-Beamten 

Scheibe. Demnach habe man bei einer TKÜ-Maßnahme im Zusammenhang mit der Česká-

Mordserie einen Herrn C. aufgezeichnet. Dieser betreibe zwei Immobilienfirmen in Dresden 

und habe früher die Niederlassung einer Nahrungsmittelfirma geleitet, „welche u.a. unser 

sechstes Mordopfer in Nürnberg belieferte“. Aus diesem Anlass wurde das LKA ersucht, die 

Person abzuklären.3227 Beim LKA wurden zu C. umfangreiche Registerabfragen geführt, die 

keine relevanten Ergebnisse erbrachten.3228 

 

(f) H i n w ei s  a u f  R a u s c hg i f th ä n d l e r  

Im Juni 2006 richtete das BKA eine Erkenntnisanfrage an das LKA Sachsen, die im Dezer-

nat 71 durch den Beamten Scheibe bearbeitet wurde. Laut Ausgangsschreiben gehe das BKA 

                                                        
3224 Ebd., Bl. 264. 
3225 Ebd., Bl. 263. 
3226 Ebd., Bl. 297–300. 
3227 Ebd., Bl. 216. 
3228 Ebd., Bl. 217–257. 



 664 

nunmehr davon aus, „dass es sich bei den Taten um Auftragsmorde seitens mutmaßlicher 

Rauschgifthändler (Gruppierungen) handeln könnte.“ Als Mitglied einer solchen Gruppierung 

kämen zwei in Pforzheim wohnhafte Brüder namens K. in Betracht, die eine Fleischgroßhand-

lung betreiben und „zumindest mittelbar mit vier der sieben Opfer in Kontakt“ gestanden hät-

ten.3229 Worin dieser Kontakt bestanden habe und wie „mittelbar“ er war, wurde nicht mitge-

teilt. Indes sei durch eine TKÜ-Maßnahme bekannt geworden, dass die Brüder K. in häufigem 

Kontakt mit einem Herrn C. stünden, der ebenfalls eine Fleischgroßhandlung betreibe. C. sei 

wiederum in einem Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Dresden aus dem Jahr 1998 

wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz bekannt geworden, wobei ein PKK-Bezug vorlag. 

Nunmehr werde um Zuarbeit von Erkenntnissen gebeten, die in Sachsen zu C. bekannt 

sind.3230 Einem dazu gefertigten Auswertebericht des LKA Sachsen zufolge lagen hier 

lediglich Hinweise auf eine Involvierung des C. in minder schwere Fälle der Wirtschafts- 

kriminalität vor.3231 

 

(g) H i n w ei s  a u f  H o t e l gä s t e  

Im November 2006 wandte sich die bei der PD Dortmund ansässige BAO „Kiosk“ an das 

LKA Sachsen mit dem Ersuchen, Hotelgäste zu überprüfen, die bei den Ermittlungen zum 

Mord an Mehmet Kubaşık am 4. April 2006 bekannt gemacht wurden.3232 Übermittelt wurde 

in dem Zusammenhang eine tabellarische Auflistung von insgesamt 105 in Sachsen wohnhaf-

ten Personen. Zu diesen Personen wurden im LKA Sachsen Meldedaten erhoben und ermit-

telt, über welche Fahrzeuge sie verfügen.3233 Zu lediglich 13 der angefragten Personen wur-

den außerdem Auskünfte zum Meldeverlauf, d.h. zu früheren Wohnanschriften, eingeholt.3234 

 

(h) H i n w ei s  a u f  d i e  P er s o n  F .  

Im November 2006 teilte der Beamte G. des BKA dem Beamten Scheibe des LKA Sachsen 

mit, dass es zurückliegend im Freistaat Sachsen ein interessierendes Ermittlungsverfahren 

wegen Verstoßes gegen das Waffengesetz gegen einen aus der Ukraine stammenden F. gege-

                                                        
3229 Ebd., Bl. 72 f. 
3230 Ebd. 
3231 Ebd., Bl. 76 ff. 
3232 Ebd., Bl. 152. 
3233 Ebd., Bl. 154–159. 
3234 Ebd., Bl. 160–178. 



 665 

ben habe. In dem Zusammenhang würden in wenigen Tagen „zwei Kollegen“ des BKA nach 

Dresden reisen. Dort könne er, der Beamte Scheibe, sich „gerne einklinken“.3235 Inwieweit 

das Treffen wie beabsichtigt stattfand, ist anhand vorliegender Unterlagen nicht nachvollzieh-

bar. Aus einer weiteren E-Mail des BKA aus Dezember 2006 ergibt sich, dass nicht näher 

bezeichnete BeamtInnen des BKA nunmehr beabsichtigen würden, Anfang 2007 nach Dres-

den zu reisen und dabei F. betreffende Akten, die inzwischen dem BKA vorliegen, zurück- 

zuführen.3236 Der Beamte Scheibe gab als Zeuge des 1. UA an, es habe zu der Zeit tatsächlich 

mit dem BKA „eine persönliche Absprache im Landeskriminalamt unter Einbeziehung der 

Abteilung Staatsschutz“ gegeben.3237 

 

(i) H i n w ei s  a u f  e i ne  a u s l än d i s c h e  t e r r o r i s t i s c h e  Ve r e i n i g un g  

Mit E-Mail vom 22. November 2006 teilte der Beamte G. des BKA dem Beamten Scheibe des 

LKA Sachsen mit, dass durch eine TKÜ-Maßnahme ein Herr S. bekannt geworden sei.3238 

Dieser habe zurückliegend im Verdacht gestanden, einen versuchten Totschlag in Auftrag 

gegeben zu haben. Die Tat hatte sich im August 1999 am Leipziger Hauptbahnhof ereignet. 

An den damaligen Ermittlungen sei nach Kenntnis des BKA „aufgrund möglicher ST-

Bezüge“ auch das Dezernat 512 des LKA Sachsen, namentlich der Beamte K., beteiligt 

gewesen sein. Aus der nachfolgenden Korrespondenz mit dem BKA ergibt sich allerdings 

eindeutig, dass nicht das für Rechtsextremismus zuständige Dezernat 512, sondern das für 

Ausländerextremismus zuständige Dezernat 513 gemeint war. 

In einer weiteren E-Mail präzisierte der BKA-Beamte, dass Phantombilder aus den 

Ermittlungsverfahren zur Česká-Mordserie „eine gewisse Ähnlichkeit“ mit einem mutmaßli-

chen Täter in Leipzig aufweisen würde.3239 Offenbar wurden aus diesem Grund beim LKA 

Sachsen vorliegende Unterlagen aus dem Altverfahren, darunter die angesprochenen Phan-

tomzeichnungen, dem BKA übersandt.3240 Anhand der Unterlagen des LKA ist allerdings nur 

nachvollziehbar, dass S. in Verdacht gestanden hatte, das spätere Opfer G. in einem anderen 

Zusammenhang genötigt zu haben, dessen Pkw herauszugeben – nicht aber, wie das BKA 

                                                        
3235 Ebd., Bl. 120. 
3236 Ebd., Bl. 119. 
3237 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 5. 
3238 ADS 43, Ordner 25, Bl. 120. 
3239 Ebd., Bl. 110 f. 
3240 Ebd., Bl. 113–118. 
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annahm, einen versuchten Totschlag in Auftrag gegeben zu haben.3241 Überdies teilte das 

BKA dem LKA Sachsen noch mit, dass S. früher in einer in Belgern (Landkreis Nordsachsen) 

ansässigen Firma einen Herrn A. beschäftigt habe, der im Verdacht stehe, Schießübungen 

durchgeführt zu haben. Zudem soll bereits 1999 bei einem anderen Beschäftigen der Firma 

des S. ein Revolver aufgefunden worden sein.3242 

In dem Zusammenhang wurde das LKA Sachsen schließlich ersucht, die Person S., 

eine Wohnanschrift in Belgern sowie die dort ansässige Firma zu überprüfen. Bei den Akten 

des LKA befinden sich dazu umfangreiche polizeiliche Dateiauszüge und etliche handschrift-

liche Notizen.3243 Demnach war S. dem LKA aus dem Bereich der Wirtschaftskriminalität 

bekannt, unter anderem im Zuge eines versuchten Anlagebetrugs im Jahr 2002. Darin war 

eine weitere Firma involviert, die laut BKA in Verdacht stand, der Bewegung „Millî Görüş“ 

nahezustehen und sie mithilfe eines Schneeballsystems und zulasten gutgläubiger AnlegerIn-

nen – unter denen sich das Mordopfer Enver Şimşek befunden haben könnte – zu finanzie-

ren.3244 Darüber hinaus, so das BKA weiter, soll S. ein „aktives Mitglied der İBDA-C“3245 und 

mutmaßlich gar der Finanzverantwortliche dieser terroristischen Vereinigung sein.3246 All 

diese Angaben waren anhand der Kenntnisse des LKA Sachsen, so weit sie dem 1. UA be-

kannt sind, nicht zu verifizieren. Insbesondere ergeben sich keine Hinweise auf Aktivitäten 

der islamistischen „İBDA-C“ in Sachsen. 

 

(j) H i n w ei s  a u f  m ög l i c h e  kü nf t i g e  Op f e r  

An das LKA Sachsen richtete sich ein Fernschreiben des BKA vom August 2007. Diesem 

Schreiben zufolge gehe die EG „Česká“ nun einer Spur nach, „die in den internationalen 

Drogenhandel führt.“ So werde eine in Rotterdam ansässige türkische Organisation mit den 

Tötungsdelikten, also der Česká-Mordserie, in Verbindung gebracht. Aus der Spur hätten sich 

Hinweise auf zwei mögliche künftige Opfer ergeben, S. und E. In dem Zusammenhang 

ersuchte das BKA um Mitteilung, ob „Hinweise oder sachdienliche Informationen zu den 

Personen“ vorliegen und gegebenenfalls gefahrenabwehrende Maßnahmen in eigener Zustän-

                                                        
3241 Ebd. Bl. 126. 
3242 Ebd., Bl. 110f. 
3243 Ebd., Bl. 121–150. 
3244 Ebd., Bl. 139. 
3245 Ebd., Bl. 128. 
3246 Ebd., Bl. 139. 
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digkeit zu veranlassen. Zu beiden angefragten Personen lagen dem LKA Sachsen keine 

Informationen vor. 3247 

 

(k) H i n w ei s  a u f  m ög l i c h e  Au f t r a g s mo r d e  

Ein Fernschreiben des BKA vom Mai 2008 richtete sich an alle Landeskriminalämter, darun-

ter das LKA Sachsen, und teilte die aktuelle Einschätzung zum Tathintergrund der Česká-

Mordserie mit: 

„Aufgrund des bislang Bekannten besteht die Möglichkeit, dass es sich bei den Taten 

um Auftragsmorde seitens mutmaßlicher OK-Gruppierungen handeln dürfte. Die 

Ermittlungen lassen den Schluss zu, dass Rauschgiftgeschäfte den Hintergrund dar-

stellen könnten. Andere Motive können zurzeit aber noch nicht vollständig ausge-

schlossen werden.“3248 

Nunmehr würden alle adressierten Dienststellen um Prüfung ersucht, inwieweit zwei 

Personen – die Herren D. und P. – in örtlichen Spielcasinos bekannt seien. Worin der Zu-

sammenhang dieser beiden Personen zur Tatmotivthese des BKA besteht, wurde nicht mitge-

teilt. Das LKA Sachsen leitete das Ersuchen an alle Polizeidirektionen in Sachsen weiter, er-

gänzt um den Zusatz, dass die erfragten Personen in den hiesigen Auskunftssystem PASS und 

IVO-Land nicht einlägen.3249 Den vorliegenden Unterlagen zufolge kam es infolge des Ersu-

chens zur Überprüfung zweier Spielbanken in Dresden und Plauen durch die KPI Dresden 

bzw. die zur damaligen PD Südwestsachsen gehörende KASt Plauen.3250 Die PD Chemnitz-

Erzgebirge vermeldete pauschal, dass über beide erfragten Personen im Zuständigkeitsbereich 

der Polizeidirektion keine Erkenntnisse vorlägen.3251 Etwaige Rückläufe in Bezug auf weitere 

Casinos bzw. durch andere Polizeidirektionen sind nicht bei den Akten. 

 

  

                                                        
3247 Ebd., Bl. 57 f. 
3248 Ebd., Bl. 22f. 
3249 Ebd., Bl. 21. 
3250 Ebd., Bl. 24 ff. 
3251 Ebd., Bl. 27 f. 
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II.4.2.2   W e i t e r e  b e i  s ä c h s i s c h e n  P o l i z e i d i r ek t io n e n  b ea r b e i t e t e  

E r m i t t l u ng s e r su c h en  

Neben den durch das LKA Sachsen koordinierten und teils selbst bearbeiteten Ermittlungs- 

ersuchen wurde einigen weiteren Hinweise und Spuren auf Anforderung der ermittelnden 

Dienststellen durch sächsische Polizeidirektionen nachgegangen, ohne dass das LKA Sachsen 

direkt eingebunden war. 

 

(a) H i n w ei s  a u f  e i ne n  A n s ch lu s s i n ha b er  i n  De l i t z s c h  

Die PD Westsachsen bearbeitete im September 2005 ein – als solches bei den Akten nicht 

auffindbares – Ermittlungsersuchen, das im Monat zuvor durch die Soko „Halbmond“ der 

Kriminalpolizei Nürnberg mit dem Betreff „Spur 412“ abgesandt worden war.3252 Der Vor-

gang ergibt sich anhand eines polizeilichen Datenbankauszugs, den der Beamte Scheibe vom 

Dezernat 71 des LKA Sachsen nachträglich Anfang 2006 einholte und zu seinen Unterlagen 

nahm. Demnach war das Ersuchen durch das Kommissariat 11 der PD Westsachsen bearbeitet 

worden, wobei Gegenstand der Überprüfung der in Delitzsch wohnhafte Herr S. war. Dieser 

wurde im Laufe des September 2005 zeugenschaftlich befragt. Offenbar war eine ihm zuge-

ordnete Mobilfunknummer aufgefallen.3253 Näheres ist nicht nachvollziehbar. 

 

(b) H i n w ei s  a u f  e i ne n  Pk w a u s  Dr e s d en  

Die PD Dresden bearbeitete im Oktober 2005 ein – als solches bei den Akten nicht auffindba-

res – Ermittlungsersuchen, das im August 2005 mutmaßlich durch die Soko „Halbmond“ der 

Kriminalpolizei Nürnberg abgesandt worden war. Der Vorgang ergibt sich anhand eines poli-

zeilichen Datenbankauszugs, den der Beamte Scheibe vom Dezernat 71 des LKA Sachsen 

nachträglich Anfang 2006 einholte und zu seinen Unterlagen nahm. Demnach war das Ersu-

chen beim Kommissariat 11 der PD Dresden bearbeitet worden.3254 Gegenstand der Abklä-

rung war ein aufgefallener Pkw mit Dresdner Kennzeichen, der einer Firma gehörte und durch 

die Eheleute L. gefahren wurde.3255 In dem Zusammenhang fand im Oktober 2005 eine 

                                                        
3252 Ebd., Bl. 322. 
3253 Ebd., Bl. 317. 
3254 Ebd., Bl. 324. 
3255 Ebd., Bl. 325. 
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anhand der vorliegenden Unterlagen inhaltlich nicht mehr näher nachvollziehbare Zeugen- 

vernehmung statt.3256 

 

(c) H i n w ei s  a u f  e i ne  A n s c h l u s s in h ab e r i n  a u s  F r e i t a l  

Nach dem Mord an İsmail Yaşar am 9. Juni 2005 wandte sich die BAO „Bosporus“ im Feb-

ruar 2006 an die damalige PD Oberes Elbtal-Osterzgebirge mit dem Ersuchen,3257 eine Person 

zu überprüfen und zeugenschaftlich zu befragen. Dem Schreiben zufolge sei wenige Minuten 

vor der Tat ein Mobilfunkanschluss im Tatortbereich eingewählt gewesen und habe von dort 

aus eine SMS versandt, wobei Sender- und Empfängeranschluss auf die in Freital wohnhafte 

Frau B. registriert seien. Diese war einer vorangegangenen Vorladung zur Vernehmung nicht 

gefolgt, zudem war ihr Ehemann wegen verschiedener Delikte polizeibekannt.3258 Mit der 

weiteren Bearbeitung war der Zeuge Wichitill befasst, der zum Hintergrund und Ergebnis des 

Ermittlungsersuchens ausführte: 

„Zeuge Volker Wichitill: […] Es waren Ermittlungen zu einer Funkzelle. Es ging um 

Ermittlungen zu einer weiblichen Person mit Namen B. […]. Im Rahmen der Siche-

rung der Funkzelle und der entsprechenden Auswertung der Funkzelle im Bereich 

Nürnberg wurde eine SMS gefunden. Aufgrund der Daten des Telefons, der absenden-

den Person und der empfangenden Person, kam man dann auf die B. […]. 

Der Ehemann von Frau B. […] arbeitete zu dem Zeitpunkt auf einer Baustelle der 

Bundesagentur für Arbeit. Er selber sagte dann in der Zeugenvernehmung, die wir mit 

ihm durchgeführt haben, dass an dem Tag großer Lärm auf einmal war. Es gab Sire-

nensignale, es gab Hubschrauber, die flogen, und sie sind von ihrer Baustelle dann zu 

einer in der Nähe gelegenen Tankstelle gefahren, sich einen Kaffee holen, und dann 

gucken: ‚Was ist denn da eigentlich Sache?‘ […] Zu dem Zeitpunkt hat er seiner Frau 

eine SMS geschrieben, ob er von der Sparkasse Geld abheben soll. Und: ‚Ja, klar, na-

türlich. Geld abheben ist immer gut.‘ Nach dem Kaffee an der Tankstelle sind sie wie-

der auf ihre Baustelle gegangen und haben dann ganz normal weitergearbeitet. […] 

                                                        
3256 Ebd., Bl. 326 
3257 ADS 43, Ordner 24, Bl. 48. 
3258 Ebd., Bl. 50. 
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In der Zeugenvernehmung konnte er sogar den Kontoauszug zu dieser Abhebung vor-

legen. Wir haben dann entsprechende Unterlagen dazu gefertigt, also Zeugenverneh-

mungen, Aktenvermerke, und haben diese Unterlagen dann an die SoKo ‚Bosporus‘ 

zurückgesandt. Wir konnten keinen Zusammenhang mit den Handlungen dort vor Ort 

feststellen.“3259 

 

(d) H i n w ei s  a u f  e i ne n  Če s k á - B e s i t z e r  b e im  L KA 

Im März 2007 wandte sich die BAO „Bosporus“ im Zusammenhang mit der Überprüfung von 

Personen, die legal im Besitz bestimmter Schusswaffen sind, an die zur damaligen PD Oberes 

Elbtal-Osterzgebirge gehörende KASt Riesa.3260 In dem Schreiben wurde problematisiert, 

dass Waffenbehörden den gesuchten (Tat-)Waffentyp Česká 83 in den Erlaubnisdokumenten 

uneinheitlich bezeichnen. Daher sei ein automatisierter Abgleich nicht möglich, vielmehr ma-

che sich nun eine Einzelüberprüfung aller infrage kommenden Waffenbesitzer bzw. Waffen-

besitzkarten erforderlich. Der Zeuge Wichitill bearbeitete auch diesen Vorgang. Zum Hinter-

grund des Ermittlungsersuchens gab er an: 

„Die Tötungsdelikte ‚Bosporus‘ wurden ja mit einer Pistole ‚Česká‘ begangen. Aus 

diesem Grunde wurde durch die SoKo eine bundesweite Abfrage zu allen Personen 

durchgeführt, die im legalen Besitz einer Pistole ‚Česká‘ sind. Der Auftrag bestand 

darin: karteimäßige Überprüfung dieser Personen. Also, es handelt sich dann in dem 

konkreten Fall um die Überprüfung, ob diese Person mit Straftaten oder Ordnungs-

widrigkeiten einliegt, welche Meldeanschriften da sind und Ähnliches. Dann sollte 

diese Person aufgesucht werden. Die Waffenbesitzkarte sollte überprüft werden. Die 

Pistole sollte vorgelegt werden. Im Zusammenhang mit der Pistole wurde von der 

BAO eine sehr, sehr umfangreiche Handlungsanleitung übersandt. Es ging vor allen 

Dingen um Veränderungen im Bereich des Laufes, sodass ein Schalldämpfer aufge-

schraubt werden kann und Ähnliches. Bei Verdacht auf Manipulation am Lauf sollte 

die Waffe sichergestellt werden.“3261 

                                                        
3259 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 9. 
3260 ADS 43, Ordner 24, Bl. 59. 
3261 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 9 f. 



 671 

Im vorliegenden Fall war namentlich um die Überprüfung des Herrn B. ersucht wor-

den, der soeben nach Radeburg und damit in den örtlichen Zuständigkeitsbereich der KASt 

gezogen war.3262 Zum den Ergebnissen dieser Überprüfung gab der Zeuge Wichitill an: 

„Das, was uns die Sache relativ einfach machte: Der Mann, der dort aufgesucht, 

überprüft werden sollte, war der zu dem Zeitpunkt amtierende Leiter des Dezernats 

‚Prävention‘ des Landeskriminalamtes Sachsen. Er hat die Waffe vorgelegt. Er hat die 

Waffenbesitzkarte vorgelegt. Ich habe die entsprechenden Aktenvermerke gemacht. 

Wir hatten Vordrucke von der BAO übersandt bekommen, und wir haben dann das 

Papier an die BAO ‚Bosporus‘ übersandt. 

Also: Kein Tatzusammenhang! Keine weiteren Ermittlungen dazu!“3263 

 

II.4.3 B e s o n d er e  E r m i t t l u ng s k om p l e xe  

Neben der Abprüfung nach Sachsen übermittelter Hinweise bzw. der Bearbeitung darauf 

bezogener Ermittlungsersuchen wurden im Freistaat auch in geringem Umfang vermeintliche 

Hinweise erlangt, die sich aus den Angaben eines Inhaftierten, den Angaben eines Polizei- 

beamten sowie aus dem Auffinden einer Česká 83 in Chemnitz ergaben. Darüber hinaus war 

das LKA Sachsen befasst mit der durch das BKA vertretenen Hypothese, es existiere im Frei-

staat eine „Zelle“ der sogenannten „Türkischen Hizbullah“. 

 

II.4.3.1   H i n w ei s  e i ne s  I nh af t i e r t e n  

Am 18. Juni 2005 wandte sich ein Bediensteter der JVA Bautzen telefonisch an die Polizei 

und teilte mit, dass der Insasse W.E. nach eigenen Angaben über Informationen „zu einer 

Mordserie in Deutschland“ verfüge, wobei der Inhaftierte die Aufnahme in ein Zeugenschutz-

programm begehre.3264 Dieser Ausgangsinformation zufolge will E. auf einem im Fernsehen 

gezeigten Phantombild eine ihm bekannte Person „sicher“ wiedererkannt haben, die er zuletzt 

im April 2004 in der Tschechischen Republik gesehen habe.3265 Die TV-Ausstrahlung hatte 

                                                        
3262 ADS 43, Ordner 24, Bl. 67. 
3263 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 9 f. 
3264 ADS 43, Ordner 25, Bl. 302. 
3265 Ebd., Bl. 302 f. 
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sich auf die Ermordung İsmail Yaşars in Nürnberg am 9. Juni 2005 bezogen. In der Folge 

wurde E. zunächst durch Beamte KASt Bautzen der damalige PD Oberlausitz/Niederschlesien 

befragt. Einem dazu angefertigten Vermerk zufolge habe der Inhaftiere eine „neunzig prozen-

tige Übereinstimmung“ der ihm bekannten Person mit einem Phantombild angegeben.3266 

Indes fand keine formelle Zeugenvernehmung statt, die Angaben wurden „nur informatorisch 

niedergeschrieben“.3267 

Die Erkenntnisse wurden unverzüglich der Soko „Halbmond“ mitgeteilt und von dort-

her weiter als „Spur 209“ bearbeitet.3268 Anfang August 2005 richtete die Kriminalpolizei 

Nürnberg ein neuerliches Ersuchen an die KPI Dresden, den Hinweisgeber E. nun auch zeu-

genschaftlich zu vernehmen3269 unter der Maßgabe, dass etwaige Zugeständnisse an ihn – 

„eine Hafterleichterung bzw. Aufnahme in das Zeugenschutzprogramm“ – erst nach einer 

Überprüfung der Hinweise denkbar seien.3270 Ende September 2005, nachdem es knapp zwei 

Monate lang nicht zu einer Bearbeitung des Ersuchens kam, erinnerte die KPI Nürnberg 

nochmals schriftlich daran.3271 

Anfang Oktober 2005 verfasste der Beamten S. des Kommissariats 11 der KPI Dres-

den ein Vermerk über ein Gespräch mit dem Rechtsanwalt des Hinweiswegebers und fixierte 

dessen Einschätzung, „dass es schwierig sei[,] seine[m] Mandanten alles zu glauben. Er ‚nei-

ge manchmal zum Labern’.“3272 Die erbetene Vernehmung fand schließlich am 6. Oktober 

2005 statt. Sie wurde wiederum nicht in einem Wortlautprotokoll, sondern in Vermerkform 

dokumentiert.3273 Demnach bestätigte E. seine früheren Angaben und erweiterte sie dahinge-

hend, dass die fragliche Person in seinem Beisein um das Jahr 2004 „über einen Mordauftrag 

an einem Staatsanwalt und einer Frau in Hamburg oder Hannover gesprochen“ habe.3274 Zwar 

kenne er den Namen des Mannes nicht, sei aber in der Lage, ein von diesem genutztes Fahr-

zeug und den Aufenthaltsort in Tschechien näher zu beschreiben. 

Die Befragungsergebnisse wurden der Kriminalpolizei Nürnberg übermittelt mit der 

Anregung, über das weitere Vorgehen, vor allem den vom Zeugen geäußerten Wunsch nach 

                                                        
3266 Ebd., Bl. 306–308. 
3267 ADS 43, Ordner 23, Teil 2, Bl. 1a. 
3268 ADS 43, Ordner 25, Bl. 305. 
3269 ADS 43, Ordner 23, Teil 2, Bl. 1a. 
3270 Ebd., Bl. 2. 
3271 Ebd., Bl. 13. 
3272 Ebd., Bl. 14. 
3273 Ebd., Bl. 19 f. 
3274 Ebd. 
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Vertraulichkeit, zu befinden.3275 Es folgte darauf die telefonische Mitteilung der Kriminal- 

polizei Nürnberg, dass vorerst keine weiteren Maßnahmen durch die PD Dresden notwendig 

seien.3276 Vielmehr beabsichtigte die Kriminalpolizei Nürnberg hernach, BeamtInnen nach 

Dresden zu entsenden und dort den Hinweisgeber am 19. Oktober 2005 selbst zu verneh-

men.3277 Einem dieser Vernehmung vorangegangenen Schreiben der PD Dresden an die JVA 

ist zu entnehmen, dass E. „für die Befragung die Vertraulichkeit der zuständigen Staatsan-

waltschaft [Nürnberg] zugesichert“ wird.3278 Der weitere Verlauf wurde nicht aktenkundig in 

den Unterlagen, die dem 1. UA vorliegen. Insbesondere fehlt ein Protokoll der angekündigten 

Zeugenvernehmung. Es bleibt offen, ob E. zur Identifizierung der Person beitragen konnte 

und was im Hinblick auf die von ihm beschriebene Person unternommen wurde. 

Ein Teil des Vorgangs wurde dem Dezernat 71 des LKA Sachsen bekannt: Es liegen 

entsprechende Ausdrucke aus dem Polizeilichen Auskunftssystem (PASS) vor, die der Beam-

te Scheibe Anfang 2006 einholte. Darüber hinaus enthalten die Unterlagen, die der 1. UA zur 

Hinweisbearbeitung in der Česká-Mordserie beim LKA Sachsen erhielt, einen undatierten, 

offenbar aus dem Tschechischen ins Deutsche übersetzten polizeilichen Vermerk, der eine 

in Tschechien aufhältige, mit dem Spitznamen „N.“ bekannte Person mit ihrem Klarnamen 

identifizierte.3279 

 

II.4.3.2   H i n w ei s  e i ne s  P o l i z e i b e am t en  

Bei der damaligen PD Oberes Elbtal-Osterzgebirge wurde spätestens Anfang 2007 bekannt, 

dass der im Stadtgebiet Dresdens wohnhafte J.D. im Besitz eines selbstgefertigten Schall-

dämpfers sowie einer Pistole sein soll, deren Registriernummer er entfernt habe. Der Sach-

verhalt wurde am 3. Januar 2007 erstmals schriftlich fixiert und am selben Tag der BAO 

„Bosporus“ mitgeteilt. Demnach beruhten die Annahmen zu D. auf Angaben eines anonymen 

Hinweisgebers, der selbst eine Pistole beim Verdächtigen gesehen und überdies erfahren ha-

ben will, „dass er auch oft für Dritte Geld eingetrieben hat, was er unter anderem auch mit 

Hilfe der ‚Vietnamesen-Mafia‘ getan haben soll.“ Weiter hieß es: „Dem Hinweisgeber wurde 

                                                        
3275 Ebd., Bl. 21. 
3276 Ebd., Bl. 28. 
3277 Ebd., Bl. 29. 
3278 Ebd., Bl. 30. 
3279 ADS 43, Ordner 25, Bl. 112. 
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auch ein Bild einer Česká, Modell 83, gezeigt. Er konnte sich nicht mehr an das genaue Aus-

sehen der Waffe erinnern, meinte aber, dass eine gewisse Ähnlichkeit besteht.“3280 

Der Vermerk wurde gefertigt und zeitnah per Fax nach Nürnberg übersandt durch ei-

nen Beamten, der dem Kommissariat 43 („Zivile Einsatzgruppe“) angehörte.3281 Bei der BAO 

„Bosporus“ wurden die übermittelten Informationen als „Hinweisnummer 401“ und „Spuren-

nummer 429“ verzeichnet.3282 Noch am selben Tag veranlasste die BAO ein Auskunftsersu-

chen, um auf D. registrierte Telefonanschlüsse bekannt zu machen; offenbar war eine Prüfung 

beabsichtigt, ob ein solcher Anschluss im Bereich zurückliegender Tatorte festgestellt werden 

kann.3283 Außerdem wurden D. betreffende Daten beim Kraftfahrtbundesamt erhoben.3284 

Mithilfe des Ordnungsamts der Stadt Dresden wurden Mitte Januar 2007 durch den Beamten 

M. des Kommissariats 43 mehrere Ausdrucke der für D. ausgegebenen Waffenbesitzkarten 

eingeholt3285 und an die BAO „Bosporus“ weitergeleitet. Aus diesen Unterlagen ergibt sich, 

dass sich jedenfalls unter den Waffen, über die D. legal verfügte – fünf Pistolen, zwei Revol-

ver und ein Gewehr – kein Česká-Fabrikat befand. Das Faxdeckblatt, mit dem diese Informa-

tionen nach Bayern übermittelt wurden, enthält die Anmerkung, dass der ursprüngliche Hin-

weisgeber weiterhin „unter allen Umständen“ anonym bleiben möchte, „da er Angst vor dem 

D. […] habe“.3286 

Anfang Februar 2007 richtete die BAO „Bosporus“ ein umfangreiches Ermittlungser-

suchen an das Dezernat 1 (Höchstpersönliche Rechtsgüter) der Kriminalpolizeiinspektion der 

PD Oberes Elbtal-Osterzgebirge, man möge dort weitere Abklärungen zur Verdachtsperson 

vornehmen mit dem Ziel der Feststellung, ob es sich bei einer der Waffen, über die D. ver-

fügt, um eine Česká 83 handelt.3287 Zum Sachverhalt wurde ergänzend ausgeführt, dass zwi-

schenzeitlich eine telefonische Absprache mit demjenigen sächsischen Beamten erfolgt sei, 

von dem die Ausgangsinformation stammt. Dieser habe als tatsächlichen Hinweisgeber einen 

seiner eigenen engen Angehörigen bezeichnet, mit dem sich nunmehr eine formelle Zeugen-

vernehmung erforderlich mache.3288 Unmittelbar nach Erhalt des Ermittlungsersuchens über-

                                                        
3280 ADS 43, Ordner 23, Bl. 10. 
3281 Ebd., Bl. 12. 
3282 Ebd., Bl. 9. 
3283 Ebd., Bl. 19. 
3284 Ebd., Bl. 18. 
3285 Ebd., Bl. 16. 
3286 Ebd., Bl. 17. 
3287 Ebd., Bl. 5–8. 
3288 Ebd., Bl. 6. 
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gab der damalige Leiter des für Tötungsdelikte zuständigen Kommissariats 11 Wichitill den 

gesamten Vorgang an die örtlich zuständige KPI der PD Dresden3289, wo fortan als Sachbear-

beiter der Beamte KHK P. verantwortlich war. Bei der PD Dresden wurden infolgedessen 

Meldedaten zu D., seiner Partnerin und deren Kind erhoben.3290 Zudem machte ein Beamter 

der PD Oberes Elbtal-Osterzgebirge, der namentlich nicht erfasst wurde, Angaben über die 

Mitgliedschaft des D. in einem Dresdner Schützenverein und darüber, dass sich auf dem 

Privatgrundstück des D. ein Schießstand befinde.3291 Nähere Recherchen zu dem Verein wur-

den nicht geführt, nachdem es der Sächsische Schützenbund auf Anfrage der Polizei abge-

lehnt hatte, Auskünfte über Mitglieder zu erteilen.3292 Am 2. März 2007 wurde der ursprüng-

liche Hinweisgeber anonym als Zeuge vernommen, zur Person wurden lediglich die Initialen 

erhoben.3293 Der Zeuge wiederholte während der Befragung die bereits vorliegenden Anga-

ben. Gefragt nach dem Waffentyp, den er bei D. wahrgenommen haben will, sagte er nach 

Vorlage eines Fahndungsplakates, das eine Česká 83 zeigt:  

„Es kann natürlich durchaus gewesen sein, dass es eine solche Waffe gewesen ist. Ich 

weiß, dass er [D.] tschechischer Abstammung ist, inwieweit das eine Rolle spielt, weiß 

ich nicht. Aber Näheres dazu kann ich nicht sagen, weiß ich nicht, ob das ein tschechi-

sches Modell war oder deutsches Modell oder was auch immer, weiß ich nicht.“3294 

Die BAO „Bosporus“ bewertete den Vernehmungsinhalt so, dass entgegen dem ur-

sprünglichen Hinweis „nun eindeutig“ zu ersehen sei, dass es sich bei der beschriebenen 

Waffe nicht um die gesuchte Česká 83 handle.3295 Daher ersuchten nunmehr die bayrischen 

KollegInnen die KPI Dresden, die Ermittlungen wegen unerlaubten Waffenbesitzes in eigener 

Zuständigkeit fortzuführen. Mit Datum vom 13. März 2007 fertigte KHK P. von Amts wegen 

eine Strafanzeige gegen den fortan Beschuldigten D. wegen eines Verstoßes gegen das Waf-

fengesetz.3296 Am Folgetag beschloss das Amtsgericht Dresden auf Antrag des OStA H. der 

Dresdner Staatsanwaltschaft, die Wohnung und das Fahrzeug des Beschuldigten zu durchsu-

chen.3297 Zwar wurden bereits Anfang April 2007 Ausdrucke von Luftbildern, die dessen 

                                                        
3289 Ebd., Bl. 4. 
3290 Ebd., Bl. 60–65. 
3291 Ebd., Bl. 26. 
3292 Ebd., Bl. 27 f. 
3293 Ebd., Bl. 68–78. 
3294 Ebd., Bl. 74. 
3295 Ebd., Teil 3, Bl. 42 f. 
3296 Ebd., Bl. 30 f. 
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Wohnort zeigen,3298 und offenbar eigens angefertigte Aufklärungsfotos seines Grundstückes 

zu den Akten genommen.3299 Zur Umsetzung der Maßnahme kam es aber erst mehr als zwei 

Monate später, nachdem dies durch die Staatsanwaltschaft Dresden Anfang Juni 2007 schrift-

lich angemahnt worden war.3300 Bei der schließlich am 8. Juni 2007 umgesetzten Durchsu-

chung wurden tatsächlich zwei nicht durch die Waffenbesitzkarte des Beschuldigten legiti-

mierte Schusswaffen sowie ein Schalldämpfer aufgefunden.3301 Für die beiden ‚überzähligen‘ 

Waffen konnte der Beschuldigte wenig später eine Ausnahmegenehmigung des Ordnungs-

amts der Stadt Dresden beibringen.3302 Hinsichtlich des Schalldämpfers erklärte er sich laut 

eines Vermerks noch vor Ort wie folgt: 

„Als Herr D. […] zu eine[m] Schalldämpfer befragt wurde, ging er mit PHK J. […] 

und KHM W. […] in den Keller, in einen Bastelraum. Hier lag, in einem Werkzeug-

schrank, ein Schalldämpfer ähnliches Rohr. Dieses übergab Herr D. […] freiwillig 

den Beamten. […] Herr D. […] habe dieses Schalldämpfer ähnliche Gerät selbst an-

gefertigt, im Jahr 2003 oder 2004. Er schoss damit in seinem Schießkeller um zu hö-

ren, wie leise die Watte schießt und ob Geräusche nach draußen dringen. Er habe da-

zu den Schalldämpfer mit Watte verdichtet. Nach ca. 2 Schüssen musste der die Watte 

wieder herausnehmen, da alles verschmutzt gewesen sei. Er habe diesen Schalldämp-

fer offiziell vielen Leuten gezeigt.“3303 

In einer Beschuldigtenvernehmung gab D. weitergehend an, er habe mithilfe des 

Schalldämpfers seinen privaten Schießstand geräuschärmer betreiben wollen, jedoch habe 

sein Eigenfabrikat nicht wie erwünscht funktioniert. Im Übrigen bestritt er, je bei einer 

Schusswaffe eine Registriernummer entfernt oder verfälscht zu haben.3304 In dieser Hinsicht 

hatte die Durchsuchung auch keine Hinweise erbracht. Der Vorgang wurde Mitte Juni 2007 

der Staatsanwaltschaft Dresden vorgelegt,3305 die offensichtlich gegen den Wunsch des poli-

zeilichen Sachbearbeiters verfügte, dass der „anonyme“ Zeuge nunmehr namhaft zu machen 

sei, was auch geschah.3306 Trotz Fehlens einer entsprechenden Verfügung in den Unterlagen, 

die dem 1. UA vorliegen, ist hernach von der Einstellung des Ermittlungsverfahrens auszuge-
                                                        
3298 Ebd., Bl. 34 f. 
3299 Ebd., Bl. 36–38. 
3300 Ebd., Bl. 39. 
3301 Ebd., Bl. 40 f. 
3302 Ebd., Bl. 42. 
3303 Ebd., Bl. 41. 
3304 Ebd., Bl. 47–55. 
3305 Ebd., Bl. 58 f. 
3306 Ebd., Bl. 79. 
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hen: Infolge eines Antrages3307 für die kriminaltechnische Untersuchung zur Funktions- 

tüchtigkeit des Schalldämpfers äußerte das damit beauftragte Kriminaltechnische Institut 

des LKA Sachsen die Auffassung, dass es sich bloß „um ein Stück ‚Rohr mit Aussen- 

gewinde’“3308 handle. Im Übergabeprotokoll und im eigentlichen Gutachten wurde das Objekt 

als „Metallröhre mit Deckel“3309 bezeichnet, das nicht den Vorschriften des Waffengesetzes 

unterliege.3310 

 

II.4.3.3   A u f f in d en  e i n e r  Če s k á -P i s to l e  i n  C h em n i t z  

Am späten Abend des 7. März 2008 kontrollierten zwei Beamte der Diensthundestaffel 

Chemnitz während ihrer Streifenfahrt einen abgestellten Pkw im Bereich der Hainstraße im 

Stadtteil Sonnenberg. Nach Darstellung der beiden beteiligten Beamten entschlossen sie sich 

zu einer verdachtsunabhängigen Kontrolle der beiden im Auto sitzenden Männer, da ihnen 

der Wagen durch zurückliegende Fälle aus dem Bereich der Betäubungsmittelkriminalität 

bekannt gewesen sei. Als Fahrer wurde H.C. festgestellt, der Beifahrer wies sich als K.Ö. aus. 

Beim Absuchen des Fahrzeuginneren entdeckte einer der Beamten in der Mittelkonsole eine 

Pistole mit gespanntem Abzug sowie einen Schalldämpfer, später auch noch ein Magazin mit 

scharfen Patronen. Als er diesen Fund seinem Kollegen bekanntmachte, der sich außerhalb 

des Fahrzeuges bei den beiden inzwischen ausgestiegenen Insassen befand, ergriff der Beifah-

rer zu Fuß die Flucht und konnte zunächst nicht wieder aufgefunden werden.3311 

Der Kriminaldauerdienst der damaligen PD Chemnitz-Erzgebirge stellte noch in der 

Nacht fest, dass die aufgefundene Schusswaffe augenscheinlich baugleich mit jener Pistole 

ist, die mit einer Reihe ungeklärter Mordfälle im Bundesgebiet in Verbindung gebracht wur-

de. Darüber wurden der KDD in Nürnberg sowie die BAO „Bosporus“ telefonisch informiert 

und vereinbart, dass sich am Morgen des Folgetages zwei bayrische BeamtInnen nach Chem-

nitz begeben werden.3312 Als auffällig wurde im Sachzusammenhang bewertet, dass der nun-

mehr flüchtige Beifahrer Ö. zuletzt in Nürnberg gemeldet war.3313 Indes wurden bei der 

Durchsuchung des Fahrzeuges personenbezogene Dokumente aufgefunden, die augenschein-

                                                        
3307 Ebd., Bl. 80–84 
3308 Ebd., Bl. 90. 
3309 Ebd., Bl. 92, 95. 
3310 Ebd., Bl. 96. 
3311 ADS 43, Ordner 26, Bl. 8 f. 
3312 Ebd., Bl. 14 f. 
3313 Ebd., Bl. 11. 
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lich dem flüchtigen Beifahrer zuzuordnen waren, aber vielmehr auf den Namen B.D. laute-

ten.3314 Ö., dessen Name er sich bediente, war an dem Vorgang nicht beteiligt. 

Sodann wurde eine bundesweite Fahndung gegen B.D. eingeleitet.3315 In der Annah-

me, er sei Verdächtiger in der Mordserie, erließ das Amtsgericht Nürnberg am 8. März 2008 

einen Haftbefehl und einen Beschluss zur Durchsuchung seiner Chemnitzer Wohnung,3316 die 

mithilfe des SEK umgesetzt wurde.3317 Der Flüchtige wurde dabei nicht angetroffen. Gegen-

über dem bei der Kontrolle festgestellten und vorläufig festgenommenen C. ordnet das AG 

Nürnberg zunächst die Untersuchungshaft an.3318 Indes wurde er am Abend des 8. März 2008 

wieder freigelassen.3319 Denn zwischenzeitlich war die aufgefundene Waffe für eine ballisti-

sche Untersuchung zum BKA nach Wiesbaden verbracht worden:3320 Nach dortiger Einschät-

zung konnte es sich bei der in Chemnitz aufgefundenen Schusswaffe nicht um die gesuchte 

Tatwaffe handeln.3321 Zwar handelte es sich in beiden Fällen um eine Česká vom Typ 83 mit 

einem Kaliber von 7,65 mm und passendem Schalldämpfer. Jedoch war die Waffengleichheit 

nach einem Beschuss auszuschließen – bei der in Chemnitz sichergestellten Waffe handelte es 

sich demnach um ein „rückgebautes Schnittmodell“, das gleichwohl voll funktionsfähig 

war.3322 Soweit B.D. damit als Tatverdächtiger der Mordserie auszuschließen war, wurde die 

bestehende Fahndung widerrufen.3323 Am 13. März 2008 bestätigte das BKA schriftlich die 

Nichtidentität der Waffen. Indes habe ein Tatmittelvergleich ergeben, dass ein „Tatzusam-

menhang zu einer räuberischen Erpressung am 25. März 2007 in Hohenstein-Ernstthal nach-

gewiesen“ werden konnte, wo aus der Waffe geschossen worden war. Zu dieser Tat war bis-

lang nur einer von zwei mutmaßlichen Tätern ermittelt worden.3324 

Der Rechtsanwalt des D. hatte sich bereits am 11. März 2008 telefonisch an OStA R. 

der Staatsanwaltschaft Chemnitz gewandt und angekündigt, dass sich sein Mandant stellen 

werde,3325 was auch geschah. Am 18. März 2008 erfolgte eine Beschuldigtenvernehmung mit 

D., der die zurückliegende Raubhandlung bestritt und angab, die Waffe erst am Tag ihres 

                                                        
3314 Ebd., Bl. 12. 
3315 ADS 43, Ordner 25, Bl. 40 ff. 
3316 ADS 43, Ordner 26, Bl. 48. 
3317 Ebd., Bl. 12. 
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3319 Ebd., Bl. 100. 
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3322 ADS 43, Ordner 25, Bl. 55 u. Ordner 26, Bl. 15. 
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3325 Ebd., Bl. 77, 149. 
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Fundes von einem A. aus Leipzig erhalten zu haben, um sie für ihn vorübergehend aufzube-

wahren.3326 Die Hauptlast der weiteren Ermittlungen in Zuständigkeit der KPI Chemnitz ge-

gen D. stützte sich auf den Verdacht etlicher Urkundenfälschungen, Verstöße gegen aufent-

haltsrechtliche Bestimmungen, insbesondere gegen örtliche Beschränkungen, ferner den Be-

sitz von Betäubungsmitteln sowie Bedrohungen gegen BeamtInnen. Es ist aber nicht erkenn-

bar, inwieweit in Sachsen Ermittlungen zur Herkunft der sichergestellten Waffe angestellt 

wurden. Etwaige juristische Folgen für D. wegen des unerlaubten Besitzes sind in den Unter-

lagen, die dem 1. UA vorliegen, nicht erkennbar. Feststeht allerdings, dass weitergehende 

Erkenntnisse erlangt wurden, die in der Ermittlungsakte der sachbearbeitenden KPI Chemnitz 

jedoch nicht verzeichnet sind. Darauf weist ein umfangreicher Vermerk der EG „Česká“ des 

BKA hin, der am 17. Juli 2008 an das LKA Sachsen gesandt worden war und in dem auf ein – 

hypothetisches – Netzwerk der „Türkischen Hizbullah“ im Freistaat Sachsen hingewiesen 

wurde, zu dem nach Ansicht des BKA auch D. gehören könnte (siehe unten). In dem Vermerk 

heißt es, D. habe „im Rahmen eines informellen Gesprächs“ angegeben, seine Česká 83 

von einem „Türke[n] aus Zwickau“ erhalten zu haben, der sie wiederum aus dem Raum Dres-

den bezogen haben soll.3327 Diese Version steht im Widerspruch zu den Angaben in D.s 

Beschuldigtenvernehmung. 

Seitens der KPI Chemnitz handelte es sich bei dem Sachbearbeiter des Falles, KHK 

K., um einen Beamten des für Bandenkriminalität zuständigen Kommissariats der KPI Chem-

nitz, das auch mehrere der später dem NSU zugerechneten Raubstraftaten bearbeitete. An der 

Durchsuchung in der Wohnung des D. war der Beamte M. beteiligt, der dem gleichen  

Kommissariat angehörte.3328 Beim Unterzeichner des Zwischen- und des Abschlussberichtes 

handelte es sich um den Leiter des Kommissariats 24, EKHK Rechenberg.3329 Er war als 

Zeuge des früheren 3. UA vernommen worden, machte allerdings in seinen Ausführungen 

keinerlei Angaben zum hiesigen Ermittlungskomplex. Dem LKA Sachsen, das bei diesen 

Ermittlungen nicht erkennbar in Erscheinung trat, war der Fall D. zumindest durch den 

Fernschreibverkehr bekannt.  
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II.4.3.4   A n g e b l i ch e  Z e l l e  d e r  „T ür k i s ch e n  Hi zb u l l a h “  i n  S a ch s e n  

Nach Feststellung im Abschlussbericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen 

Bundestages wurde bei der beim BKA angesiedelten EG „Česká“, das zu der Mordserie fall-

übergreifend u.a. zur möglichen Herkunft der Tatwaffe ermittelte, erstmals im September 

2006 die explizite Vermutung aufgestellt, dass Taten der Mordserie einen Bezug aufweisen 

könnten zu Strukturen und Aktivitäten der sogenannten „Türkischen Hizbullah“ (TH), deren 

Ziel in der Abschaffung des gegenwärtigen türkischen Staatswesens zugunsten eines „Gottes-

staates“ bestehe. Nachdem es im Folgejahr zu einem diesbezüglichen Informationsaustausch 

mit türkischen Sicherheitsbehörden kam, erachtete das BKA eine Täterschaft der TH in der 

Mordserie zeitweise sogar als „durchaus wahrscheinlich“.3330 Hierbei handelte es sich um eine 

„Trugspur“, die anhand der Ermittlungen in der Česká-Mordserie nicht zu stützen war, aber 

instrumentalisiert wurde, um – erfolglos – eine Zuständigkeit des Generalbundesanwaltes 

begründen zu helfen.3331 Die BKA-Ermittlungen zur TH bezogen sich teilweise auch auf Per-

sonen, die sich im Freistaat Sachsen aufhalten sollen. Den Unterlagen zufolge, die dem 1. UA 

vorliegen, konnte eine Zugehörigkeit solcher Personen zur TH in keinem einzigen Fall verifi-

ziert werden. Auch die wiederholt angenommene Existenz von TH-Strukturen im Freistaat 

Sachsen blieb durchgängig eine unbelegte Behauptung. 

Im Ermittlungskomplex TH kam es gleichwohl zu einem fortgesetzten Erkenntnis- 

austausch des BKA mit dem Dezernat 71 des LKA Sachsen. So nahm erstmals ein Vermerk 

des dort tätigen Beamten Scheibe vom 30. März 2007 Bezug auf eine vorangegangene Mittei-

lung des BKA, man bearbeite „immer noch“ die „Spur Islamismus“: Es sei inzwischen von 

nicht näher bezeichneter türkischer Seite auf einen in Leipzig ansässigen eingetragenen Ver-

ein und eine zugehörige Moschee hingewiesen worden, wobei zwei damit affiliierte Personen, 

S. und K., für die TH aktiv gewesen sein. Im LKA Sachsen wurde dazu Auszüge aus ver-

schiedenen Dateien eingeholt. Demnach lagen zu dem angeblich relevanten Verein überhaupt 

keine polizeilichen Erkenntnisse vor. Hinsichtlich der beiden bezeichneten Personen ergaben 

sich nur Erkenntnisse zu geringfügigen Delikten.3332 Der LKA-Beamte Scheibe gab dazu an: 

„Zeuge Rolf Scheibe: Ja, also Hisbollah3333 resultiert aus […] einem Ersuchen des 

BKA, der EG ‚Česká‘, die offensichtlich eine Sonderauswertung durchgeführt hatten, 

                                                        
3330 AbschlBer UA-BT I, S. 589. 
3331 Ebd., S. 590. 
3332 ADS 43, Ordner 25, Bl. 100 ff. 
3333 Falschschreibung im Wortlautprotokoll, gemeint ist die „Türkische Hizbullah“. 
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und es gab in dieser Auswertung mögliche Beziehungen von türkischen namentlich 

bekannten Personen nach Leipzig, zur Institution in Leipzig, die mit der Hisbollah im 

Zusammenhang steht. Das BKA hat uns im Prinzip ersucht zu prüfen, ob wir Erkennt-

nisse haben, dass diese Personen tatsächlich polizeiliche Informationen, also einen 

polizeilichen Hintergrund haben, und ein Zusammenhang zu dieser Institution in 

Leipzig erkennbar ist. Das haben wir im Prinzip gemacht.“3334 

Am 1. Juni 2007 wandte sich die EG „Česká“ des BKA erneut an mehrere Landeskri-

minalämter, darunter wiederum an den Beamten Scheibe im Dezernat 71 des LKA Sachsen. 

Mit der E-Mail übermittelt wurde „eine Aufstellung von Anschlussinhabern, welche seitens 

türkischer Behörden als mutmaßliche Kontaktpersonen zu Mitgliedern/Unterstützern der 

‚Türkischen Hizbullah’ in Erscheinung traten.“ Es werde nun aufgrund „festgestellter Verbin-

dungen zwischen der o.g. Terrororganisation zu einigen Opfern der hier bearbeiteten Mord- 

serie“ um die Abklärung der Personen gebeten.3335 Worin diese „festgestellten Verbindungen“ 

bestanden haben sollen, wurde weder mitgeteilt noch nachgefragt. Im Anhang der E-Mail 

befand sich eine tabellarische Aufstellung von insgesamt 44 Personen,3336 mit dem in 

Leipzig wohnhaften U. auch eine Person aus Sachsen.3337 Inwieweit die erbetene Personen- 

abklärung vorgenommen wurde, bleibt offen. In den vorliegenden Unterlagen des LKA Sach-

sen finden sich lediglich handschriftliche Notizen, die eine Person mit abweichendem 

Vornamen betreffen.3338 

Eine erneute Anfrage der EG „Česká“ des BKA gegenüber dem LKA Sachsen erfolgte 

Anfang Februar 2008. Thematisiert wurde diesmal ein Verkehrsunfall in Leipzig, in den u.a. 

die Herren A. und S. verwickelt waren. Bei ihnen handelte es sich nach Einschätzung des 

BKA um mögliche Kontaktpersonen oder Sympathisanten der TH.3339 Zu den erfragten Per-

sonen wurden beim LKA Sachsen PASS-Auszüge eingeholt und dem BKA zugesandt.3340 

Diese Unterlagen enthalten keine Anhaltspunkte für eine TH-Verbindung oder anderweitige 

Bezüge zum Bereich des Islamismus. 

                                                        
3334 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 16. 
3335 ADS 43, Ordner 25, Bl. 63. 
3336 Ebd., Bl. 64 ff. 
3337 Ebd., Bl. 66. 
3338 Ebd., Bl. 121 ff. 
3339 Ebd., Bl. 96. 
3340 Ebd., Bl. 97–99. 
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Mitte März 2008 ging beim LKA Sachsen eine weitere E-Mail der EG „Česká“ ein. 

Darin wurde mitgeteilt, man habe zur Spur „Hizbullah“ nunmehr einen Hinweis „aus Italien“ 

erhalten, der sich auf die Brüder Ü. beziehe.3341 Gegen beide Personen waren im Freistaat 

Sachsen in den Jahren 1998 und 2001 Ermittlungsverfahren wegen des Verstoßes gegen das 

Sprengstoff- und das Waffengesetz geführt worden; unter anderem sollen sie zwei Česká-83-

Exemplare besessen haben. Verschiedene Einzelinformationen bzw. -behauptungen verdich-

tete das BKA schließlich in einem elfseitigen Vermerk,3342 der dem LKA Sachsen im Juli 

2008 zuging und in dem ein hochkomplexes Personengefüge skizziert wird, das der TH nahe-

stehen soll und davon zeuge, „dass die TH als Organisation […] im Bereich Sachsen (Leipzig 

u. Umgebung) eine entsprechende Zelle aufgebaut hat.“3343 Über vielstufige Kontakt- und 

teils bloß gemutmaßte Kennverhältnisse ergibt sich laut BKA ein umfangreiches Personenge-

flecht im TH-Umfeld, das angeblich – hier wörtlich gemeint – ‚über fünf Ecken‘ zum Mord-

opfer İsmail Yaşar führen soll. Belege wurden dem LKA Sachsen nicht übermittelt. Inwieweit 

hier eine durch das BKA angenommene TH-Struktur plausibel abgebildet wurde, kann der 

1. UA freilich nicht ermessen. Anzumerken ist aber, dass sich die vielfach indirekten Perso-

nenbezüge auf einen Zeitraum von dreizehn Jahren in unterschiedlichen Orten und teils 

verschiedenen Staaten verteilen und Kennverhältnisse mithin bloß deshalb angenommen 

wurden, weil bestimmte Personen – stets Nicht-Deutsche – denselben Nachnamen tragen. 

Zu einer einzigen erwähnten Person, deren Auto bei einem eventuellen TH-Treffen 

gesehen worden sein soll, und zu zwei nahen Angehörigen, die mit der TH überhaupt nicht in 

Verbindung zu bringen waren, wurden beim LKA Sachsen Meldedaten erhoben.3344 Auf 

Nachfrage gab der Zeuge Scheibe an, abgesehen von den Hinweisen des BKA habe es beim 

LKA Sachsen „keinerlei Erkenntnisstand“ zur „Türkischen Hizbullah“ gegeben: 

„Lutz Richter, DIE LINKE: Ich habe nur noch eine Nachfrage zum Thema Hisbollah. 

Mich würde noch mal interessieren, ob bei Ihnen diese Organisation überhaupt 

bekannt war zum damaligen Zeitpunkt oder ob das erst durch den Hinweis des BKA 

zustande kam und was Sie zu dem Zeitpunkt schon über diese Strukturen wussten. 

                                                        
3341 Ebd., Bl. 95. 
3342 Ebd., Bl. 81–91. 
3343 Ebd., Bl. 81. 
3344 Ebd., Bl. 92–94. 
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Zeuge Rolf Scheibe: Bekannt wurde der Sachverhalt über das Ersuchen vom BKA. 

Wir selbst hatten keinerlei Erkenntnisstand zur Hisbollah. Also, in unserer Arbeit 

spielte die Hisbollah keine Rolle.“3345 

Für die durch das BKA wiederholt aufgestellte Behauptung, in Sachsen existiere eine 

„Zelle“ der „Türkischen Hizbullah“, wurden dem 1. UA keine Belege bekannt. Es ist davon 

auszugehen, dass diese Angaben unzutreffend waren. 

 

II.4.4 E r m i t t l u ng s e r su c h en  z u  w e i t e r e n  NS U- T a t en  

In vereinzelten Fällen wurden bei der Polizei in Sachsen auch Ermittlungsersuchen bearbeitet, 

die sich nicht auf die Česká-Mordserie, sondern auf andere Anschläge bezogen, die heute dem 

NSU zugerechnet werden. Dabei handelt es sich um den Nagelbombenanschlag in der Kölner 

Keupstraße am 9. Juni 2004 und um die Ermordung der Polizeibeamtin Kiesewetter am 

25. April 2007 in Heilbronn. 

 

II.4.4.1   Z um  S pr e ng s t o f f a n s ch l ag  i n  Kö l n  

Zu dem Nagelbombenanschlag in Köln ermittelte beim Polizeipräsidium Köln die EG 

„Sprengstoff“. Sie wandte sich Ende Mai 2005 mit einem Schreiben an die damalige PD Obe-

res Elbtal-Osterzgebirge, in dem Bezug genommen wurde auf die „Unterspur 347/5“. Dem-

nach war im Zuge einer Rasterfahndung ein I.P. bekannt gemacht worden, der in Radebeul 

wohnt, aber bis Mai 2003 – gut ein Jahr vor dem Anschlag – in Köln in einer Entfernung von 

rund einem Kilometer vom späteren Tatort gemeldet war. Dieser Person sollten Aufnahmen 

einer Überwachungskamera gezeigt werden, auf der die beiden damals unbekannten männli-

chen Täter zu sehen sind.3346 Das Ermittlungsersuchen bearbeitete der Beamte Wichitill. Als 

Zeuge des 1. UA gab er an, sich an den Vorgang zu erinnern.3347 Zum damaligen Vorgehen 

gab der Zeuge auf Befragen an: 

„Zeuge Volker Wichitill: […] Eigentlich eine ganz normale Verfahrensweise: Man 

schickt einer Person dann eine Vorladung mit der Bitte, der Vorladung nachzukom-

                                                        
3345 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 19. 
3346 ADS 43, Ordner 24, Bl. 39 f. 
3347 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 4. 
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men. – Die Person kam der Vorladung nicht nach. Also setzt man sich ins Auto, fährt 

dort hin und führt dann dort Ermittlungen. Es ging dann dahin, dass wir uns an das 

Einwohnermeldeamt und auch an die Ausländerbehörde des Landkreises Meißen 

wenden mussten. Wir stellten fest, dass dieses Haus bekannt ist für Scheinadressen 

ausländischer Arbeitnehmer hier in Deutschland. Wir konnten die konkrete Spur von 

P. […] im Zuständigkeitsbereich nicht mehr feststellen. Er war auch mit anderen 

Sachverhalten in Sachsen nicht weiter auffällig gewesen. Es gab Adressen von Fir-

men, bei denen er arbeiten sollte; die waren aber außerhalb von Sachsen. Wir haben 

dann dieses Ermittlungsersuchen mit den bekannten Ermittlungshandlungen wieder 

nach Köln zurückgeschickt.“3348 

Diese Angaben stimmen mit der Aktenlage überein. Demnach teilte der Beamte 

Wichitill der ersuchenden EG „Sprengstoff“ mit Schreiben vom 8. Juli 2005 mit, dass P. nicht 

an der angegebenen Anschrift aufzufinden und offenbar unbekannten Aufenthalts sei.3349 Zu 

den Besonderheiten der Ermittlungen zu dem Nagelbombenanschlag in Köln gehörte im Üb-

rigen, dass zumindest zeitweise polizeilich ein Zusammenhang mit der Česká-Mordserie ge-

prüft worden ist.3350 Auf die Frage, ob dieser damals nicht erwiesene, aber jedenfalls auch 

nicht ausgeschlossene Zusammenhang während der Informationsveranstaltung der BAO 

„Bosporus“ im LKA Sachsen (siehe oben) erörtert wurde, gab der Zeuge Wichitill an, dies 

nicht mehr zu wissen: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Sie haben uns ja von der Anfrage in Bezug auf die EG 

‚Sprengstoff‘ berichtet. Hat denn dieser Kölner Sprengstoffanschlag bei dieser Bera-

tung – BAO ‚Bosporus‘ – mit eine Rolle gespielt? 

Zeuge Volker Wichitill: Ich weiß es nicht mehr. Aber ich würde aus – – Ich würde 

möglicherweise sagen: Nein.“3351 

 

II.4.4.2   Z ur  E r m or d un g  d e r  Po l i z e ib e a mt in  K ie s e w e t t e r  

Zu der Ermordung der Polizeibeamtin Kiesewetter und der versuchten Tötung ihres Kollegen 

A. am 25. April 2007 in Heilbronn ermittelte die Soko „Parkplatz“ des LKA Baden-
                                                        
3348 Ebd., S. 10. 
3349 ADS 43, Ordner 24, Bl. 38. 
3350 AbschlBer UA-BT I, S. 524 f. 
3351 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 16. 
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Württemberg. Der Beamte des LKA Sachsen Scheibe gab an, über den zugrundeliegenden 

Fall damals auf dem Wege des regulären polizeilichen Meldedienstes informiert worden zu 

sein, ohne dass Anzeichen für einen Zusammenhang mit der Česká-Mordserie vorlagen und 

ohne dass Ermittlungsersuchen nach Sachsen übermittelt worden seien: 

„Kerstin Köditz, DIE LINKE: Dieselbe Fragestellung in Bezug auf den Mord an Mi-

chèle Kiesewetter? Gab es da Anfragen, Hinweise, Abfragen? 

Zeuge Rolf Scheibe: Natürlich gibt es bei einem Tötungsdelikt [an] einer Polizeibe-

amtin einen Meldedienst, und alle Dienststellen werden darüber informiert. Da gab’s 

keine Zusammenhänge jetzt zu einer Mordserie. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Also, Sie wurden nur informiert, es gab keine Anfragen: 

Gibt es Erkenntnisse oder Ähnliches? 

Zeuge Rolf Scheibe: Wir wurden informiert über den bestehenden Meldedienst. 

Kerstin Köditz, DIE LINKE: Über die Tatsache. Punkt. 

Zeuge Rolf Scheibe: Über die Tatsache.“3352 

Dagegen gab der Zeuge Wichitill an, er habe ein Ermittlungsersuchen in diesem Fall 

erhalten, das eine in Radebeul wohnhafte Frau B. betroffen habe.3353 Nach Aktenlage hatte 

sich die Soko „Parkplatz“ im Juli 2008 schriftlich zunächst an die PD Dresden gewandt und 

um Überprüfung der Frau B. gebeten. Insbesondere sollte mit ihr hinsichtlich des Tatzeit-

punkts eine „Alibibefragung“ durchgeführt und eine freiwillige DNA-Abgabe angeregt wer-

den.3354 Grundlage der Spur waren Angaben einer Hinweisgeberin, die in einer zeugenschaft-

lichen Vernehmung geschildert hatte, mit der Frau bekannt zu sein, die zurückliegend ge-

sprächsweise von der Begehung eines „perfekten Verbrechens“ gesprochen habe.3355 Die Frau 

wurde in der Folge, wie erbeten, befragt; außerdem wurde eine DNA-Probe entnommen.3356 

Dazu gefertigte Unterlagen wurden Anfang August 2008 durch einen Beamten der PD Oberes 

Elbtal-Osterzgebirge der Soko „Parkplatz“ übersandt.3357 Der damals bei dieser Polizeidirek-

tion tätige Beamte Wichitill gab zu dem Vorgang an, die vermeintlich verfolgte DNA-Spur, 
                                                        
3352 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 18. 
3353 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 4. 
3354 ADS 43, Ordner 24, Bl. 90. 
3355 Ebd., Bl. 91 ff. 
3356 Ebd., Bl. 106. 
3357 Ebd., Bl. 112. 
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die man mit einer Probe der Frau B. habe vergleichen wollen, sei das „Phantom von Heil-

bronn“ gewesen, d.h. eine Trugspur, die durch verunreinigte Wattestäbchen entstanden 

war:3358 

„Zeuge Volker Wichitill: […] Wenn ich jetzt zu dem […] Ermittlungsersuchen komme 

– das ist die SoKo ‚Parkplatz‘, Heilbronn, Mord an der Polizeibeamtin Kiesewetter 

und der Mordversuch an ihrem Kollegen –, dann muss ich etwas ausholen. Im Zu-

sammenhang mit diesem Tötungsdelikt ist ja unter anderem in dem Auto eine weibli-

che DNA gesichert worden. Jetzt komme ich zu einem Punkt, der Ihnen sicher bekannt 

ist und eventuell das eine oder andere Lächeln – leider – ins Gesicht treiben wird: 

Dieses Phantom von Heilbronn spielte hier eine Rolle. […] Durch die Straftaten, die 

mit diesem Phantom in Zusammenhang gebracht wurden, ergaben sich natürlich nicht 

nur Straftatensachverhalte in Deutschland, sondern auch in Österreich, in Italien, in 

Frankreich, also in einem sehr, sehr weiten Gebiet. 

Es wurde entsprechend Medienarbeit betrieben. Und da meldete sich bei der Sonder-

kommission eine Frau aus Wuppertal. Sie berichtete, dass sie in den Achtzigern eine 

Frau kennengelernt hatte, die auch ganz gut in der kriminellen Szene unterwegs war, 

die mit allen möglichen Leuten sich abgab und alle möglichen Beziehungen hatte, die 

wohl aus der Wiener Gegend stammen sollte – und, und, und. Also möglicherweise ei-

ne Ermittlungsrichtung, die vielversprechend aussah. 

Den Kriminalisten der SoKo „Parkplatz“ ist es dann gelungen, diese unbekannte 

Frau, von der ein Vorname – M. […] – bekannt war, zu identifizieren. Wir konnten 

dann diese Frau in Radebeul aufsuchen. Aber wie so oft, wenn alles ganz, ganz gut 

aussieht, ergaben sich auch daraus keine Erfolge. Also, wir haben diese Frau zeugen-

schaftlich vernommen. Wir haben von ihr DNA bekommen, auf freiwilliger Basis. Die-

se Daten und diese Ergebnisse wurden dann an die SoKo übersandt. Wir haben ja 

dann auch in den Medien lesen und hören können, wie es sich mit dieser weiblichen 

DNA und diesem Phantom verhielt. 

Also, es ergaben sich aus den Ermittlungen keine Anhaltspunkte zu einem Tatzusam-

menhang zu dem Mord an Frau Kiesewetter und dem Mordversuch an ihrem 

Kollegen.“3359 

                                                        
3358 AbschlBer UA-BT I, S. 642. 



 687 

II.4.5 E in b e z i e h un g  d e s  S t a a t s s c h u t z e s ?  

Für das LKA Sachsen berichtete der Zeuge Scheibe, er habe im Zuge der Aussteuerung und 

Koordinierung des Informationsaustauschs mit der BAO „Bosporus“ und sich daraus erge-

benden Ermittlungsersuchen „keinen Kontakt“ mit dem polizeilichen Staatsschutz gehabt.3360 

Jedoch habe er in seinem Verantwortungsbereich ein- und ausgehenden Informationen in die-

ser Sache unter anderen auch mit der Abteilung Staatsschutz des LKA Sachsen ausge-

tauscht.3361 Auf Nachfrage gab der Zeuge an, ihm sei nicht bekannt, ob und inwieweit daraus 

möglicherweise Maßnahmen im Bereich des Staatsschutzes resultierten: 

„Zeuge Rolf Scheibe: […] In meinen Verantwortungsbereich ein- und ausgehende 

Informationen mit Bezug zu der Mordserie wurden der Abteilung Staatsschutz des 

Landeskriminalamtes Sachsen nachrichtlich zur Kenntnis gegeben. Daraus resultie-

rende weitergehende Maßnahmen sind mir nicht bekannt geworden.“3362 

Tatsächlich ist anhand des vorliegenden Erkenntnisaustauschs, der das koordinierend 

tätige Dezernat 71 des LKA Sachsen betraf, nicht zu erkennen, dass Informationen gezielt an 

Dienststellen bzw. Organisationseinheiten ausgesteuert wurden, die sich mit dem Phänomen-

bereich des „Rechtsextremismus“ beschäftigten. Nachvollziehbar ist lediglich, wie oben ge-

zeigt wurde, dass die beim BKA angesiedelte EG „Česká“ hypothetische Annahmen verfolg-

te, die in den Bereich des sogenannten Ausländerextremismus bzw. Islamismus führten. Zu-

mindest zu einem dahingehenden Einzelsachverhalt habe es, wie der Zeuge Scheibe angab, 

auch eine „persönliche Absprache“ des BKA mit BeamtInnen des LKA Sachsen unter Einbe-

ziehung des Staatsschutzes gegeben.3363 Darüber hinaus gab dieser Zeuge an, dass über die 

Informationsveranstaltung der BAO „Bosporus“ auch die Staatsschutz-Abteilung des LKA 

Sachsen informiert gewesen sei.3364 Für eine tatsächliche Beteiligung von Staatsschutz-

BeamtInnen, insbesondere solcher für den Phänomenbereich des Rechtsextremismus, an der 

Veranstaltung ergeben sich in der Gesamtschau der dem 1. UA vorliegenden Unterlagen und 

der befragten ZeugInnen jedoch keine Anhaltspunkte.  

                                                                                                                                                                             
3359 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 10 f. 
3360 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 11. 
3361 Ebd., S. 5. 
3362 Ebd., S. 6. 
3363 Ebd., S. 5. 
3364 Ebd., S. 17. 
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Nach Aktenlage gab es lediglich einen einzelnen Vorgang, in dem eine Staatsschutz-

Relevanz offenkundig gegeben war: Am 25. April 2006 ging beim Polizeirevier Dresden-

Cotta auf unbekanntem Weg ein Umschlag ein, der handschriftlich beschrieben war mit „Bitte 

um Weiterleitung an Mordkommission“ und der als Absender eine „Bürgerinitiative gegen 

islam. Unterwanderung“ nannte.3365 In dem Umschlag enthalten war ein handschriftlich gefer-

tigtes Anschreiben, datiert auf den 23. April 2006.3366 Der enthaltene Text insinuiert mit deut-

lich antimuslimischen und rassistischen Formulierungen, dass ein Motiv in der Mordserie 

darin zu suchen sei, dass die Opfer Muslime gewesen waren, die „vom Glauben abgefallen“ 

seien, wofür der Koran Todesstrafe fordere. Es sei damit zu rechnen, dass die „Zahl der Mor-

de weiter steigen“ werde, „je mehr die deutsche Seite das Problem verharmlost […] und je 

zahlreicher u. mächtiger die Moslems in unserem Land werden.“ Für das Schreiben zeichnet 

sich in der letzten Zeile eine „Bürgerinitiative gegen Islamisierung Deutschlands durch Un-

terwanderung“ verantwortlich. Rückseitig war auf dem für das Anschreiben verwendeten 

Blatt der Name einer in Dresden ansässigen Firma aufgedruckt.3367 Dem Umschlag lag ferner 

ein gedrucktes, fünfseitiges Pamphlet bei, das sich in rassistischem Duktus pauschal gegen 

Muslime richtet. In der Fußzeile wurde als Urheber abermals eine „Bürgerinitiative gegen die 

Islamisierung Deutschlands durch Unterwanderung“ bezeichnet.3368 

Es ist nach Aktenlage nicht nachvollziehbar, ob und inwieweit Maßnahmen getroffen 

wurden, die Herkunft des Schreibens, etwa mithilfe des Firmenaufdrucks, nachzuvollziehen. 

Spuren konnten nicht gesichert werden, da der Umschlag von Anbeginn „nicht als Spuren- 

träger durch das aufnehmende Polizeirevier behandelt“ wurde.3369 Ende April 2006 wurde 

eine Kopie des Umschlaginhalts an die Staatsanwaltschaft Dresden zum Zwecke einer rechtli-

chen Würdigung geschickt, wobei aber das Ergebnis dieser Prüfung nicht aktenkundig wurde. 

Der gesamte Vorgang wurde schließlich am 10. Mai 2006 durch den Leiter des Staatsschutz-

Dezernates der KPI Dresden, KHK R., dem Dezernat 71 des LKA Sachsen übersandt. 3370 Der 

damals dort tätige Beamte Scheibe bestätigte auf Vorhalt, das Schreiben zur Kenntnis erhalten 

zu haben: 

  

                                                        
3365 ADS 43, Ordner 25, Bl. 181. 
3366 Ebd., Bl. 180 
3367 Ebd., Bl. 179. 
3368 Ebd., Bl. 182–186 
3369 Ebd., Bl. 179. 
3370 Ebd. 
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„Lutz Richter, DIE LINKE: […] Haben Sie von so einem Schreiben jemals Kenntnis 

erlangt? 

Zeuge Rolf Scheibe: Dieses anonyme Schreiben, das in Dresden eingegangen ist, hat-

te ich in meinen Ausführungen schon benannt. Und zwar ist dieses Schreiben aus-

schließlich im Staatsschutzbereich – – und an uns im Prinzip nachrichtlich zur Kennt-

nis gegangen. Also, es kommt von der Staatsschutzdienststelle zum Staatsschutz im 

LKA, ist aber aufgrund der Mordserie, möglicher Verbindungen zu dieser Mordserie, 

auch bei uns – nachrichtlich – aufgeschlagen, um zu prüfen, ob für diese Adresse und 

diesen Absender Informationen vorliegen. […] 

Dieses Schreiben wurde uns vom Staatsschutz Dresden, von der Polizeidirektion nach-

richtlich zugesandt. Auf dem Fax-Blatt steht eine Institution, und diese Institution ha-

ben wir im Prinzip abgeprüft, ob es bei uns dazu Erkenntnisse gibt – was leider nicht 

der Fall war. Ansonsten sind wir aus dem LKA außen vor mit diesem Schreiben. Wir 

haben wirklich nur unsere Möglichkeiten geprüft, ob es im Zusammenhang mit diesem 

anonymen Schreiben noch Verbindungen gibt, andere Informationen. Aber, wie ge-

sagt, das war nicht der Fall. Wir haben dazu nichts festgestellt.“3371 

Auf weiteres Befragen bekräftigte der Zeuge, die in seinem Zuständigkeitsbereich be-

triebene Auswertung des Schreibens habe „nichts ergeben.“ Er nehme an, dass in der Fach- 

abteilung Staatsschutz beim LKA Sachsen gleichfalls eine – ihm allerdings nicht bekannte – 

Auswertung vorgenommen wurde. 3372 

 

II.4.6 K e i n e  i n  S ac h s e n  be k a nn t en  S pu r e n  z um  N S U 

Im Zuge des allgemeinen Informationsaustauschs und verschiedener Ermittlungsersuchen der 

BAO „Bosporus“ und der EG „Česká“, aber auch der EG „Sprengstoff“ und der Soko „Park-

platz“ erlangten sächsische Polizeidienststellen keine Hinweise, die für die Frage der Täter-

schaft entscheidend gewesen wären oder die einen Rückschluss auf die Existenz und die Tat-

begehung durch den NSU erlaubt hätten. Der Zeuge Wichitill gab an, er habe – auch infolge 

der Informationsveranstaltung der BAO „Bosporus“, an der er teilnahm – „die ganz saubere 

Feststellung“ treffen können, dass jedenfalls in seinem Zuständigkeitsbereich keine Sachver-

                                                        
3371 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 11 f. 
3372 Ebd., S. 15. 
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halte vorlagen, die in einem Tatzusammenhang mit der Česká-Mordserie standen.3373 Der 

Zeuge Scheibe führte aus, dass bei sämtlichen in seinem Dezernat durchgeführten Auswer-

tungen, Überprüfungen und Ermittlungen keine beweiserheblichen Informationen zur Mord-

serie erlangt werden konnten.3374 Diese Angaben entsprechen der Aktenlage, die allerdings, 

wie bereits ausgeführt wurde, unter dem Vorbehalt steht, nicht vollständig zu sein. 

Soweit nachvollziehbar, gelangten jedenfalls keine bei den Ermittlungen zu einzelnen 

Taten erlangten Hinweise nach Sachsen, die sich retrospektiv tatsächlich mit dem NSU in 

Bezug setzen lassen. Dazu zählt der Umstand, dass am 25. April 2007 kurz nach der Ermor-

dung der Polizeibeamtin Kiesewetter in Heilbronn an einer nahegelegenen Kontrollstelle ein 

Wohnmobil mit Chemnitzer Kennzeichen notiert wurde und das auf den Namen des Holger 

Gerlach entliehen worden war.3375 Darüber hinaus wurde am 15. Juni 2005 rund dreieinhalb 

Stunden vor der Ermordung des Theodoros Boulgarides in München ein Mobiltelefon, das 

sich in unmittelbarer Nähe des späteren Tatorts befand, von einer Telefonzelle aus angerufen, 

die in Zwickau nahe der Polenzstraße 2 stand, wo das „Trio“ zu dieser Zeit wohnte. Auf einer 

nach dem 4. November 2011 aufgefundenen, handschriftlich verfassten Notiz war die Ruf-

nummer dieses Handys notiert, versehen mit dem Zusatz „Aktion“.3376 Auch das Handy sowie 

eine Rechnung über den in Zwickau erfolgten Erwerb des Telefons und der zugehörigen SIM-

Karte wurden aufgefunden. Die Rechnung war auf die nahe Zwickau wohnhafte A.F. ausge-

stellt. Diese bestritt in einer zeugenschaftlichen Vernehmung durch das BKA, den Vertrag 

abgeschlossen zu haben und die Rufnummer zu kennen.3377 Soweit bekannt, war die Handy-

nummer – wie „mehrere Millionen“ weitere – bei der BAO „Bosporus“ elektronisch gespei-

chert, ohne dass vor 2011 darauf bezogene Ermittlungen durchgeführt worden wären. Diese 

hätten sich erst bei zusätzlichen Auffälligkeiten, beispielsweise einem Auftreten derselben 

Nummer auch im Bereich anderer Tatorte, erforderlich gemacht.3378 

Nicht zum Untersuchungsauftrag des 1. UA gehörte die Frage, ob bis 2011 außerhalb 

Sachsens möglicherweise weitere Spuren erlangt worden sind, deren sachgemäße Auswertung 

die Annahme eines rechtsgerichteten Tathintergrundes erhärtet oder zu den in Sachsen aufhäl-

tigen Tätern geführt hätte. 

                                                        
3373 1. UA, Protokoll Volker Wichitill v. 25.06.2018, S. 3. 
3374 1. UA, Protokoll Rolf Scheibe v. 28.05.2018, S. 5. 
3375 AbschlBer UA-BaWü II, S. 1003, u. ADS 736, Ordner 16, entspr. SAO 125, Bl. 142. 
3376 ADS 736, Ordner 5, entspr. SAO 18.1, Bl. 573. 
3377 Ebd., Bl. 555. 
3378 AbschlBer UA-BT I, Anl. 1, S. 24 f. 
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II.4.7 G e h ä uf t e  Z ug r i f f e  au f  e i n e  F a hn d un g s- W e b s i t e  de s  B KA 

Unabhängig von den Ermittlungsersuchen zur Česká-Mordserie, die bei der sächsischen 

Polizei abgearbeitet wurden, erging am 27. Juni 2007 ein Beschluss des Amtsgerichts Nürn-

berg, in dem angeordnet wurde, dass die Sächsische Staatskanzlei Auskunft zu erteilen habe 

über bestimmte Verbindungsdaten, die im Zeitraum vom 9. August bis 6. November 2006 

sowie vom 2. Januar bis 18. März 2007 angefallen sind. Dem Beschluss lag der Umstand zu-

grunde, dass das BKA seit April 2006 auf seiner Website über die Mordserie und die Fahn-

dung nach den unbekannten Tätern informierte, wobei Zugriffe auf diese Seiten überwacht 

wurden. Dabei wurden „auffällig häufige Zugriffe“ durch eine IP-Adresse registriert, die auf 

die Sächsische Staatskanzlei zurückzuführen war. Demnach war es in den erfragten Zeit- 

räumen von derselben Adresse und demselben Computer aus an 41 einzelnen Tagen zu 

Zugriffen gekommen, wobei insgesamt 450 „Clicks“ auf der Website durch mutmaßlich die-

selbe Person verursacht worden sind. Das AG Nürnberg folgte in seinem Beschluss der An-

nahme des BKA, wonach es sich bei dem Verursacher dieser zahlreichen Zugriffe um eine 

Person handeln müsse, „die ein besonderes Interesse an dem Stand der Ermittlungen hat“ und 

die nunmehr identifiziert werden sollte.3379 

Das BKA wandte sich in dieser Sache an das SMI bzw. das Landespolizeipräsidium 

und bat darum, den Vorgang vertraulich zu behandeln. Das SMI informierte hernach das 

BKA, wonach zwar bestätigt werden könne, dass die Zugriffe aus dem Bereich der Staats-

kanzlei heraus erfolgten, die Verbindungsdaten aber bereits gelöscht worden seien. Die Auf-

klärung des Vorgangs war insoweit nicht möglich. Erst im Jahr 2012, d.h. nach der Enttar-

nung des NSU, gelang es, den Verursacher der Zugriffe anhand eines Abgleichs der Auf-

zeichnungen des Objektschutzes der Staatskanzlei mit den bekannten Zugriffszeiten zu identi-

fizieren.3380 Dem 1. UA erschließt sich nicht, warum diese Identifizierung auf genau die glei-

che Weise nicht bereits früher möglich war. 

Der Ausschuss befragte in dem Zusammenhang denjenigen früheren Mitarbeiter der 

Staatskanzlei, der die Zugriffe verursacht hatte: Es handelt sich um den inzwischen bei der 

Staatsanwaltschaft Dresden tätigen Juristen Marcus Leder. Der Zeuge gab an, er sei bis ins 

Jahr 2008 in der Sächsischen Staatskanzlei beschäftigt gewesen, zunächst als Referent in der 

Abteilung Ressortkoordinierung und ab 2005, also in dem hier interessierenden Zeitraum, im 

Referat „Politische Planung“. Zu seinen Aufgaben habe dabei das Controlling der Umsetzung 
                                                        
3379 AbwBer 3. UA, Kap. Exk. 2.b, S. 130 f. 
3380 Ebd., S. 132 f. 
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der damaligen Koalitionsvereinbarung zwischen CDU und SPD gehört. Darüber hinaus sei er 

federführend mit dem Szenarienprojekt „Sachsen 2020“ befasst gewesen.3381 Wie der Zeuge 

weiter berichtete, habe es zurückliegend auf der Homepage des BKA eine Rubrik zu offenen 

Fahndungsfällen gegeben, in der auch Ausführungen zur heute so genannten NSU-Mordserie 

gemacht wurden. Über diese Mordserie habe er sich damals wiederholt informiert: 

„Zeuge Marcus Leder: […] Ich habe mich mit dieser NSU-Mordserie und mit der 

Fahndung jahrelang beschäftigt. Ich habe also immer wieder mich darüber informiert 

– von der Zeit, wo diese Morde noch stattfanden, bis hin zu der Verhaftung und den 

Suiziden von den Mitgliedern des NSU. 

Damit habe ich mich beschäftigt, weil ich schon seit langer Zeit mich intensiv mit 

Kriminologie und mit Strafverfolgung befasse und mich dafür interessiere, zum ande-

ren, weil es sich hier nun wirklich um eine der ganz großen Fahndungen handelte, die 

es damals in Deutschland gab. 

Soweit ich mich über diese Fahndung informiert habe, habe ich mich unter anderem 

auch über diese besagte Homepage informiert – ganz einfach, weil das in meinen Au-

gen die aktuellste und informativste Homepage zu diesem Thema war. Ich glaube, 

dass ich diese Homepage auch von meinem Arbeitsplatz in der Staatskanzlei aus 

genutzt habe. 

Auf jeden Fall ist es so gewesen, dass ich in der Staatskanzlei jenseits der 40. oder 50. 

Arbeitsstunde Fachzeitschriften gelesen und Informationsangebote im Internet genutzt 

habe. Ich bin mir also fast sicher und gehe mit großer Wahrscheinlichkeit davon aus, 

dass ich in diesem Rahmen auch die besagte Homepage genutzt habe.“3382 

Auf Befragen führte der Zeuge aus, er sei auf den Fall ursprünglich durch eine zeit-

weise intensive Medienberichterstattung aufmerksam geworden, was sein persönliches Inte-

resse geweckt habe. Eine ausgelobte Belohnung für sachdienliche Hinweise – seiner Erinne-

rung nach war dies „eine außerordentlich hohe Belohnung“ – habe für ihn und sein Interesse 

keine Rolle gespielt.3383 Er habe selbst auch weder eigene Erkenntnisse zu den Taten gehabt 

noch habe ein dienstlicher Bezug zu der Thematik bestanden. Insbesondere sei er dienstlich 

„prinzipiell“ nicht mit den Bereichen Extremismus und Gewaltkriminalität befasst gewe-

                                                        
3381 1. UA, Protokoll Marcus Leder v. 24.09.2018, S. 3. 
3382 Ebd., S. 4. 
3383 Ebd., S. 12. 
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sen.3384 Auf die Frage, woraus es sich ergab, dass die von ihm verursachten Zugriffe – das 

BKA hatte 450 „Clicks“ registriert – so häufig waren, führte der Zeuge aus: 

„Zu der Häufigkeit der Nutzungen kann ich keine belastbare Auskunft machen. Denn 

es ist ganz einfach so: Es ist nicht nur sehr lange her, sondern ich bin natürlich sehr 

oft am Computer und bin, wie jeder, auch oft im Internet, jede Woche, wahrscheinlich 

mehrfach jede Woche. Ich nutze dabei die unterschiedlichsten Homepages, und zwar 

sowohl zu Hause als auch auf Arbeit. 

Eine belastbare Zuordnung der Häufigkeit nach kann ich heute schon absolut nicht 

machen und schon gar nicht einzelnen Computer-Arbeitsplätzen zuordnen. Was die 

Zahl 450 anbelangt, weiß ich auch nicht, was mit ‚Klicks‘ gemeint ist. Ist mit ‚Klicks‘ 

gemeint, dass man einmal eine Homepage besucht, und dann schaltet man dort hin 

und her und kommt auf insgesamt 10 oder 20 Klicks bei einer Nutzung? – Da fehlt mir 

jetzt das Verständnis für die Aussage. 

Ich könnte mir auf jeden Fall vorstellen, dass ich in dieser Zeit, wo ich in der Staats-

kanzlei war, öfters diese Homepage genutzt habe. Öfters – das heißt zum Beispiel, 10, 

20, 30, 40 Mal. Aus wie vielen Klicks sich eine Nutzung zusammensetzt, das ist dann 

auch eine technische Frage.“3385 

Auf Befragen, warum die Zugriffe auch zu dienstuntypischen Zeiten, nämlich auch an 

Wochenenden sowie in späten Abendstunden stattfanden, sagte der Zeuge: 

„Die Staatskanzlei ist für Bedienstete auch spätabends und am Wochenende zugäng-

lich gewesen; davon habe ich Gebrauch gemacht. Es ist also so gewesen, dass ich 

manchmal lange am Abend in der Staatskanzlei gewesen bin, auch zum Beispiel nach 

neun Uhr. Das kann ich deshalb sagen, weil: Nach meiner Erinnerung ist es so gewe-

sen, dass um neun Uhr man nur noch über die Wache und nicht mehr über den Haupt-

eingang das Gebäude verlassen konnte. Nach meiner Erinnerung ist es mehrfach so 

gewesen, dass ich über die Wache das Gebäude verlassen habe. Daraus leite ich ab, 

dass ich teilweise auch erst nach neun Uhr nach Hause gegangen bin. 

Außerdem ist es so, dass ich auch an den Wochenenden wiederholt in der Staatskanz-

lei gewesen bin, phasenweise sicherlich auch jedes Wochenende einmal. Es erscheint 

                                                        
3384 Ebd., S. 7 f. 
3385 Ebd., S. 8. 
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mir naheliegend, dass ich auch dabei, also abends oder am Wochenende, dann die 

Homepage genutzt habe, genauso wie ich um diese Zeit dann meine übliche Arbeit 

gemacht habe oder eben Fachzeitschriften gelesen habe oder andere Informations- 

angebote aus dem Internet genutzt habe.“3386 

Weiter schilderte der Zeuge, es sei bis ins Jahr 2012 zu diesen Vorgängen niemand auf 

ihn zugekommen oder habe ihn darauf angesprochen. Insbesondere habe er nicht erfahren, 

dass wegen der Zugriffe „dann irgendwelche Maßnahmen oder Untersuchungen stattgefunden 

haben.“3387 Dies habe sich erst geändert, als im Jahr 2012 das BKA sich an ihn wandte: 

„Es ist allerdings so gewesen, dass ich […] gut fünf Jahre später eine Zeugenverneh-

mung zu diesem Thema hatte. Ich habe ein bisschen recherchiert in meinen Unterla-

gen, um das rekonstruieren zu können. 

Es ist so gewesen, dass es ein Telefongespräch gegeben hat zwischen einem Beamten 

des Bundeskriminalamtes und mir, bei dem der Beamte darum gebeten hat, dass wir 

kurzfristig eine Zeugenvernehmung durchführen zu, wie er sagte, dem Ermittlungs- 

verfahren gegen Beate Zschäpe. Wir haben uns dann hier in Dresden getroffen. Nach 

meinen Unterlagen war dieses Treffen am 09.07.2012. Es nahmen nach meinen Unter-

lagen teil: ein Herr G. […], ein Herr S. […] und ich. 

Bei dieser Zeugenvernehmung wurde mir gesagt, dass es von der Staatskanzlei aus öf-

ters Logins auf der besagten Homepage gegeben habe, dass man seinerzeit versucht 

habe, herauszufinden, wer diese Logins gemacht hat, aber ohne Erfolg, und dass man 

jetzt, um Verschwörungstheorien vorzubeugen, dieses Thema wieder aufgreifen würde. 

Ich habe mich dann in der Zeugenvernehmung geäußert zu meinen Arbeitszeiten, zu 

meinem Interesse für Strafverfolgung. Ich bin auch gefragt worden, ob es sein könne, 

dass ich diese Homepage genutzt habe. Daraufhin habe ich nach meiner Erinnerung 

in etwa gesagt, dass es möglich ist oder naheliegend ist, dass ich diese Homepage des 

Öfteren von der Staatskanzlei aus genutzt habe.“3388 

                                                        
3386 Ebd., S. 9. 
3387 Ebd., S. 5, vgl. auch S. 13. 
3388 Ebd., S. 5. 
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Die durch das BKA durchgeführte Zeugenvernehmung vom 9. Juli 2012 lag dem 

1. UA vor.3389 Wie der Zeuge im Ausschuss weiter erklärte, habe es – seiner heutigen Kennt-

nis nach – auf der BKA-Website eine Art Fangschaltung gegeben, um nachzuvollziehen, von 

welchen Anschlüssen aus auf die Website zugegriffen wird, wobei gehäufte Zugriffe aus dem 

Bereich der Staatskanzlei – die offenbar er verursacht hatte – aufgefallen waren. Die Absicht 

des BKA habe seines Erachtens darin gelegen, dass nach kriminalistischer Erfahrung „Perso-

nen, die mit Straftaten irgendwas zu tun haben, sich manchmal intensiv über die Fahndung 

informieren.“3390 Nach der Vernehmung mit dem BKA habe er von dem insoweit aufgeklär-

ten Sachverhalt nichts mehr gehört, weder von der Polizei noch durch seinen Arbeitgeber.3391 

                                                        
3389 D.i. ADS 626. 
3390 1. UA, Protokoll Marcus Leder v. 24.09.2018, S. 13. 
3391 Ebd., S. 5. 
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